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8 Kapitel A - Planungsgegenstand

A Planungsgegenstand

A.1 Anlass und Erforderlichkeit

Aufgrund des bestehenden und weiterhin prognostizierten Bevolkerungswachstums der
Landeshauptstadt Potsdam werden im Rahmen der Schulentwicklungsplanung erhebliche
Anstrengungen unternommen, die daraus zu erwartende Versorgung mit Schulplatzen
sicherzustellen. Sowohl im Grundschul- als auch im Sekundarstufenbereich wird in den
kommenden Jahren der Bedarf an zusatzlichen Schulplatzen auf dem gesamten Stadtgebiet
kontinuierlich ansteigen. Anhand dieser Entwicklungstrends ist absehbar, dass auch im
Potsdamer Norden weitere Schulstandorte benétigt werden.

Far den Nordraum der Landeshauptstadt Potsdam wird eine Entlastung durch die
Ansiedlung einer weiterflihrenden Schule an dem Standort Pappelallee/Reiherweg erfolgen.
Weiterhin wird im Geltungsbereich des Bebauungsplans, direkt angrenzend an den
zukunftigen Schulstandort, eine Flache fur Verwaltungsnutzungen ausgewiesen, mit dem
Ziel dort einen Verwaltungsstandort des Landes Brandenburg unterzubringen.

Der Standort fur die Errichtung einer WeiterfiUhrenden Schule an der westlichen Pappelallee,
Ecke Reiherweg in Potsdam-Bornstedt ist das Ergebnis einer umfangreichen Standortunter-
suchung und ist eingebettet in das gesamtstadtische Schul- und Sportflachenentwicklungs-
konzept. Neben diesem Standort werden in den nachsten Jahren noch weitere zusatzliche
Schulstandorte entwickelt bzw. bestehende Schulstandorte erweitert.

Die Bereitstellung ausreichender Schulkapazitaten stellt eine gesetzliche Pflichtaufgabe der
Landeshauptstadt dar. Um dieser Pflichtaufgabe nachzukommen, ist die Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" erforderlich. Die gesetzlichen Grundlagen
fur die Aufstellung des Bebauungsplans gemaR § 1 Abs. 3 BauGB liegen damit vor. Die
Aufstellung des Bebauungsplans ist mit den Grundsatzen des § 1 Abs. 5 BauGB vereinbar.

Die Stadtverordnetenversammlung (SVV) fasste am 06.07.2016 den Beschluss den
Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg” aufzustellen, mit dem Ziel, die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Sicherung eines Schulstandortes zu schaffen.

Fir das Bauleitplanverfahren ist die Prioritatenstufe 1 | (Bebauungsplan zur
Investitionsvorbereitung) festgelegt worden. Das Verfahren dient der Starkung der sozialen
Infrastruktur und liegt damit im 6ffentlichen Interesse.

Am Standort Pappelallee/Reiherweg wird entsprechend Beschluss der SVV vom 25.08.2021
(DS 21/SVV/0820), zum Schuljahr 2022/2023 ein vierzigiges Gymnasium gegrindet. Das
Gymnasium startet am Standort Jagerallee (Oberstufenzentrum 1) als zwei- bis vierzlgiges
Gymnasium.

Voraussichtlich ab dem Schuljahresbeginn 2027/2028 erfolgt die Fortfihrung als vierzlgiges
Gymnasium (14) in massiver Bauweise am Standort Pappelallee/Reiherweg.Die
verbleibenden Flachen des Geltungsbereichs, welche nicht fir die Unterbringung des
Schulstandortes bendtigt werden, sollten urspriinglich der Entwicklung von Wohnungsbau
dienen. Wahrend der Konkretisierung der Planung stellte sich jedoch heraus, dass die GroRe
des Schulgrundstiicks bereits eine Herausforderung fur die Unterbringung aller notwendigen
Nutzungen der Schule darstellt. Somit musste auf das urspringliche Planungsziel der
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Kapitel A- Planungsgegenstand 9

Unterbringung von Wohnraum verzichtet werden, da dies lediglich als erganzende Nutzung
im Bebauungsplan realisiert werden sollte und die Schule an dieser Stelle unter dem
Gesichtspunkt der Dringlichkeit, ausreichend Schulplatze fir die Bevolkerung Potsdams
bereitzustellen, als prioritar zu betrachten ist. Die Integration des geplanten
Verwaltungsstandortes in den Geltungsbereich wurde ebenfalls anschlieffiend vorgenommen,
namlich als bekannt wurde, dass das Land Brandenburg Eigenbedarf fir die Nutzung der
Flachen auldert, welche ursprunglich ebenso fur den Schulstandort angedacht waren.

Das Plangebiet grenzt an das geschitzte UNESCO-Kulturerbe des Ruinenbergs, es ist
daher zwingend zu beachten, dass die Baugrenzen nicht in die bewaldete Zone des
Ruinenbergs eingreifen. Weiterhin spielen Sichtbeziehungen bzw. die Hohenthematik eine
zu berlcksichtigende Rolle bei der Realisierung der vorgesehenen Planungen.

Im Mai 2017 wurde fUr das Plangebiet ,Pappelallee/Reiherweg” eine stadtebauliche
Machbarkeitsstudie erstellt. Nachdem im Rahmen der Erarbeitung dieser Studie
unterschiedliche Varianten/Szenarien betrachtet wurden, wie der Schulstandort in den
vorhandenen Geltungsbereich integriert werden kénnte, stellte sich im Laufe der Fortfihrung
des Verfahrens heraus, dass auf Grund der bestehenden Eigentumsverhaltnisse lediglich
eine Teilflache im nordwestlichen Bereich des Gebietes flr die kurzfristig angestrebte
Entwicklung des Schulstandortes zur Verfiigung steht. Fir die weitere Planung des
Schulstandorts ist au3erdem ein hochbaulicher Realisierungswettbewerb vorgesehen. Flr
die geplante Bebauung zur Unterbringung eines Verwaltungsstandortes auf den 6stlichen
Flachen des Plangebiets wurde ebenfalls eine Machbarkeitsstudie erstellt. Gegenstand
dieser war die Prifung der Vereinbarkeit der geplanten Nutzungen mit den die Flachen
umgebenden, zu beachtenden gartendenkmalpflegerischen Belangen.

Bei der Entwicklung der Planinhalte sind sowohl die umweltbezogenen als auch die
grinplanerischen Aspekte zu beachten und in den Abwagungsprozess einzubeziehen. Flr
die Belange des Umweltschutzes ist entsprechend der gesetzlichen Vorgaben fir die
Aufstellung des Bebauungsplans eine Umweltprifung durchzufiihren, in der die
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht
beschrieben und bewertet werden. Die Umweltprifung bildet einen gesonderten Teil der
Begriindung (Kapitel C).

A.2 Beschreibung des Plangebiets
A21 Raumliche Lage

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" befindet sich
im Norden Potsdams, Stadtteil Bornstedt, nordwestlich der ca. 2 km entfernten Innenstadt
gelegen. Die sehr stark frequentierte Hauptverkehrsstralie Pappelallee sowie der sich von
dieser Stralle abzweigende Reiherweg grenzen unmittelbar an den Geltungsbereich bzw.

das Gebiet an. Im Suden des Plangebietes befindet sich der Ruinenberg, eine Anhohe mit
einem denkmalpflegerischen Charakter, da sich auf dieser ein Ruinenensemble bestehend
aus Wasserbecken, Normannischem Turm und Theaterwand befindet.

Im Norden des Plangebiets befindet sich das Nahversorgungszentrum Bornstedter Feld —
Pappelallee.
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10 Kapitel A - Planungsgegenstand

A.2.2 Geltungsbereich und Eigentumsverhaltnisse

A.2.21 Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 113 umfasst auf einer Flache von
ca. 5,4 ha das Gebiet in den folgenden Grenzen:

im Norden: durch die Verkehrsstra3en Pappelallee und Reiherweg

im Osten: durch die 6stliche Flurstlicksgrenze des Flurstiicks 343/6, Flur 1 in der
Gemarkung Bornstedt

im Suden: durch die slUdliche Flurstlicksgrenze des Flurstiicks 1301, Flur 1 in der
Gemarkung Bornstedt und durch die Waldflachen des Ruinenbergs

im Westen: durch die westlichen Grenzen der Flurstiicke 342/1, 1293,1300 sowie 1301,
Flur 1 in der Gemarkung Bornstedt.

In Umgriff des Bebauungsplans liegen folgende Flurstilicke:

342/1, 343/3, 343/6, 343/8, 1293, 1294, 1295, 1296, 1297, 1298, 1300 und 1301 der Flur 1 in
der Gemarkung Bornstedt. Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs ergibt sich aus
der Planzeichnung.

'Y

| Bebauungsplan Nr. 113 | %
; "Pappelallee/Reiherweg" .“-.\_ &

=
-w

Abbildung 1: Geltungsbereich
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Kapitel A- Planungsgegenstand 11

Abbildung 2: Luftbild des Geltungsbereichs

Anderung des Geltungsbereichs im Laufe des Planaufstellungsverfahrens

Abweichend vom Aufstellungsbeschluss ist wahrend der Erarbeitung des Vorentwurfs,
vorbehaltlich der Zustimmung durch die Stadtverordnetenversammlung, der Geltungsbereich
um die éstlichen Flachen, welche sich im Eigentum des Brandenburgischen Betriebs flr
Liegenschaften und Bauen (BLB) befinden, reduziert worden. Au3erdem wurde der
Geltungsbereich um Flachen im Siden, den Flursticken 1300 und 1301 (historisch: 343/10)
erweitert. Der Geltungsbereich hatte sich somit zwischen den Verfahrensschritten der
Aufstellung des Bebauungsplanes und der friihzeitigen Beteiligung zum Vorentwurf von ca.
4,3 ha auf 3,2 ha verkleinert. Nachdem die fruhzeitige Beteiligung zum Vorentwurf
abgeschlossen war, anderte sich der Geltungsbereich erneut. Die 6stlichen Flachen, welche
urspruinglich Bestandteil des Geltungsbereichs waren, wurden erneut miteinbezogen. Grund
daflr ist die Sinnhaftigkeit der planungsrechtlichen Beurteilung einer Bebauung dieser
Flachen Uber einen Bebauungsplan, da sich diese im Umgebungsschutz des
Denkmalbereichs "Berlin-Potsdamer Kulturlandschaft" befinden.

Insgesamt hat sich somit der Geltungsbereich wahrend des Planaufstellungsverfahrens von
anfanglich ca. 4,3 ha auf ca. 5,4 ha vergroéiert.

A.2.2.2 Eigentumsverhaltnisse

Die Flursticke 342/1, 343/3, 343/6, 343/8, 1293, 1294, 1295, 1296, 1297 und 1298 des
Geltungsbereichs befinden sich im Eigentum des Landes Brandenburg. Bei den Flurstlicken
1300 und 1301 handelt es sich um Flachen, welche im Eigentum der Landeshauptstadt
Potsdam liegen. Die Grundstiicksflachen, welche fir die Realisierung des Schulstandortes
bendtigt werden und im Eigentum des Landes liegen (Flursticke 342/1, 1293, 1295, 1297)
sollen im Zuge der Umsetzung der Planung an die Landeshauptstadt Potsdam verkauft
werden. Grundlage fir den Verkauf ist ein vom BLB beauftragtes Wertgutachten vom
17.06.2021.

A.2.3 Gebiets- / Bestandssituation

Das Planungsgebiet grenzt im Norden an den Entwicklungsbereich Bornstedter Feld. Auf der
Flache selbst befinden sich mehrere Plattenbauten sowie Lager- und Garagengebaude.
Weiterhin werden im 6stlichen Teil des Geltungsbereichs eine Kindertagesstatte, eine
kirchliche Einrichtung, Blros und eine Einrichtung der Polizei genutzt. Nordlich an der

Bebauungsplan Nr. 113
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Pappelallee befindet sich das Nahversorgungszentrum “Bornstedter Feld - Pappelallee® im
Entwicklungsbereich Bornstedter Feld. Der sudliche Teil des Plangebiets ist durch eine stark
bewaldete Flache und Grinaufwuchs gepragt.

Nordwestlich des Plangebiets liegt eine Wendeschleife der Strallenbahn, welche sich in dem
an das Plangebiet angrenzenden Bebauungsplan Nr. 40 ,Kaserne Kirschallee“ befindet.
Dieser beinhaltet ein modernes Wohn- und Gewerbegebiet mit einem integrierten Stadtplatz.
Relevante stadtebauliche Anknipfungspunkte sind die Verkehrswege Pappelallee und
Reiherweg sowie die sudostlich gelegene historische Parkanlage des Ruinenbergs.

Im Suden des Gebietes, die sldliche Grenze des Geltungsbereichs tangierend, grenzt ein
Bereich des zu schutzenden UNESCO-Weltkulturerbes an das Bebauungsplangebiet. Der
Ruinenberg stellt in der Nahe des Plangebiets als denkmalgeschiitztes Gartendenkmal eine
Besonderheit dar, da dessen Sichtbeziehungen bei der weiteren Planung zu bericksichtigen
sind. Sudwestlich des Plangebietes gelegen ist das Krongut Bornstedt. Dieses gehért zum
Ensemble der Schiésser und Garten von Potsdam Sanssouci und stellt sowohl ein die

Abbildung 3: Kita an der Pappelallee

Abbildung 5: Wohngebdude im Westen des Abbildung 6: Drive siidlich des Plangebiets
Plangebiets

Bebauungsplan Nr. 113
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Westlich des Plangebiets wird der Geltungsbereich von einer Wohnbebauung aus den
1970er Jahren umgeben. Diese besteht aus viergeschossigen Plattenwohnbauten und
einigen dazugehorigen Garagen.

Das Gebiet selbst weist einen weitestgehend verlassenen Charakter auf, da die meisten der
sich dort befindenden Blirogebaude nicht mehr in Betrieb sind. Die Erschliefung der
einzelnen Gebaude ist vorhanden, weist jedoch einige Mangel auf. Auffallig auf dem Gebiet
ist der hohe Griunanteil.

A24 Planungsrechtliche Ausgangssituation

Eine verbindliche Bauleitplanung existiert fir das Plangebiet bislang nicht. Die
planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben in diesem Bereich ist teilweise anhand des §
34 BauGB zu beurteilen. Der sudostliche Teilbereich des Plangebiets befindet sich jedoch im
Aulenbereich nach § 35 BauGB. Im Flachennutzungsplan der Landeshauptstadt Potsdam
ist der Geltungsbereich als Gemischte Bauflache dargestellt, welche direkt an den Bereich
einer Historischen Parkanlage angrenzt.

A.2.5 ErschlieBung

A.2.5.1 Verkehrstechnische ErschlieBung

Die Anbindung an den o6ffentlichen Nahverkehr erfolgt hauptsachlich iber die Tramlinie 92,
welche im 10-20-Minuten-Takt ab den in der Nahe liegenden Haltestellen Kirschallee und
Johan-Bouman-Platz verkehrt und den nérdlichen Teil Potsdams mit dem Siden verbindet.
An beiden Haltestellen sowie an der Haltestelle Ribbeckstral®e fahren die Stadtbuslinien 612,
692, 698 und der Nachtbus N17. Aulierdem verbindet zeitweise die Linie 697 Potsdam
Bornstedt mit Berlin-Kladow, die Linie 614 verlauft nach Gutenpaaren und die Linie 650
verbindet Potsdam Bornstedt mit Nauen. Somit sind auch regionale Busverbindungen am
Standort vorhanden.

Nur eine Buslinie (692), welche zwischen Bornim und dem Klinikum verkehrt, fahrt im 20-
Minuten-Takt. Der Bus zum Campus Jungfernsee (Linie 698) halt alle 40 Minuten an den
vorhandenen Haltestellen. Die Ubrigen Linien fahren im Stundentakt oder noch seltener.

Die fuBRlaufige Erreichbarkeit der Haltestellen vom Plangebiet aus betragt zwischen 200 und
400 m.

Die verkehrliche und stadttechnische ErschlieBung der Flachen des Plangebietes ist tiber die
Stralden Pappelallee im Nordosten und dem Reiherweg, welcher das Gebiet im Norden und
Westen umgrenzt, gewahrleistet. Der Reiherweg mundet in die Pappelallee. Diese stellt als
Hauptverkehrserschlieldungsstralie inklusive Buslinienverkehr eine unproblematische
Anbindung an den zukunftigen Schulstandort sicher. Durch die Pappelallee, welche als
ZubringerstralRe zur Bundesstralle 2 und Bundesstralle 273 fungiert, ist das Gebiet gut an
den motorisierten Individualverkehr angeschlossen. Die nachstgelegenen Anschlussstellen
zur Autobahn A 10 Potsdam-Nord und Leest sind jeweils in ca. 15 min zu erreichen.

A.2.5.2 Technische ErschlieBung

Auf dem Plangebiet befinden sich verschiedene Leitungsbestéande der Energie und Wasser
Potsdam GmbH (EWP) und der Netzgesellschaft Potsdam GmbH (NGP), die zur Versorgung
der Bestandsgebaude dienten. Hierzu gehdéren neben den verschiedenen

Bebauungsplan Nr. 113
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Hausanschlissen insbesondere eine Trafostation ,,196-Reiherweg", mehrere
Niederspannungsleitungen (1 kV), zwei Mittelspannungsleitungen (10 kV), eine
Trinkwasserversorgungsleitung (DN 150) sowie ein Niederspannungs-Kabelverteiler ,844"
(vgl. Stellungnahme der EWP im Rahmen der Behérdenbeteiligung zum Entwurf des
Bebauungsplans vom 23.02.2022).

Vorhandene Leitungen und Betriebsanlagen sollten laut der EWP dauerhaft freigehalten
werden. Sie missen aullerdem vor Beschadigung geschitzt sein und durfen nicht Gberbaut
oder Uberpflanzt werden. Eine Beeintrachtigung oder Gefahrdung des Bestandes oder
Betriebes der Anlagen durch Einwirkungen, die durch Neubebauungen entstehen, sollte
unbedingt vermieden werden. Aus diesem Grund gibt es in der Regel eine freizuhaltende
Schutzstreifenbreite. Diese ist abhangig von der Dimensionierung der Leitung und bei der
EWP bzw. NGP zu erfragen.

Grundsatzlich kann das Plangebiet mit den Medien, Trinkwasser, Schmutzwasser und
Niederschlagswasser sowie Elektroenergie, Gas und Fernwarme erschlossen werden.

Aufgrund der noch unbekannten Leistungs- und Bedarfswerte flr die kinftige Bebauung sind
mit hoher Wahrscheinlichkeit bedarfsorientierte Erweiterungen des vorhandenen
Leitungsbestandes und der Betriebsanlagen erforderlich.

A3 Planerische Ausgangssituation (und weitere rechtliche
Rahmenbedingungen)

A.3.1 Ziele und Grundsatze der Raumordnung und Landesplanung /
Regionalplanung

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitplane der Gemeinden den tbergeordneten
Grundsatzen und Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Neben
allgemeinen Vorgaben aus dem Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes sind im Rahmen
der verbindlichen Bauleitplanung insbesondere Landesentwicklungs- und Regionalplane zu
beachten.

Ziele der Raumordnung und Landesplanung ergeben sich aus:

- dem Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBI. |
S.235) das ab seinem Inkrafttreten am 1. Februar 2008 den Ubergeordneten Rahmen
der gemeinsamen Landesplanung fir die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg bildet

und

- dem Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR), der
als Rechtsverordnung der Landesregierungen auf der Ebene der Landesplanung die
Raumordnung konkretisiert und erganzt. Er ist am 01.07.2019 wirksam geworden —
veroffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt fir das Land Brandenburg, Teil Il,
Jahrgang 2019, Nummer 35 — und hat den Landesentwicklungsplan Berlin-
Brandenburg (LEP B-B) abgeldst.

Folgende Ziele der Raumordnung sind als sonstige Erfordernisse bei der Aufstellung dieses

Bebauungsplans zu berucksichtigen:

Bebauungsplan Nr. 113
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A.3.1.1 Landesentwicklungsprogramm fiir die Hauptstadtregion Berlin-
Brandenburg

Die Planung entspricht den Festlegungen (Grundsatzen der Raumordnung) des
Landesentwicklungsprogramms 2007, wonach die Hauptstadtregion nach den Prinzipien der
zentraldrtlichen Gliederung entwickelt werden soll, zukinftige Siedlungsentwicklungen und
Ansiedlungen innerhalb der raumordnerisch festgelegten Siedlungsbereiche stattfinden und
der Starkung der Zentralen Orte dienen sollen.

e Gemal § 5 Abs. 2 und 3 LEPro 2007 soll bei der Siedlungsentwicklung die
Innenentwicklung Vorrang vor der AuRenentwicklung haben. Bei der
Siedlungstatigkeit soll daher neben der Erhaltung und Umgestaltung des baulichen
Bestandes vorhandener Siedlungsbereiche, vor allem die Reaktivierung von
Brachflachen Prioritat haben bzw. eine Nutzung erschlossener Baulandreserven. Mit
der damit zu erwartenden erhdhten Auslastung bestehender Infrastruktur- und
Gemeinbedarfseinrichtungen kann deren Tragfahigkeit gestitzt und zugleich
verkehrsvermeidend nahraumlich organisiert werden, was zu einer nachhaltigen
Siedlungsentwicklung beitragt.

e Gemal § 5 Abs. 3 sind bei der Siedlungsentwicklung verkehrssparende
Siedlungsstrukturen durch eine moglichst breite Mischung der Nutzungen, wie z.B.
Wohnen, Arbeiten, Bildung, Einkaufen, anzustreben. In den raumordnerisch
festgelegten Siedlungsbereichen, die durch schienengebundenen
Personennahverkehr gut erschlossen sind, soll sich die Siedlungsentwicklung an
dieser Verkehrsinfrastruktur orientieren. Durch die Ansiedlung von Einzelhandel,
Dienstleistungen und Wohnungen in verkehrsglinstigen Lagen kénnen der Ortskern
starker herausgebildet sowie die vorhandenen ErschlieRungsleistungen der Ver- und
Entsorgung und der Infrastruktur besser genutzt und teilweise monofunktional
gepragte Wohnstandorte zu multifunktional gepragten Orten werden. Freirdume mit
hochwertigen Schutz-, Nutz- und sozialen Funktionen sollen im Verbund entwickelt
werden (§ 6 Abs. 4).

A.3.1.2 Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg

Ziele und Grundséatze der Raumordnung

Der aus dem LEPro abgeleitete LEP HR trifft als Rechtsverordnung der Landesregierungen
mit Wirkung fur das jeweilige Landesgebiet Festlegungen in textlicher und zeichnerischer
Form zur Steuerung der Siedlungs- und Freiraumentwicklung. Die Festlegungen sind in Ziele
(2) (verbindliche Vorgaben der Raumordnung) und Grundsatze (G) (allgemeine Vorgaben
der Raumordnung flir nachfolgende Abwagungs- und Ermessensentscheidungen) gegliedert.
Im LEP HR werden textliche Festsetzungen zu folgenden Themen getroffen:

Hauptstadtregion

Wirtschaftliche Entwicklung, Gewerbe und gro3flachiger Einzelhandel
Zentrale Orte, Grundversorgung und Grundfunktionale Schwerpunkte
Kulturlandschaften und I&ndliche Rdume

Siedlungsentwicklung

Freiraumentwicklung

Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung

Klima, Hochwasser und Energie

N RN =
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9. Interkommunale und regionale Kooperation.

Die Kernstadt der Landeshauptstadt Potsdam ist in der Festlegungskarte als
.Gestaltungsraum Siedlung® geman Ziel 5.6 dargestellt. Ausgedehnte Flachen nérdlich des
Stadtgebietes sind als ,Freiraumverbund® gemaf Ziel 6.2 dargestellt.

Die Landeshauptstadt Potsdam ist im LEP HR gemaR Z 3.5 als Oberzentrum festgelegt. Als
Schwerpunkte von Uberregionaler Bedeutung versorgt sie die Bevolkerung mit Gitern und
Dienstleistungen des hdheren spezialisierten Bedarfes. Sie Ubernimmt unter anderem
hochwertige Wirtschafts- und Einzelhandelsfunktionen.

Fir die vorliegende Planung des Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" sind
insbesondere folgende Ziele (Z) und Grundsatze (G) der Raumordnung relevant:

1 Hauptstadtregion
Z1.1 Die Landeshauptstadt Potsdam ist Bestandteil der Hauptstadtregion.

3 Zentrale Orte, Grundversorgung und grundfunktionale Schwerpunkte

Z 3.5 Die Landeshauptstadt Potsdam ist im System Zentraler Orte als Oberzentrum
eingestuft. In den Oberzentren sind die hochwertigen Funktionen der
Daseinsvorsorge mit liberregionaler Bedeutung (Hochschulen, Gesundheits-, Kultur-
und Freizeiteinrichtungen...) rdumlich zu konzentrieren. Dazu sind Waren- und
Dienstleistungsangebote des spezialisierten hbheren Bedarfes zu sichern und zu
qualifizieren.

5 Siedlungsentwicklung
G 5.1 Innenentwicklung und Funktionsmischung.

(1) Die Siedlungsentwicklung soll unter Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen
innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme
vorhandener Infrastruktur auf die Innenentwicklung konzentriert werden. Dabei
sollen die Anforderungen, die sich durch die klimabedingte Erwdrmung
insbesondere der Innenstéadte ergeben, beriicksichtigt werden.

(2) Die Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Bildung und Erholung sollen
einander rdumlich zugeordnet und ausgewogen entwickelt werden.

6 Freiraumentwicklung
G 6.1 Freiraumentwicklung.

(1) Der bestehende Freiraum soll in seiner Multifunktionalitét erhalten und entwickelt
werden. Bei Planungen und Mal3nahmen, die Freiraum in Anspruch nehmen oder
neu zerschneiden, ist den Belangen des Freiraumschutzes besonderes Gewicht
beizumessen.

Z6.2 Freiraumverbund

(1) Der Freiraumverbund ist rdumlich und in seiner Funktionalitdt zu sichern.
Raumbedeutsame Planungen und MaBnahmen, die den Freiraumverbund in
Anspruch nehmen oder neu zerschneiden, sind ausgeschlossen, sofern sie die
Funktionen des Freiraumverbundes oder seine Verbundstruktur beeintrachtigen.

Bebauungsplan Nr. 113
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(2) Ausnahmen von Absatz 1 Satz 2 sind unter der Voraussetzung, dass

- die raumbedeutsame Planung oder MalRnahme nicht auf anderen geeigneten
Flachen aul3erhalb des Freiraumverbundes durchgefiihrt werden kann und

- die Inanspruchnahme minimiert wird,
in folgenden Féllen méglich:

- fur dberregional bedeutsame Planungen oder MalBnahmen, insbesondere fiir
eine (berregional bedeutsame linienhafte Infrastruktur, soweit ein éffentliches
Interesse an der Realisierung besteht,

- fur die Entwicklung von Wohnsiedlungsfldchen einschliel3lich der unmittelbar
daftir erforderlichen Fldchen fiir den Gemeinbedarf, fiir Ver- und
Entsorgungsanlagen und fiir Verkehrsflachen.

8 Klima; Hochwasser und Energie
G 8.1 Klimaschutz, Erneuerbare Energien

(1) Zur Vermeidung und Verminderung des Ausstol3es klimawirksamer
Treibhausgase sollen

- eine energiesparende, die Verkehrsbelastung verringernde und zusétzlichen
Verkehr vermeidende Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung angestrebt
werden,

- eine rdumliche Vorsorge fiir eine klimaneutrale Energieversorgung,
insbesondere durch erneuerbare Energien, getroffen werden.

(2) Okosysteme wie Wélder, Moore und Feuchtgebiete sollen als natiirliche
Kohlenstoffsenken zur CO2-Speicherung erhalten und entwickelt werden.

(3) Die Energielibertragungs- und verteilnetze sowie Energiespeicherkapazitéten,
insbesondere flir Strom und Gas, sollen raumvertrdglich ausgebaut werden.

Bewertung der planungsrelevanten Ziele und Grundséatze

Mit Schreiben vom 10.08.2017 wurde die Anfrage nach den Zielen der Raumordnung und
Landesplanung fur den Bebauungsplan Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg” gestellt. In lhrer
Antwort vom 31.08.2017 teilt die Gemeinsame Landesplanungsbehérde Berlin-Brandenburg
mit, dass die Planungsziele des Bebauungsplans mit den Zielen, Grundsatzen und sonstigen
Erfordernissen der Raumordnung vereinbar ist.

A.3.1.3 Regionalplan Havelland-Flaming

Mit seiner Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 43 ist der Regionalplan ,Havelland-Flaming
2020 am 30.10.2015 in Kraft getreten. Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat
mit Urteil vom 05.07.2018 den Regionalplan ,Havelland-Flaming 2020“ fur unwirksam erklart.
Die Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Flaming (RPG HF) hatte Beschwerde
gegen die Nichtzulassung der Revision eingelegt.

Am 21.03.2019 hat das Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde zurtickgewiesen. Diese
Entscheidung ist der RPG HF am 02.05.2019 zugegangen. Damit ist das Urteil des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg Gber die Unwirksamkeit des Regionalplans
rechtskraftig.

Bebauungsplan Nr. 113
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Aktuell wird der Regionalplan Havelland-Flaming 3.0 von der Regionalen
Planungsgemeinschaft Havelland-Flaming aufgestellt. Kurzlich fand die Beteiligung der
Offentlichkeit und der in ihren Belangen beriihrten 6ffentlichen Stellen nach § 9 Absatz 2
ROG in Verbindung mit § 2 Absatz 3 RegBkPIG zum Entwurf des Regionalplans, bestehend
aus textlichen Festlegungen, Festlegungskarte und Begriindung sowie den zugehdrigen
Umweltbericht vom 10. Marz bis 10. Mai bzw. 09. Juni 2022 statt. Die in Aufstellung
befindlichen Ziele und Grundsatze der Regionalplanung werden nach § 4 Abs. 1 ROG als
sonstige Erfordernisse der Raumordnung in den Abwagungs- und
Ermessensentscheidungen berlcksichtigt.

A.3.2 Landschaftsplanung

Das Landschaftsprogramm Brandenburg (2001) umfasst die aus Sicht der
Landschaftsplanung erforderlichen Entwicklungsziele und MaRnahmen auf Landesebene,
die unter Abwagung mit anderen Belangen in das Landesentwicklungsprogramm und die
Landesentwicklungsplane einflieRen. Die Leitlinien des Landschaftsprogramms benennen
die nachhaltige Sicherung der Naturglter durch eine am Vorsorgeprinzip orientierte Planung
als Aufgabe von Naturschutz und Landschaftspflege. Im Rahmen der Siedlungsentwicklung
sind natur-schutzrelevante Strategien zur Reduzierung des Flachenverbrauchs, zur
Verbesserung der klimatischen Bedingungen sowie zum Erhalt und zur Entwicklung
ausreichender, fur die Erholung geeigneter Freiraume zu berlcksichtigen.

Der wirksame Landschaftsplan der Landeshauptstadt Potsdam (Stand vom 19.09.2012 als
ein Beiplan des Flachennutzungsplans) beinhaltet gemanR § 7 Abs. 1 BbgNatSchG die
ortlichen Ziele, Erfordernisse und Malinahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
fir das gesamte Stadtgebiet der Landeshauptstadt Potsdam. Er erflillt entsprechend § 4
Abs. 4 Brandenburgisches Naturschutzausfiihrungsgesetz (BbgNatSchAG) fiir das
Stadtgebiet auch die Funktion eines Landschaftsrahmenplans gemaf § 10
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und wurde als solcher von der obersten
Naturschutzbehérde mit Genehmigungsvermerk vom 25.04.2017 bestatigt. Als
landschaftsplanerisches Steuerungsinstrument definiert er verschiedene Teilrdume des
Stadtgebiets, fir die Pragungen und Entwicklungsziele formuliert werden.

Der Teilplan ,K 6 — Zielkonzept® stellt Anforderungen an die Raumnutzung unter anderem mit
Symbolen dar. Relevant fur das Plangebiet sind folgende Aussagen:

e Umweltvertragliche Siedlungsentwicklung/Qualifizierte Innenentwicklung/Anpassung
der Bau- und Vegetationsstrukturen an den Klimawandel

e Biotopentwicklung/ -aufwertung/ Renaturierung/ Revitalisierung
e Grunordnerische Qualifizierung der Bauflachen

Die Festsetzungen des Bebauungsplans stimmen zu grofien Teilen mit den Zielvorgaben
des Landschaftsplans Uberein. Eine grinordnerische Qualifizierung der Bauflachen wird vor
allem auf dem Areal des kunftigen Verwaltungsstandortes angestrebt. Dort wird eine von
Bebauung freigehaltene grine Pufferzone zur Grenze des Grundstuicks des Ruinenbergs
vorhanden sein. Aber auch auf dem Schulgrundstiick werden erhaltenswerte Baume bei der
Entwicklung der Flache ausfindig gemacht und berlicksichtigt. Des Weiteren sollen
forstbotanische Elemente in die Freiraumgestaltung aufgenommen werden um sie in die
neue Planung/Gestaltung des Areals zu integrieren. Inwieweit dem Ziel entsprochen werden
kann, weitere vorhandene Grinstrukturen zu erhalten, muss im Zuge der Planung des
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Schulstandorts entschieden und mit den Flachen und Freiraumanforderungen der
weiterfuhrenden Schule abgewogen werden. Die Planung ist mit einem Eingriff im Sinne des
§ 1a BauGB verbunden, der im Rahmen der Abwagung durch geeignete Ausgleichs- und
ErsatzmalRhahmen zu kompensieren ist.

A3.3 Uberdrtliche Fachplanungen

Uberértliche Fachplanungen, die den Geltungsbereich des Bebauungsplans bzw. dessen
nahere Umgebung betreffen, liegen derzeit nicht vor.

A3.4 Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan (FNP — Stand 19.09.2012) der Landeshauptstadt Potsdam ist am
30.01.2013 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen worden. Das Ministerium fur
Infrastruktur und Landwirtschaft hat den Flachennutzungsplan mit Verfligung am 06.08.2013
mit einer Maligabe genehmigt. Die Stadtverordnetenversammlung ist der MalRgabe am
29.01.2014 beigetreten. Der Flachennutzungsplan ist seit der Bekanntmachung seiner
Genehmigung im Amtsblatt Nr. 02/2014 am 27.02.2014 wirksam. Im wirksamen
Flachennutzungsplan (FNP) der Landeshauptstadt Potsdam ist das Gebiet als gemischte
Bauflache M 1 dargestellt, dessen GFZ zwischen 0,8 und 1,6 liegen kann.

e Der Beiplan ,Denkmalschutz enthalt als nachrichtliche Ubernahme die Darstellung
,Bodendenkmal®, auerdem befindet sich das Gebiet in der engeren Pufferzone
UNESCO und grenzt auch an die weitere Pufferzone UNESCO.

e Der Beiplan ,Natur- und Landschaftsschutz" enthalt fir das Plangebiet keine
Darstellungen. Demnach sind auch keine nachrichtlichen Ubernahmen enthalten.

¢ Im Beiplan ,Wasserschutz und schadstoffbelastete Boden® ist flir das Plangebiet als
nachrichtliche Ubernahme lediglich die unmittelbare Nahe zum Wasserschutzgebiet,
Zone lll enthalten.

¢ Im Beiplan ,Technische Infrastruktur" sind flir das Plangebiet keine Leitungen oder
Ahnliches dargestellt. Demnach sind auch hier keine nachrichtlichen Ubernahmen
enthalten.

Im Umweltbericht zum Flachennutzungsplan ist das Plangebiet nicht als besonders um-
weltprufungsrelevante Flache eingestuft. Es befindet sich im Teilraum des Landschafts-
planes Nr. 23 ,Bornstedter Feld".

Der Bebauungsplan 113 "Pappelallee/Reiherweg" ist mit seinen Festsetzungen somit aus
dem FNP entwickelbar.

Bebauungsplan Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg"



20 Kapitel A - Planungsgegenstand
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Abbildung 7: Auszug aus dem wirksamen Flachennutzungsplan (Stand: 30.01.13, o.M.)

A.3.5 Stadtentwicklungskonzepte

A.3.5.1 Integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK)

Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept 2035 der Landeshauptstadt Potsdam (INSEK 2035) wurde
am 04.05.2022 durch die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam beschlossen
(Drucksachennummer 21/SVV/1357).

Mit dem INSEK 2035 wird fiir Potsdam eine langfristige Vision formuliert, die eine nachhaltige und
ganzheitliche Entwicklung der Stadt bis 2035 und dartiber hinaus unter Berilicksichtigung der aktuellen
und kunftigen Herausforderungen zum Ziel hat. Insbesondere das Wachstum der Stadt in Verbindung
mit einer klimagerechten Stadtentwicklung stehen dabei im Fokus. Dabei wurden sechs thematische
Schwerpunkte, sogenannte Aktionsfelder, mit Entwicklungszielen definiert:

Aktionsfeld 1: Wachstum — behutsam, nachhaltig und klimagerecht
Aktionsfeld 2: Wohnen — Vielfaltig, bezahlbar und integriert

Aktionsfeld 3: Mobilitdt — nutzerorientiert, intelligent und umweltvertraglich
Aktionsfeld 4: Lebensrdume — identitatsstiftend, aktiv und vielseitig

Aktionsfeld 5: Bildung, Kultur & Arbeit — zuganglich, wissensbasiert und kreativ
Aktionsfeld 6: Stadt fir alle — gemeinschaftlich, innovativ und gerecht

Das Thema Klimaschutz und Klimaanpassung ist dabei eine Querschnittsaufgabe, welche bei jeder
Entwicklung bericksichtigt und mitgedacht werden muss.

Als Ubergeordnetes informelles Steuerungsinstrument formuliert das INSEK im Rahmen der
Aktionsfelder Zielvorstellungen und Handlungsansatze, die fiir die nachgeordneten (Fach-)Ebenen als
richtungsweisende Leitvorstellungen zu verstehen sind. Zudem wird das INSEK i.d.R. als Grundlage
fur die Beantragung von Fordermitteln bendétigt.

Die Planungsziele des Bebauungsplanes 113 “Pappelallee/Reiherweg* verfolgen folgende
gesamtstadtischen Ziele:

Bebauungsplan Nr. 113
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Aktionsfeld 1: Wachstum

- Verankerung der Querschnittsaufgabe Klimaschutz in Planungsprozessen und Sicherung der
Nachhaltigkeit

- Steuerung von Wachstumsprozessen

- Innen- vor AuRenentwicklung

- Flachenmanagement

Aktionsfeld 3: Mobilitat

- Reduzierung des Verkehrsaufkommens nach dem Prinzip ,Stadt der kurzen Wege*
- Erstellung von Mobilitatskonzepten
- Foérderung des Fuld- und Radverkehrs

Aktionsfeld 5: Bildung, Kultur und Arbeit — zuganglich, wissensbasiert, kreativ

- Weiterentwicklung des Angebots der Stadt und Ortsteilkultur und Berticksichtigung eines
niedrigschwelligen Zugangs zu Kultur fur alle Bevolkerungsgruppen

Aktionsfeld 6: Stadt fir alle — gemeinschaftlich, innovativ, gerecht

- Foérderung von Teilhabe, Transparenz und Chancengleichheit
- Starkung des Zusammenhalts der Stadtbevdlkerung
- Inklusion aller Bevoélkerungsgruppen

Neben der gesamtstadtischen Entwicklungs- und Zieldefinierung sind im INSEK 2035 vier raumliche
Schwerpunkte dargestellt, sogenannte Vertiefungsbereiche, fiir die in den nachsten Jahren die
starkste Entwicklungsdynamik flr eine zielgerichtete, integrierte Stadtentwicklung angenommen wird.

Vertiefungsbereich 1: Marquardt — Fahrland — Krampnitz
Vertiefungsbereich 2: Golm — Eiche — Bornim — Bornstedt
Vertiefungsbereich 3: Potsdam West — Templiner Vorstadt
Vertiefungsbereich 4: Beiderseits der Nuthe

Far die jeweiligen Vertiefungsbereiche werden Einzelvorhaben definiert, welche eine
Schlusselfunktion flr den Bereich und fir die gesamtstadtische Zielerreichung innehaben. Darlber
hinaus werden weitere zentrale Vorhaben benannt, die zwar auf3erhalb der Vertiefungsbereiche
liegen, aber ebenfalls eine groRe Bedeutung fir die gesamtstadtische Entwicklung haben.

Das Plangebiet liegt am 6stlichen Rand des Vertiefungsbereichs 2 ,,Golm — Eiche- Bornim —
Bornstedt®. Mit der Realisierung des Bebauungsplanes wird kein konkretes Einzelvorhaben
umgesetzt.

Der Bebauungsplan 113 folgt mit seinen Planungszielen und Festsetzungen den Inhalten und der
Entwicklungsvision des INSEK 2035.

A.3.5.2 Wohnungspolitisches Konzept

In 2015 wurde das urspriingliche Stadtentwicklungskonzept Wohnen (STEK Wohnen) als
wohnungspolitisches Konzept fur die Landeshauptstadt Potsdam fortgeschrieben und wurde
am 07.10.2015 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen. Es beinhaltet 31
MafRnahmen und Instrumente zur positiven Beeinflussung des Wohnungsmarktes.

Fir den vorliegenden Bebauungsplan hat das wohnungspolitische Konzept keine
unmittelbare Relevanz.

Bebauungsplan Nr. 113
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A.3.5.3 STEK Gewerbe

Ziel des Stadtentwicklungskonzeptes (STEK) Gewerbe 2030 ist die Gewahrleistung einer
ausreichenden Versorgung mit Gewerbeflachen der Landeshauptstadt Potsdam. Dies ist die
Voraussetzung flr eine erfolgreiche und nachhaltige kommunale Wirtschaftsentwicklung und
Wirtschaftsférderung. Das STEK-Gewerbe 2030 ist Evaluation und Fortschreibung des
STEK-Gewerbe aus dem Jahr 2010. Damit dient es als aktualisierte konzeptionelle
Grundlage fur die Weiterentwicklung des attraktiven, modernen und leistungsfahigen
Wirtschaftsstandorts Potsdam.

Das STEK-Gewerbe 2030 wurde am 25.08.2021 von der Stadtverordnetenversammlung der
Landeshauptstadt Potsdam (SVV) als Orientierungsrahmen fir die strategische Ausrichtung
der Gewerbeflachenpolitik beschlossen (DS 21/SVV/0470). Im Rahmen des STEK-Gewerbe
wurde der Gewerbeflachenzusatzbedarf der Landeshauptstadt Potsdam flir den Zeitraum bis
2030 ermittelt. Im Ergebnis wurde ein zusatzlicher Gewerbeflachenbedarf von 51 ha bis
2030 ermittelt, welcher die Voraussetzung fir 6.160 zusatzliche Gewerbeflachen
beanspruchende Beschaftigte ist. Die Standorttypen des STEK-Gewerbe 2010 wurden
aktualisiert beibehalten, um den verschiedenen Standortanforderungen und
Flachenkonkurrenzen verschiedener Wirtschaftsgruppen gerecht zu werden.

Eine Handlungsempfehlung und Beschlussauftrag des STEK-Gewerbe ist weiterhin die
Sicherung der entsprechenden Flachen und Flachenpotenziale im Rahmen eines
Gewerbeflachensicherungskonzeptes (GSK). Das auf der Basis des STEK-Gewerbe 2010
erarbeitete GSK ist am 04.04.2012 von der SVV beschlossen worden und definierte mit P20-
Flachen den geschutzten Gewerbeflachenbestand fur die wirtschaftliche Entwicklung bis
2020.

Das STEK-Gewerbe 2030 identifizierte 106 ha Gewerbeflachenpotenzial mit unterschiedlich
hohen Aktivierungshemmnissen, aus denen die Fortschreibung bzw. Neuauflage des GSK
und damit die Definition von P30-Flachen erarbeitet wird.

Die Flachen im Geltungsbereich sind weder im STEK Gewerbe 2030 noch im
Gewerbeflachensicherungskonzept (GSK — Beschluss der Stadtverordnetenversammlung
vom 04.04.2012 / DS 12/SVV/0157) als Potenzialflachen gekennzeichnet. Der
Bebauungsplan hat damit keine unmittelbare Relevanz auf das
Gewerbeflachensicherungskonzept.

A.3.5.4 STEK Verkehr

Als Fortschreibung des Verkehrsentwicklungsplans wurde das Stadtentwicklungskonzept
(STEK) Verkehr erarbeitet. Es wurde von der Stadtverordnetenversammlung am 29. Januar
2014 beschlossen.

Das STEK Verkehr ist das Leitbild fur die Verkehrsentwicklung sowie fur die
Investitionsplanung im Zeitraum bis 2025. Ziel der weiteren Verkehrsentwicklung in der
Landeshauptstadt Potsdam ist die Sicherung der Mobilitdt der Bevolkerung bei gleichzeitiger
Verringerung der Umweltbelastung insbesondere durch den motorisierten Individualverkehr.

Im Ergebnis einer Variantenuntersuchung wurde das Szenario Nachhaltige Mobilitat als
Grundlage der weiteren Entwicklung beschlossen. Werden die in diesem Szenario
dargestellten Malinahmen konsequent umgesetzt, wird erreicht, dass der motorisierte
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Individualverkehr in der Landeshauptstadt Potsdam bis 2025 trotz steigender Einwohner-
und Beschaftigtenzahl nur moderat zunimmt.

Im Binnenverkehr soll erreicht werden, dass der Anteil des motorisierten Individualverkehrs
von derzeit 32 % auf 24 % sinkt. Im Kfz-Gesamtverkehr, der wesentlich vom Quell- und
Zielverkehr gepragt ist, wird aber eine leichte Zunahme prognostiziert.

Fir die verbindliche Bauleitplanung bedeutet das, verkehrsreduzierende Raumstrukturen zu
entwickeln. Umweltbelastungen kénnen vermieden werden, wenn Verkehr erst gar nicht
entsteht, Wegelangen verkirzt oder Mehrfachfahrten nicht durchgefiihrt werden. Dies
entspricht den grundlegenden Prinzipien des Leitbildes der nutzungsgemischten
,=Europaischen Stadt“ sowie der ,Stadt der kurzen Wege“.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg” wird den Zielen
der Verkehrsentwicklungsplanung entsprochen. Das Plangebiet ist besonders gut
erschlossen und kann an die vorhandene Infrastruktur anschlieen. Der Anschluss an den
OPNV ist durch die sich unmittelbar in der Ndhe befindenden Haltestellen ,Johan-Bouman-
Platz* (Tram 92, Buslinien 609, 638, 692, 697, N15, N17), ,Kirschallee® (Tram 92, Buslinien
609, 612, 614, 638, 692, 697, 698, N15, N17) und ,Ribbeckstral’e* (Buslinien 614, 650)
fuBlaufig zu erreichen. Die umgehend angrenzende Hauptverkehrsstralle Pappelallee ist
aullerdem fir den Radverkehr ausgebaut und eignet sich somit als Verbindung zum
Radverkehrsnetz Potsdams.

A.3.5.5 STEK Einzelhandel

Die Landeshauptstadt Potsdam steuert seit vielen Jahren die Entwicklung des Einzelhandels
auf der Grundlage von stadtebaulichen Konzepten. Das aktuelle Stadtentwicklungskonzept
(STEK) Einzelhandel wurde im Mai 2021 von der Stadtverordnetenversammlung
beschlossen. Der dem Konzept zugrundeliegende Prognoserahmen reicht bis 2030.

Das STEK Einzelhandel ermdglicht der Landeshauptstadt, den Einzelhandel den Zielen der
Stadtentwicklung entsprechend rdumlich zu steuern und stellt ein stadtebauliches
Entwicklungskonzept i. S. des § 1 Absatz 6 Nr. 11 BauGB dar, das in der Abwagung zu
berlcksichtigen ist.

Da der Bebauungsplan keinen Einzelhandel festsetzen wird, hat das STEK Einzelhandel fir
den vorliegenden Bebauungsplan keine Relevanz

A.3.5.6 Potsdamer Baulandmodell

Die ,Richtlinie zur sozialgerechten Baulandentwicklung in der Landeshauptstadt Potsdam®
(Drucksache 20/SVV/0081, kurz: ,Potsdamer Baulandmodell 2019%) regelt fir Bebauungs-
planverfahren in ihrem Anwendungsbereich die vertragliche Ubernahme verschiedener
planungsbedingter Kosten durch die Planungsbegtinstigten (z.B. fir nicht-hoheitliche
Planungsleistungen, Fachgutachten, 6ffentliche ErschlieBungsanlagen, Ausgleichs- und
Ersatzmallnahmen oder zusatzliche Infrastrukturbedarfe). Diese mussten sonst von der
Landeshauptstadt (und damit der Allgemeinheit) getragen werden, wahrend von der
Wertsteigerung in erster Linie die Planungsbeguinstigten (Eigentiimer, Vorhabentrager und
Investoren) profitieren. Mit dieser Vorgehensweise wird in Anlehnung an § 1 Abs. 5 Satz 1
BauGB das Ziel verfolgt, die aus der Baulandentwicklung entstehenden Gewinne und Lasten
.Sozialgerechter® zwischen den Planungsbegtinstigten und der Allgemeinheit zu verteilen.
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Sofern die Bauleitplanung zusétzlichen Wohnungsbau vorsieht, sind die
Planungsbegunstigen zudem an den Herstellungskosten der durch ihr Vorhaben neu
verursachten Platzbedarfe in Kindertagesbetreuungseinrichtungen (Krippe, Kindergarten und
Hort) und Grundschulen zu beteiligen. Die Hohe dieser Platzbedarfe wird modellhaft
berechnet, vorhandene freie Platzkapazitaten in angemessener Entfernung sind zu
bertcksichtigen.

Ein Anteil des zusatzlich vorgesehenen Wohnungsbaus ist zudem als mietpreis- und
belegungsgebundener Wohnraum entsprechend der Landeswohnungsbauférderung
herzustellen. Auf diesem Weg soll die Situation von Bevoélkerungsgruppen mit besonderen
Wohnraumversorgungsproblemen in der Landeshauptstadt Potsdam verbessert werden.
Dabei ist zu beachten, dass die finanziellen Vorteile der Brandenburger Wohnraumforderung
nicht ausreichen, um die wirtschaftliche Einbuf3en, insbesondere durch die gegentber der
freien Marktmiete reduzierten gebundenen Einstiegsmieten, vollstandig zu kompensieren.
Eine Zielquote von 30 % der neu festgesetzten Wohnflache im Vorhaben ist entsprechend
der Regelungen der Mietwohnungsneubauférderung des Landes Brandenburg zu errichten.
Entsprechende Mietpreis- und Belegungsbindungen sind mit der Landeshauptstadt Potsdam
zu vereinbaren.

Das Baugesetzbuch gibt in § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB vor, dass fir jeden stadtebaulichen
Vertrag eine Angemessenheitsprifung durchzuflhren ist: Dies bedeutet insbesondere, dass
die privaten Vertragspartner durch die vertraglichen Verpflichtungen wirtschaftlich nicht
Uberfordert werden dirfen. Im Potsdamer Baulandmodell wird die planungsbedingte
Bodenwertsteigerung, d.h. die Differenz aus den Bodenwerten vor Einleitung und nach
Abschluss des Verfahrens, als Malstab fiir die Angemessenheit herangezogen.

Solange die Summe aller vertraglich vereinbarten Inhalte und Verpflichtungen die
planungsbedingte Bodenwertsteigerung nicht Gberschreitet, ist der Vertrag im baurechtlichen
Sinn als ,angemessen® zu bewerten. Inhalte und Kosten, die Uber die Grenze der
Angemessenheit hinausgehen, missen entsprechend reduziert (,gekappt®) werden, um die
Rechtswirksamkeit des Vertrags nicht zu gefahrden.

Da der Bebauungsplan ausschliefdlich Baurechte fir die soziale Infrastruktur schaffen wird
und obendrein die Landeshauptstadt Potsdam selbst Vorhabentragerin ist, hat das
Baulandmodell fur den vorliegenden Bebauungsplan keine Relevanz.

A.3.5.7 Schulentwicklungsplan 2014 — 2020

Der Schulentwicklungsplan (SEP) 2014 bis 2020 der Landeshauptstadt Potsdam wurde am
02.04.2014 durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossen (DS 13/SVV/0800).

Der kontinuierliche und steigendende Aufwartstrend in der Bevdlkerungsentwicklung und
deren Auswirkung auf das bestehende und zukunftige Schulnetz haben die im
Schulentwicklungsplan 2009 bis 2015 vorhergesagte Trendentwicklung deutlich Uberstiegen,
wodurch sich die Plangrundlagen des SEP wesentlich gedndert haben. In der Folge musste
der Schulentwicklungsplan vorzeitig fortgeschrieben werden.

So war gegenuber den bisherigen Annahmen bis 2025 fir die Grundschulbevélkerung (6 bis
unter 12 Jahre) ein um 9 % (9.200 zu 9.996 Kinder) und fur die Sekundarstufe | — ein um
rund 14 % (5.700 zu 6.507 Jugendliche) geringeres Bevdlkerungswachstum der
Schulentwicklungsplanung zugrunde gelegt worden.
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Mit dem SEP wird ein Vorschlag zur Entwicklung der Schullandschaft unterbreitet, der die
demographische Entwicklung der Landeshauptstadt Potsdam bertcksichtigt. Im ersten
Schritt wurden die Bestandsschulen in Hinblick auf die dort vorhandenen Raumpotenziale
aufgenommen und ein Abgleich mit den Raumprogrammempfehlungen des Ministeriums fur
Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg hergestellt. Im nachsten Schritt wurden
auf Grundlage der festgestellten Bedarfe im Primar- und Sekundarbereich potenzielle
Schulstandorte auf ihre Entwicklungsmadglichkeiten gepruft. Die Ergebnisse wurden in der
weiteren Planung berlicksichtigt. Es erfolgte auch eine umfassende Pendleranalyse, da die
Schulplatznachfrage im Sekundarbereich in der Stadt Potsdam durch hohe
Schuleinpendlerquoten gekennzeichnet war und ist.

Der vorliegende Schulentwicklungsplan ist die planerische Grundlage fir die kiinftige
Gestaltung eines bedarfsgerechten Schulstandortnetzes und zwar basierend auf den
Erkenntnissen der Bevdlkerungsprognose des Bereichs Statistik und Wahlen, vorgelegt im
September 2012. Es ist jedoch heute schon offensichtlich, dass selbst diese Prognosewerte
Uberstiegen werden.

Grundschulen/ Primarstufen

Die Schilerzahlenentwicklung in der Grundschule war bis zum Schuljahr 2013/14 von einem
kontinuierlichen und steilen Aufwartstrend gekennzeichnet und wird sich auch in den
nachsten Jahren fortsetzen. Gab es im Schuljahr 2006/07 noch insgesamt 5.450 Schiiler die
offentlichen Schulen besuchten, waren es im Schuljahr 2013/14 bereits 6.941. Dies
entspricht einer Steigerung um etwa 28 %. Es wird erwartet, dass die Nachfrage nach
Schulplatzen in der 6ffentlichen Grundschule bis zum Schuljahr 2020/21 bis auf rund 8.900
Schiler ansteigen wird. Dies entspricht einer Steigerung um etwa 28 % bezogen auf das
Schuljahr 2013/14.

Weiterfiihrende Schulen

Als Folge des Geburteneinbruchs Anfang der 1990er Jahre sanken die Schilerzahlen in der
Sekundarstufe | (7. bis 10. Klassenstufe) bis zum Schuljahr 2008/09 und erreichten zu
diesem Zeitpunkt mit insgesamt knapp 3.800 Schilern an allgemeinbildenden, 6ffentlichen
Schulen ihren Tiefpunkt. Ab diesem Zeitpunkt stiegen sie kontinuierlich an und haben zum
Schuljahr 2013/2014 den Wert von rund 5.320 bereits Uberschritten. In den nachsten Jahren
ist von einem weiteren kontinuierlichen Aufwartstrend auszugehen. Bis zum Ende des
Geltungszeitraumes des Schulentwicklungsplans zum Schuljahr 2020/21 wird in der
Sekundarstufe | eine Schilerzahl an 6ffentlichen Schulen von etwa 6.500 erwartet. Dies
entspricht einer Steigerung von etwa 22 %. Dieser Aufwartstrend setzt sich auch nach
2020/21 fort und Uberschreitet im Schuljahr 2032/33 die Marke von 8.700 Schulerlnnen.
Danach steigen die Schulerzahlen nur noch langsam. Im Jahr 2035/36 werden knapp 8.800
Schuler einen Schulplatz in der Sekundarstufe | an 6ffentlichen Schulen nachfragen.

Anders als im Grundschulbereich spielt die Wohnortnahe bei den weiterfiihrenden
allgemeinbildenden Schulen nur eine untergeordnete Rolle. Der Schwerpunkt der
Planungstberlegungen bezieht sich einerseits auf die Erreichbarkeit der Standorte innerhalb
der Stadt und andererseits auf die nachfragegerechte Bereitstellung von Platzen an den
verschiedenen Schulformen (Oberschule, Gesamtschule, Gymnasium).

Standort Pappelallee/Reiherweg
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Gemall SEP 2014- 2020 soll dem aufgrund der steigenden Bevoélkerungszahl erhéhte Bedarf
an Schulplatzen u.a. mit dem Neubau einer Gesamtschule entgegengewirkt werden. Hierzu
wurde der Standort Pappelallee/Reiherweg identifiziert und gesichert.

A.3.5.8 Integrierter Kita- und Schulentwicklungsplan 2021 - 2026

Mit dem Integrierten Kita- und Schulentwicklungsplan 2021 bis 2026 (kurz: IKSEP 2021-
2026) der Landeshauptstadt Potsdam wurde erstmals eine integrierte Planung von Kita- und
Schulbedarfen flir die Landeshauptstadt Potsdam erarbeitet. Durch dieses strukturierte
mittel- und langfristige Planwerk soll eine abgestimmte Versorgung mit Schul-, Kita- und
Hortplatzen sichergestellt werden. Die Integrierte Kita- und Schulentwicklungsplanung 2021
bis 2026 wurde durch die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam am
23.06.2021 beschlossen (DS-Nr. 21/SVV/0518).

Grundlage des IKSEP 2021-2026 bildet die aktuell fortgeschriebene Bevolkerungsprognose
2020 bis 2040 der Landeshauptstadt Potsdam (Bereich Statistik und Wahlen, Basisjahr
2019). Danach wird die Landeshauptstadt Potsdam zukiinftig weiterwachsen, jedoch mit
einem etwas abgeschwachten Tempo im Vergleich zur zuletzt erstellten
Bevolkerungsprognose mit dem Basisjahr 2016. Die Bevdlkerungszahl wird von 180.503
(Stand: 31.12.2019) bis zum Ende des Prognosezeitraumes 2040 um ca. 21 % zunehmen,
was einer erwarteten Einwohnerzahl von fast 218.000 entspricht.

Standort Pappelallee/Reiherweg

Um den Schulern- und Elternwiinschen besser Rechnung zu tragen und eine
bedarfsgerechte Bereitstellung von Platzen zu erreichen, wird mit dem aktuellen Entwurf des
Integrierten Kita- und Schulentwicklungsplanes 2021 bis 2026 vorgeschlagen einen der
geplanten Gesamtschulstandorte zu einem Gymnasialstandort zu &ndern. Nach Abwagung
von Vor- und Nachteilen soll im Ergebnis die bereits gegriindete Gesamtschule ,Schule am
Schloss* (28) nicht wie im Beschluss Drucksache 18/SVV/0862 vorgesehen, am Standort
Pappelallee fortfiihrt werden, sondern in den Gesamtschulneubau in Krampnitz, Baufeld WA
1 ziehen. Anstelle der Gesamtschule soll am Standort Pappelallee ein vierzligiges
Gymnasium errichtet werden.

A.3.5.9 Konzepte fiir Klimaschutz/ Klimaanpassung

Die Landeshauptstadt Potsdam hat diverse stadtische Konzepte zum Klimaschutz entwickelt,
die im Kapitel B.4.2 MaRlhahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung naher erldutert
werden.

A.3.6 Benachbarte Bebauungsplane

Nordwestlich des Plangebiets grenzt der Bebauungsplan Nr. 40 ,,Kaserne Kirschallee“,
der seit Marz 2006 rechtsverbindlich ist, an die Pappelallee an. Der Bebauungsplan setzt im
Wesentlichen Gewerbegebiete (Technologie- und Grinderzentrum, Potsdamer Centrum fur
Technologie), Mischgebiete sowie im Nordosten und an der Alexander-Klein-Stralle des
Gebietes allgemeine Wohngebiete fest.

Wahrend das Wohnen in diesem Bebauungsplangebiet einen Schwerpunkt bildet, dienen die
Mischgebiete der Integration von Einzelhandel und Dienstleistung, um dem Potsdamer
Norden ein urbanes, multifunktionales Quartier zu bieten. Weiterhin erzeugen die
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Gewerbegebiete, welche sich stadtraumlich einpassen, den Charakter eines urbanen
Stadtquartiers. Mit der Festsetzung von zwei 6ffentlichen Grinflachen und einer
Sondergebietsflache fir grolflachigen Einzelhandelsbetrieb enthalt das
Bebauungsplangebiet Nr. 40 ,Kaserne Kirschallee“ einen vielfaltigen Charakter, welcher das
Gebiet und seine Umgebung zu einem belebten, urbanen Stadtteil aufwertet. Der
Bebauungsplan Nr. 40 bindet das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 113 optimal an und
ubt auf dieses eine eingliedernde Wirkung in das Stadtgebiet aus.

Etwas weiter westlich des Plangebietes des Bebauungsplans Nr. 113 befindet sich der
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 34-1 ,,RibbeckstraBe/BlumenstraBe*, welcher
im Jahr 2006 in Kraft getreten ist. Dieser Bebauungsplan setzt allgemeine Wohngebiete,
Mischgebiete sowie eine offentliche und private Grinflache fest. Aullerdem befindet sich im
Geltungsbereich des Bebauungsplans eine private Verkehrsflache mit der
Zweckbestimmung 'Parkplatz'.

A.3.7 Sonstige Satzungen

A.3.7.1 Stellplatzsatzung

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam hat in ihrer Sitzung am
01.12.2021 eine neue Stellplatzsatzung beschlossen (Amtsblatt 42/2021 fur die
Landeshauptstadt Potsdam vom 30. Dezember 2021).

Fir die geplanten Nutzungen sind folgende Richtwerte fur notwendige Stellplatze relevant:

Tabelle 1: Anzahl notwendige Stellplidtze gemaR Stellplatzsatzung

Nutzungsart: Kfz- Fahrradstellpldatze BezugsgroRe

Bildungseinrichtungen Srlipkize

Gesamtschulen, Gymnasium | 1 10 20 Ausbil-
dungsplatze

Biro- und Verwaltungsraume | 1 2 120 m2

allgemein Nutzungsflache

Diese Richtwerte stellen Mindestanforderungen dar. Die Herstellung einer groReren Anzahl
an Stellplatzen ist prinzipiell zulassig.

Gemal § 3 Abs. 3 kann hingegen eine Reduzierung der notwendigen Kfz-Stellplatze um
25 % vorgenommen werden, wenn sich das Vorhaben in nicht mehr als 300 m Luftlinie
Entfernung zu einer Haltestelle regelmaRig verkehrender 6ffentlicher
Personennahverkehrsmittel (d.h. montags bis freitags zwischen 7:00 und 20:00 Uhr in einer
Taktfolge von mind. drei Fahrten pro Stunde und Richtung) befindet.

A.3.7.2 Weitere Satzungen

Fir den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind zudem die folgenden Satzungen von
Relevanz:

e Grunflachensatzung der Landeshauptstadt Potsdam vom 27. Marz 1995,
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e Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeitragen fiir Ausgleichs- und
ErsatzmalRhahmen in Potsdam vom 28.01.1998, in Kraft getreten am 1. Marz 1998

e Potsdamer Baumschutzverordnung (PBaumSchVO) vom 23.05.2017, in Kraft
getreten durch Bekanntmachung im Amtsblatt 05/2017 (Die Verordnung gilt nicht fur
Baume in Waldgebieten nach LWaldG).

e Werbesatzung Teilbereich ,Nérdliche Vorstadte-Bornstedt* der Landeshauptstadt
Potsdam vom 05.07.2006 (Inkraftsetzung durch Bekanntmachung gem. §19 (2) der
Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam (zzt. in Uberarbeitung)

A.3.8 Bestimmungen inkl. Kennzeichnungen und nachrichtlicher
Ubernahmen

A.3.8.1 Denkmalschutz

Folgende Inhalte missen in den Bebauungsplan Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg*
nachrichtlich Gbernommen werden:

Baudenkmale (§ 2 (2) Nr. 1 BbgDSchG)

Innerhalb des Geltungsbereiches gibt es keine Gebaude die unter Denkmalschutz stehen.

Bodendenkmale

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind bisher keine Bodendenkmale bekannt. Da
Bodendenkmale im Boden verborgen sind und zumeist nur durch Zufallsfunde entdeckt
werden, ist bei Bodeneingriffen und Tiefbauarbeiten jederzeit mit ihrem Auftreten zu rechnen.

Aufgrund der Lagebeziehung zu dem bekannten Bodendenkmal Nr. 2206 besteht in einem
Teilbereich des Bebauungsplans Nr. 113 eine erhdhte Wahrscheinlichkeit, dass bisher nicht
bekannte Bodendenkmale auftreten kdnnen (Bodendenkmalverdacht).

Auf Grundstucken aufRerhalb von geschutzten Bodendenkmalen gilt grundsatzlich: Werden
noch unbekannte Bodendenkmale, z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfarbungen,
Holzpfahle oder -bohlen, Tonscherben, Metallgegenstande, Knochen o.a. entdeckt, gelten
die Bestimmungen gemalf dem "Gesetz Uber den Schutz und die Pflege der Denkmale im
Land Brandenburg" vom 24.05.2004 (GVBI.Bbg. Nr. 9, S. 215ff.). Funde von denen
anzunehmen ist, dass es sich um Bodendenkmale handelt, sind unverziglich der Unteren
Denkmalschutzbehoérde der Stadt Potsdam (Ansprechpartner Herr Trenner, Tel.: 0331
2893079, Fax: 0331 2893077, Mail: Jan.Trenner@rathaus.potsdam.de) oder dem
Brandenburgischen Landesamt fur Denkmalpflege und Arch&ologischen Landesmuseum
(Ansprechpartner Herr Dr. Lehmphul, Tel. 033702/211 1572) anzuzeigen (§ 11 Abs.1 und 2
BbgDSchG.). Die Fundstatte ist bis zur Begutachtung durch einen Archaologen der Unteren
Denkmalschutzbehoérde in unverdndertem Zustand zu halten. Die Denkmalschutzbehdrde
kann die Frist um bis zu zwei Monate verlangern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder
die Bergung der Bodendenkmale dies erfordert. Sie informiert zeitnahe den Veranlasser tber
den mit der Bergung und Dokumentation verbundenen Aufwand (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG).
Die Denkmalfachbehdrde ist berechtigt den Fund in Besitz zu nehmen (§ 11 Abs. 4
BbgDSchG).
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UNESCO-Weltkulturerbe

Mit der Lage des Plangebiets unmittelbar am Ruinenberg berihrt die geplante Bebauung
den Bereich der UNESCO-Welterbestatte "Schlésser und Parks von Potsdam und Berlin".
Das Gebiet befindet sich somit in der engeren Pufferzone des UNESCO-Welterbes. Die
Baugrenzen durfen deshalb nicht in die bewaldete Zone des Ruinenbergs eingreifen. Die
Kulturlandschaft "Schlésser und Parks von Potsdam und Berlin" wurde 1990 von der
UNESCO in die Liste des Weltkulturerbes der Menschheit aufgenommen.

A

Legende
Geltungsbereich des Bebauungsplans
: Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg”

: Flachen des UNESCO Welterbes
Potsdamer Teilbereich

U I | L l engere Pufferzone Potsdamer Teilbereich

///,/ weitere Pufferzone Potsdamer Teilbereich

Abbildung 8: Ausschnitt aus der Karte "Pufferzone zur Welterbestéatte Schlésser und Parks
von Potsdam und Berlin" mit Ausschnitt aus Legende (Stand: 08.10.2018)

Gebaudehohen und Sichtbeziehungen

Weiterhin wird auf die H6henthematik im Bereich des Plangebietes verwiesen. Auf Grund
vorhandener Sichtbeziehungen sollte die geplante Bebauung im stdlichen Bereich des
Plangebietes unter der Hohe der westlichen Bestandsbebauung des Wohngebietes am
Reiherweg bleiben, das heil’t, die Gebdudeoberkanten sollen die Bestandsgebdudehodhe
(Reiherweg 22-25) von HGH 57,40 m nicht Uberschreiten. Fiir den gesamten
Geltungsbereich wird eine dreigeschossige Bebauung bevorzugt, lediglich im Norden des
Plangebiets, an der Pappelallee orientiert, ware auch eine viergeschossige Bebauung
zulassig.

Uber die Flache des Bebauungsplans fiinrten bzw. fiihren Sichtbeziehungen vom
Ruinenberg zur Kirche Bornim und zum GroRen Heineberg, vom Pfingstberg zum Campanile
der Kirche Bornstedt und zum Belvedere auf dem Klausberg. Die Begrenzung der
Gebaudeoberkanten ist auf Grund der das Grundstuck uberstreichenden Sichtbeziehungen
erforderlich. Im Besonderen betrifft dies das Rundpanorama vom Normannischen Turm.

Bei allen Mallinahmen innerhalb der Pufferzone, die mit einer Veranderung der geschitzten
Umgebung des Denkmalbereichs "Berlin-Potsdamer Kulturlandschaft" verbunden sein
konnten und geman § 9 Abs. 1 Ziff. 4 BbgDSchG erlaubnispflichtig waren, ist die Untere
Denkmalschutzbehoérde der Landeshauptstadt Potsdam (UDB) zwingend zu beteiligen.
Diese prift, ob ein solches Vorhaben die geschiitzte Umgebung des Denkmalbereichs
betrifft und seine Anderung im Sinne des § 9 Abs. 1 Ziff. 4 BbgDSchG zur Folge haben. Sie
kann sich hierbei an den in der Praambel zuvor genannten Kriterien orientieren.
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Ergibt eine Prifung, dass eine Beeintrachtigung des Umgebungsschutzes nicht
auszuschlieRen ist, leitet die Untere Denkmalschutzbehdrde der Landeshauptstadt Potsdam
das weitere Beteiligungsverfahren ein.

A.3.8.2 Hochwassergefahrdung

Fir das Plangebiet wird in den Hochwassergefahrenkarten des Landes Brandenburg flir den
Koordinierungsraum Havel keine Hochwasserwahrscheinlichkeit dargestellt (siehe
http://www.mlul.brandenburg.de/info/hwrm/karten).

A.3.8.3 Naturschutz/Artenschutz

Im Plangebiet aul3erhalb der Waldflachen befinden sich einige wertvolle Baume, die
gesondert nach der Potsdamer Baumschutzverordnung zu betrachten sind. Im Rahmen der
Erhebungen von Fledermausen und Vogeln sind zudem Héhlenbaume artenschutzrechtlich
untersucht wurden.

A.3.8.4 Altlasten

Eine Altlastenuntersuchung auf dem Gelande des Bebauungsplangebietes wurde bereits
vorgenommen. Demnach konnten keine altlastenrelevanten Belastungen ausgewiesen
werden. Es folgt die Empfehlung fiir die Deklaration des Aushubmaterials entsprechende
Untersuchungen vorzunehmen.

A.3.8.5 Kampfmittelbelastung

Seitens des Zentraldienstes der Polizei, Kampfmittelbeseitigungsdienst, bestehen zu der
Planung des Bebauungsplans Nr. 113 keine grundsatzlichen Einwande. Bei konkreten
Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Munitionsfreigabebescheinigung beizubringen.
Darlber entscheidet die flir das Baugenehmigungsverfahren zustandige Behdrde auf der
Grundlage einer vom Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten
Kampfmittelverdachtsflachenkarte.
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B Planinhalte und Planfestsetzungen

B.1 Ziele und Zwecke der Planung

Durch die planungsrechtlichen Regelungen des Bebauungsplans Nr. 113 sollen die
Voraussetzungen zur Entwicklung eines Schulstandortes fir die Errichtung einer
Weiterfiihrenden Schule sowie zur Entwicklung eines Verwaltungsstandortes des Landes
Brandenburg geschaffen werden.

Mit der planungsrechtlichen Sicherung des Schulstandortes wird u.a. auf die Vorgaben der
Schulentwicklungsplanung (SEP) der Landeshauptstadt Potsdam reagiert:

Gemal SEP 2014 bis 2020 soll dem auf Grund der steigenden Bevdlkerungszahl erhdhte
Bedarf an Schulplatzen u.a. mit dem Neubau einer Gesamtschule entgegengewirkt werden.
Hierzu wurde der Standort Pappelallee/Reiherweg identifiziert und gesichert. Um den
Schilern- und Elternwiinschen besser Rechnung zu tragen und eine bedarfsgerechte
Bereitstellung von Platzen zu erreichen, wird mit dem aktuellen Entwurf des Integrierten Kita-
und Schulentwicklungsplanes 2021 bis 2026 vorgeschlagen einen der geplanten
Gesamtschulstandorte zu einem Gymnasialstandort zu dndern. Nach Abwéagung von Vor-
und Nachteilen soll im Ergebnis die bereits gegriindete Gesamtschule ,Schule am Schloss*
(im Integrierten Kita- und Schulentwicklungsplan 2021 — 2026 (IKSEP) als Nr. (28) zu finden)
nicht wie im Beschluss Drucksache 18/SVV/0862 ("Errichtung einer Gesamtschule am
Standort Georg-Hermann-Allee/Esplanade") formuliert bzw. vorgesehen, am Standort
Pappelallee fortgefiihrt werden, sondern in den Gesamtschulneubau in Krampnitz, Baufeld
WA 1 ziehen. Anstelle der Gesamtschule soll gemaR IKSEP am Standort Pappelallee ein
vierzugiges Gymnasium errichtet werden. Der Beschluss des IKSEP 2021 — 2026 wurde am
23.06.2021 von der Stadtverordnetenversammlung gefasst.

Der Bebauungsplan soll somit neben der Sicherung des Verwaltungsstandortes mit seinen
Festsetzungen die planerische Umsetzung einer Schule inklusive der dazugehérigen Aul3en-
und Sportanlagen (Sporthalle, Kleinspielfelder, Schulhof, 100m-Laufbahn, Anlage
KugelstolRen, Schulgarten, Stellplatze etc.) sicherstellen.

Als Baugrundstuck fur die Schule kann die Flache genutzt werden, welche sich nérdlich der
festgesetzten Grenzlinie befindet, welche aus denkmalpflegerischen Belangen festgelegt
wurde. Diese berucksichtigt den Schutz des im Suden angrenzenden Gartendenkmals des
Ruinenbergs, welcher sich im Park Sanssouci und damit im UNESCO-Welterbe befindet.
Sidlich dieser Grenzlinie wird daher keine Bebauung mehr fur zuldssig erachtet (siehe Abb.
11).

Das bereits im Kapitel A. 1 erwahnte, urspriinglich vorgesehene Planungsziel, Flachen,
welche nicht fur die Nutzungen von Schule bzw. Gemeinbedarf bendtigt werden zu
Wohnbauflachen fir sozialen Wohnungsbau zu entwickeln, wurde wahrend der Aufstellung
des Bebauungsplans verworfen. Grund dafur ist die prioritdre Ausschdpfung der Kapazitaten
der Flachen fir die Errichtung der dringend bendtigten Schule. Bei der stadtebaulichen
Ausgestaltung wird die Einbindung in das vorhandene Stadtbild und die historische
Potsdamer Kulturlandschaft bertcksichtigt. Um dieser Forderung nach stadtebaulicher
Einbindung und einer nachhaltigen Entwicklung gerecht zu werden, ist eine stadtebauliche
Machbarkeitsstudie vom Ill. Quartal 2016 bis zum Il. Quartal 2017 erarbeitet worden.
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Das Ergebnis der stadtebaulichen Machbarkeitsstudie flr das Areal des Bebauungsplans Nr.
113 (Mai 2017) basierte jedoch noch auf den urspringlich vorgesehenen
Flachenverfligbarkeiten im damaligen Geltungsbereich des Bebauungsplangebietes. Der
ursprunglich festgelegte Geltungsbereich gemaf Aufstellungsbeschluss unterscheidet sich
von der aktuellen Abgrenzung durch die zusatzlich angegliederten Flurstiicken 1300 und
1301, Flur 1 der Gemarkung Bornstedt. Das Ergebnis der Studie hatte gezeigt, dass die
eingangs verfugbare Flache fur die Unterbringung der damals vorgesehenen Gesamtschule
einschliellich aller Nebenanlagen und Freiflachen ausreichend ist. Zwischenzeitlich meldete
der Brandenburgische Landesbetrieb fur Liegenschaften und Bauen Eigenbedarf der
ursprunglich fir den Schulstandort vorgesehenen Flachen fir die Unterbringung von
Landesverwaltungsnutzungen. Aus diesem Grund wurden die 6stlich liegenden Flachen des
Plangebiets weiterhin in den Geltungsbereich des Bebauungsplans integriert, jedoch mit dem
Ziel, diese als Verwaltungsstandort nutzungstechnisch zu sichern und gleichzeitig die
sensiblen, umgebenden Raume der UNESCO-Welterbestatte "Schldsser und Parks von
Potsdam und Berlin" zu bertcksichtigen.

B.2 Entwicklung der Planungsuiberlegungen

Ubergeordnetes Ziel fiir die Entwicklung des Plangebiets ist der Standortnachweis fiir die
Unterbringung einer Weiterfihrenden Schule sowie der zugehdrigen Sport-, Frei- und
Funktionsflachen. Neben der Schulnutzung ist ein Verwaltungsstandort des Landes
Brandenburg vorgesehen. Bei der Umsetzung der Planungsziele soll der
Umgebungsschutzbereich der UNESCO-Welterbestatte "Schlésser und Parks von Potsdam
und Berlin" beriicksichtigt werden, da dieser direkt an das Bebauungsplangebiet angrenzt.

B.2.1 Planungsalternativen

Die Suche nach geeigneten Standorten fir neue Schulen stellt wegen des stetigen
Bevolkerungszuwachses (Verdichtungsprozess) bei gleichzeitiger Flachenknappheit in der
Stadt (Flachenkonkurrenz) eine enorme Herausforderung fiir die Stadtentwicklung dar. Dem
Abwagungsprozess kommt damit eine entscheidende Rolle zu. Unterschiedliche 6ffentliche
und private Anspruche an die Bodennutzung sind so in Einklang zu bringen, dass allen
Bedurfnissen in angemessener Weise Rechnung getragen wird. Im Rahmen des
Bauleitplanverfahrens Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg” ist im 6ffentlichen Interesse und in
offentlicher Verantwortung ein dringend erforderlicher Schulstandort im Norden des
Potsdamer Stadtgebietes zur Verfiigung zu stellen.

Auch die Unterbringung verschiedenster Verwaltungsgebaude und -instanzen, welche einen
offentlichen Auftrag erfillen, gehort zu den Pflichtaufgaben der Stadt. Aus diesem Grund
wird im Bebauungsplan 113 ,Pappelallee/Reiherweg” auch dieser 6ffentliche Belang
integriert, da es in weiten Teilen des Stadtgebiets an verfugbaren Flachen fur die
Unterbringung von solchen administrativen Gebauden mangelt.

Bei der Inanspruchnahme der Flachen im Plangebiet fur die Planungen sind sowohl
denkmalschutzrechtliche als auch naturschutzrechtliche Belange zu betrachten und ggf. zu
bertcksichtigen, um einen Ausgleich der konkurrierenden Belange zu erreichen.

B.2.1.1 Standortentscheidung

Vorpriifung fiir Schulstandort
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Im Vorfeld der Aufstellung des Schulentwicklungsplans 2014 bis 2020 fand im Jahr 2013
eine Standortprifung statt, in deren Rahmen insgesamt 39 Flachen im gesamten Stadtgebiet
in mehreren Prifschritten auf ihre Eignung als Schulstandorte (Grundschule und
weiterflihrende Schule) untersucht wurden." Kriterien dieser Vorpriifung waren dabei u.a.
FlachengréRe, Nutzungssituation, OPNV-Anbindung, Stadtklima, Denkmalschutz, Lage im
Stadtgebiet, Bezug zu anderen Schulen ahnlichen Typs und bekannte
Aktivierungshemmnissen (wie Verflugbarkeit/Verkaufsbereitschaft etc.). Im Ergebnis der
Vorprifung wurden 12 Standorte fir die weitere Prifung empfohlen.

Priifung Eignung Schulstandort

Die weitere Prufung der 12 Standorte erfolgte nach ahnlichen Kriterien wie die Vorprifung,
untersetzt mit genaueren Angaben zu Einwohnerzahlen im Umfeld, Entfernungen zu OPNV-
Haltestellen und zu Schutzgebieten. Im Ergebnis wurden drei Flachen fir den Neubau von
weiterfhrenden Schule empfohlen:

— Waldstadt-Sud
— Krampnitz
— Pappelallee/ Reiherweg

Unter den neun nicht empfohlenen Standorten befinden sich vier, die fir den weiteren Bedarf
zusatzlicher Schulen oder andere Nutzungen der sozialen Infrastruktur zur weiteren Prufung
empfohlen werden (beispielsweise Kulturbodendeponie).

Der Standort Pappelallee/Reiherweg ist durch folgende Aspekte als geeignet zu
bewerten:

— Die OPNV-Anbindung mit den sich unmittelbar in der N&he befindlichen Haltstellen
Kirschallee und Johan-Bouman-Platz (Tram / Bus) wird als sehr gut bewertet.

— Der Standort steht im Einklang mit dem verkehrspolitischen Ziel des Landes,
verkehrsvermeidende Strukturen durch kurze Wegebeziehungen und die Einbindung in
Netze der Verkehrsarten des Umweltverbundes (Rad und Ful}) zu entwickeln.

— Das Planungsgebiet ist vorhandenen Wohngebieten zuzuordnen. Der Stadtteil
Bornstedst, in dem sich der Standort befindet, ist mit etwa 15.000 Einwohnern einer der
bevolkerungsreichen Stadtteile der Landeshauptstadt Potsdam. Der Standort liegt im
Sozialraum Il ,Potsdam Nord*“.

— Durch die sinnvolle Inanspruchnahme einer vorhandenen innerstadtischen Flache,
welche teilweise brachgefallen ist und deren Bebauung nicht mehr genutzt wird, kann an
dieser Stelle ein Standort fur soziale Infrastruktur (und Verwaltung) unter Beachtung der
denkmalschutzwirdigen Umgebung der angrenzenden Flachen geschaffen werden.

— Der Standort bietet gleichzeitig eine glinstige Lage im Potsdamer Norden.

— Die Bereitschaft zur Flachentbertragung des Flacheneigentimers (Land Brandenburg)
lag vor. Zwischenzeitlich hat das Land Brandenburg Eigenbedarf auf Grund der
Standortsuche flr ein Justizzentrum Il angemeldet und bendtigt Teile der Flachen selbst.

1 Vorprifung und Prifung Neubaustandorte fir Weiterfiihrende Schulen in Potsdam 2013/2018, Stadt Potsdam,
Bereich Stadtentwicklung, 19.04.2018
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Die fur die Schule erforderlichen Flachen sollen im Zuge des Verfahrens trotzdem vom
Land Brandenburg an die Stadt Potsdam Ubertragen werden.

— Die Planungsabsicht steht im Einklang mit den Zielen der Raumordnung.

Aufgrund der Flachenknappheit fir die Realisierung einer Schule in Potsdams Norden, bot
sich der vorgepragte Standort mit seiner zentralen Lage im Stadtteil Bornstedt hervorragend
an. Lage, Erreichbarkeit, Flachengréf3e und die Innenentwicklung im Stadtgebiet bilden die
Argumente, die zu der Wahl dieses Standortes fuhrten.

Machbarkeitsstudie und Verwaltungsstandort

Zu Beginn des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Machbarkeitsstudie erstellt, anhand
welcher geprift werden sollte, ob die damals vorgesehenen Nutzungen (Schule, Sport,
Wohnen) auf der zur Verfigung stehenden Flache untergebracht werden kénnen und wie
dies stadtebaulich integriert werden kann. Im Rahmen dieser Studie, deren Ergebnis im Mai
2017 vorlag, wurden folglich stadtebauliche, stadtplanerische, 6kologische und verkehrliche
Aspekte beleuchtet, gegeneinander abgewogen und mdglichst sinnvoll miteinander
verknupft. Nachdem Ende Februar/Anfang Marz des Jahres 2017 eine Abstimmung mit dem
BLB als Verfugungsberechtigter fur einen Grofteil der Grundsticke im Plangebiet
hinsichtlich der Grundstiicksverfiigbarkeit abgeschlossen werden konnte, anderte sich der
urspruinglich geplante Geltungsbereich, sodass die Ergebnisse der Studie nicht mehr an die
veranderten Grundstlicksverhaltnisse angepasst waren. Da der BLB Eigenbedarf des
Landes Brandenburg fiir die Nutzung eigener Flachen fiur Verwaltungszwecke anmeldete,
reduzierte sich die Flache, welche fur die Schulnutzung vorhergesehen war, erheblich. Der
Geltungsbereich sieht seitdem im dstlichen Bereich des Plangebietes die Flachen vor, auf
welchen das Land das "Justizzentrum II" — errichten wird. Der nordwestliche Bereich sowie
das wahrend des Aufstellungsverfahrens hinzugekommene Flurstick 1300 (Flur 1,
Gemarkung Bornstedt) im Stiden des Plangebiets, bilden die Flachen, welche fir die
Unterbringung der Schule zur Verfugung stehen.

Die Realisierung des Schulstandortes ist daraus resultierend auf den Flurstlicken 1293,
1294, 342/1, 1295, 1297 und 1300 moglich. Das Flurstiick 1301 kann nicht als
Baugrundstuck genutzt werden. Grund dafur ist die unmittelbare Nahe zu dem Denkmal des
Ruinenbergs, zu welchem ein Puffer in Form einer Vegetationsflache erhalten werden soll.
Auf Grund denkmalpflegerischer Auflagen ist auf diesem Flurstlick keine Bebauung zulassig
(siehe Abb. 11). Zum Erhalt der bestehenden Waldflache und zum Schutz des Ruinenbergs
wird diese Flache somit als Wald festgesetzt.

Die Grolke des Kerngrundstticks fir den kurzfristig bendtigten Schulstandort betragt somit
ca. 2,43 ha. Laut dem Kommunalen Immobilien Service (KIS), dem Bauherrn der Schule, ist
im Ergebnis der Anpassung der Planung an die sich veranderten Rahmenbedingungen die
verfugbare Flache ausreichend fur die Unterbringung einer Weiterfuhrenden Schule
einschliellich aller Nebenanlagen und Freiflachen. Dabei wird seitens der Denkmalbehdérden
empfohlen, den Baukdrper des Schulgebaudes weitestgehend im Norden des Flurstiicks
1293 unterzubringen, sodass dieser einen moglichst grof3zigigen Abstand zu dem
Gartendenkmal des Ruinenbergs erhalt.

Um eine detaillierte Planung der Anordnung der verschiedenen Nutzungen auf der Flache
des Schulstandortes zu erhalten, wird parallel zum Bebauungsplanverfahren ein
hochbaulicher Wettbewerb fur diesen durchgefuhrt, dessen Ergebnisse ggf. in das Verfahren
integriert werden.
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Das Land Brandenburg verfligt im Stadtgebiet der Landeshauptstadt Potsdam tber mehrere
Standorte fir die Verwaltungsnutzung. Fir die Unterbringung der
Landesverwaltungsnutzungen/ des geplanten Justizzentrums Il wurde der Standort an der
Pappelallee ausgewahlt, weil auf dem Hauptcampus des BLB an der Heinrich-Mann-Allee
kirzlich ein nicht unerheblicher Flachenanteil fir die Bundespolizei bereitgestellt wurde, was
zu Flachenengpassen bei der Verteilung der Verwaltungsnutzungen auf dem Potsdamer
Stadtgebiet fuhrte und auch immer noch fuhrt. Da der Brandenburgische Landesbetrieb fur
Liegenschaften und Bauen neben den bereits genutzten und bebauten Grundstiicken in
seinem Eigentum nahezu keine Flachen weiter in Potsdam besitzt, boten die Flachen an der
Pappelallee eine der letzten Alternativen fur die Unterbringung eines komplexeren
Verwaltungsstandorts.

Fir das Verwaltungsgrundstuck ist ebenfalls die Unterbringung der Bauten, welche die
héchste Bebauungsdichte einnehmen bzw. die hdchste Geschossigkeit aufweisen, im
nordlichen Bereich der Flache empfohlen, sodass diese moglichst nah an der Pappelallee
liegen und folglich keine stérende Wirkung auf den sensiblen Umgebungsbereich des
Ruinenbergs ausuben.

B.2.2 Verkehrskonzept und ErschlieBung

Das Plangebiet liegt im Stiden des Bornstedter Feldes. Der Bereich des Bornstedter Feldes
ist durch die Nedlitzer StralRe (Bundesstrafte 2) und die Pappelallee an das
Hauptverkehrsnetz der Stadt Potsdam angebunden. Weiterhin verbindet die Potsdamer
Strale (BundesstralRe 273) das Gebiet mit dem uberdrtlichen Verkehr in Richtung der
Bundesautobahn (A 10). Die verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes erfolgt tiber die
Pappelallee und den Reiherweg. Insbesondere die Pappelallee gewahrleistet eine gute
verkehrliche Erschlieffung vor allem in die Ost-West-Richtung.

Der zukinftige Schul- und Verwaltungsstandort ist Uber mehrere Buslinien erschlossen,
deren Haltestellen ,Johan-Bouman-Platz“, ,Kirschallee® und ,Ribbeckstralle” sich westlich,
nordlich und 6stlich des Geltungsbereichs befinden. An zwei der Haltestellen verkehren die
Buslinien im 20-Minuten-Takt, die anderen in etwas gréReren Takten. Damit ist eine
Verbindung mit dem o6ffentlichen Nahverkehr in die Potsdamer Innenstadt und zum
Hauptbahnhof gewahrleistet.

Aus der vorliegenden Konzeptplanung der Machbarkeitsstudie des BLB zum
Verwaltungsstandort "Justizzentrum II" ist abzuleiten, dass die ErschlieBung des
Landesgrundstiicks Uber die Pappelallee verlaufen wird. Dabei wird es zwei Einfahrten von
der Pappelallee aus, welche auf den zukiinftigen Campus fihren, geben. Die
Zufahrtsstralien verlaufen ringartig Uber das Grundstiick und umgeben die Baukérper des
Justizzentrums II. Im stdlichen Bereich der Flache, werden die Stellplatze verortet. Die
westliche Zufahrt des Grundsticks wird lediglich das Herausfahren vom Justizzentrum Il auf
die Pappelallee nach rechts zulassen, da die Pappelallee ein hohes Verkehrsaufkommen
aufweist.

Die verkehrliche Anbindung des neuen Schulstandortes wird tUber den nérdlich an der
Grenze des Plangebiets verlaufenden Reiherweg erfolgen. Eine konkrete Planung der
Schule und ihrer Erschlieung liegt noch nicht vor und ist auf Ebene des Bebauungsplans
auch noch nicht erforderlich. Es wird im Rahmen der nachfolgenden Planung erarbeitet. Im
Hinblick auf die veranderten Anforderungen, die sich durch die Schule fir die vorhandene
ErschlieBungsstralle Reiherweg ergeben, sollten vor allem die Parkordnung sowie die Breite
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der Gehwege abgestimmt werden. Die aus der Entwicklung zu erwartenden Auswirkungen
auf die Verkehrsmengen werden nach gegenwartigen Kenntnisstand keine gravierenden
Auswirkungen auf die verkehrliche Leistungsfahigkeit der vorhandenen Strallen haben.

B.2.3 Stadtebauliches Konzept / Nutzungskonzept

Dem Bebauungsplan Nr. 113 liegt u.a. das Konzept der Machbarkeitsstudie, welche fur die
Entwicklung des Verwaltungsstandorts "Justizzentrums 11" vom BLB beauftragt wurde, zu
Grunde. Die Machbarkeitsstudie flir den Schulstandort vom Mai 2017, welche letztendlich
eine finale Bebauungsvariante flr das Kerngrundstiick der Weiterflihrenden Schule enthielt,
konnte auf Grund der sich nochmals geanderten Rahmenbedingungen nicht weiterverfolgt
werden, da sich die Grundstiicksverhaltnisse zuungunsten der Schule dnderten.

Parallel zum Bebauungsplanverfahren plant die Landeshauptstadt Potsdam einen
hochbaulichen Wettbewerb flir den Schulstandort durchzufiihren. Grundlage der
Aufgabenstellung bilden neben den Raumprogrammempfehlungen des Ministeriums fur
Bildung, Jugend und Sport (MBJS) u.a. die vorgesehenen Festsetzungen des
Bebauungsplanentwurfs, insbesondere hinsichtlich der tGberbaubaren Grundstlicksflachen
und der Hohenentwicklung.

Die Ergebnisse des Wettbewerbs werden ggf. in das Bebauungsplanverfahren integriert und
bilden die Grundlage fiir die zukiinftige Anordnung der Schulgebaude und die Lage der
Freiflachen auf dem Schulstandort. Aufgabe des Bebauungsplans ist es zunachst, den
stadtebaulichen Rahmen abzustecken, auf dessen Grundlage die Schulplanung erfolgen
kann. Dieser wird aus dem Grund der noch nicht vorliegenden Ergebnisse des
hochbaulichen Wettbewerbs weitestgehend flexibel gehalten. Im Wesentlichen werden die
folgenden Regelungen getroffen:

e Definition der zulassigen Nutzung

e Definition der zulassigen Grundflache (mafigeblicher Bestimmungsfaktor fiir die
Bodenversiegelung und damit fir die Ermittlung des Eingriffs in den Naturhaushalt)

e Festlegung der Gebaudehdhe (Beschrankung auf eine maximale Oberkante, um die
historischen Sichtbeziehungen nicht zu beeintrachtigen)

Der Entwurf sieht prinzipiell die Gliederung des Plangebietes in folgende Teilbereiche vor:
e Gemeinbedarfsflache fir den Schulstandort

e Sondergebietsflache "Verwaltung" zur Unterbringung des Verwaltungsstandortes des
Landes

e Waldflache nach Landeswaldgesetz (LWaldG), die gleichzeitig als Pufferflache dient,
welche frei von Bebauung bleibt, um den denkmalgeschiitzten Bereich des
UNESCO-Welterbes Ruinenberg zu schitzen

Schulstandort fiir eine Weiterfiihrende Schule

Far den Schulstandort wird auf Uber die oben genannten Festsetzungen hinausgehende
Festsetzungen verzichtet. Es existieren Raum- und Flachenanforderungen fir die jeweiligen
Schultypen. Um zu gewahrleisten, dass im Falle eines grofReren Bedarfs auch eine
Gesamtschule anstatt eines Gymnasiums in die verfugbare Flache integriert werden kann,
wird sich die Planung an dem grélieren Raumprogramm ausrichten, vgl. Tabelle 2. Die
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Festsetzungen werden so getroffen, dass eine Schule in der betreffenden GréRenordnung
und mit den darin genannten Sport- und sonstigen Freianlagen errichtet werden kann.

Tabelle 2: Raum- und Flachenprogramm fiir eine mégliche Gesamtschule am Standort

Pappelallee
Nutzung Flache in m?
Schule (padagogische Nutzflachen) 7.053
Allgemeiner Unterricht Sekundarstufe | 2.220
Allgemeiner Unterricht Sekundarstufe I 730
Fachraume Sekundarstufe | + 1| 1.625
Gemeinschaftsflachen 1.520
Verwaltung 553
Lehrmittel 160
Wirtschaftsraume 245
WC gemal Richtlinien
Sporthalle 2.691
AuBenanlagen/Pausenflachen 5.375
AuBensportanlagen 6.980
Summe ca. 22.100

Um die vorgesehenen Festsetzungen zu Uberpriifen, wurde anhand des Raum- und
Flachenprogramms eine Flachenprufung der Unterbringung der Nutzungen vorgenommen.
Diese Flachenprifung zeigt beispielhaft auf, wie eine mogliche Verteilung der Baumassen
und der Freiflachen (Pausenhof, Sportflachen, Parkplatze) auf dem Schulgrundstiick
aussehen konnte (vgl. Abb. 9). Dies soll bestatigen, dass die Kapazitat des Grundstiicks
ausreichend fur die Unterbringung des Raumprogrammes einer Gesamtschule ist. Die
Darstellung der Flachenpriifung dient ausdricklich keiner stadtebaulichen, konzeptionellen
Vorlage der Planung. Die tatsachliche Anordnung der Schulnutzungen wird im Rahmen des
hochbaulichen Wettbewerbs entwickelt werden. In der Flachenprifung werden
Schulgebaude und Sporthalle mit Mehrzweckbereich im Nordwesten des Grundstlicks
angeordnet. Die Schule weist dabei vier, der Gebaudekomplex der Sporthalle drei
Geschosse auf. Dies entspricht den denkmalpflegerischen Belangen, welche in Abstimmung
mit den zustandigen Denkmalbehdrden diskutiert wurden. Dargestellt ist zudem, dass sich im
Kellergeschoss des Schulgebaudes eine Tiefgarage befindet sodass sich nicht alle
erforderlichen Stellplatze auf den Freiflachen des Grundstiicks befinden missen. Die
Aulenanlagen bestehen aus einem Schulgarten, welcher westlich des Schulbaus als Puffer
zur angrenzenden Wohnbebauung angedacht ist, aus einer 100m-Laufbahn, zwei
Kleinspielfeldern, einer Kugelstol3- und Weitsprunganlage sowie einem Pausenhof. Der
Pausenhof ist im Suden des Grundstuicks dargestellt, da dort ein umfangreicher
Baumbestand vorhanden ist, welcher mdglicherweise bei der Anordnung des Pausenhofs an
dieser Stelle zu groRen Teilen erhalten werden konnte. Parkplatze werden im Norden der
Flache, direkt am Reiherweg situiert. Die Erschlielung des Grundstlicks ist tber die
vorhandene ErschlieRungsstrale Reiherweg angedacht, sodass der Hauptzugang des
Schulgebaudes auch im Norden des Grundstucks liegt.
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Abbildung 9: Flachenpriifung zur Unterbringung einer Gesamtschule (KIS 05/2019)

Verwaltungsstandort Justizzentrum Il

Um eine geordnete stadtebauliche Struktur im Plangebiet zu erhalten und die
Grundstuckskapazitaten grof3tmdglich ausschdpfen zu kdnnen, ist eine Begradigung der die
beiden Flachen unterschiedlicher Nutzung trennenden Grundstlicksgrenze angedacht. Auf
dem Areal des Verwaltungsstandortes werden die Baumassen im nérdlichen Bereich des
Grundstuicks, an der Pappelallee angeordnet. Das massivste Gebaude wird dabei am
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Abbildung 10: Justizzentrum Il - Verwaltungsstandort des Landes Brandenburg (Konzeptplanung:
worschech architects 08/2019)

nordlichsten situiert, da dieses auch vier Geschosse besitzt (siehe nachfolgendes Kapitel B
2.4). Der Gebaudekomplex des gesamten Justizzentrums Il erstreckt sich Gber das Gelande
in einer West-Ost-Ausrichtung. Neben dem viergeschossigen Gebaude werden die anderen
Gebaude zwei- und dreigeschossig ausgebildet. Die Geschossigkeit stellt sich wie folgt dar:
Im Osten des Grundstlicks wird die Bebauung drei Geschosse aufweisen. Im
Norden/Nordwesten, nahe der Pappelallee, wird ein weiteres Gebaude mit der hdchsten
Geschossigkeit situiert, sprich vier Geschossen. An diesen Bau schliel3t sich eine
eingeschossige Verbindungsachse an, welche das Gebaudeensemble des Justizzentrums I
auch mit dem mittig gelegenen zweigeschossigen Bau verbindet. Im Stiden der Bebauung
soll eine grofRzigigere Freiflache entstehen und somit der sensible Landschaftsraum zum
Ruinenberg hin Beachtung finden. Das einst zur Erhaltung vorgesehene viergeschossige
Bestands-Burogebaude mittig auf der Flache des BLB, soll abgebrochen werden. Es wird
aullerdem auf ein Parkhaus verzichtet, sodass die Stellplatze nun im Stden/Sidwesten der
zukunftigen Bebauung grunplanerisch eingeordnet werden, da die weitlaufigere Freiflache
zum Ruinenberg hin diese Kapazitat nun hergibt. Die Zuwegung zum Grundstiick des
Justizzentrums Il und somit auch zu den Stellplatzen wiirde tiber zwei Punkte/Einfahrten
erfolgen, sodass eine Umfahrung der Bebauung mdglich ist (vorteilig fur Anlieferverkehr
usw.).

B.2.4 Landschaftsplanerisches Konzept

Dem Bebauungsplan Nr. 113 liegt momentan noch kein hochbaulicher Entwurf zugrunde, mit
dem die Lage der Freiflachen abschlielend festgelegt wird. Ein solcher Entwurf ist fir den
Bebauungsplan, der Planungsrecht schaffen soll, auch nicht erforderlich. Aufgabe des
Bebauungsplans ist es, den stadtebaulichen Rahmen abzustecken, auf dessen Grundlage
die Planung erfolgen kann. Im Wesentlichen wird hinsichtlich landschaftsplanerischer
Belange folgende Regelung getroffen:

o Festsetzung zur Erhaltung der Waldflache / des waldartigen Charakters im Stiden des
Geltungsbereichs.

Bei der zukunftigen Umsetzung der Planung sollte angestrebt werden, den erhaltenswerten
Baum- und Gehdlzbestand auf den Grundstlcken soweit wie mdglich zu berucksichtigen.

Die Aufienanlagen auf dem Schulgrundstlick bestehen aus einem Schulhof mit Schulgarten.
Hinzu kommen verschiedene Sportanlagen: eine 100 m-Laufbahn, eine Weitsprunggrube,

eine Hochsprunganlage, eine KugelstoRanlage, Kleinspielfelder, Gymnastikrasenflachen und
eine Wurfanlage. Weiterhin werden Flachen fur Pkw-Stellplatze und Fahrradstander bendtigt.

Die Erschlieffung der Grundstucke ist entsprechend den Abstimmungen mit den
Fachverwaltungen zu verkehrlichen Belangen so vorgesehen, dass der Hauptzugang der
Schule und auch des Verwaltungsstandortes an der Nordseite liegt. Die weiterfuhrende
Schule wird hierbei Uber den Reiherweg und der Verwaltungsstandort Uber die Pappelallee
erschlossen.

Der aus zu schutzenden Belangen des Denkmalschutzes bestehende 25 m breite
Grunstreifen im Stiden des Plangebietes bleibt unberihrt.
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B.2.5 Beriicksichtigung denkmalpflegerischer Belange

Mit seiner Lage in der engeren Pufferzone der UNESCO-Welterbestatte "Schlésser und
Parks von Potsdam und Berlin", unmittelbar am Ruinenberg, berlhrt die geplante Bebauung
die Umgebung eines Denkmalbereichs. Schutzgut ist hier der Park Sanssouci als
architektonische und gartenkiinstlerische Gesamtkomposition sowie der darin liegende und
direkt an das Plangebiet angrenzende Ruinenberg. Es befinden sich au3erdem historische
Sichtbeziige vom Ruinenberg zur Kirche Bornim und zum Grof3en Heineberg, vom
Pfingstberg zum Campanile der Kirche Bornstedt und zum Belvedere auf dem Klausberg
Uber dem Plangebiet (siehe Abb. 12 auf S. 39).

abgestimmte

o\ .
JJ\' @‘;ﬂ sudliche Baulm.te

Abbildung 11: Grenzlinie zum Schutz der denkmalrechtlichen Belange (Landeshauptstadt
Potsdam, 09/2019)

Allerdings wurde das vorhandene Denkmalensemble zu DDR-Zeiten bereits gestort. Ab 1971
wurden im Nordwesten des Ruinenbergs viergeschossige Plattenwohnbauten am Reiherweg
errichtet. Ostlich dieser Wohnbaubldcke entstanden 1974 und 1975 weitere drei- bis
flinfgeschossige Bauten fir Projektierungseinrichtungen, welche nach 1993 zu einem Wohn-
und Gewerbestandort entwickelt wurden. Vor diesem Hintergrund sollten stadtebauliche
Missstande dieser Art in der Pufferzone des Weltkulturerbes in Potsdam ausdricklich
vermieden werden.

Abstimmungsverfahren

Die Landeshauptstadt Potsdam hat sich mit den vorgebrachten Belangen und Einwanden
der Denkmalpflege auseinandergesetzt und mit dem vorliegenden Bebauungsplan-Entwurf
einen Vorschlag erarbeitet, mit dem Ziel, die Belange des Denkmalschutzes mit den
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Interessen der Grundstlickseigentiimer — dem Brandenburgischen Betrieb fiir
Liegenschaften und Bauen und der Landeshauptstadt Potsdam - in einen angemessenen
Ausgleich zu bringen. Im Rahmen des Verfahrens sind Abstimmungsgesprache, deren
Ergebnisse im Folgenden aufgefuhrt werden, mit den zustandigen Fachbehdrden (Untere
Denkmalschutzbehoérde der Landeshauptstadt Potsdam) und Tragern offentlicher Belange
(Brandenburgisches Landesamt fiir Denkmalpflege und Archaologisches Landesmuseum
(BLDAM) sowie Stiftung PreuRische Schldsser und Garten (SPSG)) durchgefihrt worden.

Ursprunglich existierte das heute bebaute Plangebiet sudlich der Pappelallee als eine
Ackerflache. Am FulRe des Ruinenbergs flihrte ein Landschaftsweg entlang, auch "Drive"
genannt. Dieser Drive ist in seiner Wegeflihrung heute noch vorhanden. Die Besonderheit
des Drives liegt in seinen vorhandenen Ausblicken in die ehemalige Feldflur. Diese Ausblicke
sind teilweise ebenfalls noch erhalten und es gilt, sie bei der Entwicklung und Bebauung von
Flachen in der sensiblen Umgebungslandschaft des Ruinenbergs zu berticksichtigen. Eine
Bebauung unmittelbar an der Flurstiicksgrenze, zwischen Ruinenberg und sldlichem
Grundstuck des Geltungsbereichs des BP 113, ist auf Grund des Heranrlickens einer
Bebauung zu nah an das Denkmal nicht im Sinne des Denkmalschutzes. Das
Denkmalteilstiick ,Ruinenberg“, dessen gestalterische Qualitat durch seine Wegeflhrung
erlebbar wird, wirde durch ein Heranfihren von Baumassen unmittelbar an den Rundweg in
seinem Erscheinungsbild und seiner Erlebbarkeit stark beeintrachtigt werden. Das
angrenzende Flurstick (1301) ist deshalb nicht bebaubar, laut dem BLDAM und der SPSG
ist lediglich das nérdlich davon liegende Flurstlick 1300 bebaubar. Die Flurstlckslinie,
welche die Flurstiicken 1300 und 1301 voneinander trennt bildet die Grenze zwischen
zuldssiger und nichtzulassiger Bebaubarkeit. Friiher, als das historische Flurstlick 343/10
(heute 1300 und 1301) noch bestand, bildete eine gedachte Grenzlinie, welche zwischen
dem Sidgiebel des Gebaudes Reiherweg 22-25 und der stidwestlichen Ecke des sudlichen
Baukorpers auf dem Flurstiick 1295 verlauft, die Grenzlinie.

Fir die Anordnung neu entstehender Gebaude wird von den Denkmalbehdrden empfohlen,
sich nicht an der orthogonalen, bestehenden Struktur der vorhandenen Gebaude auf dem
Plangebiet und im Westen des Geltungsbereichs zu orientieren, sondern eine Neubebauung
an der Pappelallee auszurichten (parallel zur Pappelallee). Auf diese Art und Weise ware es
mdglich, das umgebende Grin des Gartendenkmals mit den neuen, baulichen
Gegebenheiten zu verzahnen. Von den Denkmalbehdrden wird somit eine Art "Eindrehen”
der Gebaude verglichen mit der bestehenden stadtebaulichen Struktur empfohlen. Ein
solches Eindrehen der Gebaude ist jedoch sowohl auf dem Verwaltungs- als auch auf dem
Schulstandort unter Berticksichtigung stadtebaulicher und funktionaler Aspekte unginstig.
Eine Umsetzung dessen fuhrt zu nicht zweckmaRigen Flachenzuschnitten sowie zu einer
Einschrankung der Attraktivitat der Freiraume. AuRerdem sind in der naheren Umgebung
keine Gebaude vorzufinden, welche eine solche Bauflucht aufweisen, was das Integrieren
einer solchen stadtebaulichen Struktur erschwert. Die Ausrichtung der geplanten Gebaude
wird sich deshalb an der an dem Standort bereits vorzufindenden stadtebaulichen Struktur
orientieren.

Geeinigt wurde sich zwischen den Denkmalbehérden und der Landeshauptstadt Potsdam
darauf, dass im Norden bzw. Nordwesten eine hdhere Geschossigkeit als zulassig erachtet
wird, als auf den Flachen, welche naher am Ruinenberg gelegen sind, d.h. auf den sidlichen
und &stlichen Flachen. Der Frei- und Griinraum in Richtung Drive und Ruinenberg findet
somit Berucksichtigung.
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Fir die Beurteilung, ob die baulichen Vorhaben mit den Belangen des Denkmalschutzes
vereinbar sind, ist nicht unbedingt eine Angabe Uber die Zulassigkeit von Vollgeschossen
ausschlaggebend. Die abgestimmten Hoéhenangaben erlauben im Norden die Realisierung
von ca. vier Geschossen und im siudlicheren Bereich kdnnen anhand der zulassigen
Hohenvorgaben ca. zwei bis drei Geschosse errichtet werden. Gewichtiger als die
Festsetzung von Vollgeschossen erscheint jedoch eine Festsetzung von maximal zulassigen
Oberkanten, welche die vorhandenen, historischen Sichtbeziehungen berlcksichtigen.
Orientierung hierbei bietet die westlich vorhandene Bebauung am Reiherweg, deren
Oberkante bei 57,40 m NHN liegt. Diese Bestandshohe sollte bei einer Neubebauung auf
den sudlichen Flachen des Plangebiets nicht Uberschritten werden. Je nérdlicher die Flachen
des Plangebietes, desto hoher wird auch die maximal zulassige Oberkante festgesetzt.
Dabei wird darauf geachtet, dass die zulassigen Hohen den Anforderungen des
Denkmalschutzes entsprechen und das Risiko einer Stérung der Sichten sowie des
Erscheinungsbildes des Gartendenkmals Ruinenberg ausgeschlossen wird. Auf den Flachen
im Osten des Gebietes, auf welchem die Entwicklung des Verwaltungsstandortes geplant ist,
sollte eine Abstandsflache von ca. 25 m zur Grundstlicksgrenze des Ruinenbergs beachtet
werden. Dies findet bereits bei der Errichtung der im Siden des Landesgrundstlicks
geplanten Stellplatzflache fir das Justizzentrum Il und deren Zuwegung Beachtung. Das
vorliegende Konzept berlicksichtigt damit die weitest gehende Freihaltung des stdlichen
Bereichs durch das VerZ|chten einer hochbaulichen EntW|ckIung an dieser Stelle Zwmgend

gsplan Nr. 113 "Pappelalle /Relherweg . Sichtenplan

Abblldung 12: Historische SlchtbeZIehungen uber dem Plangebiet des BP 113 (Untere
Denkmalschutzbehorde der Landeshauptstadt Potsdam 2016)
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zu beachten bei einer Neubebauung in der engeren Pufferzone der UNESCO-Welterbestatte
ist auch das farbliche Einfugen der geplanten Bebauung in die Umgebung. Aus diesem
Grund sollten im Bebauungsplan unbedingt Regelungen zur Materialitat und zur Farb- und
Fassadengestaltung getroffen werden.

Ergebnis

Zur Gewabhrleistung der stadtebaulichen Vertraglichkeit der geplanten Bebauung mit den
Anforderungen des Denkmalschutzes wurden mehrfach Anpassungen der
Rahmenbedingungen der Planung, besonders hinsichtlich der Hohenentwicklung,
vorgenommen. Sollte zunachst die Bauhdéhe noch durch die Festsetzung von
Geschossigkeiten geregelt werden, ist nunmehr zur Sicherung der absoluten Bauh6hen die
Festsetzung von maximal zulassigen Oberkanten in m Gber NHN vorgesehen. Um die
Bereiche, welche dem Ruinenberg nahergelegen sind, zu schiitzen, wurden im Sitiden des
Plangebiets niedrigere maximale Oberkanten festgelegt, als im ndrdlichen Bereich. So wurde
die Flache des Schulgrundstiicks nochmals durch eine verspringende/stufige Linie geteilt,
sodass in der sudostlichen Ecke des Schulstandortes eine niedrigere Bauhdhe zulassig ist
als im Nordwesten der Flache. Dies bertcksichtigt erneut die Nahe der suddstlichen Flachen
zu dem Ruinenberg.

Die Baugrenze auf dem zukinftigen Verwaltungsstandort parallel zur Grundstlicksgrenze
des Ruinenbergs wurde mit einem Abstand von 25 m festgelegt, sodass die Freihaltung
eines breiten Grunstreifens zum Gartendenkmal hin gewahrleistet bleibt.

Die Umsetzung der Bebauung mit den festgesetzten und abgestimmten Farbtonen stellt
sicher, dass die optische Wahrnehmbarkeit der Gebdude vom Ruinenberg aus auf ein
Minimum reduziert wird.

B.3 Begriindung der Festsetzungen

Entsprechend der in dem Kapitel B.2.3 — Stadtebauliches Konzept/ Nutzungskonzept
erlauterten Vorgehensweise werden im Bebauungsplan insbesondere folgende
Festsetzungen getroffen:

e zur Art der Nutzung (Flache fur Gemeinbedarf, Sondergebietsflache)

e zum Mal der Nutzung (GRZ, maximal zulassige Oberkanten) und zur Uberbaubaren
Grundstucksflache (Kapitel B.3.2 — Mal} der baulichen Nutzung, Uberbaubare
Grundstiicksflachen)

e Flache fur Wald

e Gestalterische Festsetzungen zur Farbgebung auf Grund der unmittelbaren Lage des
Plangebiets angrenzend an das UNESCO-Welterbe

B.3.1 Art der baulichen Nutzung

B.3.1.1 Gemeinbedarfsflache

Flachen fir den Gemeinbedarf im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB sind Flachen fir
Anlagen oder Einrichtungen, die der Allgemeinheit dienen und in denen eine offentliche
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Aufgabe wahrgenommen wird. Demnach sind hier Anlagen fir kulturelle Zwecke wie
Schulen aller Art sowie Anlagen fur soziale Zwecke (z.B. ein Stadstteiltreff) einzuordnen.

Bei den Flachen fir den Gemeinbedarf handelt es sich um selbstandige Festsetzungen, die
planungsrechtlich die Art der Bodennutzung definieren. Die Angabe einer Zweckbestimmung
ist dabei zwingend erforderlich, da sonst die Spanne der moglichen Nutzungen zu grof ware
und so die Abwagung nicht korrekt vorgenommen werden kdnnte. Da in diesem Fall die
Zweckbestimmung — namlich die Entwicklung eines Schulstandorts — eindeutig feststeht,
wird die Zweckbestimmung dementsprechend definiert. Als Art der baulichen Nutzung
gemal § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird daher das gesamte fur die Schule vorgesehene
Grundstuck als Flache fur den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und
"Sozialen Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen” festgesetzt, um so den Standort
fur eine weiterfihrende Schule und ggf. einen Stadtteiltreff planungsrechtlich zu sichern.

Die Zweckbestimmung "Schule" bedeutet, planungsrechtlich sind samtliche Nutzungen
zuldssig, die sich unmittelbar aus dem festgesetzten Zweck "Schule" ergeben.
Beispielsweise sind dies Unterrichtsgebdude mit Hausmeisterwohnung, der Pausenhof mit
pausengerechter Ausstattung, der Schulsportplatz, die Turnhalle, etc.. Zulassig sind auch
weitere Frei- und Sportflachen, die der Schulnutzung zugeordnet sind, wie beispielsweise ein
Schulgarten, auch wenn diese nicht explizit mit der Zweckbestimmung erwahnt werden.

Textliche Festsetzung 1.1:

Auf der Flache fiir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule“ und
"Sozialen Zwecken dienende Gebdude und Einrichtungen” ist die Errichtung einer
Schule und von sdmtlichen, damit verbundenen Nutzungen und Einrichtungen,
welche schulischen Zwecken dienen, zuléssig.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 5 BauGB)

Die Zweckbestimmung "Sozialen Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen" stellt
sicher, dass samtliche Nutzungen zulassig sind, die die Moglichkeit der Integration eines
sozial-kulturellen Treffpunktes, wie beispielsweise einem Stadtteiltreff, bieten. Der
Bebauungsplan schafft so die Option, zukiinftige Bedarfe innerhalb des Stadtteils Bornstedt
abzudecken, sofern dies erforderlich sein sollte.

Durch eine weitere Textliche Festsetzung soll deshalb ermdéglicht werden, dass das
Schulgebaude in den Zeitraumen ohne Lehrbetrieb auch aullerschulischen Nutzungen mit
sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und sportlichen Zwecken (wie Raumlichkeiten fir
ortliche Vereine, Stadtteiltreff, ...) zur Verfugung stehen konnen. Eine solche Doppelnutzung
schulischer Einrichtungen ist Ublich und auch wiinschenswert, um die soziale Infrastruktur
bestmaoglich im Stadtteil Bornstedt auszubauen.

Textliche Festsetzung 1.2:

Auf der Flache fiir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und
"Sozialen Zwecken dienende Geb&ude und Einrichtungen" ist auch eine
aullerschulische Nutzung der Geb&ude zu sonstigen Bildungs-, sozialen,
kulturellen und sportlichen Zwecken zuléssig.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 5 BauGB)

Eine planungsrechtliche Verortung der Nutzungsarten "Schule" und "Sozialen Zwecken
dienende Gebdude und Einrichtungen" auf dem Schulgrundstiick soll nicht erfolgen. Hierfur
besteht kein stadtebauliches Erfordernis, da die festgesetzten Héhen der zukiinftigen
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Gebaude ohnehin zu beachten sind. Konkret vorgesehen ist derzeit eine weiterfihrende
Schule inklusive der dazugehorigen Sport- und Aulenflachen. Eine aulerschulische
Nutzung der Raumlichkeiten des Schulgebaudes nach dem Schulbetrieb flr z.B. einen
Stadotteiltreff ist mit der Schulnutzung vertraglich und kann somit bei Bedarf in dem Gebaude
untergebracht werden. Daher sollen beide Nutzungen jeweils auf der gesamten
Gemeinbedarfsflache zuldssig sein.

B.3.1.2 Sondergebiet

Da die ostliche Flache des Plangebietes, welche im Eigentum des Landes Brandenburg liegt,
ausschliefllich der Verwaltungsnutzung dienen soll und in Zukunft keine davon abweichende
Nutzung beabsichtigt ist, werden mit der Festsetzung der Sondergebietsflache mit der
Zweckbestimmung "Verwaltung" andere Nutzungen ausgeschlossen.

Textliche Festsetzung 1.3:

Das Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung” dient der Unterbringung
von Biiro- und Verwaltungsgebduden. In dem Sondergebiet sind allgemein zuléssig:

- Biiro- und Verwaltungsgebéude
- Anlagen fiir Verwaltungen
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 BauNVO)

Im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" sollen mehrere Gerichtsnutzungen
des Landes Brandenburg untergebracht werden. Zusammengefasst wird dieser Standort
dann als "Justizzentrum II" bezeichnet. Auf dem Verwaltungsstandort werden aul3erdem die
Integration von Flachen fir Stellplatze (Kfz und Fahrrad), die Unterbringung einer Kantine
sowie Flachen fur Zufahrten und Aufenthaltsmaoglichkeiten erforderlich sein.

B.3.2 MaR der baulichen Nutzung

Bei der Planung ist es erforderlich, auf eine mdgliche Bebauung flexibel reagieren zu
kénnen. Da vor allem auf dem zukiinftigen Schulgrundstiick noch der hochbauliche
Wettbewerb, dessen Ergebnisse die detaillierte Bebauung festlegen, aussteht, sollen im
Hinblick auf die bauliche Ausnutzung des Grundstucks und die Verteilung der Baukorper nur
wenige Festsetzungen getroffen werden. Ahnliches trifft fir den Teilbereich des
Plangebietes, auf welchem der Verwaltungsstandort realisiert werden soll, zu, auch wenn an
dieser Stelle bereits eine Machbarkeitsstudie vorliegt, welche jedoch noch nicht den
endglultigen Planungsstand festlegt.

Das Mal} der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan Nr. 113 durch Festsetzung der
Grundflachenzahl (GRZ) und der Hohe baulicher Anlagen anhand festgesetzter Oberkanten
geregelt.

B.3.2.1  Grundflachenzahl

Der Anteil der versiegelten Flachen ist im Bestand bereits vergleichsweise hoch. Die
Uberbaubaren Grundstucksflachen innerhalb der Flache fir den Gemeinbedarf und der
sonstigen Sondergebietsflache werden gemal § 19 Abs. 2 BauNVO mittels
Grundflachenzahl (GRZ) begrenzt.

Da die Bebauungen des Schul- und des Verwaltungsstandortes vergleichsweise dicht
ausfallen werden, was den verhaltnismalfig eingeschrankten Grundstiicksgrofien geschuldet
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ist, wird eine relativ hohe GRZ von 0,8 festgesetzt. Diese erlaubt eine Versiegelung des
Schulgrundsticks in einer GréRenordnung von bis zu ca. 1,94 ha. Auf dem
Verwaltungsgrundstiick ist eine Versiegelung von ca. 1,98 ha mdglich.

B.3.2.2 Hohe baulicher Anlagen

Betrachtet man das Gelande des Plangebiets, so ist zunachst festzustellen, dass es sich um
eine bewegte Topografie handelt. Ganz im Nordwesten werden 41,75 m tber NHN (die
Angabe in Meter Uber Normalhéhennull 'm Gber NHN' bezieht sich immer auf das Deutsche
Haupthéhennetz 2016 (DHHN2016)) erreicht, wahrend sich die Gelandehohe in Richtung
Osten stetig erhoht und im norddstlichen Bereich des Grundstiicks, auf welchem das
Justizzentrum Il untergebracht wird, eine Gelandehéhe zwischen ca. 46,00 m und 49,00 m
Uber NHN verzeichnet wird. Von der nérdlichen Geltungsbereichsgrenze aus, welche am
Reiherweg und der Pappelallee verlauft, steigt das Gelande in sidlicher Richtung ebenfalls
konstant an. Wahrend mittig auf dem Schulgrundstiick eine Hohe von ca. 44,00 m Gber NHN
existiert, werden an der Stidgrenze des am slidlichsten gelegenen Flurstiicks des
Geltungsbereichs bereits 50,00 bis 52,30 m Uber NHN verzeichnet. Es existieren somit
sowohl eine Gelandesteigung von West nach Ost als auch von Nord nach Sid, betrachtet
man das gesamte Gebiet des Bebauungsplans Nr. 113.

Es besteht der stadtebauliche Anspruch, die zukiinftigen Nutzungen des Plangebietes
behutsam in die bauliche Umgebung einzufiigen und den MaRstab des schitzenswerten
UNESCO-Weltkulturerbes in der unmittelbaren Umgebung (Ruinenberg) zu bertcksichtigen
und zugleich einen in seiner Dimensionierung dauerhaft tragfahigen zukunftsfahigen Schul-
und Verwaltungsstandort zu entwickeln. Die Schutzbedurftigkeit des Planungsraums im
Hinblick auf das angrenzende Weltkulturerbe erfordert die Festsetzung einer Hohenangabe.
Wesentlich fir das Erscheinungsbild des Plangebiets ist somit die Hohe baulicher Anlagen.
Um eine Uber die vorhandenen Sichten und auch vorhandenen Bestandsgebdude im Westen
ragende Bebauung zu verhindern, werden unterschiedlich hohe Oberkanten tGber Normalnull
(NHN), auf Grund des abfallenden Gelandes in Richtung Nordwesten, festgesetzt. Die
Beeintrachtigungen der Potsdamer Kulturlandschaft sollen so gering wie moglich gehalten
werden. Aus diesem Grund sind Uberschreitungen der festgesetzten Oberkanten der
baulichen Anlagen nicht zulassig.

Im Bebauungsplan wurde deshalb gemal § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO das
Mal der baulichen Nutzung u.a. anhand von hdchstzulassigen Gebaudehdhen bzw.
Oberkanten von Gebauden festgesetzt.

Unter Beachtung der denkmalpflegerischen Belange und um ein Schulgebaude
entsprechend des Wettbewerbsergebnisses mit dem erforderlichen Spielraum realisieren zu
konnen, werden explizite Festsetzungen zur maximal zulassigen Gebaudehohe getroffen.
Die zulassige Hohe baulicher Anlagen ist auf der Gemeinbedarfsflache auf eine Oberkante
im sudlichen Bereich von 57,40 m Uber NHN und im ndérdlichen Teilbereich von 63,06 m Uber
NHN begrenzt. Diese Gebaudehdhen ermoglichen die Realisierung eines Schulgebaudes,
fur welches eine Gebaudehohe von ca. 16,0 m Uber Gelande erforderlich sein wird.

Auch die Gebaude des Justizzentrums Il auf dem Verwaltungsstandort mussen sich in den
sensiblen Umgebungsbereich des Ruinenbergs ohne Beeintrachtigungen des
Gartendenkmals Park Sanssouci integrieren. Aus diesem Grund wird das festgesetzte
Sondergebiet ebenfalls in Teilbereiche, welche unterschiedliche Hohenbegrenzungen
aufweisen, aufgeteilt. Durch Knotenlinien getrennt, ist im nordwestlichen Bereich eine
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Oberkante von 62,70 m Gber NHN zulassig. Dies ermdglicht eine Gebaudehdhe von ca.
15,70 m, welche fur das zuklnftig dort liegende Gebaude geplant ist. Der mittlere Teilbereich
des Verwaltungsstandortes weist eine Hohenbegrenzung von 59,20 m Gber NHN auf und
bertcksichtigt fur die dort zuklinftig stehende Bebauung eine dreigeschossige Gebaudehéhe
von bis zu ca. 12,00 m. Im sudlichsten Teilbereich ist wie auch im Siiden des
Schulgrundstiicks eine Hohe von 57,40 m tber NHN zulassig. Diese H6henbegrenzung
orientiert sich an der im Westen des Geltungsbereichs vorzufindenden Wohnbebauung aus
den siebziger Jahren. Da dieser Bereich dem Ruinenberg am nachsten gelegen ist, sind die
zulassigen Gebaudeoberkanten an dieser Stelle am geringsten, sodass zukilnftige Gebaude
keine stérende Wirkung auf das Denkmal ausuben.

Die zukiinftige Bebauung berticksichtigt somit hinsichtlich der Héhenentwicklung die
umgebenden gartendenkmalpflegerischen Elemente des Ruinenbergs bzw. der Parkanlage
Sanssouci und auch die bestehenden Sichtachsen (siehe Abb. 12).

B.3.3 Uberbaubare Grundstiicksflichen, Bauweise

Im Bebauungsplan werden die tUberbaubaren Grundstiicksflachen durch die
planzeichnerische Festsetzung einer Baugrenze bestimmt. Die Gebaude der Schul- und
Verwaltungsnutzungen muissen innerhalb dieser Grenze errichtet werden. Auf eine
baukérperbezogene Festsetzung der Baugrenze flr die Nutzungen des Schul- und
Verwaltungsstandortes wird zundchst zugunsten der Flexibilitat verzichtet.

Mit der Abgrenzung der zur Festsetzung vorgesehenen Uberbaubaren Grundstiicksflachen
wird die von den Denkmalbehoérden festgelegte Schutzzone des Ruinenbergs, welche 25 m
breit ist und an der stidlichen Grenze des Geltungsbereichs verlauft, nicht berihrt.

Die Festsetzung einer Bauweise ist entbehrlich.
B.3.4 Nebenanlagen und Stellplatze

Um sicherzustellen, dass im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" die zuvor
erwahnte 25 m breite Schutzzone des Ruinenbergs nicht in Anspruch genommen wird, sind
Stellplatze und Nebenanlagen ausschlief3lich innerhalb der Gberbaubaren
Grundstucksflachen bzw. in der ausgewiesenen Stellplatzzone zulassig. Um klarzustellen,
dass Stellplatze, Fahrradstellplatze sowie Nebenanlagen auf der Sondergebietsflache
lediglich innerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen zuldssig sind, werden die
nachfolgenden beiden Festsetzungen getroffen. Zu den Nebenanlagen zahlen
beispielsweise Standplatze flr Mullbehalter oder Anlagen, die zur technischen Ver- und
Entsorgung des Plangebiets erforderlich sind.

Textliche Festsetzung 1.4:

Im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind Stellpldtze nur
innerhalb der liberbaubaren Grundstiicksflachen sowie in der dafiir ausgewiesenen
Stellplatzzone zulédssig.

Textliche Festsetzung 1.5:

Im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO nur innerhalb der (iberbaubaren Grundstiicksfldchen
zulgssig.
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(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 und § 23 Abs. 5
BauNVO)

B.3.5 Griinordnerische Festsetzungen

Zur Vermeidung unnétiger Eingriffe, zur Minimierung und zum Ausgleich unvermeidlicher
Eingriffe in den Naturhaushalt sowie aus stadtebaulich-gestalterischen Griinden sollen im
Bebauungsplan Grinfestsetzungen getroffen werden.

Im Bebauungsplan Nr. 113 werden Regelungen zur Pflanzung von Baumen und Strauchern
festgesetzt. Zudem sollen vorhandene Baume und Straucher, welche auf Grund der Planung
weichen mussen, ersetzt werden. Weiterhin sollen die Dacher der Gebaude anteilig begriint
werden. Aulderdem sollen ebenerdige Stellplatzanlagen durch die Pflanzung oder Erhaltung
von Baumen gegliedert und somit begrint werden. Festgesetzt wird schliel3lich, dass die
Befestigung von Wegen, Zufahrten und Stellplatzen mit einem versickerungsfahigen Aufbau
erfolgen muss.

Auf weitere griinordnerische Festsetzungen wird bewusst verzichtet, weil fir die zuklnftige
Schulnutzung und auch fir den Verwaltungsstandort des Landes keine weiteren Vorgaben
erfolgen sollen. Daruber hinaus ist zum einen die Landeshauptstadt Potsdam Bauherrin und
hat es insofern tber den Bebauungsplan hinaus selber in der Hand, weitere 6kologische
Gesichtspunkte bei der Errichtung der Schule zu bericksichtigen. Selbiges gilt fur den
Brandenburgischen Landesbetrieb fir Liegenschaften und Bauen als 6ffentlicher Bauherr
des Landes Brandenburg. Bei dem Bau / der Planung der Schule wird u.a. auf Grund des
Beschlusses 19/SVV/0543 ,Potsdam erklart den Klimanotstand® eine Berucksichtigung
klimarelevanter Malnahmen erfolgen. In diesem wird u.a. festgelegt, dass beim Bau von
stadtischen Gebauden (somit auch Schulen, die durch die Stadt errichtet werden) eine
Prifung ambitionierter Energiekonzeptvarianten bei allen Neubauvorhaben des KIS,
mindestens eine Prifung des Plus-Energie-Standards erfolgt. Aulerdem soll eine
Berucksichtigung der Lebenszykluskosten bei Investitionsentscheidungen stattfinden.

B.3.5.1 Flachen fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft

Herstellung von Bodenbelagen in wasser- und luftdurchlassigem Aufbau

Mit der Festsetzung, dass die Befestigung von Stral’en, Wegen, Stellplatzen und Zufahrten
in wasser- und luftdurchlassigem Auf- und Unterbau herzustellen sind, wird der Eingriff in
das Schutzgut Boden minimiert. Auch Wasser- und Luftdurchlassigkeit wesentlich mindernde
Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind
unzulassig (eine Ausnahme bildet der unter den Sportflachen bei Bedarf einzubauende
Dranasphalt). Der Versiegelungsgrad im Bebauungsplangebiet wird dadurch reduziert. Damit
wird auch den Vorgaben § 54 Abs. 3 des Brandenburgischen Wassergesetzes entsprochen.
Eine Versiegelung des Bodens oder andere Beeintrachtigungen der Versickerung zur
Grundwasserneubildung dirfen danach nur soweit erfolgen, wie dies unvermeidbar ist. Es
wird aulRerdem sichergestellt, dass das anfallende Niederschlagswasser lokal versickern und
wieder dem Grundwasser zugefuhrt werden kann. Dies wird mit der textlichen Festsetzung
Nr. 2.1 ebenfalls festgesetzt. Es liegt ein Entwasserungskonzept vor, in dem festgestellt
wurde, dass eine vollstandige Versickerung des anfallenden Regenwassers bei den
vorliegenden Bodenverhaltnissen unter Berlcksichtigung der lokalen Topographie sowie der
beabsichtigten Nutzung und des zu erwartenden Versiegelungsgrades nicht moglich ist. Auf
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Grund dessen wurden im Konzept deshalb einige Vorgehensweisen aufgezeigt, wie die
vorhandenen Versickerungsmoglichkeiten weitestgehend ausgeschopft werden kénnen (vgl.
hierzu Kapitel C 2.2.3).

Textliche Festsetzung 2.1:

Auf der Flache fiir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule"” und
"Sozialen Zwecken dienende Gebdude und Einrichtungen" sowie im Sondergebiet mit
der Zweckbestimmung "Verwaltung" ist eine Befestigung von Stral3en, Wegen,
Zufahrten, offenen Stellplédtzen und Schulhof- und Sportfldchen nur in wasser- und
luftdurchlassigem Aufbau zulédssig. Wasser- und Luftdurchléssigkeit wesentlich
mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und
Betonierungen sind unzuléssig.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Dachbegriinung

Fir die Gebaude soll eine extensive Begriinung der Dachflachen festgesetzt werden. Zum
einen tragt eine Dachbegriinung dazu bei, die Gebaude in gestalterischer Hinsicht vertraglich
in ihre Umgebung einzubinden. Zum anderen schafft sie Lebensraume fiir Pflanzen und
Tiere, die an trockenwarme Standorte gebunden sind und verbessert die klimatischen
Verhaltnisse innerhalb des Plangebiets. SchlieRlich wird die Zwischenspeicherung und ggf.
Verdunstung des Niederschlagswassers beginstigt, sodass diese MalRnahme zur Entlastung
des Abwassersystems beitragen kann.

Die Dachbegriinung dient im Rahmen der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung dem anteiligen
Eingriff in die Schutzglter Boden und Wasser.

Festgesetzt wird, dass mindestens 60% der Dachflachen im Plangebiet bzw. in den
Baugebieten (Gemeinbedarfsflache und Sondergebiet) extensiv zu begriinen sind.
AulRerdem sollen diese Dachflachen auch als Retentionsdacher zur Ruckhaltung von
Niederschlagswasser ausgebildet werden.

Textliche Festsetzung 2.2:

Auf der Flache fiir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und
"Sozialen Zwecken dienende Gebédude und Einrichtungen” und im Sondergebiet mit
der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind mindestens 60 % der Dachfldchen extensiv
zu begrtinen und als MalBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsddcher zur Riickhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei
Abgang nachzupflanzen. Bei der Inanspruchnahme der Dachfldache durch schulische
Nutzungen wie z.B. Sport, Pausenfldchen, Schulgarten etc. kann von dem
festgesetzten Anteil zur Dachbegriinung in Ausnahmeféllen abgewichen werden.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Mit der Beschrankung der Dachbegriinung auf mindestens 60% verbleiben ausreichend
Flachen zur Bericksichtigung von ggf. erforderlichen Oberlichtern, technischen Aufbauten,
Solar- oder Photovoltaikanlagen oder auch Retentionsflachen auf den Dachflachen. Auf den
Dachern sind neben der Dachbegrinung ausdrucklich auch Anlagen zur Retention von
Regenwasser und zur Gewinnung von Sonnenenergie zulassig. Hierbei besteht auch kein
gegenseitiger Ausschluss. Es kénnen somit auch Kombinationen aus Retentions- und
Grundachern realisiert werden und auch Solar- oder Photovoltaikanlagen noch zusatzlich

Bebauungsplan Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg"



50 Kapitel B - Planinhalte und Planfestsetzungen

installiert werden. Alle drei Dachfunktionen sind somit vereinbar und kbnnen auch
gemeinsam vorgesehen werden.

Sollte das Raumprogramm der zukiinftigen Schule nicht in den regularen verfligbaren
Flachen untergebracht werden kdnnen bzw. im noch ausstehenden Wettbewerb besonders
zukunftsfahige Losungen zur Nutzung der Dacher durch schulische Zwecke, wie z.B.
Pausen- oder Sportflachen, gefunden werden, kann ausnahmsweise weniger Dachflache als
die Mindestangabe von 60% begrunt werden.

B.3.5.2 MaRnahmen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie Bindungen fiir Bepflanzungen und fir die
Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Anpflanzung und Erhaltung von Bdumen und Strauchern

Das Plangebiet zeichnet sich durch bewachsenes Gelande, das heifdt Uber Jahre
gewachsene gepflanzte oder wilde Baume und Straucher aus. Der Grinanteil ist somit relativ
hoch. Im Suden des Plangebiets wird zum Erhalt der vorhandenen Waldflache ein Grofteil
dieser auch als solche festgesetzt, da sie auch gemal Aussage der Forstbehérde Wald nach
Landeswaldgesetz (LWaldG) darstellt.

Der Vegetationsbestand, welcher der Planung bzw. den neu entstehenden Gebduden
weichen muss, soll durch Neu- und Ersatzpflanzungen ausgeglichen werden. Auf3erdem
sollen Stellplatzflachen durch Baumpflanzungen begrint und gleichzeitig gegliedert werden.
Dies sollen die folgenden textlichen Festsetzungen regein.

Textliche Festsetzung 3.1:

Auf der Flache fiir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule” und
"Sozialen Zwecken dienende Geb&ude und Einrichtungen"” und im Sondergebiet mit
der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind je angefangene 150 m? Grundstiicksfldche
ein Laub- oder Nadelbaum (3 x verpflanzt) mit einem Mindeststammumfang von 18 -
20 cm und je angefangenen 50 m? Grundstiicksflache zwei Strducher mit einer
Mindestpflanzhéhe von 80 - 100 cm nachzuweisen. Vorhandene Bdume und
Strducher, die diesen Anforderungen entsprechen, kbnnen angerechnet werden. Bei
Abgang sind diese nachzupflanzen.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
Textliche Festsetzung 3.2:

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind zusétzlich ebenerdige
Stellplatzanlagen durch Fléachen, die zu bepflanzen sind, zu gliedern. Je 4 Stellplétze
ist ein standortgerechter, einheimischer Laub- oder Nadelbaum (Stammumfang 18 -
20 cm) zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

Ausnahmsweise kann von dieser Festsetzung abgewichen werden, wenn es den
Vorhabentrdgern auf Grund der Inanspruchnahme von Flachen fiir die
Baumpflanzungen nachweislich nicht méglich ist, die Mindestanzahl von Stellplétzen
nach Potsdamer Stellplatzsatzung herzustellen.

Zuléssig ist in diesem Fall auch, die erforderlichen Bdume, die sich aus der Anzahl
der Stellplédtze ergeben, alternativ zur Gliederungsfunktion der Stellplatzanlage
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gesammelt als Baumgruppe oder —reihe an geeigneter Stelle auf dem Grundstiick
anzupflanzen.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Die Textliche Festsetzung (TF) 3.1 kann unter Umstanden eine Umsetzung des geplanten
Schulbauvorhabens erschweren, da die Anzahl der geforderten Baum- und
Strauchpflanzungen innerhalb des Schulgrundstiicks die Kapazitaten flr den Bau von
Gebauden, Sportflachen und weiteren Elementen der Gestaltung der Freiflachen
einschranken kénnte. Sollte es nicht méglich sein, die durch die TF 3.1 erforderlichen
Ersatzpflanzungen auf dem Schulgrundstiick unterzubringen, wurde eine Erklarung
formuliert, welche absichert, dass die Ersatzpflanzungen auferhalb des
Schulgrundstiicks/Plangebietes, aber innerhalb des Potsdamer Stadtgebietes realisiert
werden. Diese Erklarung wurde vom Bauherr der Schule, dem Kommunalen Immobilien
Service (KIS) (Eigenbetrieb der Stadt), unterzeichnet. Sie beinhaltet die Zusicherung, dass
so viele Baume und Straucher, wie nach dem Freiraumkonzept der Schule méglich, auf dem
Schulgrundstiick untergebracht werden. Dazu zahlen ja auch jene Baume und Straucher,
welche bereits auf der Flache existieren, den Anforderungen der TF 3.1. entsprechen und im
Zuge der Umsetzung des Planvorhabens erhalten werden. Die Anzahl der Baume und
Straucher, welche durch die TF 3.1 auf dem Schulgrundstiick erforderlich sind, aber auf
Grund fehlender Platzkapazitaten, nicht auf diesem realisiert werden kénnen, sollen auf
externen Flachen im Stadtgebiet Potsdams gepflanzt werden. Hierzu verpflichtet sich der
KIS in der Eigenerklarung ebenfalls. Hierflir werden die Flachen Flurstlick 149, Flur 1 der
Gemarkung Fahrland und Flurstiick 114/1, Flur 3 der Gemarkung Fahrland benannt. Die
Baum- und Strauchpflanzungen, welche nicht innerhalb des Schulgrundstlickes
untergebracht werden kénnen, werden dann bis spatestens ein Jahr nach Fertigstellung des
Schulbauvorhabens auf den genannten Flachen umgesetzt. Der KIS Ubernimmt dann
aullerdem samtliche Schutz-, Pflege-, Nachbesserungs- und MonitoringmalRnahmen auf
eigene Kosten sowie eine dreijahrige Entwicklungs- und Fertigstellungspflege fir die
Ersatzpflanzungen.

Um einen griinordnerisch gestalteten Ubergang zum angrenzenden Gartendenkmal des
Ruinenbergs zu sichern und eine Begrinung des ,Puffer‘-Streifens, welcher auf dem
Sondergebiet zum Ruinenberg festgelegt wird, zu gewahrleisten, wird die Erhaltung der
bestehenden Vegetationsstrukturen an diesem Standort auf der mit ,A“ gekennzeichneten
Flache festgesetzt. Sollte dieser nicht erhalten werden (kdnnen), ist er durch Baum- und
Strauchpflanzungen so zu ersetzen, dass ein waldartiger Charakter entsteht bzw. gewahrt
bleibt.

Textliche Festsetzung 3.3:

Auf der Fldche A sind die bestehenden Vegetationsstrukturen zu erhalten. Der Baum-
und Strauchbestand ist bei Abgang in der Weise nachzupflanzen, dass der Eindruck
einer waldartigen Flache entsteht. Je 50 m? Fldche sind mindestens ein Baum im
Stammumfang 18/20 und 10 Strducher mit einer Mindesthéhe von 60 cm
anzupflanzen. Es sind ausschlie3lich Arten der in der Anlage 1 zum Gemeinsamen
Erlass des Ministeriums fiir Infrastruktur und Landwirtschaft und des Ministeriums fiir
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz zur Sicherung gebietsheimischer
Herkiinfte bei der Pflanzung von Gehdlzen in der freien Natur vom 18. September
2013 (ABIL./13, [Nr. 44], S.2812) enthaltenen Liste der in Brandenburg heimischen
Geholzarten zu verwenden.
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(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Die als Wald festgesetzte Flache erflllt eine gewisse Pufferfunktion zum angrenzenden
Gartendenkmal und soll deshalb, aber auch vor allem aus klima- und naturschutzrechtlichen
Grunden planungsrechtlich gesichert werden.

Die Vorgabe der Erhaltungsbindung bestehender Vegetation oder auch vorkommender
Gewasser (was in diesem Bereich nicht der Fall ist) Iasst auch die Realisierung einer
Versickerungsmulde innerhalb der Flache A zu, welche dann ggf. in die Erhaltungsbindung
fallen kann. Im Regenwasserkonzept wird fir diesen Bereich die Verortung einer Mulde
vorgeschlagen.

Fir weitere Ausfiihrungen zu den griinordnerischen Festsetzungen wird auf den
Umweltbericht verwiesen.

B.3.6 Immissionsschutz

Der Betrieb einer Schule und die dazugehdrigen Sportanlagen haben Larmimmissionen zur
Folge, die auf die Nachbarschaft einwirken. Das Plangebiet soll zuklinftig als Standort fur
eine Schule und einen Verwaltungsstandort genutzt werden. Um nachzuweisen, welche
Larmimmissionen sich durch die Planung innerhalb des Plangebiets ergeben, aber auch
welche aulderhalb des Plangebiets mdglicherweise auf das Gebiet einwirken, ergab sich die
Notwendigkeit einer Schallimmissionsprognose (vgl. Schalltechnisches Gutachten,
Akustikburodahms GmbH Beratende Ingenieure, Oktober 2021). Aus dieser sollen auch ggf.
erforderliche Mallnahmen abgeleitet werden, um z.B. die angrenzende Wohnbebauung im
Westen des Gebietes vor stérenden Larmimmissionen zu schitzen. Die Ergebnisse dieser
Untersuchung und die sich daraus ergebenden Konsequenzen werden nachfolgend
dargestellt.

Betrachtet werden in der Prognose sowohl die Gerauscheinwirkungen, die von auf3en auf
das Plangebiet wirken (Gewerbelarm + Verkehrslarm), als auch diejenigen, welche vom
Plangebiet selbst ausgehen werden (bspw. Sportlarm). Die maligeblichen Immissionsorte
aulerhalb des Plangebiets befinden sich im Reiherweg, in einem allgemeinen Wohngebiet.
In Bezug auf die Larmentwicklung wurden fur alle Berechnungen Annahmen getroffen, die
entweder zum Zeitpunkt der Erstellung der Prognose als Informationen vorlagen oder die zur
sicheren Seite hin abgeschatzt wurden.

Um Beeintrachtigungen des schutzwirdigen Umfeldes zu vermeiden, wurden folgende
Aufgabenbereiche bzw. Fragestellungen untersucht: Welche Gerauschimmissionen sind zu
erwarten? Besteht Konfliktpotenzial oder werden die gebietsbezogenen Immissionsrichtwerte
an der schutzwirdigen Bebauung eingehalten? Hierzu erfolgte eine Analyse der
Einzellarmquellen der Anlagen und eine Erfassung der Gerausche verursachenden
Geschehnisse.

B.3.6.1 Gewerbelarm

Gesetzliche Grundlagen

Die entstehenden Gerdusche sind nach der 6. Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum
Bundes-Immissionsschutz-Gesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm — TA
Larm) zu beurteilen, aus der sich auch die einzuhaltenden Larmimmissionsrichtwerte fur
Immissionsorte auf3erhalb von Gebauden ergeben. Die TA Larm formuliert Immissions-
richtwerte, die kennzeichnen, ob im Einzelfall eine von einer gewerblichen Anlage

Bebauungsplan Nr. 113
~Pappelallee/Reiherweg*



Kapitel B- Planinhalte und Planfestsetzungen 53

ausgehende Larmimmission zu laut ist oder nicht. Auf3erhalb von Gebauden werden die
Immissionsrichtwerte den Gebietstypen der BauNVO zugeordnet. Es gelten die
Immissionsrichtwerte nach Tabelle 3.

Tabelle 3: Immissionsrichtwerte fiir den Beurteilungspegel nach TA Larm

Nutzungsgebiete Tag Nacht Ruhezeit
Industriegebiete (§ 9 BauNVO) (Gl) 70 dB(A) 70 dB(A) nein
Gewerbegebiete (§ 8 BauNVO) (GE) 65 dB(A) 50 dB(A) nein
Urbanes Gebiet (§ 6a BauNVO) (MU) 63 dB(A) 45 dB(A) nein

Kerngebiete (§ 7 BauNVO)
Mischgebiete (§ 6 BauNVO) (M)

, 60 dB(A) 45 dB(A) nein
Dorfgebiete (§ 5 BauNVO)
Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)
(WA) |
Kleinsiedlungsgebiete (§ 2 BauNVO) (WS) 55 dB(A) 40 dB(A) 1a
reine Wohngebiete (§ 3 BauNVO) (WR) 50 dB(A) 35 dB(A) ja
Kurgebiete, fir Krankenhauser und (SO)
Pflegeanstalten 45 dB(A) 35 dB(A) ja

Zusatzlich wird gefordert, dass der Maximalwert (Larmax) des Schalldruckpegels
(Spitzenpegel) wahrend der Beurteilungszeit nicht mehr als +30 dB(A) Uber dem zulassigen
Richtwert fur den Beurteilungszeitraum Tag und nicht mehr als +20 dB(A) tber dem
zulassigen Richtwert flr den Beurteilungszeitraum Nacht liegen darf. Innerhalb der
»1ageszeiten mit erhéhter Empfindlichkeit” (Ruhezeiten, an Werktagen morgens 6:00 - 7:00
Uhr und abends 20:00 - 22:00 Uhr; an Sonn- und Feiertagen zusatzlich von 7:00 - 9:00 und
13:00 - 15:00 Uhr) werden Schallimmissionen mit einem Zuschlag von 6 dB bewertet, wenn
der Immissionsort in einem Allgemeinen Wohngebiet oder einem strenger bewerteten
Nutzungsgebiet liegt.

Verglichen werden die Immissionsrichtwerte dann mit dem Beurteilungspegel, der entweder
aus einer Messung oder aus einer Immissionsprognose gewonnen wird. Der
Beurteilungspegel an einem Immissionsort (bspw. vor einem Fenster eines Nachbarn des
emittierenden Betriebes) stellt ein Malk der Belastigung durch den Larm, der von der
betrachteten Anlage ausgeht, dar. Es handelt sich nicht um eine Lautstarke, die durch diesen
Pegel ausgedruckt wird. Daher gehen in den Beurteilungspegel auch nicht nur die
Mittelungspegel der einzelnen Gerausche, sondern auch Zuschlage flr impulshaltigen Larm,
Einzeltone und ggf. Gerausche wahrend der Ruhezeiten ein. Der Beurteilungspegel
berechnet sich getrennt fiir den Tag und fiir die Nacht. Die Ruhezeit ist Bestandteil des
Tages. Die Dauer des Beurteilungszeitraumes Tag betragt 16 Stunden (von 6 bis 22 Uhr).
Der Beurteilungszeitraum Nacht erstreckt sich lediglich Gber die lauteste Nachtstunde, also
bspw. die einzelne Stunde zwischen 22 und 23 Uhr oder zwischen 5 und 6 Uhr. Die neuere
TA Larm von 1998 bezieht in den Beurteilungspegel im Gegensatz zur alteren Fassung von
1968 die Vorbelastung durch benachbarte Gewerbe- und Industriebetriebe mit ein. Daher
muss bei der Bildung des Beurteilungspegels Kenntnis tber die Larmbelastung gewonnen
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werden, die auch ohne die vom untersuchten Betrieb ausgehende Immission vorliegt. Liegt
diese mehr als 6 dB(A) unter dem Immissionsrichtwert, so kann auf die Berlcksichtigung der
Vorbelastung verzichtet werden.

Ausgangsdaten der Berechnungen

Im Folgenden werden diejenigen Gerauschquellen aufgelistet, welche von aulien auf das
Plangebiet einwirken. Als gewerbliche Anlagen sind dabei zu berlicksichtigen:

- Technologie- und Gewerbezentrum Potsdam

- Einzelhandel am Johan-Bouman-Platz

- REWE-Markt (zwischen Pappelallee und Ludwig-Boltzmann-Stralie)
- Autohaus (zwischen Pappelallee und Mies-van-der-Rohe-Stral3e)

Es ist anzumerken, dass sich alle vorgenannten Emittenten nérdlich des Plangebietes, direkt
jenseitig an der Pappelallee befinden. In alle anderen Richtungen sind Wohnbebauung sowie
Park- und Grunflachen zu finden. Nérdlich, direkt hinter dem REWE-Markt liegen weitere
Gewerbeflachen. Dabei handelt es sich ausschlieRlich um Einzelhandel (bspw.
Schuhgeschaft, Drogeriemarkt). Ausgehend von der Nutzung und der grof3flachigen
Abschirmung durch den REWE-Markt ist festzustellen, dass die Geschéafte am Johan-
Bouman-Platz keinen relevanten Einfluss auf die Gesamtgerauschbelastung haben.
Gleiches gilt auch fur das Technologie- und Gewerbezentrum Potsdam. Dabei handelt es
sich um Burogebaude inkl. Tiefgarage. Somit werden in der Schallimmissionsprognose nur
die beiden wesentlichen Gerduschemittenten REWE-Markt und das Autohaus in die
Betrachtungen einbezogen (siehe Schalltechnisches Gutachten Akustikbirodahms GmbH
Beratende Ingenieure 2021).

Ergebnisse der Berechnungen

Die oben genannten Schallquellen und das Untersuchungsgebiet mit seinen topografischen
Besonderheiten wurden in das Rechenmodell, welches bei der Erstellung des Gutachtens
Anwendung fand, eingegeben und Schallausbreitungsberechnungen durchgefuhrt. Die
Pegelwerte der Rasterdarstellungen (so genannte ,Larmkarten®) sind mit den
Immissionsrichtwerten der TA-Larm verglichen worden.

Auf der Gesamtflache des Plangebiets werden hinsichtlich der Gewerbelarmbelastung im
Beurteilungszeitraum Tag sowohl die Immissionsrichtwerte flir Mischgebiete (Ml) als auch fir
Allgemeine Wohngebiete (WA) eingehalten (vgl. Schalltechnisches Gutachten
Akustikblirodahms GmbH Beratende Ingenieure 2021).

B.3.6.2 Verkehrslarm

Gesetzliche Grundlagen

Das Beiblatt 1 zu DIN 18005, Teil 1 (DIN 18 005 Teil 1 Beiblatt 1 ,Schallschutz im Stédtebau,
Berechnungsverfahren, Schalltechnische Orientierungswerte fiir die stadtebauliche
Planung®, Ausgabe Mai 1987) fuhrt ,Schalltechnische Orientierungswerte” fir die
stadtebauliche Planung auf, die als ,sachverstandige Konkretisierung der Anforderungen an
den Schallschutz im Stadtebau aufzufassen® sind. Damit geben diese Werte eine
Orientierung fur die Kommunen, um eine stadtebauliche Zielvorstellung entwickeln zu
kénnen. Deshalb ist die DIN 18005-1 ,Schallschutz im Stadtebau - Teil 1: Grundlagen und
Hinweise fur die Planung® vom Juli 2002 eines der wesentlichsten Regelwerke, die den
schalltechnischen Untersuchungsrahmen festlegt. Beiblatt 1 der DIN 18 005, vom Mai 1987,
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enthalt ,Schalltechnische Orientierungswerte fur die stédtebauliche Planung®, die mit den
Richtwerten der TA Larm beziglich der Beurteilung von Gerduschen ausgehend von
Gewerbebetrieben Ubereinstimmen. Daraus kénnen folgende Forderungen abgeleitet
werden, damit die mit der Eigenart des betreffenden Gebietes verbundene Erwartung auf
angemessenen Schallschutz erfillt wird:

Tabelle 4: Schalltechnische Orientierungswerte nach Beiblatt 1 der DIN 18 005 (Auszug)

Gebiete Orientierungswerte
Reines Wohngebiet (WR) Tag 50 dB(A)

Nacht 40 bzw. 35 dB(A)
Allgemeines Wohngebiet (WA), Kleinsiedlungsgebiete | Tag 55 dB(A)
(WS) und Campingplatzgebiete Nacht 45 bzw. 40 dB(A)
Dorf- und Mischgebiet (MI) Tag 60 dB(A)
Aulenbereich Nacht 50 bzw. 45 dB(A)
Kern (MK)- und Gewerbegebiet (GE) Tag 65 dB(A)

Nacht 55 bzw. 50 dB(A)
Sonstige Sondergebiete (SO), soweit sie Tag 45 bis 65 dB(A)
schutzbedurftig sind Nacht 35 bis 65 dB(A)

Die héheren Werte im Beurteilungszeitraum Nacht gelten fiir Verkehrslarm, der im
Allgemeinen eine geringere Belastigung bewirkt. Die niedrigeren Werte nachts gelten fur
Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlarm. Die schalltechnischen Orientierungswerte des Beiblatt
1 der DIN 18 005 unterliegen dem Abwagungsgebot. Sie besitzen z.B. im Vergleich zu den
Immissionsgrenzwerten der Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV), die bei der
Beurteilung von Neubauten oder Anderungen von Verkehrswegen eine
Bemessungsgrundlage darstellen, lediglich eine geringere Verbindlichkeit. Im Beiblatt 1 der
DIN 18 005 wird dies wie folgt erlautert:

,Die (...) Orientierungswerte sind als sachverstdndige Konkretisierung der Anforderungen an
den Schallschutz im Stadtebau aufzufassen. Der Belang des Schallschutzes ist in der
stadtebaulichen Planung erforderlichen Abwégung der Belange als ein wichtiger
Planungsgrundsatz neben anderen Belangen — z. B. dem Gesichtspunkt der Erhaltung
tiberkommener Stadtstrukturen — zu verstehen. Die Abwégung kann in bestimmten Féllen —
insbesondere in bebauten Gebieten — zu einer entsprechenden Zuriickstellung des
Schallschutzes fiihren.“

In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, schon bestehenden
Verkehrswegen und in Gemengelagen lassen sich die Orientierungswerte oft nicht einhalten.
Wo im Rahmen der Abwagung mit plausibler Begrindung von den Orientierungswerten
abgewichen werden soll, weil andere Belange Uberwiegen, sollte mdglichst ein Ausgleich
durch andere geeignete Malinahmen (z.B. geeignete Gebdudeanordnung und
Grundrissgestaltung, bauliche SchallschutzmalRnahmen — insbesondere fur Schlafrdume)
vorgesehen werden.

Ausgangsdaten der Berechnungen

Strallenverkehr

Die Emissionen der Strallenverkehrswege wurden auf der Basis der ,Richtlinie fiir den
L&rmschutz an StralRen” (RLS-90) des Bundesministers fur Verkehr, Abteilung Stralenbau
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berechnet. Als Emissionspegel wird der Schalldruckpegel im Abstand von 25 m von der
Fahrbahnachse bezeichnet, wobei bei mehrspurigen Stralen der Pegel auf die beiden
aulleren Fahrspuren umgerechnet wird.

Bei Langsneigungen, welche grof3er als 5 % sind, erfolgt ein Zuschlag fur die erhdhte
bendtigte Motorleistung der Fahrzeuge. Weiterhin erfolgt eine Aufteilung der Verkehrsstarken
(und der damit veranderlichen GrofRen) auf die Zeitbereiche Tag (6-22.00 Uhr) und Nacht
(22-6.00 Uhr) entsprechend der Tabelle 3 der RLS-90.

Relevant fur die Schallimmissionen, die durch den StraRenverkehr an den Gebauden
verursacht werden, ist der Verkehr auf der Pappelallee. Die DTV-Werte (Durchschnittliche
Tagliche Verkehrsdichte) der relevanten Strallenabschnitte wurden dem Onlineportal
Lopendata.potsdam.de” der Landeshauptstadt Potsdam entnommen. Ausgehend von diesen
Verkehrsdaten wurden die maRRgeblichen stlindlichen Verkehrsstarken fur den
Beurteilungszeitraum Tag und den Beurteilungszeitraum Nacht berechnet. Die
Fahrbahnoberflachen bestehen in allen Bereichen aus nicht geriffeltem Gussasphalt, was
einen Zuschlag von 0 dB bedingt.

Die Pappelallee wurde in das Rechenmodell implementiert und mit den
Verkehrszahlungsdaten (siehe Schalltechnisches Gutachten Akustikbirodahms GmbH
Beratende Ingenieure 2021, S. 14) (inkl. Unterscheidung in Gesamt- und Schwerverkehr)
versehen. Die Emissionskennwerte des StralRenabschnittes werden fur die Schall
Ausbreitungsberechnungen den Linienquellen im Berechnungsmodell zugewiesen.

Schienenverkehr

Fir den Bereich der Schienenverkehrswege, die flr die Gerauschbelastung des Plangebiets
relevant sind, wird die Stralenbahnlinie 92 auf der Pappelallee herangezogen. Die Linie fahrt
am Tag ca. im 10 min Takt und in der Nacht im 20 min- bzw. 30 min-Takt in beide
Richtungen. Weitere Angaben liegen hierzu nicht vor, sodass fur die weiteren Betrachtungen
folgende Annahmen getroffen wurden:

e Der Scheibenbremsenanteil liegt bei 100 %

e Es handelt sich um Niederflur-Fahrzeuge mit Klimaanlage

e Furden Tageszeitraum (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) ergeben sich insgesamt
152 StraRenbahnfahrten und in der Nacht (22.00 Uhr bis. 06.00 Uhr) 28
StraRenbahnfahrten

Mit den genannten Zugbelegungsdaten werden die Gleise als Linienquellen nach der
.Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissionen von Schienenwegen® (Schall 03) in das
Rechenmodell implementiert. Dabei wurden alle relevanten Schallquellen, wie bspw.
Rollgerausche, Aerodynamische Gerausche, Aggregatgerausche und Antriebsgerausche
entsprechend der Schall 03 aus dem Jahr 2014 berucksichtigt.

Ergebnisse der Berechnungen

Aus dem Immissionsraster flr den Tag wird deutlich (vgl. Schalltechnisches Gutachten
Akustikbirodahms GmbH Beratende Ingenieure 2021, S. 16), dass die Schalltechnischen
Orientierungswerte der DIN 18005 im Bebauungsplangebiet Giberschritten werden. Die
Uberschreitungen des Verkehrslarms auf den gekennzeichneten Flachen (siehe Abb. 13)
geben Anlass, die Wirksamkeit moglicher Schallschutzmaflinahmen zu untersuchen. Dies
kdnnen sowohl aktive als auch passive Schallschutzmal3inahmen sein. Der aktive
Schallschutz umfasst Malinahmen an der Quelle, bzw. auf dem Ausbreitungsweg des
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Schalls. MaRRnahmen an der Quelle kdnnen im vorliegenden Fall bspw. der Einsatz von
Gerauschmindernden Fahrbahnbelagen, eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h
oder Nutzung von leiseren Fahrzeugen sein. Um die Ausbreitung des Schalls zu verhindern,
kann die Errichtung von Larmschutzwanden eine praktikable Losung darstellen. Im Rahmen
der Bearbeitung wurden die vorgenannten aktiven Schallschutzmalnahmen geprift. Im
Ergebnis der Betrachtungen ist Folgendes festzustellen:

- Am Tag werden die Schalltechnischen Orientierungswerte fir Mischgebiete und
Gebiete mit noch héherem Schutzanspruch der DIN 18005 im
Bebauungsplangebiet Gberschritten

- Ausgehend von den Betrachtungen kommen aktive Larmschutzmaf®nahmen nicht
in Frage

- Im Rahmen des Bebauungsplanes sind Festsetzungen zu passiven Schallschutz-
maflnahmen zu treffen. Es ist sicherzustellen, dass im
Baugenehmigungsverfahren die Schallddmm-Malie der AuRenbauteile
entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1:2018-01 sowie der geplanten
Nutzung ermittelt werden.

Akustikblro Dahms GmbH
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Abbildung 13: Verkehrslarmbelastung im Beurteilungszeitraum Tag - ohne Gebaude, d.h. nur Baufenster
(Akustikbiirodahms 2021)

B.3.6.3 Sportlarm

Eine detaillierte Planung der Schule inklusive ihrer Nebenanlagen und Sportflachen, sprich
eine Verortung der Nutzungen liegen derzeit nicht vor. Es wird eine Gemeinbedarfsflache
festgesetzt und erst im spater im Verfahren anvisierten Wettbewerb wird die detaillierte
Nutzungsaufteilung sowie die Bebauung des Grundstiicks feststehen. Bezuglich der
Sportflachen kdnnen sowohl eine Sporthalle als auch Freiflachen entstehen. Da auch eine
Nutzung aufderhalb des Sportunterrichtes nicht ausgeschlossen wird, sind die
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Gerauscheinwirkungen des Sportlarms mit in die Betrachtungen aufzunehmen. Hierzu wird
eine Gerauschkontingentierung fur die Flachen durchgefuhrt. Grundlage ist eine fiktive
Flachenprifung des Kommunalen Immobilienservice (KIS) (Variante 11l vom 21.05.2019,
siehe Abb. 9).

Gesetzliche Grundlagen

Fir die Beurteilung der Gerausche, die durch die Sportanlagen emittiert werden, ist die
Sportanlagenlarmschutzverordnung (18. BImSchV) maligebend. In der 18. BImSchV werden
die Ublicherweise zulassige Gerauschbelastung, die im Folgenden als Regelbetrieb
bezeichnet wird, von der Gerauschbelastung bei so genannten Seltenen Ereignissen
unterschieden. Die Ublicherweise zulassige Gerauschbelastung (also fur den Regelbetrieb)
ist in der Sportanlagenlarmschutzverordnung (18. BImSchV) durch gebietsbezogene
Immissionsrichtwerte festgelegt. Bei der Beurteilung erfolgt eine Unterscheidung zwischen
Werktagen und Sonn- bzw. Feiertagen mit zusatzlichen Ruhezeiten.

In den Ruhezeiten werden Gerauscheinwirkungen nicht vollig ausgeschlossen. Fir die Zeit
am Morgen wird jedoch ein ,leiserer” Betrieb gefordert. In allen anderen Ruhezeiten
entsprechen die Immissionsrichtwerte denen aul3erhalb der Ruhezeiten. Ein besonderer
Hinweis ist flr die Gerduscheinwirkungen notwendig, die an Sonn- und Feiertagen zwischen
9.00 und 13.00 Uhr und/oder 15.00 und 20.00 Uhr auftreten. Bei der Berechnung des
Beurteilungspegels fur diesen Zeitraum ist iber deren Summe von insgesamt 9 Stunden zu
mitteln. Die Immissionsrichtwerte fir sogenannte ,Seltene Ereignisse” unterscheiden sich
durch zwei wesentliche Merkmale von denen, die Ublicherweise einzuhalten sind: Die nach
der Sportanlagenlarmschutzverordnung (18. BImSchV) zulassigen Gerauschbelastungen bei
seltenen Ereignissen sind nicht gebietsbezogen und deutlich héher, als die fur den
Regelbetrieb.

Besondere Ereignisse, wie z.B. Punktspiele ,....gelten als selten, wenn diese an héchstens
18 Kalendertagen eines Jahres in einer oder mehreren Beurteilungszeiten auftreten.”

Einzelne kurzzeitige Maximalpegel Larmax durfen diese Werte in Kur-, Wohn- und
Mischgebieten am Tag um nicht mehr als 20 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 10
dB(A) Uberschreiten (= Maximal- oder Spitzenpegelkriterium fir Seltene Ereignisse). Das
heil3t, zum Beispiel, dass tagstber aufl3erhalb der Ruhezeiten ein Maximalpegel von 90
dB(A) nicht Uberschritten werden darf. Wie aus der obigen, kursiv gekennzeichneten
Begriffserklarung deutlich wird, ist es also (in seltenen Fallen) zulassig, die fur den
Regelbetrieb geltenden Immissionsrichtwerte zu Uberschreiten.

Die so genannten ,Seltenen Ereignisse” werden also Uber ihre Haufigkeit und die
resultierende Gerauschsituation im nachbarschaftlichen Umfeld definiert. Die
»oportveranstaltungen im Sinne von seltenen Ereignissen” sind der zustandigen Behorde
mitzuteilen und die Erteilung einer entsprechenden Ausnahmegenehmigung anzustreben.

Fir das Bebauungsplangebiet wird ausschlieRlich der Regelbetrieb betrachtet, wobei davon
ausgegangen wird, dass die auRerschulische Nutzung sich auf die Nachmittags- und
Abendstunden beschrankt.

Gerauschkontingentierung

Die Bearbeitung erfolgt nach DIN 45691 ,Gerduschkontingentierung®. Die Starke der
Schallemissionen einer (Teil-)FIdche oder eines Betriebes wird im Gutachten durch eine der
beiden folgenden akustischen Kenngré3en angegeben:

Bebauungsplan Nr. 113
~Pappelallee/Reiherweg*



Kapitel B- Planinhalte und Planfestsetzungen 59

e Schallleistungspegel Lwain dB(A)

¢ Emissionskontingent Lexiin dB(A)
(entspricht etwa dem flachenbezogenen Schallleistungspegel L”vin dB(A))

Der Schallleistungspegel (Lwa) reprasentiert die vom Betrieb oder der Flache insgesamt
abgestrahlte Schallleistung, wahrend das Emissionskontingent Lexi den Pegel des auf einen
Quadratmeter Grundflache bezogenen Anteil der gesamten Schallleistung der Flache
anzeigt. Bei beiden Kenngrofen Lwaund Lexi handelt es sich um so genannte
immissionswirksame Schalleistungspegel, die nur den Anteil enthalten, der vom Betrieb in
die Umgebung abgestrahlt wird. Befinden sich auf dem Gelande Ausbreitungshindernisse
(wie z.B. Wande oder Einhausungen), die eine Pegelminderung bewirken, so darf die
tatsachliche Schallemission um diesen Betrag hoher liegen. Die insgesamt zulassige
Schallemission kann aber auch unter dem immissionswirksamen Wert liegen, wenn etwa
Reflexionen an Gebauden wesentlichen Einfluss auf die Immissionsbelastung besitzen.

So werden zwar u.U. Bauwerke, welche die Immissionsbelastungen erhdhen (z.B. Gebaude
in der Nahe der Immissionsorte), in das Modell implementiert, nicht jedoch
Ausbreitungshindernisse wie z.B. Gebaude. Dieses Vorgehen, dass die freie
Schallausbreitung voraussetzt, hat sich bei der Larmkontingentierung als allgemein Ublich
durchgesetzt und ist seit Dezember 2006 in der DIN 45691 ,Geréduschkontingentierung”
dokumentiert. Das Verfahren bedingt Ergebnisse, die auf der sicheren Seite liegen und tragt
evtl. Umstrukturierungen auf dem Untersuchungsgebiet Rechnung, da so Werksgebaude bei
weiteren Planungen nicht als Schallschutzbauten angesehen werden missen und bei deren
Abriss eine Verschlechterung der Gerauschsituation in der Nachbarschaft eintreten kénnte.

Als Standardwert fur die Schallemission eines Gewerbegebietes wird in der DIN 18 005 ein
Emissionskontingent von Lexi= 60 dB(A) flr den Beurteilungszeitraum Tag angegeben.
Dieser Betrag wird auch als Ausgangswert fir die Optimierungen der Sportflachen
angewendet.

Vereinfachend kann ausgefiihrt werden, dass die Immissionsrichtwerte auf die Summe der
Schallimmissionen von allen Emittenten anzuwenden sind, die auf einen Immissionsort
einwirken. So ist es bei entsprechender Konstellation von Vorbelastung und der
Zusatzbelastung durch eine neu zu genehmigende Anlage mdglich, dass diese nicht mehr
genehmigt werden kann, wenn der Immissionsrichtwert von den vorhandenen Anlagen
schon erreicht oder Uberschritten wird. Um dem vorzubeugen, werden im Rahmen der
Kontingentierung Emissionskontingente Lexiberechnet, die im Bebauungsplan festgesetzt
werden kénnen und so gewahrleisten, dass die Immissionsrichtwerte in der Umgebung keine
Uberschreitungen erfahren. Die Emissionskontingente Lexikdnnen einheitlich fiir das
gesamte Gebiet oder nach Teilflachen differenziert angegeben werden. Letzteres bedeutet
zwar einen erhdhten Aufwand, erlaubt aber die Bertcksichtigung von Besonderheiten im
Untersuchungsgebiet z.B. wenn die schitzenswerte Wohnbebauung nur an wenige Seiten
des Gewerbegebietes (in diesem Fall des Plangebietes/Schulstandort) angrenzt.

Lediglich die Festsetzung von Immissionsrichtwerten im Bebauungsplan nach § 9 Abschnitt
1 Nr. 24 Baugesetzbuch ist aufgrund eines Beschlusses des Bundesverwaltungsgerichtes
(VGH 20 N 87.00770) nicht zulassig, da diese keine ,baulichen und sonstigen
Vorkehrungen® darstellen.

Emissionskontingente Lexikdnnen aber jedenfalls zur Gliederung von Baugebieten nach § 1
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Baunutzungs-Verordnung (BauNVO) festgesetzt werden, ,denn zu den
besonderen Eigenschaften von Betrieben und Anlagen, nach denen ein Baugebiet gemaR §
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1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 gegliedert werden kann, gehdrt auch ihr Immissionsverhalten®.
Vorauszusetzen ist hierbei, dass tatsachlich eine Gliederung erfolgt, also mindestens zwei
Teilflachen vorhanden sind.

Ausgangsdaten der Berechnungen

Wie bereits angemerkt, gliedert sich das Bebauungsplangebiet in die Bereiche Verwaltung
und Schule. Fir den Bereich der Verwaltung war keine Gerauschkontingentierung
notwendig, da hier keine Sportflachen vorhanden sein werden. Flr den Bereich Schule
wurde zur weiteren Bearbeitung des Gutachtens eine Flachenprifung des KIS
(beispielhaftes Konzept zur Prifung, ob die erforderlichen Nutzungen auf dem verfugbaren
Grundstuck untergebracht werden kénnen, vom 21.05.2019, Abb. 9) herangezogen bzw.
zugrunde gelegt. Da noch keine abschlielende Planung der zuktinftigen Bebauung vorliegt,
wurde das Plangebiet zur Erarbeitung des Gutachtens in zwei Teilflachen unterteilt. Durch
iterative Berechnungen wurden anschlie3end die Emissionskontingente ermittelt, die unter
Einbeziehung der lokalen Besonderheiten eine optimale Nutzung der Plangebietsflache unter
akustischen Aspekten erwarten lassen. Dazu wurde das Plangebiet in zwei Teilflachen
unterteilt, die sich an der Einteilung entsprechend der baulichen Nutzung orientieren. Im
Einzelnen sind dies:

e Teilflache 1: Schule/Sport 1
e Teilflache 2: Schule/Sport 2

Grundsatzlich ist darauf aufmerksam zu machen, dass es sich in allen Fallen um
immissionswirksame (flachenbezogene) Schallleistungspegel handelt, zu deren Ermittlung
bei den Ausbreitungsberechnungen lediglich das Abstandsmal} berticksichtigt wird und keine
weiteren Effekte, die zur Pegelminderung beitragen kdnnten. Die tatsachlichen
Schallemissionen kénnen ggf. (wesentlich) hoher liegen, wenn Ausbreitungshindernisse
(bspw. vorgelagerte Gebaude oder Schallschutzwande) eine Pegelsenkung am
Immissionsort bewirken. Des Weiteren ist zu beachten, dass fir Flachen, fir die eine
gewerbliche Nutzung ausgeschlossen ist (bspw. 6ffentliche Verkehrsflachen, Griinflachen)
keine Kontingente festgelegt werden.

Ergebnisse der Berechnungen

Die Positionen der beschriebenen Objekte wurden in das akustische Rechenmodell
eingearbeitet. Ausgehend von den angefuhrten Emissionskennwerten der Schallquellen
wurde unter Beachtung der hierfiir geltenden Regelwerke die Gerausch-
Immissionsbelastung an der schitzenswerten Bebauung — bzw. den hierflr in Frage
kommenden Bauflachen — berechnet. Die betrachteten Immissionspunkte befinden sich
nordlich und westlich des Plangebietes und wurden wie folgt festgelegt:

o 101: Studentenapartments Pappelallee 14-17 in Potsdam (MI)
e |O2: Wohnhaus Reiherweg 8 in Potsdam (Ml)
e 103: Wohnhaus Reiherweg 22 in Potsdam (MI)

Wie bereits beschrieben, wurde das Plangebiet in einem ersten Schritt in zwei Teilflachen
(Teilflache TF1 und Teilflache TF2) unterteilt und diesen jeweils Gerauschkontingente
zugeordnet. Ausgehend von den vorgenannten unverbindlichen Eckwerten wurden iterative
Berechnungen durchgefiihrt und die Emissionskontingente ermittelt, die unter Einbeziehung
der lokalen Besonderheiten (wie z.B. den Vorbelastungen) eine optimale Nutzung der
Plangebietsflache unter akustischen Aspekten erwarten lassen.
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Zusammengefasst wird bei einem Abgleich mit den Immissionsrichtwerten (IRW) der
Gesamtbelastung deutlich, dass sich an allen Immissionsorten 101 bis 103 sowohl am Tag
als auch in der Nacht eine Einhaltung der Immissionsrichtwerte ergibt.

B.3.6.4

Das Plangebiet wird in zwei Teilflachen (TF 1 und TF 2) unterteilt, die sich an der Einteilung
entsprechend der baulichen Nutzung orientieren. Auf den jeweiligen Teilflachen sind
folgende Larmkontingente einzuhalten:

Zusammenfassung

Tabelle 5: Emissionskontigente LEK,i und Gesamt-Schallleistungspegel LWA der Teilflaichen
im Plangebiet
Bezeichnung Tag Nacht
TF Flache* [m?] L exi[dB(A)] Lwa [dB(A)] L exi[dB(A)] Lwa [dB(A)]
TF 1 ca. 3900 40 75,9 35 70,9
TF 2 ca. 19500 65 107,9 50 92,9

Bei den Werten aus Tabelle 5 handelt es sich um immissionswirksame (flachenbezogene)
Schallleistungspegel, zu deren Ermittlung bei den Ausbreitungsberechnungen lediglich das
Abstandsmal} berlcksichtigt wurde. Die tatsachlichen Schallemissionen kdnnen ggf.
(wesentlich) hoher liegen, wenn Ausbreitungshindernisse (vorgelagerte Gebaude oder
Schallschutzwande) eine Pegelsenkung am Immissionsort bewirken. Des Weiteren ist zu
beachten, dass fur Flachen, fir die eine gewerbliche Nutzung ausgeschlossen ist (bspw.
offentliche Verkehrsflachen, Grinflachen) keine Kontingente festgelegt werden.

Textliche Festsetzung 4.1:

Zum Schutz vor Larm sind auf der Flache fiir den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung ,Schule” und ,Sozialen Zwecken dienende Gebaude und
Einrichtungen* auf der Fldche (a) (TF1) Nutzungen zuldssig, deren Gerdusche das
Emissionskontingente LEK,i nach DIN 45691 in Héhe von LEK,i = 40 dB(A) Tags
bzw. LEK,i = 35 dB(A) Nachts nicht liberschreiten.

Auf der Flache (b) (TF2) sind Nutzungen zuléssig, deren Gerdusche das
Emissionskontingente LEK,i nach DIN 45691 in H6he von LEK;i = 65 dB(A) Tags
bzw. LEK,i = 50 dB(A) Nachts nicht (iberschreiten.

Textliche Festsetzung 4.2:

Zum Schutz vor Lérm miissen bei Errichtung, Anderung oder Nutzungsénderung von
baulichen Anlagen die Aul3enbauteile schutzbedlirftiger Aufenthaltsrdume der
Gebdaude auf den Flachen fiir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule"
und "Sozialen Zwecken dienende Gebédude und Einrichtungen" sowie dem
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" ein bewertetes Gesamt-
Bauschallddmm-Mal3 (R'w,ges) aufweisen, das nach folgender Gleichung gemé&f3 DIN
4109-1:2018-01 zu ermitteln ist:

R'w,ges = La - KRaumart

mit

La = mal3geblicher AuBenldrmpegel

KRaumart = 30 dB fiir Unterrichtsrdume und Ahnliches
= 35 dB fiir Biirordume und Ahnliches
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Die Ermittlung der mal3geblichen Aul3enldrmpegel La erfolgt hierbei entsprechend
Abschnitt 4.4.5.3 geméal DIN 4109-2:2018-01.

Es kénnen Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden,
wenn im Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass geringere
Schallddmm-Malle ausreichend sind.

Diese Festsetzung bedeutet, dass in dem Gebiet der Vorhabentrager geeignete technische
Malnahmen und/oder organisatorische MalRnahmen so zu treffen hat, dass die von seinen
Anlagen allein (einschlieBlich Verkehr auf dem Gelande) in seinem Einwirkungsbereich
aulerhalb des Gebietes verursachten Gerausche keinen hdéheren Beurteilungspegel
erzeugen, als bei ungehinderter freier Schallausbreitung entstehen wirde, wenn von jedem
m? Flache seines Grundstlickes ein Emissionskontingent LEK,i entsprechend den Angaben
in der Tabelle 5 (zuzuglich Zusatzkontingente) bei den Festsetzungen abgestrahlt wirde.
Durch die Emissionskontingente LEK,i wird das flachenhafte Schall-lmmissionsverhalten
beschrieben.

Die folgende Abbildung 14 zeigt die resultierenden Schallddmm-Male fir die Flache des B-
Plangebietes.

Akustikbiro Dahms GmbH
GroBbeerenstr. 231

14482 Potsdam
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Abbildung 14: Bewertete Gesamt-Bauschalldimm-MaRe fiir Unterrichtsrdume (Bururaume: -5
dB) fiir die Flache des BP 113 (Akustikbiirodahms 2021)

Die Einhaltung dieser Bauschallddmm-Male gewahrleisten einen leicht erhdhten
Schallschutz. Es kdnnen Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen
werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass geringere
Schalldamm-Malie ausreichend sind (wie in der Festsetzung formuliert).

B.3.7 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen — Ortliche Bauvorschriften

B.3.7.1 Fassadenfarben

Vorrangiges baugestalterisches Ziel des Bebauungsplans ist eine farblich zurtickhaltend
ausgebildete Bebauung. Diese wird in Korrespondenz an den unmittelbar angrenzenden
denkmalgeschutzten, historisch und kulturell bedeutsamen Ruinenberg als Teil des Parks
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Sanssouci fir das Plangebiet aufgegriffen. Die folgende baugestalterische Festsetzung
beabsichtigt, dass sich eine zuklnftige Bebauung nicht bedeutend von den historischen,
farblich zurtickhaltenden, Elementen und Bauten des UNESCO-Welterbe-Parks Sanssouci
abhebt. Die Farbgebung entspricht somit den denkmalpflegerischen Belangen zum Schutz
der nahe gelegenen Weltkulturerbestatte.

Die Lage des Plangebiets in direkter Nahe zum Ruinenberg erfordert eine zuriickhaltende
Farbauswahl der Oberflachen der baulichen Anlagen. Insbesondere dunklere, gedeckte
Erdfarben sind wiinschenswert und fligen sich in die ndhere Umgebung des UNESCO-
Weltkulturerbes optimal ein.

Textliche Festsetzung 5.1:

Flir die Fassadenoberflachen sowie Fenster- und Tlirrahmen der Gebédude sind
folgende Farben aus dem Farbspektrum NCS NATURAL COLOR SYSTEM index,
Scandinavian Colour Institute AB, Stockholm Sweden 2004, zuléssig:

- S 0505-Y20R, S 1005-Y20R, S 2005-Y20R, S 3005-Y20R, S 4005-Y20R, S 5005-
Y20R, S 6005-Y20R, S 7005-Y20R, S 8005-Y20R

- S 0505-Y50R, S 1005-Y50R, S 2005-Y50R, S 3005-Y50R, S 4005-Y50R, S 5005-
Y50R, S 6005-Y50R, S 7005-Y50R, S 8005-Y50R

- S 0505-G80Y, S 1005-G80Y, S 2005-G80Y, S 3005-G80Y, S 4005-G80Y, S
5005-G80Y, S 6005-G80Y, S 7005-G80Y, S 8005-G80Y

- S 3010-G80Y, S 3010-G90Y, 3010-Y, S 3010-Y10R, S 3010-Y20R, S 3010-
Y30R, S 3010-Y40R, S 3010-Y50R, S 3010-Y60R

- S 3020-G80Y, S 3020-G90Y, S 3020-Y, S 3020-Y10R, S 3020-Y20R, S 3020-
Y30R, S 3020-Y40R, S 3020-Y50R, S 3020-Y60R, S 3020-Y70R

- §5020-G90Y, S 5020-Y, S 5020-Y10R, S 5020-Y20R, S 5020-Y30R, S 5020-
Y40R, S 5020-Y50R, S 5020-Y60R, S 5020-Y70R

- S4010-G90Y, S 5010-G90Y, S 4010-Y10R, S 5010-Y10R, S 4010-Y30R, S
5010-Y30R, S 4010-Y50R, S 5010-Y50R, S 4010-Y70R, S 5010-Y70R

- S 6010-G90Y, S 7010-G90Y, S 6010-Y10R, S 7010-Y10R, S 6010-Y30R, S
7010-Y30R, S 6010-Y50R, S 7010-Y50R, S 6010-Y70R, S 7010-Y70R

- S 6020-G90Y, S 6020-Y, S 6020-Y10R, S 6020-Y20R, S 6020-Y30R, S 6020-
Y40R, S 6020-Y50R, S 6020-Y60R, S 6020-Y70R

- S 6030-G90Y, S 6030-Y, S 6030-Y10R, S 6030-Y20R, S 6030-Y30R, S 6030-
Y40R, S 6030-Y50R, S 6030-Y60R, S 6030-Y70R.

Die polychromen Hauptfarbténe sind in Helligkeitswerten von 10 % - 30 %
auszufiihren. Wéhrend fiir die Fassadenoberfléchen die dunklen, gedeckten
Farben zu verwenden sind, sind flir Fenster- und Tiirrahmen auch die helleren
Farben zuléssig.

B.3.7.2 Dachflachen

Auch die Dachflachen sollen, vor allem auf Grund der Sicht vom Ruinenberg bzw. dem sich
dort befindlichen Normannischen Turm auf das Plangebiet, die sensible Umgebung nicht
durch zu helle oder leuchtende Farben beeintrachtigen.

Textliche Festsetzung 5.2:
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Fiir Dachfidchen bzw. deren Aufbauten und Eindeckungen sind ausschlief3lich
Farben, die sich im grauen und anthrazitfarbenen Farbspektrum befinden, zuléssig.
Weil3 bzw. helle Farben sind unzuldssig.

AuRerdem soll auf eine gewisse stadtebauliche Asthetik in dieser sensiblen Umgebung wert
gelegt werden. Es sind deshalb auch nur an die Fassadenflachen angepasste Farben bzw.
beschichtete Metalle zulassig.

Textliche Festsetzung 5.3:

Fiir Dachfldchen bzw. deren Eindeckungen ist die Verwendung von Zink unzuléssig.
Zulé&ssig sind farbig beschichtete Metalle, dessen Farbton dunkler als die jeweilige
Fassadenfidche ist.

Die nachfolgende Festsetzung zu Dachaufbauten respektiert eine stadtebaulich angestrebte
baugestalterische Zurtickhaltung verbunden mit den denkmalpflegerischen Belangen.

Textliche Festsetzung 5.4:

Dachaufbauten sind nur ausnahmsweise zuldssig, wenn ihre Héhe die festgesetzten
maximalen Oberkanten nicht (iberschreitet. Sie sind zudem nur mit einer Einhausung
oder mit einer Verkleidung zul&ssig.

Die Festsetzung der maximalen Gebaudehdhen sichert, dass die vorhandenen historischen
Blickbeziehungen und Sichten vom Ruinenberg aus nicht beeintrachtigt werden. Als
maximale Gebaudehohe (OK) ist bei einem Gebaude mit einem Flachdach die Attika
anzusehen.

Textliche Festsetzung 5.5:

Fiir Gebaude, die mit einem Flachdach errichtet werden, gilt als maximale Oberkante
die Attika des Gebaudes.

B.3.7.3 Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie

In der sensiblen Lage des Plangebiets sollen aus denkmalpflegerischen Grinden
Solaranlagen die festgesetzte maximale Gebaudehohe ebenfalls nicht tUberschreiten. Aus
diesem Grund wird dies wie folgt festgesetzt:

Textliche Festsetzung 5.6:

Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulédssig, wenn ihre Héhe die festgesetzten
maximalen Gebdudehdhen bzw. die maximale Oberkante der Attika der Gebéude
nicht liberschreitet. Die Oberfldchen von Anlagen der Photovoltaik und der
Solarthermie sind matt und méglichst reflexionsarm auszubilden.

Die Installation von Photovoltaikanlagen schlie3t keinesfalls die Umsetzung von
Dachbegriinungen auf denselben Dachern aus. Die Textlichen Festsetzungen 2.2 und 5.6
schliel3en sich somit nicht gegenseitig aus.
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B.3.8 Nachrichtliche Ubernahmen

Bei Nachrichtlichen Ubernahmen gemaf § 9 Abs. 6 BauGB handelt es sich um Inhalte des
Bebauungsplans, die sich entweder aus der Bindung an Rechtsnormen ergeben, die der
verbindlichen Bauleitplanung Ubergeordnet sind oder aus Inhalten gleichrangiger Satzungen,
die schon vor Aufstellung des Bebauungsplans existierten und sich auch tber den
Geltungsbereich des Bebauungsplans erstrecken. Im Bebauungsplan kénnen keine
Festsetzungen getroffen werden, die den nachrichtlich Gbernommenen Inhalten
entgegenstehen.

B.3.8.1 Denkmalschutz

Baudenkmale (§ 2 (2) Nr. 1 BbgDSchG)

Im Plangebiet sind bisher keine denkmalgeschitzten Gebaude bekannt.

Bodendenkmale
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind bisher keine Bodendenkmale bekannt.

Sollten bei den Erdarbeiten Bodendenkmale, z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk,
Erdverfarbungen, Holzpfahle oder -bohlen, Scherben, Stein- oder Metallgegenstande,
Knochen o.a., entdeckt werden, sind diese unverziglich der Unteren Denkmalschutzbehdrde
und dem Brandenburgischen Landesamt fir Denkmalpflege und Archaologischen
Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die aufgefundenen
Bodendenkmale und die Entdeckungsstatte sind mindestens bis zum Ablauf einer Woche
nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehdrde ggf. auch dartber hinaus, in
unverandertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren fur die Erhaltung
zu schitzen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt fir
Denkmalpflege und Archaologischen Landesmuseum zu Ubergeben (§ 11 Abs. 4 und

§ 12 BbgDSchG). Die Bauausfuhrenden sind Uber diese gesetzlichen Auflagen zu belehren.

B.3.9 Hinweise (ohne Normcharakter)

Folgende Hinweise sind fur das Verstandnis des Bebauungsplans und seiner Festsetzungen
wie auch fur die Vorbereitung und Genehmigung von Vorhaben notwendig. Damit werden die
Vorhabentrager und Genehmigungsbehorden frihzeitig auf Probleme hingewiesen, die im
Rahmen der konkreten Vorhabenplanung zu berlcksichtigen sind.

B.3.9.1 Artenschutzhinweis

Auf die besonderen Anforderungen bezulglich des Artenschutzes weist folgender Hinweis

hin:
Vor Durchfiihrung von BaumalBnahmen und vor Beseitigung von Vegetations-
bestdnden ist zu priifen, ob die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriften des § 44
Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG 2009) fiir besonders geschlitzte Tierarten
(z.B. Végel, Flederméuse) gemél § 7 Abs. 2 Nr. 13 b und Nr. 14 ¢ BNatSchG einge-
halten werden. Andernfalls sind bei der jeweils zustdndigen Behérde artenschutz-
rechtliche Ausnahmegenehmigungen (§ 45 Abs. 7 BNatSchG) einzuholen. Hieraus
kénnen sich besondere Beschrédnkungen/ Auflagen flir die BaumalBnahmen ergeben
(z.B. Regelung der Bauzeiten, Herstellung von Ersatzquartieren). Das Risiko einer
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signifikanten Erh6hung von Vogelschlag an Glasbauteilen ist zur Vermeidung
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestdnde durch angepasste Fassadengestaltung (z.B.
keine groBen Glasfldchen und Uber-Eck-Verglasungen) und/ oder nachweislich
wirksame SchutzmalBnahmen (z.B. feste vorgelagerte Konstruktionen, strukturierte
Glasflachen, Siebdruck-/ Farbfolien etc.) zu vermeiden.

B.3.9.2 Barrierefreies Bauen

Far die Anforderungen zum barrierefreien Bauen gilt folgender Hinweis:

Die fiir die Offentlichkeit bestimmten oder éffentlich zugénglichen Bereiche sind nach den
einschléagigen Vorschriften barrierefrei zu bauen - Barrierefreies Bauen gemal3 § 45 BbgBO
und DIN 18024.

B.3.9.3 Munitionsbelastung

Um die Grundstlickseigentiimer oder Vorhabentrager auf die Moglichkeit des
Vorhandenseins von Munition im Geltungsbereich aufmerksam zu machen wird folgender
Hinweis (ohne Normcharakter) in den Bebauungsplan aufgenommen:

Ergédnzende Hinweise

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 der Ordnungsbehdrdlichen Verordnung zur Verhitung von Schaden
durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung fiir das Land Brandenburg - KampfmV) vom

23. November 1998, verdffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt fir das Land
Brandenburg Teil Il Nr. 30/98 vom 23.11.1998, geandert durch das Gesetz vom 7. Juli 2009
(GVBI. 1/09 S. 262, 266) ist es verboten, entdeckte Kampfmittel zu beriihren und deren Lage
zu verandern. Finder sind verpflichtet, die Fundstelle gemaR § 2 der genannten Verordnung
unverzuglich der nachsten oértlichen Ordnungsbehérde oder der Polizei anzuzeigen.

Unbeschadet der vorstehenden Einschatzung ist bei der Realisierung des Vorhabens jede
Auffalligkeit in Bezug auf Bodenkontaminationen bzw. das Auffinden von Altablagerungen
unverzuglich der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehérde der Landeshauptstadt
Potsdam anzuzeigen, damit die notwendigen MaRnahmen getroffen werden kdnnen
(Rechtsgrundlage §§ 31 ff Brandenburgisches Abfallgesetz).

Bei vorgesehenen Abbruchmaflnahmen ist der Verbleib des Materials nachzuweisen.
B.3.9.4 Einsichtnahme in DIN-Vorschriften und das Farbspektrum

Die der Planung zugrundeliegenden DIN Vorschriften sowie das Farbspektrum kénnen bei
der Landeshauptstadt Potsdam im Fachbereich Stadtplanung, Hegelallee 6 - 10 Haus 1,
14476 Potsdam, wahrend der Dienststunden eingesehen werden.

B.4 Klimaschutz und Klimaanpassung

B.4.1 Stadtische Konzepte

B.4.1.1 Integriertes Klimaschutzkonzept

Gefordert vom Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) hat die
Landeshauptstadt Potsdam ein Gutachten zum Integrierten Klimaschutzkonzept 2010
erstellen lassen. Mit dem von einer Arbeitsgemeinschaft (Arge Integriertes
Klimaschutzteilkonzept fur die Landeshauptstadt Potsdam — einem Zusammenschluss von
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10 Projektpartnern unter Federfuhrung des Potsdam-Instituts fur Klimafolgenforschung e.V.
(PIK)) erstellten Gutachten hat sich die Stadt ambitionierte Ziele zum lokalen Klimaschutz
gesetzt. Bis zum Jahr 2020 sollen die Kohlendioxidemissionen gegeniuber denen des Jahres
2005 um 20% gesenkt werden, bis 2050 sollen sogar nur noch 2,5t/pro Einwohner pro Jahr
emittiert werden. In einem Gesamtkonzept werden die Ergebnisse von finf Teilkonzepten in
konkreten Handlungsfeldern und einem Maflinahmenkatalog zusammengefasst. Der
Schwerpunkt liegt in der Entwicklung eines Energiekonzeptes 2010 — 2030 (Warmeatlas,
Warmekataster, Energieeffizienz, Potentialanalysen Nutzung Erneuerbarer Energie,
Szenarien, Handlungsempfehlungen und Umsetzungsstrategien, Monitoringverfahren). Das
Integrierte Klimaschutzkonzept 2010 steht auf der Website der Landeshauptstadt Potsdam
unter dem Link https://www.potsdam.de/content/integriertes-klimaschutzkonzept-mit-
gutachten-fuer-die-landeshauptstadt-potsdam zum Download bereit. Das Leitbildszenario
des Konzepts bildet den Orientierungsrahmen fir die Klimaschutzpolitik der
Landeshauptstadt Potsdam.

B.4.1.2 Klimaschutzteilkonzept ,,Anpassung an den Klimawandel*

Mit dem Klimaschutzteilkonzept ,Anpassung an den Klimawandel“ steht der
Landeshauptstadt Potsdam eine Grundlage zur Verfugung, mit der gezielt
Klimaanpassungsmalfnahmen ergriffen werden kdnnen. Der Bericht enthalt 58 konkrete
MafRnahmenvorschlage fur unterschiedliche Sektoren (u. a. Energie,
Gebaude/Stadtgrin/Parkanlagen, Verkehr etc.) sowie Vorschlage zu deren kontinuierlicher
Uberpriifung und MaRnahmenumsetzung. Das Konzept wurde im Rahmen der
Klimaschutzinitiative des Bundes gefordert und wurde federfihrend von der Luftbild Planung
Umwelt GmbH und dem Potsdam-Institut fir Klimafolgenforschung e.V. unter Mitwirkung von
RegioFutur Consult und PROJEKTKOMMUNIKATION Hagenau GmbH erstellt. Es steht auf
der Website der Landeshauptstadt Potsdam unter dem Link
https://www.potsdam.de/content/anpassungsstrategie-den-klimawandel-fuer-die-lhp-
potsdam-macht-sich-fit zum Download bereit.

B.4.1.3 Masterplan 100 % Klimaschutz

Im Jahr 2016 wurde die Landeshauptstadt Potsdam eine von bundesweit insgesamt 41
Masterplan-Kommunen. Unter der Federfihrung der Koordinierungsstelle Klimaschutz wurde
von der Arbeitsgemeinschaft (BLS Energieplan GmbH, Potsdam Institut flr
Klimafolgenforschung, Luftbild Umwelt Planung GmbH (LUP), Innovationszentrum fur
Mobilitdt und gesellschaftlichen Wandel GmbH (InnoZ) sowie ad modum GmbH) ein
Gutachten zum Masterplan 100% Klimaschutz erarbeitet. Darin wurden als maf3gebliche
Ziele benannt, bis 2050 95% der CO»-Emissionen und 50 % des Endenergieverbrauchs
gegenuber dem Stand von 1990 einzusparen. Am 13.09.2017 hat die
Stadtverordnetenversammlung fiir den Weg zur klimaneutralen Landeshauptstadt die daftr
ndtigen Kernstrategien beschlossen (DS 17/SVV/0537). Der Masterplan 100 % Klimaschutz
stellt acht Handlungsfelder mit strategischen Zielen zusammen:

01 Nachhaltige Planung und Sonderkonzepte

02 Energieversorgung und Infrastruktur

03 Gebaude

04 Wirtschaft (Gewerbe, Handel, Dienstleistungen)
05 Private Haushalte und Konsum

06 Verkehr
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07 Kommunikation und Offentlichkeitsarbeit
08 CO2-Senken und Anpassung

Der Masterplan steht auf der Website der Landeshauptstadt Potsdam unter dem Link
https://www.potsdam.de/masterplan-100-klimaschutz-bis-2050 zum Download bereit. Dort ist
das Gutachten auch in kompakter und allgemeinverstandlicher Form als Biirgerbroschire
bereitgestellt.

Insbesondere die Handlungsfelder "5.1 Handlungsfeld Nachhaltige
Planung/Sonderkonzepte" und "5.3 Handlungsfeld Gebaude" werden mit dem vorliegenden
Bebauungsplan unterstiitzt — siehe auch nachfolgende Kapitel.

1. Aktionsplan 2018 — Masterplan 100% Klimaschutz bis 2050

Im Rahmen der Teilnahme der Landeshauptstadt Potsdam am Prozess ,Masterplan 100%
Klimaschutz bis 2050 des BMU wurden mit dem ,1. Aktionsplanplan 2018 — Masterplan
100% Klimaschutz bis 2050 (Beschluss der Landeshauptstadt Potsdam vom 05.12.2018,
DS 18/SVV/0730) fir die im Masterplan benannten insgesamt 8 Handlungsfelder (siehe
oben) konkrete Mallnahmen und Strategien zur Umsetzung der Klimaschutzziele benannt.
Der 1. Aktionsplan 2018 steht auf der Website der Landeshauptstadt Potsdam unter dem
Link https://www.potsdam.de/auf-dem-weg-zur-klimaneutralitaet-erste-konkrete-
massnahmen-sind-beschlossen zum Download bereit.

Zur Erhéhung des Energiestandards im Neubaubereich wurde u.a. als kurzfristige
MaRnahme bestimmt, dass bei allen Neubauvorhaben des Kommunalen Immobilien Service
(KIS) ambitionierte Energiekonzeptvarianten zu prufen sind, mindestens die Prufung des
Plus-Energie-Standards. Dabei sind auch die Lebenszykluskosten bei
Investitionsentscheidungen zu berticksichtigen. Bei der Umsetzung des vorliegenden
Bebauungsplans und der Realisierung des Schulneubaus durch den KIS sind diese
Bestimmungen zu beachten.

B.4.2 MaRnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung

Gemal § 1a Abs. 5 BauGB soll in der Bauleitplanung den Erfordernissen des Klimaschutzes
sowohl durch MaRnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche,
die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.

Im vorliegenden Planverfahren soll Gber die in Kapitel B.4.2.1 - Energieeffizienz erlauterten
gesetzlichen Anforderungen an die Errichtung von Gebauden hinausgehend eine dem Ziel
des Klimaschutzes entsprechende Bebauung unter Ausnutzung der durch das BauGB zur
Verflgung gestellten Festsetzungsmaoglichkeiten gesichert werden.

Dem Klimaschutz bzw. der Anpassung des Klimawandels dienen die in den Kapiteln B.4.2.2
und B.4.2.3 dargelegten Mallinhahmen im Geltungsbereich, die durch Festsetzungen im
Bebauungsplan bestimmt werden.

B.4.21 Energieeffizienz

Die Landeshauptstadt Potsdam strebt bei stadtebaulichen Planungen durch die Nutzung
erneuerbarer Energien eine Verbesserung der Energieeffizienz an. Dies soll bereits im
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung Berticksichtigung finden, so dass auf
Veranlassung der Landeshauptstadt Potsdam eine Arbeitshilfe fur Bebauungsplanverfahren
erarbeitet wurde. Die im Jahr 2010 unter dem Titel ,Energieeffizienz in der Bauleitplanung*®
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vorgestellte Arbeitshilfe (Stadt - Land — Fluss, Buro fiur Stadtebau und Stadtplanung; Marz
2010) soll parallel zu den grundsatzlich geltenden bauwerksbezogenen Verordnungen
energetische und klimaschitzende Aspekte in den Planungsphasen des stadtebaulichen
Entwurfs, Uber die Erarbeitung von Bebauungsplanen bis hin zu den stadtebaulichen
Vertragen, aufzeigen.

Wesentliche Faktoren, die bereits im Rahmen des stadtebaulichen Entwurfs in eine
energieeffiziente Planung einfliel3en sollten, sind z.B. die Wahl des Standortes
(Zuriickgreifen auf bereits bebaute Gebiete und ein Anschluss an den OPNV) und die
Anordnung und Stellung der Baukdrper (u.a. Stidausrichtung, Vermeidung von Verschattung
der Gebaude untereinander und Kompaktheit). Mogliche Festsetzungsinhalte fir die
Bebauungsplane, die dem Klimaschutz und der Energieeffizienz dienen sollen, sind aus dem
abschliellenden Festsetzungskatalog des § 9 Baugesetzbuch (BauGB) sowie dem
begleitendem Regelwerk der Baunutzungsverordnung (BauNVO) zu ziehen.

Das Gesetz zur Starkung der klimagerechten Entwicklung in den Stadten und Gemeinden ist
am 30.07.2011 in Kraft getreten (BGBI | S. 1509); das BauGB ist entsprechend novelliert
worden.

Am 11. November 2020 ist das Gebaudeenergiegesetz (GEG) in Kraft getreten, welches
thematisch das bisherige Energieeinsparungsgesetz (EnEG), die bisherige
Energieeinsparverordnung (EnEV) sowie das bisherige Erneuerbare-Energien-Warmegesetz
(EEWarmeG) zusammenfuhrt. Die vorgenannten Gesetze und Verordnungen sind somit
auller Kraft getreten. Das GEG regelt, vergleichbar mit den vorherigen Gesetzen und
Verordnungen nunmehr einheitlich u.a. die Anforderungen an die energetische Qualitat von
Gebauden sowie den Einsatz von erneuerbaren Energien.

Insbesondere bei der Umsetzung der Planung sind bei der Errichtung der Gebaude die
einschlagigen Gesetze zur Energieeinsparung und Férderung regenerativer Energien zu
beachten:

— Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur
Warme- und Kalteerzeugung in Gebauden (Gebaudeenergiegesetz - GEG) vom
08.08.2020 (BGBI. | S. 1728) in Kraft getreten am 11. November 2020

Des Weiteren bieten sich folgende Umsetzungsmaoglichkeiten an:

— geringe Transmissionswarmeverluste der Gebaude durch kompakte Baukorper,
Warmedammung, Warmeschutzverglasung und winddichte Ausflihrung;

— kontrollierte Luftung und naturliche Klimatisierung;

— hohe passive solare Gewinne durch optimale Gestaltung der Fassaden und
Verglasungen;

— ggf. Speicherung der Solargewinne durch massive Bauteile;

— effiziente Warmeversorgung;

— sommerliche Verschattung durch Grol3griin zur Vermeidung von Aufheizung;

— gute Tagesbelichtung gemaf DIN 5034 (Tageslicht in Innenrdumen).

B.4.2.2 Klimaschutz

Im Bebauungsplan sind folgende Festsetzungen im Sinne des Klimaschutzes enthalten:
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maximale Baukérpertiefen, die nattrliche Belichtung und Belliftung der
Aufenthaltsraume ermoglichen; Ermoglichen von Dammstandards (Mindestannahme
AuRenwandbreiten 50 cm)

Festsetzungen zum Einsatz erneuerbarer Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB) —
Ziel: Einsatz erneuerbarer Energien. Begrenzung von Schadstoffen auf lokaler Ebene
Festsetzungen zu Dachform, Dachneigung etc. (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit § 87
BbgBO) — Ziel: Nutzung der Dachflachen fur Solarenergie optimieren

Zulassige Anlagen fur erneuerbare Energien ergeben sich aus den
Baugebietsvorschriften der BauNVO. Eventuell kdnnen Ausnahmen zugelassen
werden (oder Zulassung als Nebenanlage) (§ 1 — 11 und § 4 BauNVO) — Ziel: Einsatz
erneuerbarer Energien ermdglichen

B.4.2.3 Klimaanpassung

Folgende Festsetzungen im Sinne der Klimaanpassung sind Bestandteil des vorliegenden
Bebauungsplans:

B.5

Festsetzung von Griinflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) — Ziel: Erhalt bzw.
Schaffung von Grunflachen; ,Durchgrinung® von Siedlungen; Beeinflussung des
Stadtklimas

Festsetzung von Flachen oder MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) — Festsetzen von
dezentralen Systemen, z.B. der Mulden- oder Grabenentwasserung (in Kombination
mit Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 14-15); textliche Festsetzungen zur wasser-
und luftdurchlassigen Gestaltung von Wegen, Zufahrten, Terrassen, Stellplatzen ...)
Festsetzen von Schutzflachen die von Bebauung freizuhalten sind und ihre Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) — Ziel: MaRlnahmen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen wie z.B. Schutzstreifen zum Schutz vor Uberflutungen bei
Starkregenereignissen

Festsetzungen fir Bindungen von Bepflanzungen und die Erhaltung von Bdumen und
Strauchern fir einzelne Flachen oder Teile baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25
BauGB) — Ziel: Festsetzung von Dach- und Fassadenbegriinungen zur Verbesserung
des Kleinklimas; Erhalt und Neuanpflanzung von B&dumen und Strauchern zur
Verbesserung des Kleinklimas

Festsetzung, dass Stellplatze und Garagen aulierhalb der Gberbaubaren
Grundstucksflache nur unter der Gelandeoberflache hergestellt oder dass sie auf den
nicht Gberbaubaren Grundstlcksflachen nicht hergestellt werden diirfen (§ 9 Abs. 1
Nr. 1 BauGBi. V. m. § 12 Abs. 4 BauNVO oder § 23 Abs. 5 BauNVO) — Ziel:
Beschrankung der Versiegelung

Flachenbilanz

Tabelle 6: Flachenbilanz Nutzungsarten

Allgemeine Nutzung Festgesetzte Nutzung Flachengrofe (m?)

Gemeinbedarf Flache fur den Gemeinbedarf - Schule 24.470 m?

und sozialen Zwecken dienende
Gebaude und Einrichtungen
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Allgemeine Nutzung Festgesetzte Nutzung Flachengrofe (m?)
Sondergebiet Sonstiges Sondergebiet 24.959 m2
Flachen fur Wald Wald 5.166 m?
Geltungsbereich ca. 54.596 m?
gesamt
Tabelle 7: Flachenbilanz Versiegelung in den Baugebieten
Baugebiet Flachen- davon max. Gesamte, Unversieg
groRe (m?) | bebaub zulassige maximal elte
ar Uberschre | iiberbauba | Freifliche
geman itung der re Flache n (m?)
GR/GRZ GR/IGRZ (m?)
(m?) (m?)
Gemeinbedarfsflache 24.470 19.576 - 19.576 4.894
Sonstiges 24.959 19.967 - 19.967 4.992
Sondergebiet

Bebauungsplan Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg"




72 Kapitel C - Umweltbericht

C Umweltbericht
CA Einleitung

Gemal § 2 Abs. 4 BauGB wird bei Aufstellung von Bauleitplanen fir die Belange des
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB eine Umweltprifung durchgefihrt.
In der Umweltprifung werden die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen
ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. Das Ergebnis der
Umweltprifung ist in der Abwagung zu bericksichtigen.

Durch die planungsrechtlichen Regelungen des Bebauungsplans Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg" in Potsdam sollen die Voraussetzungen zur Entwicklung eines
Schulstandortes sowie eines Standortes fur die Verwaltung des Landes Brandenburg auf
einem aktuell teilweise brachliegenden Areal geschaffen werden. Das Gelande ist
planungsrechtlich zum GroRteil dem Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen. Der
stidostliche Teilbereich des Plangebiets befindet sich im AuRenbereich nach § 35 BauGB.

Neben der Umweltpriifung werden im vorliegenden Umweltbericht auch Themen auf der
Grundlage weiterer gesetzlicher Anforderungen erdrtert (z.B. Eingriffsregelegung geman
§ 1a Abs. 3 BauGB).

c11 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des
Bebauungsplans

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam hat in ihrer Sitzung am
06.07.2016 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg"
beschlossen. Zielstellung des Bebauungsplans war zunachst die Schaffung der
planungsrechtlichen Voraussetzungen flr die Entwicklung eines Schulstandortes.

Aufgrund des bestehenden und weiterhin prognostizierten Bevolkerungswachstums der
Landeshauptstadt Potsdams wird sowohl im Grundschul- als auch im Sekundarstufenbereich
in den kommenden Jahren der Bedarf an zusatzlichen Schulplatzen auf dem gesamten
Stadtgebiet kontinuierlich ansteigen. Fir den Nordraum der Landeshauptstadt Potsdam ist
eine Entlastung durch die Ansiedlung einer weiterfihrenden Schule am Standort
"Pappelallee/Reiherweg" geplant.

Die Bereitstellung ausreichender Schulkapazitaten stellt eine gesetzliche Pflichtaufgabe der
Landeshauptstadt dar. Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die stadtebauliche
Entwicklung eines integrierten, funktionsfahigen Schulstandortes im Nordwesten der
Landeshauptstadt zu schaffen und den Standort planungsrechtlich zu sichern, ist die
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" erforderlich.

Der Standort fur die Errichtung einer Weiterfiihrenden Schule an der westlichen Pappelallee,
Ecke Reiherweg in Potsdam-Bornstedt ist das Ergebnis einer umfangreichen
Standortuntersuchung und ist eingebettet in das gesamtstadtische Schul- und
Sportflachenentwicklungskonzept der Stadt. Neben diesem Standort werden in den nachsten
Jahren noch weitere zusatzliche Schulstandorte entwickelt bzw. bestehende Schulstandorte
erweitert.

Im Mai 2017 wurde fir das Plangebiet "Pappelallee/Reiherweg" eine stadtebauliche
Machbarkeitsstudie erstellt. Nachdem im Rahmen der Erarbeitung dieser Studie
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unterschiedliche Varianten/Szenarien betrachtet wurden, wie der Schulstandort in den
vorhandenen Geltungsbereich integriert werden koénnte, stellte sich im Laufe der Fortfihrung
des Verfahrens heraus, dass auf Grund der bestehenden Eigentumsverhaltnisse lediglich
eine Teilflache im nordwestlichen Bereich des Gebietes fir die kurzfristig angestrebte
Entwicklung des Schulstandortes zur Verfligung steht. Im Siiddstlichen Bereich wurde
hingegen zunachst eine Wohnbauentwicklung, im weiteren Verfahren die Integration eines
Verwaltungsstandortes mit in die Planung aufgenommen, nachdem das Land Brandenburg
Eigenbedarf fur die Nutzung der Flachen kommuniziert hat (Conradi Bockhorst und Partner
2017). Das Planungsziel der Unterbringung von sozialem Wohnungsbau musste verworfen
werden, nachdem der Eigenbedarf der Flachen, welche anfangs ganzlich im Eigentum des
Landes Brandenburg lagen, 6ffentlich wurde. Das Land Brandenburg und die Stadt Potsdam
einigten sich als dann darauf, die Flachen am Standort Pappelallee/Reiherweg gemeinsam
zu entwickeln und zwar fur die 6ffentlichen Belange der Unterbringung von sozialer
Infrastruktur (Schule) und Verwaltungsanlagen (Justiz). Da die Unterbringung dieser beiden
erforderlichen Nutzungen auf den Flachen bereits sehr knapp bemessen ist, musste auf die
Integration von sozialen Wohnbauflachen in diesem Bebauungsplan verzichtet werden.

Fir das Bauleitplanverfahren ist die Prioritatenstufe 1 | (Bebauungsplan zur
Investitionsvorbereitung) festgelegt worden. Das Verfahren dient der Starkung der sozialen
Infrastruktur und liegt damit im 6ffentlichen Interesse.

Der Bebauungsplan wurde im Regelverfahren durchgefihrt. Grundlage fur die Beurteilung
der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen bilden neben den fachgesetzlichen
Zielen und Planen die im Umweltbericht aufgeflhrten Unterlagen und Gutachten.

C.1.1.1  Inhalt und Ziele des Bebauungsplans

Durch die planungsrechtlichen Regelungen des Bebauungsplans Nr. 113 sollen die
Voraussetzungen zur Entwicklung eines Schulstandortes flr die Errichtung einer
weiterfliihrenden Schule sowie zur Entwicklung eines Verwaltungsstandortes geschaffen
werden.

Zur ausreichenden Versorgung des Nordraums der Stadt Potsdam mit Schulplatzen ist im
Rahmen der Schulentwicklungsplanung die Ansiedlung einer weiterfiihrenden Schule am
Standort "Pappelallee/Reiherweg” vorgesehen.

Somit ist im Bebauungsplan die Festsetzung einer Flache fur den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung "Schule” und "Sozialen Zwecken dienende Geb&ude und Einrichtungen”
inklusive der dazugehdrigen Aul3en- und Sportanlagen vorgesehen. Die Zweckbestimmung
"Sozialen Zwecken dienende Gebdude und Einrichtungen"” stellt sicher, dass samtliche
Nutzungen zulassig sind, die die Moglichkeit der Integration eines sozial-kulturellen
Treffpunktes, wie einem Stadtteiltreff bieten. Der Bebauungsplan Nr. 113 schafft so die
Option, zukinftige Bedarfe innerhalb des Stadtteils Bornstedt abzudecken, sofern dies
erforderlich sein sollte. Ferner wird Uber weitere Festsetzungen geregelt, dass eine
aulerschulische Nutzung der Gebaude zu sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und
sportlichen Zwecken zulassig ist.

Auf den Flachen zur Realisierung eines Verwaltungsstandortes ist die Ansiedlung des
»~Justizzentrums 11 beabsichtigt, welches mehrere landesgerichtliche Nutzungen
unterbringen soll. Auf dem Verwaltungsstandort ist zudem die Integration von Flachen flr
Stellplatze (Kfz und Fahrrad), die Unterbringung einer Kantine sowie
Aufenthaltsmdglichkeiten vorgesehen.
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Zur Realisierung des Verwaltungsstandortes Justizzentrum Il am Standort Pappelallee wird
im Bebauungsplan Nr. 113 die Festsetzung eines Sondergebiets mit der Zweckbestimmung
“Verwaltung“ getroffen. Zulassig sind in diesem Bereich Biro- und Verwaltungsgebaude mit
entsprechenden Anlagen fur Verwaltungen.

Im Zuge der Planung sind die sensiblen, umliegenden Raume der UNESCO-Welterbestatte
~ochlésser und Parks von Potsdam und Berlin“ auf dem Ruinenberg zwingend zu
berlcksichtigen.

Der stidostliche, stidliche und randdstliche Teil des Geltungsbereiches ist iberwiegend mit
Wald gemal LWaldG bestockt. Im Zuge der Umsetzung des Bebauungsplans Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg" werden die bestehenden Waldflachen zum Teil umgewandelt. Eine
grélere Teilflache (gesamtes Flurstiick 1301) wird planungsrechtlich als Wald gesichert und
bleibt somit erhalten.

C.1.1.2 Angaben zum Standort

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" befindet sich
im Norden Potsdams, Stadtteil Bornstedt, nordwestlich der ca. 2 km entfernten Innenstadt
gelegen. Die sehr stark frequentierte Hauptverkehrsstralte Pappelallee sowie der sich von
dieser Stralle abzweigende Reiherweg grenzen unmittelbar an den Geltungsbereich an. Im
Suden, unmittelbar angrenzend zum Plangebiet, befindet sich der Ruinenberg, eine Anhdhe
mit denkmalpflegerischem Charakter, auf dem sich ein Ruinenensemble bestehend aus
Wasserbecken, Normannischem Turm und Theaterwand befindet. Im Norden des
Plangebiets befindet sich das Nahversorgungszentrum ,Bornstedter Feld — Pappelallee®.

Das Planungsgebiet wurde in der Vergangenheit von verschiedenen Behérden und
Verwaltungseinrichtungen (Polizei, Forstministerium) inklusive zugehoriger Technikbereiche,
Fuhrparks, Infrastruktureinrichtungen etc. genutzt. Aus dieser Vornutzung sind noch
zahlreiche ein- bis viergeschossige Gebaude (Plattenbauten) und bauliche Anlagen (Lager-
und Garagengebaude) vorhanden, die zumindest im zentralen und westlichen Abschnitt der
Gesamtliegenschaft bereits seit langerer Zeit leer stehen. Im sitdlichen Teil des kiinftigen
Justizzentrums Il werden derzeit noch mehrere Gebaude durch das Magazin des
Filmmuseums Potsdam als Lager genutzt. Die Gebaude befinden sich teilweise in einem
sanierungsbedurftigen Zustand, wobei sich bauliche Mangel im Wesentlichen auf alters-
bzw. unterhaltungsbedingte VerschleiRerscheinungen beschranken.

Zwischen den Gebauden bestehen Vegetationsstrukturen, die seit mehreren Jahren nur
noch in Teilbereichen gepflegt wurden und sich daher entsprechend der naturlichen
Sukzession entwickelt haben. Charakteristisch fir das Plangebiet sind insbesondere
baumbestandene Flachen (kein Wald im Sinne des Landeswaldgesetzes (LWaldG)). Der
stadtebaulichen Machbarkeitsstudie (Conradi Bockhorst und Partner 2017) zum
Bebauungsplan ist zu entnehmen, dass sich innerhalb des Plangebiets ca. 50 Solitarbdume
befinden, die aufgrund ihres Alters oder ihrer GroRRe als geschutzte Einzelbdume zu
bewerten sind. Insbesondere im Osten des Plangebietes im Bereich des ehemaligen
Forstministeriums befinden sich z.T. dicht stehende altere Baumbestande, mit einem hohen
Anteil an Koniferen. Darlber hinaus befinden sich weitere z.T. exotische Geholze in diesem
Bereich, deren Anpflanzung sich héchstwahrscheinlich aus der historischen Nutzung der
Flache begriindet (s. Kapitel C 2.1.5).

Im sidlichen und stidostlichen Bereich des Plangebietes befinden sich waldbestandene
Flachen. Diese sind als Waldflachen gemaR LWaldG einzustufen.
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Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg"
beinhaltet die Flurstlicke 342/1, 343/3, 343/6, 343/8, , 1293, 1294, 1295, 1296, 1297, 1298,
1300 und 1301 der Flur 1 in der Gemarkung Bornstedt und umfasst eine Flache von ca. 5,4
ha.

C.1.1.3 Art, Umfang und Bedarf an Grund und Boden

Der erforderliche Flachenbedarf fir die Umsetzung der Planung wird nachfolgend dargestellt.

Tabelle 8: Geplante Nutzungen und FlachengréBen (Stand 01.06.2022)

Allgemeine Festgesetzte Nutzung FlachengroRe davon bebaubar
Nutzung (m?) (GRZ 0,8) (m?)
Gemeinbedarf Flache fiir den 24.470 19.576

Gemeinbedarf - Schule und
sozialen Zwecken dienende
Gebaude und Einrichtungen

Sondergebiet Sonstiges Sondergebiet - 24.959 19.967
Verwaltung

Wald Wald 5.166 -

Geltungsbereich 54.595 39.543

gesamt

Eine verbindliche Bauleitplanung existiert fir das Plangebiet bislang nicht. Die
planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben in diesem Bereich ist teilweise anhand des
§ 34 BauGB (Bebauungs im Innenbereich) zu beurteilen. Nach Einschatzung der
Landeshauptstadt Potsdam ist im Innenbereich nach § 34 BauGB eine Bebauung
entsprechend einer GRZ von 0,4 bereits planungsrechtlich zulassig.

Der suidostliche Teilbereich des Plangebiets befindet sich im Au3enbereich nach § 35
BauGB. Eine Bebauung im geplanten Umfang ware damit derzeit nicht zulassig.

Im Flachennutzungsplan der Landeshauptstadt Potsdam ist der Geltungsbereich als
Gemischte Bauflache dargestellt.

CA1.2 Relevante Ziele des Umweltschutzes aus einschlagigen
Fachgesetzen und Fachplanen

Neben den Vorschriften des Baugesetzbuches mit den umweltbezogenen Zielsetzungen
insbesondere der §§ 1 und 1a BauGB existieren eine Reihe weiterer, flr die Bauleitplanung
relevanter Fachgesetze, Verordnungen und Richtlinien mit umweltschitzendem Charakter
sowie Fachplanungen mit Zielaussagen zum Umweltschutz, die als Grundlage und
Bewertungsmalfistabe fur die Ermittlung der Umweltauswirkungen der Planung
heranzuziehen sind.

Sowohl die schutzgutbezogenen als auch die schutzgutiibergreifenden Zielaussagen der
einschlagigen Fachgesetze und Fachplanungen gemaf Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe b BauGB
werden nachfolgend dargelegt.
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C.1.21 Fachgesetze

Nachfolgend werden die fur die Planung relevanten rechtlichen Grundlagen des
Umweltschutzes, die darin formulierten Ziele und deren Beriicksichtigung im Rahmen des

Bebauungsplans dargestellt:

Tabelle 9: Rechtliche Grundlagen und Ziele der Fachgesetze und deren Berilicksichtigung im

Bebauungsplan

Bezeichnung: x relevant; 0 nicht/eher nicht relevant

Rechtliche Grundlagen und Ziele

Natura
2000-
Gebiete

Flache
und
Boden

Was-
ser

Klima

Tiere
und
Pflan-
zen

Orts-, Land-
schafts-bild

Mensch

Kultur-,
Sach-
guter

Baugesetzbuch (BauGB)
§ 1 a Abs. 2: sparsamer Umgang
mit Grund und Boden

§ 1 Abs. 6 Nr. 7: Schutzguter, die
im Rahmen der Umweltprifung zu
betrachten sind

Brandenburgische Bauordnung
(BbgBO)

§ 3: bauliche Anlagen sind so
anzuordnen, zu errichten, zu
andern und instand zu halten, dass
die naturlichen Lebensgrundlagen
nicht gefahrdet werden

§ 9: bauliche Anlagen sind mit
ihrer Umgebung derart in Einklang
zu bringen, dass sie das Strafl3en-,
Orts- oder Landschaftsbild nicht
verunstalten und selbst nicht
verunstaltet wirken

Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG)

§ 1: Natur und Landschaft sind auf
Grund ihres eigenen Wertes und
als Grundlage fiurr Leben und
Gesundheit des Menschen auch in
Verantwortung fir die kiinftigen
Generationen im besiedelten und
unbesiedelten Bereich so zu
schitzen, dass die biologische
Vielfalt, die Leistungs- und
Funktionsfahigkeit des
Naturhaushalts einschlief3lich der
Regenerationsfahigkeit und
nachhaltigen Nutzungsfahigkeit
der Naturglter sowie die Vielfalt,
Eigenart und Schonheit und der
Erholungswert von Natur und
Landschaft auf Dauer gesichert
sind.

§ 18: Vermeidung, Ausgleich und
Ersatz im Sinne der
naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung
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Rechtliche Grundlagen und Ziele

Natura
2000-
Gebiete

Flache
und
Boden

Was-
ser

Klima

Tiere
und
Pflan-
zen

Orts-, Land-
schafts-bild

Mensch

Kultur-,
Sach-
guter

§ 29 Abs.1: Geschiitzte
Landschaftsbestandteile - hier
Baume gem. PBaumSchVO

§ 30: gesetzlicher Biotopschutz
(i.V.m § 18 BbgNatSchAG) - im
Plangebiet nicht vorhanden

§ 44: Schutz fur die besonders und
streng geschitzten Arten aus
nationalen und europaischen
Verordnungen und Richtlinien
(Europaische
Artenschutzverordnung, Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie,
Europaische Vogelschutz-
Richtlinie)

Bundes-Bodenschutzgesetz
(BBodSchG)

§ 1: Nachhaltige Sicherung oder
Wiederherstellung der Funktion
des Bodens

§ 2 Abs. 2: natirliche Funktion,
Funktion als Archiv der Natur- und
Kulturgeschichte sowie
Nutzungsfunktionen

Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

§ 1: durch eine nachhaltige
Gewasserbewirtschaftung die
Gewasser als Bestandteil des
Naturhaushalts, als
Lebensgrundlage des Menschen,
als Lebensraum fir Tiere und
Pflanzen sowie als nutzbares Gut
zu schiitzen

§ 5: Allgemeine Sorgfaltspflicht im
Umgang mit Wasser

§§ 47 f.. Bewirtschaftung du
Reinhaltung des Grundwassers

§ 55 Abs. 2: unbelastetes
Niederschlagswasser vor Ort
versickern, wenn andere Belange
dem nicht entgegenstehen

Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG)

§ 1 Abs. 1: Schutz von Menschen,
Tiere und Pflanzen, den Boden,
das Wasser, die Atmosphare
sowie Kultur- und sonstige
Sachguter vor schadlichen
Umwelteinwirkungen und dem
Entstehen schadlicher
Umwelteinwirkungen vorzubeugen
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Rechtliche Grundlagen und Ziele

Natura | Fliche |Was- |Klima | Tiere |Orts-, Land- |Mensch
2000- und ser und |schafts-bild
Gebiete | Boden Pflan-
zen

Kultur-,
Sach-
guter

§ 50: Planungsgrundsatz -
Vermeidung von schadlichen
Immissionen hervorgerufenen
Auswirkungen auf die
ausschlieRlich oder Uberwiegend
dem Wohnen dienenden Gebiete
sowie auf sonstige
schutzbediirftige Gebiete,
insbesondere 6ffentlich genutzte
Gebiete, wichtige Verkehrswege,
Freizeitgebiete und unter dem
Gesichtspunkt des Naturschutzes
besonders wertvolle oder
besonders empfindliche Gebiete
und o6ffentlich genutzte Gebaude

Brandenburgisches
Naturschutzausfiihrungsgesetz
(BbgNatSchAG)

§ 18: gesetzlicher Biotopschutz -
im Plangebiet nicht vorhanden

Brandenburgisches
Wassergesetz (BbgWG)

§ 54 Abs. 4: soweit eine
Verunreinigung des Grundwassers
nicht zu besorgen ist und sonstige
Belange nicht entgegenstehen, ist
Niederschlagswasser zu
versickern

Trinkwasserschutzverordnung
nicht relevant

Landschaftsschutzgebiets-
verordnung
nicht relevant

Waldgesetz des Landes
Brandenburg (LWaldG)

§ 1 Abs.1: Erhalt von Wald auf
Grund seiner Bedeutung fiir die
Umwelt (Schutz- und
Erholungsfunktion) sowie wegen
seines wirtschaftlichen Nutzens
(Nutzfunktion)

§ 2: Wald im Sinne dieses
Gesetzes ist jede mit
Forstpflanzen (Waldbaumen und
Waldstrauchern) bestockte
Grundflache.

§ 8: Umwandlung von Wald in
andere Nutzungsarten

Verwaltungsvorschrift zu § 8
Landeswaldgesetz (VV § 8
LWaldG)
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Rechtliche Grundlagen und Ziele

Natura
2000-
Gebiete

Flache
und
Boden

Was- | Klima | Tiere

ser

und
Pflan-
zen

Orts-, Land-
schafts-bild

Mensch

Kultur-,
Sach-
guter

Potsdamer
Baumschutzverordnung
(PBaumSchVO)

Brandenburgisches
Denkmalschutzgesetz
(BbgDSchG)

§ 1 Abs. 1: Schutz, Erhaltung,
Pflege und Erforschung von
Denkmalen

§ 2 Abs. 3: Umgebungsschutz

C.1.2.2 Fachplane

Nachfolgend werden die flur die Planung relevanten Fachplane, die darin formulierten
umweltrelevanten Ziele und deren Bericksichtigung im Rahmen des Bebauungsplans dargestellt:

Tabelle 10: Relevante Fachpldne und deren Beriicksichtigung im Bebauungsplan

Bezeichnung: x relevant; 0 nicht/eher nicht relevant

Fachpldne und Ziele

Natura
2000-
Gebiet
e

Flach

e und

Bode
n

Wasser

Klima| Tiere | Orts-,

en

und | Land-
Pflanz |schafts

-bild

Mensc

Kultur-
, Sach-
guter

Landesentwicklungsplan
Hauptstadtregion Berlin-
Brandenburg (LEP HR 2019)

§ 5 (2) und (3) Vorrang
Innenentwicklung vor
Aulenentwicklung

§ 5 (3) verkehrssparende
Siedlungsstrukturen bei
Siedlungsentwicklung

§ 6 (1) Sicherung und Entwicklung

der Funktions- und
Regenerationsfahigkeit der
Naturguter; Klimaschutz

§ 6 (2) Vermeidung der
Inanspruchnahme und
Zerschneidung von Freiraumen;
raumliche Bundelungen

§ 6 (4) Entwicklung eines
Freiraumverbundes aus
Freiraumen mit hochwertigen
Schutz-, Nutz und sozialen
Funktionen

Z2.6 LEP HR:
Konzentrationsgebot erfiillt

Z 2.7 LEP HR: Vorhaben
behindert nicht die Entwicklung
und Funktionsfahigkeit
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Fachpline und Ziele Natura|Fléch |Wasser|Klima| Tiere | Orts-, |Mensc |[Kultur-
2000- |e und und | Land- h |, Sach-
Gebiet| Bode Pflanz |schafts guter

e n en -bild

bestehender oder geplanter
zentraler Versorgungsbereiche
benachbarter Zentraler Orte;
raumordnerisches
Beeintrachtigungsverbot wird
nicht verletzt

G 5.1 LEP HR: Ersatzneubau an
einem vorhandenen Standort
entspricht Grundsatzen der 0 X 0 0 0 X 0 0
Innenentwicklung und
Funktionsmischung

Landschaftsprogramm (LaPro
2001, Fortschreibung 2013)

Schutz von Arten und
Lebensgemeinschaften durch 0 0 0 0 X 0 0 0
Schutz von Lebensraumen

Erhalt und Wiederherstellung der
natdrlichen Funktionen des
Bodens; Neuinanspruchnahme 0 X X 0 X 0 X 0
von Bdden mit strengem
Bedarfsnachweise

Nachhaltige Sicherung eines
ausgeglichenen
Wasserhaushaltes;

X X

Erhalt des 0 0 0 0 0 0
Grundwasserneubildungsverméoge

ns und der Retentionsleistungen

Schutz vor schéadlichen

Luftverunreinigungen; Sicherung 0 0 0 X 0 0 X X

der Ausgleichswirkungen des
Klimas

Erhalt und Entwicklung der
Vielfalt, Eigenart und Schonheit 0 0 0 0 0 X X 0
der Landschaft

Regionalplan Havelland-Flaming
2020 (RP): mit Beschluss des 4.

Senats des 0 0 0 0 0 0 0 0
Bundesverwaltungsberichts vom
21.03.2019 fur unwirksam erklart

Flachennutzungsplan (FNP)
Potsdam, siehe Kapitel A.3.5

Landschaftsplan Potsdam (LP
2012) — zugleich
Landschaftsrahmenplan (gem. § 10
BNatSchG);

Teilraum: 23

LP, Konflikte: Biotopwertverlust
in W'ertstufen nach KAULE bei 0 0 0 0 X 0 0 0
maximaler Ausnutzung der
Bauflachen -6 bis -3 auf
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Fachpldne und Ziele

Natura
2000-
Gebiet

Flach
e und
Bode

Wasser

Klima

Tiere
und
Pflanz
en

Orts-,
Land-
schafts
-bild

Mensc

Kultur-
, Sach-
glter

Teilflachen im sidlichen Bereich

LP, Ziel Umweltvertragliche
Siedlungsentwicklung/Qualifizierte
Innenentwicklung/Anpassung der
Bau- und Vegetationsstrukturen
an den Klimawandel;
Grinordnerische Qualifizierung
der Bauflachen;

angrenzend: Erhalt und Pflege/
Wiederherstellung/ Planerische
Berilcksichtigung historischer

Bau- und Vegetationsstrukturen

Luftreinhalteplan Potsdam
2015/2016

keine MalRnahmen flr das
Plangebiet vorgesehen

Larmaktionsplan Potsdam (2016)

keine MalRnahmen flr das
Plangebiet vorgesehen

Stadtklimakarte Potsdam 2021
(Entwurf Stand Oktober 2020)

Flachen mit hoher bioklimatischer
Bedeutung und hoher
Empfindlichkeit gegeniber
Nutzungsintensivierungen

Aktionsplan 2018-Masterplan
100% Klimaschutz bis 2050

Handlungsfeld 03 Gebaude

Prifung ambitionierter
Energiekonzeptvarianten bei allen
Neubauvorhaben des KIS,
mindestens Prifung des Plus-
Energie-Standards

CA13 Datengrundlagen der Umweltprifung

Im Rahmen der Umweltpriifung werden fir die Belange des Umweltschutzes die
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt. Grundlagen der Ermittlung
sowie Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung werden in Abstimmung mit den
zustandigen Behdrden festgelegt. Im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung gemaf § 4 Abs. 1
BauGB wurde den Tragern offentlicher Belange Gelegenheit gegeben, zum erforderlichen
Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichts Stellung zu nehmen.

Die Beteiligung der Behdérden und Trager offentlicher Belange (§ 4 Abs. 2BauGB) und die
Beteiligung der Offentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) erfolgte vom 17.01-21.02.2022. Die im
Rahmen der Beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans eingegangenen Stellungnahmen
wurden zur Kenntnis genommen und in den Abwagungsprozess eingestellt.

Neben der Auswertung vorhandener Plane und Programme lagen folgende Gutachten vor:
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Tabelle 11: Ubersicht iiber die zugrundeliegenden Gutachten (Stand 01/2022)

Gutachten Bearbeiter Stand

Standortuntersuchung

Lvorprifung und Prifung Neubaustandorte LHP, Bereich 19.04.2018

Weiterfuhrende Schulen in Potsdam Stadtentwicklung

2013/2018" (Tabellen und Karte)

Stadtebau/Entwurf

Stadtebauliche Machbarkeitsstudie Conardi Bockhorst und Mai 2017

Bebauungsplan Nr. 113 Partner

"Pappelallee/Reiherweg"

Boden/Versickerung

Orientierende Altlastenuntersuchungen GuD Geotechnick und 11.09.2017

Bebauungsplan Nr. 113 Pappelallee 20 in Dynamik Consult GmbH

14469 Potsdam

Geotechnischer Bericht (Schulstandort) Baugrund-Ingenieurbiiro 07.12.2019
Dipl-Ing. Reneé Ddlling

Baugrund-Gutachten (Justizzentrum I1) Baugrund-Ingenieurbiro 16.05.2020
Dipl-Ing. Reneé Ddlling

Machbarkeitsstudie /Regenwasserkonzept Merkel Ingenieur Consult 07. 06. 2022

fur den Bereich Pappelallee/ Reiherweg im Potsdam

B-Plan 113 in Potsdam

Artenschutz

Artenschutzfachliche Erfassungsergebnisse | Artenschutzsachverstandige | 20.11.2017

fur die Artengruppe Brutvogel, Fledermause, | Silke Jabczynski

fur den Bebauungsplan Nummer 113

"Pappelallee/Reiherweg", 14469 Potsdam

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Dr. Szamatolski Schrickel 12.01.2022

Bebauungsplan Nr. 113 Planungsgesellschaft mbH

Biotopkartierung

Baumkartierung; schutzenswerter Landeshauptstadt Potsdam | 01.07.2019

Baumbestand

Fachbereich Stadtplanung
und Stadterneuerung
Bereich Verbindliche
Bauleitplanung

Biotoptypenkartierung gemaf der
Biotoptypenkartierung Brandenburg (2011) -
kein gesondertes Gutachten, Inhalte wurden
gleich in den Umweltbericht integriert; Karte
siehe Anlage 2 Biotoptypenkarte
(Aktualisierung der Darstellungen mit
gultigem Geltungsbereich)

Szamatolski Schrickel
Planungsgesellschaft mbH

Kartierung 2017

Anlage 2:
Biotoptypenkarte 2022

Schallschutz

Schalltechnisches Gutachten
Schallimmissionsprognose fur die
Nutzungen innerhalb und aulRerhalb des B-
Plangebietes 113 "Pappelallee/Reiherweg"
in Potsdam

Akustik Bliro Dahms GmbH

06.10.2021
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Cc14 Methodik der Umweltprufung

Zur Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen wird entsprechend
Anlage 1 zum BauGB zunachst eine Bestandsaufnahme der einschlagigen Aspekte des
derzeitigen Umweltzustands (Basisszenario), einschliel3lich der Gebiete, die voraussichtlich
erheblich beeinflusst werden, durchgefiihrt. Dazu wird das komplexe Themengeflecht
,Umwelt* nach den einzelnen Schutzgutern untergliedert und unter Berlicksichtigung
schutzgutspezifischer Umweltziele und Wirkraume analysiert. Auch wird eine Ubersicht tiber
die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchflihrung der Planung
gegeben.

Hieran schlief3t sich eine Prognose Uber die Entwicklung des Umweltzustands bei
Durchflihrung der Planung an. In diesem Zusammenhang werden die méglichen erheblichen
bau-, anlagen- und betriebsbedingten Umweltauswirkungen, auch einschlief3lich indirekter,
sekundarer und kumulativer Auswirkungen und Wechselwirkungen, beschrieben. Den
aufgeflihrten relevanten Umweltschutzzielen wird dabei Rechnung getragen; insbesondere
dienen sie als Beurteilungsmalistabe fur die Umweltvertraglichkeit.

Es folgen u.a. eine Beschreibung der geplanten Malinahmen, mit denen festgestellte
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, verhindert, verringert oder soweit
mdglich ausgeglichen werden sollen, sowie eine Darstellung der in Betracht kommenden
anderweitigen Planungsmadglichkeiten mit Angabe der wesentlichen Grinde fur die
getroffene Wahl.

Die jeweils schutzgutbezogene Abarbeitung erfordert abschlief’end eine die einzelnen
Umweltauswirkungen in Beziehung setzende Gesamtbeurteilung, die in enger Verbindung
mit der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung (Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB)
vorgenommen wird.

C.2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen
Umweltauswirkungen

C.21 Bestandsaufnahme des Umweltzustands (Basisszenario)

C.21.1 Natura 2000-Gebiete

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" liegt weder
innerhalb eines Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung, noch grenzt er unmittelbar an
eines an. In gut 1 km Entfernung befindet sich, norddstlich gelegen, eine Teilflache des
Fauna-Flora-Habitat-Gebietes ,Heldbockeichen® (Natura 2000-Nummer DE 3544-305, FFH-
Gebietsnummer 703). In einem Radius von 3 km um das Plangebiet befinden sich noch zwei
weitere Teilflachen dieses FFH-Gebietes.

Laut Bewirtschaftungserlass zum FFH-Gebiet ,Heldbockeichen® (Erlass des Ministeriums fur
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz und des Ministeriums fir Infrastruktur und
Landwirtschaft zur Bewirtschaftung des Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung
,Heldbockeichen® vom 15. September 2011) ist das Ziel die Erhaltung und Entwicklung der
Population des Heldbocks (Cerambyx cerdo), des Waldmeister-Buchenwaldes (Asperulo-
Fagetum) und der alten bodensauren Eichenwalder auf Sandebenen mit Quercus robur
(Stiel-Eiche).
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C.2.1.2 Flache und Boden

Der Boden sowie seine Funktionen sind insbesondere als Lebensgrundlage und -raum fir
Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen sowie als Ausgleichsmedium fir stoffliche
Einwirkungen zu schutzen (§ 2 Abs. 2 BBodSchG). Mit Grund und Boden soll sparsam und
schonend umgegangen werden. Dabei sind die zusatzliche Inanspruchnahme von Flachen
fur bauliche Nutzungen sowie zusatzliche Bodenversiegelungen auf das notwendige Mal3 zu
begrenzen (§ 1a Abs. 2 BauGB). Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeintrachtigungen
seiner naturlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und
Kulturgeschichte so weit wie mdglich vermieden werden (§1 BBodSchG).

Boden- und standortkundliche Eigenschaften
Das Gebiet der Landeshauptstadt Potsdam ist als Jungmoranenlandschaft zu bezeichnen.

Geomorphologisch wurde der Landschaftsraum der Landeshauptstadt Potsdam durch die
Weichseleiszeit gepragt. Nach Scholz (1962) ist der Potsdamer Raum der naturrdumlichen
Grofldeinheit der ,Mittelbrandenburgischen Platten und Niederungen® (Landeshauptstadt
Potsdam 2012) zuzuordnen.

Der Geltungsbereich selbst liegt im Bereich einer Grundmoranenhochflache (Bornstedter
Platte). Westlich angrenzend wird diese von einer Schmelzwasserrinne durchzogen, in deren
Vertiefung der Bornstedter See gelegen ist. Der stiddstlich an das Plangebiet angrenzende
Ruinenberg ist aus geologischer Sicht als Stauchmoranenkuppe anzusprechen, die der
Grundmorane aufsitzt. Aufgrund der gegebenen unterschiedlichen geologischen
Formationen im Untersuchungsraum, sind entsprechend heterogene Bodenschichtungen im
Geltungsbereich zu erwarten. In den zentralen Teilen des Plangebiets ist ein
unregelmafiges Verhaltnis mit Wechselschichtungen von Hochflachensanden und lehmig-
bindigen Ablagerungen der Grundmorane anzunehmen. Im urbanen Raum sind die naturlich
entstandenen Béden zusétzlich charakterisiert durch eine Uberlagerung anthropogen
beeinflusster Deckhorizonte — Auffiillungen mit Bau- bzw. Kulturschuttbeimengungen (Ddlling
2020).

Gemal Landschaftsprogramm Brandenburg (Teilplan Boden) liegt das Plangebiet innerhalb
grolerer Siedlungsflachen.

Im Plangebiet wurden zur Bewertung der Braugrundschichtung und -beschaffenheit auf dem
kinftigen Schulgelande im Jahr 2019 und auf dem Gelande des kunftigen Justizzentrums Il
im Jahr 2020 Sondierbohrungen vorgenommen und ausgewertet:

Die Untersuchungen im Plangebiet bestatigen das Vorkommen der oberen dargelegten
Bodenbeschaffenheiten im Geltungsbereich. Die Mehrzahl der Erkundungsstellen wiesen
eine Deckschicht bestehend aus maRig humosen Sanden auf, mit einer Machtigkeit
zwischen 10 und 30 cm, die Spuren von Bauschuttpartikeln enthielten. Mehrere
Erkundungsstellen lielRen oberflachlich Rickschlisse auf Auffillungen zu, die sich im
Wesentlichen aus nichtbindigen, grob- bis gemischtkdrnigen Sanden zusammensetzen, die
von Bauschuttbruchstlicken — hauptsachlich Ziegelsplitter — unterschiedlicher Intensitat
durchsetzt sind. Davon abgesehen ist der unterlagernde Baugrund, an den entsprechenden
Erkundungsstellen, durch lehmig- bindige Grundmoranenablagerungen (hauptsachlich
schluffige bis schluffig-tonige Sande) charakterisiert. Im zentralen und 6stlichen Teilabschnitt
des geplanten Schulstandortes wurden Wechselschichtungen der maRig bindigen
Geschiebeablagerungen mit nichtbindigen Sedimenten (schwach schluffige Sande)
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festgestellt. Es ist anzunehmen, dass diese Sande 0stlich in Richtung Ruinenberg-Hanglage
als Deckschicht anstehen. Im zentralen Teil des Geltungsbereichs ist jedoch von einer
unregelmafigen Verteilung dieser, als Deck- oder Zwischenschicht tiber oder im Geschiebe
auszugehen. Die unregelmafiigen Schichtungsverhaltnisse sind vor dem Hintergrunde der
geologischen Genese des Untersuchungsraums, die Stauchungsprozesse und
nacheiszeitliche Erosionen umfasst, zu betrachten (Délling 2019, 2020).

Das Ruckhaltevermdgen der Boden ist im 6stlichen Plangebiet mittelmalig, mit einer
Verweildauer des Sickerwassers von 3 bis 10 Jahren. Die Bdden im westlichen Gebiet
weisen dagegen ein sehr geringes Ruckhaltevermdgen auf, mit einer Verweildauer des
Sickerwassers von wenigen Tagen bis max. 1 Jahr (LfU 2019a - Hydrogeologische Karten).

Seltene und schitzenswerte Béden sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Insgesamt weist das Schutzgut Boden im Plangebiet eine allgemeine Funktionsauspragung
auf.

Flacheninanspruchnahme/ Nutzungsstruktur

In der Vergangenheit wurde das Plangebiet durch verschiedene Verwaltungseinrichtungen
einschlielllich dazugehdriger Technikbereiche, Fuhrparks und Infrastruktureinrichtungen
genutzt. Aus der Vornutzung sind mehrere ein- bis viergeschossige Gebaude und bauliche
Anlagen im Geltungsbereich erhalten, die im zentralen und westlichen Abschnitt des
Plangebiets seit I1angerem leerstehend sind. Im Bereich des geplanten
Verwaltungsstandortes werden gegenwartig einige Gebaude als Magazin des Filmmuseums
Potsdams genutzt. Derzeit ist davon auszugehen, dass die bestehende Bestandsstruktur im
Zuge der Umsetzung des Bebauungsplan Nr. 113 vollstandig abgerissen und die Flache
baulich neu entwickelt wird. Abgesehen von der beschriebenen Bestandsbebauung
bestehen im Plangebiet viele Verkehrsflachen aus Beton. Die Bestandsbebauung ist
vereinzelt durch Baumbestand, ruderale Vegetation, Laubgebische sowie Gras- und
Staudenfluren durchsetzt, die grofRernteils einen stark verwilderten Charakter aufweisen
(siehe auch Kapitel C.2.1.5). Im dstlichen und sudlichen Bereich befinden sich Waldflachen
nach Landeswaldgesetz (LWaldG) (siehe Kapitel C.2.1.5 und Kapitel C.2.1.8).

Bodenversiegelung, Vorbelastungen, Munitionsbelastung

Ein Groldteil des Plangebietes ist bereits Uberbaut und versiegelt, wahrend die
baumbestandenen Flachen im Suden unversiegelt sind. Der Versiegelungsgrad im
Plangebiet liegt laut Landschaftsplan der Landeshauptstadt Potsdam (Karte 2.1 ,Boden®) im
nordlichen Bereich zwischen 1 und 25 % und im mittleren Bereich zwischen 25 und 50 %,
wahrend der vegetationsbestandene Bereich im Siden unversiegelt ist. GemaR der
Biotoptypenkartierung (2017) besteht im Bestand eine Versiegelung auf 2,1 ha (40,0 %) der
Flache.

Eine Vorbelastung der Boden wurde in Form von Altlasten vermutet. Die orientierende
Altlastenuntersuchung aus dem Jahr 2017 konnte keine umfassende altlastenrelevante
Belastung feststellen (GuD Geotechnik Dynamik Consult GmbH 2017). In Abstimmung mit
der unteren Bodenschutzbehdrde wurden 7 Kleinbohrungen (Rammkernsondierung @ 4 m
Tiefe) durchgefuhrt. Die Ergebnisse sind nachstehend zusammenfassend dargestellt:

Die MKW-Gehalte (Mineralélkohlenwasserstoffe) lagen unter der Nachweisgrenze. Fir die
Einzelstoffe der BTEX (Akronym flir Benzol, Toluol, Ethylbenzol, Xylol - Sammelbezeichnung
fur die leichtfliichtigen aromatischen Kohlenwasserstoffe) lagen keine Uberschreitungen der
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Richtwerte fiir Wohngebiete vor. Fir die PAK- (Polyzyklische Aromatische
Kohlenwasserstoffe) und Benzo(a)pyrenkonzentrationen wurde ebenfalls keine
Uberschreitung der Vorsorgewerte der BBodschV ermittelt. Auch fir Arsen und
Schwermetalle konnten keine Uberschreitungen der Mainahmewerte der BBodSchV fiir den
direkten Wirkungspfad Boden - Mensch festgestellt werden, in drei Fallen aber eine
geringfiigige Uberschreitung der Vorsorgewerte. Im Ergebnis zeigt sich, dass zwar eine
anthropogene Beeinflussung des Bodens vorliegt, von der aber keine Besorgnis einer
schadlichen Bodenveranderung abzuleiten ist (GuD Geotechnik Dynamik Consult GmbH
2017).

Nach Einschatzung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes besteht derzeit kein Anhaltspunkt
auf das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet (Kampfmittelbeseitigungsdienst
30.03.2017).

Bodenfunktion

Die Bedeutung des Bodens als Lebensraum fur naturnahe und seltene
Pflanzengesellschaften gilt als gering. Die Archivfunktion der Béden fir die Naturgeschichte
ist als gering zu bewerten. Bodendenkmale sind im Plangebiet nicht bekannt.

Gemal der Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehoérde (03.02.2022) zum Entwurf
des Bebauungsplans (Stand 01/2022) befindet sich aber in mittelbarer Nahe zum Plangebiet
(Westufer Bornstedter See) ein Bodendenkmal (Nr. 2206). Aufgrund der Lagebeziehung des
Plangebietes zum angefuhrten Bodendenkmal besteht eine erhdhte Wahrscheinlichkeit, dass
bisher nicht bekannte Bodendenkmale im Geltungsbereich auftreten konnen. Das Plangebiet
ist dahingehend als Flache mit Bodendenkmalverdacht zu bewerten.

C.21.3 Wasser

Zielsetzungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) bzw. des Brandenburgischen
Wassergesetzes (BbgWG) und der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) sind die Sicherung der
Gewasser als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Lebensraum fir Tiere und Pflanzen,
die Unterlassung vermeidbarer Beeintrachtigungen der 6kologischen Funktion der
Gewasser, der Schutz bzw. die Verbesserung des Zustandes aquatischer Okosysteme und
des Grundwassers einschlieldlich wassergebundener Landokosysteme, die Reduzierung von
Schadstoffeintrdgen (Verschlechterungsverbot) sowie die Férderung der nachhaltigen
Nutzung von Wasserressourcen.

Die Umweltziele der EU-WRRL erstrecken sich auf alle Oberflachengewéasser und auf das
Grundwasser. Die Gewasser sind geschuitzt: Ihr Zustand darf sich nicht verschlechtern,
sondern soll mittel- und langfristig erheblich verbessert werden. Weitere Ziele sind der
Schutz von Lebensraumen, die von den Gewassern abhangig sind, eine nachhaltige
Wassernutzung, die schrittweise Einstellung von Eintragen gefahrlicher Stoffe in die
Gewasser und ein Beitrag zur Minderung schadlicher Auswirkungen von
Uberschwemmungen und Diirren. Oberflachengewasser sollen in drei
Bewirtschaftungszyklen bis 2027 einen ,guten dkologischen und guten chemischen Zustand*
erreichen, der sich am natirlichen oder ungestorten Referenzzustand eines Gewassertyps
orientiert. Das bedeutet, dass das Vorkommen der gewassertypischen Organismen nur
geringflgig vom naturlichen Zustand abweicht. Dartiber hinaus mussen auch alle
Qualitatsziele zur Begrenzung der Schadstoffkonzentrationen in den Gewassern, die nach
EU- oder nationalem Recht festgelegt sind, eingehalten werden. Auch beim Grundwasser
mussen die fur die EU geltenden Qualitatsziele und damit der ,gute chemische Zustand®
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erreicht werden. Die WRRL verpflichtet dazu, steigende Trends von
Schadstoffkonzentrationen im Grundwasser umzukehren, um eine Verschmutzung
schrittweise zu reduzieren. Aulierdem fordert die WRRL fiir das Grundwasser einen ,guten
mengenmafigen Zustand“. Demzufolge darf nicht mehr Grundwasser aus einem
Wasserkorper entnommen werden, als sich dort neu bildet, und die vom Grundwasser
abhangigen Land- und Gewasserokosysteme dirfen durch Grundwasserentnahmen nicht
geschadigt werden.

Grundwasser

Gemal dem Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (WHG) § 47 (Bewirtschaftungsziele
fir das Grundwasser) ist das Grundwasser so zu bewirtschaften, dass ,eine
Verschlechterung seines mengenmafigen und seines chemischen Zustandes vermieden
wird, alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentrationen auf
Grund der Auswirkungen menschlicher Tatigkeiten umgekehrt werden [und] ein guter
mengenmaliger sowie ein guter chemischer Zustand“ wiederhergestellt oder gesichert wird.
Zu einem guten mengenmaRigen Zustand gehort die Schaffung eines Gleichgewichtes
zwischen Grundwasserenthahme und Grundwasserneubildung.

Das Plangebiet liegt im Bereich des Grundwasserkorpers Potsdam HAV_NU_3. Der
Grundwasserkorper ist dem Flusseinzugsgebiet Elbe und dem unterirdischen Einzugsgebiet
Havel zugeordnet. Signifikante Belastungen liegen insbesondere durch diffuse
landwirtschaftliche und urbane Quellen sowie Entnahmen zur Wasserversorgung vor. Die
chemische und mengenmafRige Risikoanalyse zur Erreichung des Umweltziels 2021 stuft
den Grundwasserkodrper als gefahrdet ein. Der schlechte chemische Zustand ist vor allem
durch Nitrat und Ammoniumbelastungen bedingt. Die gemeldeten Malinahmen umfassen
Kanalsanierungsarbeiten sowie Malnahmen im landwirtschaftlichen Bereich (LfU —
Steckbriefe flir den GWK Potsdam -HAV_NU_3 fir den 2.BWP 2015).

Gemal der Baugrunduntersuchung ist ein entspanntes Niveau des oberen, Gberwiegend
bedeckten Hauptgrundwasserleiters bei siidlich abfallender Tendenz zwischen 33 und 32 m
0. NHN anzunehmen, so dass von Flurabstanden zwischen 14 m (am nordwestlichen Rand)
und etwa 18 m im Sldosten auszugehen ist. Es ist anzunehmen, dass der Wasserspiegel
selbst unter Extrembedingungen (zeHGW: geschatzt auf 35.0 m . NHN) noch unter 10 -

15 m liegt. Uber den lehmig-bindigen Geschiebeablagerungen kénnen jedoch temporare
Stau- und Schichtenwasserbildungen auftreten. Im Zuge der Baugrunduntersuchungen
wurde in einer Tiefe von 8 m noch kein Grundwasser angeschnitten (Ddlling 2020).

Die Niederschlagsmenge im Bereich des Plangebiets liegt bei 606,4 mm/a (LfU 2020a -
Wasserhaushalt ArcEGMO 1991 - 2010 - korrigierter Niederschlag). Unabhangig vom
Schwankungsverhalten des oberen Grundwasserleiters muss nach anhaltenden oder
intensiven Niederschlagen bzw. in der Tauperiode mit zeitweisem Auftreten von Stau- und
Schichtenwasserbildungen Uber bzw. zwischen den lehmigen Geschiebeablagerungen
gerechnet werden, da diese aufgrund ihres erhéhten Feinkornanteiles (bei gleichzeitig hoch
verdichteter Bodenmatrix und entsprechend reduziertem Porenraum) durch eine deutlich
verminderte Durchlassigkeit gekennzeichnet sind und niedergehendes Regenwasser erst mit
erheblicher zeitlicher Verzégerung aufnehmen. In der Folge kann es bei
Starkregenereignissen zu Vernassungserscheinungen sowie zu einem Aufweichen der
betreffenden Bodenschichten kommen (Ddélling 2020).
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Die Neubildung des Grundwassers liegt etwa bei 44,7 mm/a (LfU 2019b - Wasserhaushalt
ArcEGMO 1991 - 2010 - Grundwasserneubildung)).

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines Wasserschutzgebietes, grenzt aber relativ
unmittelbar an das westlich gelegene Wasserschutzgebiet Potsdam-Wildpark Zone 11l B an.
Die Grenze des Wasserschutzgebietes verlauft entlang der westlichen Grenze des
Reiherwegs. Gemal’ Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes flir das
Wasserwerk Potsdam - Wildpark vom 2. Mai 2012 (GVBL.11/12, [Nr. 40]) dient das
Wasserschutzgebiet dem Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet des Wasserwerks
Potsdam und der Sicherung der 6ffentlichen Wasserversorgung.

Das Grundwasser im Plangebiet ist durch einen teilweise hohen Versiegelungsgrad im
Bestand negativ beeinflusst. Dieser fiihrt sowohl zu einer Verringerung der
Grundwasserneubildung als auch zu einer Beeintrachtigung der naturlichen Filterfunktionen
des zur Verfigung stehenden Bodens am Standort.

Oberflaichengewdésser
Im Plangebiet befindet sich kein Oberflachengewasser.

In etwa 300 m Entfernung befindet sich der Bornstedter See. Dieser war urspringlich
abflusslos. Da er auf den angrenzenden Flachen regelmaRig Uberschwemmungen
verursachte, wurde 1786 ein Graben angelegt, der Uberschissiges Wasser durch den
Klausberg in den Graben hinter dem Neuen Palais abflihrte. 1891 wurde dann eine
unterirdische Rohrleitung verlegt durch die das Uberschiissige Wasser des Bornstedter Sees
in den Lindstedter Abzugsgraben und dann Uber ein Schépfwerk in die Havel gelangt (LHP
2020).

Das Plangebiet liegt gemafl Hochwassergefahren- und Risikokarte des Landes Brandenburg
nicht in einem Gebiet mit Hochwasserwahrscheinlichkeit. Auch der nahe gelegene
Bornstadter See weist diesbezliglich keine Gefahrdung auf. Die nachstgelegenen Gewasser
mit Hochwassergefahrdung sind die Havel im Stiden/Sidosten sowie der Heilige See im
Osten (Entfernung > 2 km) (LfU Auskunftsplattform Wasser - Gefahren und Risikokarten,
Abruf 07/2021).

Abwasser/Niederschlag

Abwasser ist nach der Definition des § 54 Abs. 1 Nr. 2 Wasserhaushaltgesetz (WHG) auch
das von Niederschlagen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flachen
gesammelt abflieRende Wasser. Regenwasser, das auf unversiegelte Flachen wie Rasen,
Beeten, Acker, Wiesen oder Wald fallt, gehdrt nicht dazu. Gemal § 55 Abs. 1 WHG ist
Abwasser so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeintrachtigt wird.
Soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen ist und sonstige Belange
dem nicht entgegenstehen, ist Niederschlagswasser nach § 54 Abs. 4 BbgWG ortsnah zu
versickern.

Die gemischtkdrnigen, lehmig-bindigen Béden innerhalb des Plangebietes, verfugen nur tber
eine geringe Sickereignung und kénnen ggf. als Stauhorizont wirksam werden, was
verlangerte Einstau- bzw. Entleerungszeiten nach sich ziehen kann. Die nichtbindigen Sande
hingegen sind in der Regel durch eine gunstigere Sickerfahigkeit charakterisiert und damit
flr eine dezentrale Regenwasserversickerung grundsatzlich geeignet. Diese stehen als
Deckschicht allerdings nur in den héheren Lagen des Untersuchungsstandortes an. In
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tieferen Lagen konnten diese Sande nur mit unregelmaRiger Schichtdecke und Tiefenlage
nachgewiesen werden. Die wahrend der Baugrunduntersuchung erbrachten
Aufschlussergebnisse lassen keine abschlieRende Einschatzung zu, ob es sich bei den
auftretenden Sandschichten um einen zusammenhangenden, hydraulisch
korrespondierenden Schichtkomplex handelt oder um raumlich isolierte Einlagerungen. Es
muss daher davon ausgegangen werden, dass die gemischtkérnigen, lehmig-bindigen
Bdden insgesamt die dominierende Bodenart im Plangebiet bilden.

Die Starkregengefahrenkarte (Stand 01/2022) der LH Potsdam weist gemals der
Stellungnahme der Koordinierungsstelle Klimaschutz (02.03.2022) im sudlichen-
sudostlichen Bereich des geplanten Verwaltungsstandortes Bereiche aus, die einem
erhéhten Risiko von stauendem Regenwasser bei einem seltenen (hundertjahrlichen)
Starkregenereigniss unterliegen.

An der Nordseite der Gesamtliegenschaft befinden sich drei Anbindungen an vorhandene
Regenwasserkanale, zwei in der Pappelallee und einer im Reiherweg. Es ist anzunehmen,
dass die versiegelten Flachen im Bestand zu einem gewissen Anteil Uber die vorhandenen
Regenwasserkanale in den Bornstedter See entwassert werden (die Fallrohre minden in
Grundleitungen mit unklarem Verlauf, genauere Informationen zum Sachverhalt liegen nicht
vor). Unterlagen der Energie und Wasser Potsdam (EWP) GmbH zufolge wird derzeit im
Plangebiet das Regenwasser von insgesamt 8.587 m? befestigter und abflusswirksamer
Flache in die 6ffentliche Kanalisation eingeleitet. Dies entspricht bei einem Regenereignis
von 174,4 l/(s x ha) einer Einleitmenge von 149l/s . Fir die Regendauern sind die
Regenspenden in Abhangigkeit der Wiederkehrzeiten auszuwerten. Fur die Bemessung
eines Regenwasserkanalnetzes im Stadtzentrum ist ein Regen mit einer Dauer von 15
Minuten und der Wiederkehrzeit von 5 Jahren relevant. Dies entspricht flir den
Geltungsbereich einem Regen mit 174,4 I/(s*ha) (vgl. Merkel 2022).

Nach aktuellem Kenntnisstand wird von Betreiberseite (EWP GmbH) eine vollstandige
Abkopplung der Liegenschaft vom &ffentlichen Kanalnetz angestrebt, da dessen Kapazitaten
bereits Uberlastet sind bzw. keine ausreichende Vorflut besitzen (Dolling 2020, Merkel 2022).

Die vorgeschaltete Reinigungsanlage zum Bornstedter See ist nach Aussage der
zustandigen Wasserbehdrde bereits jetzt schon nicht ausreichend.

C.2.1.4 Klima/ Luft/ Lufthygiene / Licht / Strahlung / Schall

Das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) istim Rahmen der Bauleitplanung vor allem
in Verbindung mit der 16. BImSchV (Verkehrslarmschutzverordnung) sowie den
einschlagigen Regelungen der Technischen Ausflihrung (TA) Larm, der TA Luft, der

DIN 18005 (Larmschutz im Stadtebau) und dem Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG zu
beachten. Die in den Verordnungen prazisierten Zielsetzungen des BImSchG dienen dem
vorbeugenden Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen, Boden, Wasser und der
Atmosphéare sowie der Kultur- und Sachguter vor schadlichen Umwelteinwirkungen. Kriterien
fur die Beurteilung der Luftqualitat sind europaweit festgelegt. Fur bestimmte Schadstoffe wie
Schwefeldioxid, Feinstaub, Stickstoffoxide, Benzol, Kohlenmonoxid und Ozon existieren
Grenzwerte. In Deutschland sind die 39. BImSchV (Verordnung tber Luftqualitatsstandards
und Emissionshéchstmengen) sowie die TA Luft (Technische Anleitung zur Reinhaltung der
Luft) zu beachten.

Gemal § 1 Abs. 3 Satz 4 BNatSchG sind Luft und Klima auch durch Malinahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schiitzen. Dies gilt insbesondere fir Flachen
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mit gunstiger lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und
Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen. Auch dem Aufbau einer nachhaltigen
Energieversorgung, insbesondere durch die zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien,
kommt eine besondere Bedeutung zu.

Anforderungen und Zielstellungen des Landschaftsplans der Landeshauptstadt Potsdam mit
Relevanz fir das Schutzgut Klima und Lufthygiene umfassen eine umweltvertragliche
Siedlungsentwicklung, eine qualifizierte Innenentwicklung mit Anpassung der Bau- und
Vegetationsstrukturen an den Klimawandel sowie flr kleine Bereiche die nachhaltige und
umweltgerechte Bewirtschaftung von Wald und waldartigen Gehdlzbestanden sowie die
Starkung der Schutzfunktionen und Erholungseignung des Waldes.

Klima

Der Potsdamer Raum ist dem Klima des starker maritim beeinflussten Binnentieflandes
zuzuordnen (Klimaeinteilung nach Boer 1966). Das mittlere Jahresmittel der Lufttemperatur
liegt bei 8,7 °C. Die mittlere Jahressumme der Niederschlage betragt 587 mm. Die
Hauptwindrichtung im Potsdamer Raum ist Westen. Am zweithaufigsten weht der Wind aus
Richtung Sudwest (Landeshauptstadt Potsdam 2012).

Gemal Landschaftsprogramm Brandenburg (Teilplan ,Klima/Luft) liegt das Plangebiet im
Bereich groRerer Siedlungen (Wirkungsraume). Die bebauten Bereiche im Plangebiet
gehdren laut Landschaftsplan der Landeshauptstadt Potsdam (Karte 2.3 ,Klima/Luft/Larm“)
zu den Belastungsgebieten. Die am sldlichen Rand gelegenen Waldflachen werden
hingegen als Frischluftentstehungsgebiet und die Grun- und Freiflachen als
Kaltluftentstehungsgebiet dargestellt.

Die Stadt fungiert im Vergleich zu ihrem Umland als Warmeinsel. Dieses duf3ert sich in Form
von héheren Temperaturen, geringerer Luftfeuchte und hoherer luftchemischer Belastung.

Die Stadtklimakarte Potsdam (Entwurf Stand Oktober 2020) stellt den Grofiteil der Flachen
im Geltungsbereich am Tag als maRig-stark belastetes Siedlungsgebiet und die stdlichen
Waldflachen als Griin- und Freiflachen mit einer maRigen Aufenthaltsqualitat dar. Die
Warmebelastung in der nordéstlich an das Plangebiet angrenzenden Siedlungsstruktur wird
vorrangig mit stark bis sehr stark belastet dargestellt. Die unmittelbar westlich an das
Plangebiet angrenzende Wohnbebauung (Reiherweg) ist durch eine maRige
Warmebelastung beeinflusst.Die Grin- und Waldflachen im Plangebiet und in der
unmittelbaren Umgebung sind als Ausgleichsraume, die der Warmeinselbelastung
entgegenwirken, zu bewerten.

Der Ruinenberg und die Waldflachen im Plangebiet sind gemafl Landschaftsplan der
Landeshauptstadt Potsdam (Karte 2.3. ,Klima/Luft/Larm*) als Frischluftentstehungsgebiet
einzustufen. Von hier aus werden Frischluftstromungen in die Umgebung geleitet.

Gemal der Klimakarte Potsdam (Entwurf Stand Oktober 2020) befindet sich norddstlich des
Plangebiets, entlang des Volksparks, eine Kaltluftleitbahn (Nord-Siid-Ausrichtung) sowie
entlang des Schlosspark Sanssouci (West-Ost-Ausrichtung), stidlich des Schlosses
Sanssouci. Das Plangebiet liegt gemaf der Kartendarstellung im Kaltlufteinwirkbereich. Die
Kaltluftlieferung der sudlich gelegenen Grun- und Waldflachen wird als vergleichsweise
gering bewertet (< 230 m3/s).

Die verschiedenen Biotoptypen im Plangebiet tragen in unterschiedlicher Starke zur
Reduzierung bzw. Erhéhung des oben angefihrten ,Warmeinsel-Effektes* bei. Die
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bestehende Waldflache gilt als Frischluftentstehungsgebiet bzw. Ausgleichsraum.
Zusammen mit dem Areal des Ruinenbergs versorgt sie die nah angrenzenden
Siedlungsgebiete mit Frischluft. Die sonstigen vegetationsbestandenen Flachen im
Plangebiet wirken sich positiv auf die Kaltluftentstehung innerhalb des Plangebiets aus. Die
Uberschirmung mit Bdumen tragt dazu bei, dass die versiegelten Flachen in den
Sommermonaten im Plangebiet nicht so stark erhitzen und somit weniger Warme im Gebiet
speichern.

Dementsprechend sind die stdlich im Plangebiet gelegenen Grin- und Waldflachen, geman
der Stadtklimakarte Potsdam (Entwurf Stand Oktober 2020) als Flachen mit einer hohen
bioklimatischen Bedeutung zu verstehen. Solche Flachen sind wichtige klimadkologische
Ausgleichsraume, mit einer hohen Empfindlichkeit gegeniber Nutzungsintensivierungen.
Bauliche Eingriffe sollen gemaR Planungshinweisen aufl3erst malvoll bzw. unter
Berlcksichtigung der grundsatzlichen Klimafunktionen erfolgen. Dazu zahlen eine gute
Durchstrémbarkeit der angrenzenden Bebauung sowie die Vernetzung mit benachbarten
Grun- und Freiflachen.

Luft / Lufthygiene

Im Hinblick auf die Feinstaubbelastung (PM10) liegt das Plangebiet laut Landschaftsplan der
Landeshauptstadt Potsdam (Karte 2.3 ,Klima/Luft/Larm*) in einem Bereich zwischen 0,3 und
1,5 ug / m3. Die Stickoxidbelastung (NOX) liegt zwischen 8 und 26 pg / m3. Diese
Durchschnittswerte liegen unterhalb den in der BImSchV genannten Grenzwerten fir
Feinstaub und Stickstoffoxide.

Der Luftreinhalteplan Potsdam, Fortschreibung 2015 / 2016 sieht fiir den Bereich des
Plangebiets keine Malihahmen vor. Allerdings ist davon auszugehen, dass sich die
avisierten Mallnahmen im Stadtgebiet auch auf das Plangebiet positiv auswirken (MLUL
2016).

Direkt im Plangebiet bzw. an einer der umliegenden Strallen befindet sich keine
Luftgltemessstation des Landes Brandenburg. Allerdings stehen die Verkehrsmessstation
LZeppelinstralRe® in etwa 2 km sidlicher Entfernung und die Hintergrundmessstation
,Potsdam-Zentrum® in etwa 2 km stddstlicher Entfernung zur Verfigung. An beiden
Stationen wurden die Grenzwerte sowohl fir Feinstaub (PM10) als auch fir Stickstoffdioxid
(NO2) im Jahr 2018 eingehalten (UBA 2019). Aufgrund dessen wird davon ausgegangen,
dass es auch im Plangebiet zu keinen Uberschreitungen kommt, zumal die Baumbesténde
der angrenzenden Grunanlage und die Waldbestande im Plangebiet ihre Filterleistung zur
Reduzierung der Luftschadstoffbelastung beitragen.

Das Plangebiet liegt unmittelbar angrenzend zur viel befahrenen Pappelallee (Nordosten)
und dem weniger befahrenen Reiherweg (Norden). Die Erschliefung des Plangebiets erfolgt
vollstandig Uber diese beiden Verkehrsstrallen. Insbesondere durch die Pappelallee, welche
als ZubringstralRe zur Bundesstralle 2 (Nedlitzerstralle) und Bundesstralte 273 (Potsdamer
Stralle/Bornstedter Stralde) fungiert, ist das Plangebiet optimal an das Hauptverkehrsnetz
der Stadt Potsdam und das unweit entfernt gelegene Stadtzentrum angeschlossen. Die
nachstgelegenen Anschlussstellen zur Autobahn (A 10 Potsdam-Nord und Leest) liegen
jeweils 15 Minuten entfernt.

Das Plangebiet weist mit den bestehenden Bus- und Tramhaltestellen eine hervorragende
OPNV-Anbindung auf. Die Anbindung an den &ffentlichen Nahverkehr erfolgt hauptsachlich
Uber die Tramlinie 92, welche im 10-20-Minuten-Takt ab den in der Nahe liegenden
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Haltestellen Kirschallee und Johan-Bouman-Platz verkehrt und den nordlichen Teil
Potsdams mit dem Siiden verbindet.

An beiden Haltestellen sowie an der Haltestelle Ribbeckstralle fahren die Stadtbuslinien 612,
692, 698 und der Nachtbus N17. AuRerdem verbindet zeitweise die Linie 697 Potsdam
Bornstedt mit Berlin-Kladow, die Linie 614 verlauft nach Gutenpaaren und die Linie 650
verbindet Potsdam Bornstedt mit Nauen.

Die fuBRlaufige Erreichbarkeit der Haltestellen vom Plangebiet aus betragt zwischen 200 und
400 m.

Licht

Gemal Licht-Leitlinie des MLUR gehdrt Licht gemaR § 3 Abs. 2 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zu den Immissionen und gemaf § 3 Abs. 3 BImSchG
zu den Emissionen im Sinne des Gesetzes. Lichtimmissionen gehéren nach dem BImSchG
zu den schadlichen Umwelteinwirkungen, wenn sie nach Art, Ausmal} oder Dauer geeignet
sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belastigungen fiir die Allgemeinheit
oder fur die Nachbarschaft herbeizufiihren (MLUR 2001).

Zu den lichtemittierenden Anlagen zahlen kinstliche Lichtquellen aller Art wie z.B.
Scheinwerfer zur Beleuchtung von Sportstatten und fiir Anstrahlungen, aber auch hell
beleuchtete Flachen wie z.B. angestrahlte Fassaden. Ausgenommen sind Anlagen zur
Beleuchtung des offentlichen Stralenraumes, Beleuchtungsanlagen von Kraftfahrzeugen
und dem Verkehr zuzuordnende Signalleuchten (§ 2 Abs. 3 Satz 2 LImschG).

Derzeit sind die Lichtemissionen im Bereich des Plangebietes sehr gering, da die Flache
kaum einer Nutzung unterliegt. Von der westlich angrenzenden Wohnbebauung, der nérdlich
angrenzenden Gewerbenutzung sowie StralRenbeleuchtung ist im Bestand von einer
Lichtverschmutzung in den Nachtstunden auszugehen, die sich bis in die Randbereiche des
Plangebietes auswirkt.

Schall

2008 wurde fir die Landeshauptstadt Potsdam ein Larmaktionsplan fir StralRen mit mehr als
16.400 DTV erarbeitet. 2011 erfolgte die erste Fortschreibung. Im Jahr 2017 wurde der
Larmaktionsplan 2016 beschlossen (Landeshauptstadt Potsdam 2017).

Das Plangebiet liegt rdumlich zwischen der Pappelallee, dem Reiherweg sowie der
Bornstedter Strale und somit im Ballungsraum Potsdam mit Betroffenheit durch Bahn
(Tram) und Industrie (LfU 07.2020b Kartendienst Larmkartierung in Brandenburg).

Die Pappelallee weist gemal STEK Verkehr 2013 in dem betreffenden Teilabschnitt
zwischen Jagerallee und Kirschallee / Potsdamer Stralie eine Belastung von 12.100 Kfz an
einem durchschnittlichen Werktag (DTVw) auf. Unter Zugrundelegung des ,Szenarios
Nachhaltige Mobilitat“ des STEK Verkehr wird sich die Verkehrsbelastung der Pappelallee
bis zum Jahr 2025 nur unwesentlich auf eine Belegung von 12.400 Kfz DTVw erhdhen.

Wahrend sowohl die Pappelallee als auch die Bornstedter Stral3e kraftfahrzeugbedingt im
unmittelbaren Fahrbahnbereich tagsiiber Werte von > 70 bis 75 dB(A) aufweisen, wird der
nur schwach frequentierte Reiherweg von diesen beiden Stralen mit > 60 bis 65 dB(A), in
seinen aullersten Randbereichen mit > 55 bis 60 dB(A), larmbelastet. Gleiches trifft auf die
Randbereiche des Plangebietes zu. Im Zentrum und Siden des Geltungsbereiches sind die
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Werte hingegen unauffallig (LfU 07.2020b Kartendienst: StraRenverkehrslarm Brandenburg
2017).

Nachts verringert sich die Larmbelastung im Plangebiet. In den auftersten Randbereichen
werden Werte zwischen 50 und 55 dB(A) erreicht, in Richtung des zentralen Bereiches des
Areals handelt es sich noch um maximale Werte zwischen > 45 und 50 dB(A) (LfU 07.2020b
Kartendienst: Larmkartierung in Brandenburg, Strallenverkehrslarm Brandenburg 2017).

Auf Grund der hohen Larmbelastung auf der Pappelallee erfolgte im Rahmen der
Larmaktionsplanung die Prifung einer méglichen Temporeduzierung auf 30 km/h, mit dem
Ergebnis, dass das unter Berticksichtigung der geltenden gesetzlichen Rahmenbedingungen
nicht méglich ist. Die geplante und bereits planfestgestellte Verlangerung des
Stralienbahnnordastes im Bornstedter Feld bis zum Campus Jungfernsee bildet hingegen
eine wichtige MalRnahme im Sinne der Larmminderung (Landeshauptstadt Potsdam 2017).
Die MalRnahme wurde bereits umgesetzt.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde 2020 eine Schallimmissionsprognose fiir
die Nutzungen innerhalb und auf3erhalb des Plangebiets erarbeitet und in einem
Schalltechnischen Gutachten (Akustikbiiro Dahms 2021) zusammengefasst. Dabei wurden
u.a. die Gerauscheinwirkungen berucksichtigt, die von au3en auf das Plangebiet einwirken
(Gewerbe- und Verkehrslarm):

Gewerbeldrm

Als gewerbliche Anlagen die als Larmemittenten auf das Plangebiet einwirken sind das
Technologie- und Gewerbezentrum Potsdam (Birogebaude inklusive Tiefgarage), der
Einzelhandel am Johan-Bouman-Platz, der REWE-Markt und ein Autohaus zu benennen.
Alle genannten Emittenten befinden sich nérdlich des Plangebiets, direkt jenseitig der
Pappelallee. In alle anderen Richtungen sind Wohnbebauung sowie Park- und Grinflachen
zu finden.

Ausgehend von der Nutzung und der grof3flachigen Abschirmung durch den REWE-Markt ist
festzustellen, dass die Geschafte am Johan-Bouman-Platz keinen relevanten Einfluss auf die
Gesamtgerauschbelastung haben. Gleiches gilt auch fur das Technologie- und
Gewerbezentrum Potsdam. Nur die wesentlichen Gerauschemittenten REWE-Markt und
Autohaus wurden daher bei der Erstellung der Schallimmissionsprognose bertcksichtigt.

Die entstehenden Gerausche sind nach der Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
zum Bundes-Immissionsschutz-Gesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA
Larm)) zu beurteilen. Aus dieser Vorschrift ergeben sich die einzuhaltenden
Larmimmissionsrichtwerte fir Immissionsorte au3erhalb von Gebauden. Diese Richtwerte
sind mafigebend fur die Beurteilung, inwieweit von einer gewerblichen Anlage
beeintrachtigende Larmimmissionen ausgehen oder nicht. Auferhalb von Gebauden werden
die Immissionsrichtwerte den Gebietstypen der BauNVO zugeordnet. Fir das Plangebiet
sind mit Hinblick auf die geplanten Nutzungen die Richtwerte fir die Nutzungsgebiete
Mischgebiete (MI) und Allgemeine Wohngebiete (WA) malRgebend. Daraus ergeben sich fir
die Beurteilung der Larmeinwirkung durch Gewerbe auf das Plangebiet folgende Richtwerte:

- Mischgebiete (§ 6 BauNVO) 60 dB (A) am Tag /45 dB (A) in der Nacht
- Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 55 dB (A) am Tag / 40 dB (A) in der Nacht

Die TA Larm fordert zusatzlich, dass der Maximalwert des Schalldruckpegels (Spitzenpegel)
wahrend der Beurteilungszeit (6 bis 22:00 Uhr am Tag/die lauteste Nachtstunde) nicht mehr
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als + 30 dB (A) Uber dem zulassigen Richtwert fir den Beurteilungszeitraum Tag und nicht
mehr als +20 dB (A) Uber dem zuldssigen Richtwert flr den Beurteilungszeitraum Nacht liegt.

Innerhalb der Tageszeiten mit erhdhter Empfindlichkeit (Ruhezeiten, an Werktagen morgens
von 7:00 bis 9:00 Uhr und abends 20:00 bis 22:00 Uhr, an Sonn- und Feiertagen zusatzlich
von 7:00 bis 9:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr) werden Schallemissionen mit einem
Zuschlag von 6 dB bewertet, wenn der Immissionsort in einem allgemeinen Wohngebiet oder
einem strenger bewerteten Nutzungsgebiet liegt.

Verglichen werden die Immissionsrichtwerte mit dem Beurteilungspegel (Mal} der
Belastigung durch den Larm, der von der betrachteten Anlage ausgeht, an einem
Immissionsort). Im Rahmen der durchgeflihrten Schallimmissionsprognose wurden bei der
Ermittlung der Beurteilungspegel Zuschlage fir impulshaltige Gerausche berlcksichtigt.
Zusatzlich wurden die lautesten Gerdusche, d. h. die Spitzen- oder Maximalpegel innerhalb
des Beurteilungszeitraum beachtet. Die Dauer des Beurteilungszeitraumes Tag betragt 16
Stunden (von 6:00 bis 22:00 Uhr). Der Beurteilungszeitraum Nacht erstreckt sich lediglich
Uber die lauteste Nachtstunde, also bspw. die einzelne Stunde zwischen 22:00 und

23:00 Uhr oder zwischen 5:00 und 6:00 Uhr.

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass auf dem gesamten Plangebiet im Bestand sowohl die
Immissionsrichtwerte fir Mischgebiete (MI) als auch fir Allgemeine Wohngebiete (WA) fir
die Beurteilungszeitraume Tag und Nacht eingehalten werden.

Verkehrslarm

Das Beiblatt 1 zu DIN 18005-1 enthalt ,Schalltechnische Orientierungswerte” fur die
stadtebauliche Planung, deren Einhaltung anzustreben ist. Hinsichtlich der Beurteilung von
Gerauschen ausgehend von Gewerbebetrieben stimmen die ,Schalltechnischen
Orientierungswerte“ der DIN 18005-1 mit den Richtwerten der TA Larm Uberein. Hinsichtlich
der Gerauschwirkungen ausgehend von Verkehrslarm ergeben sich geringfligig
abweichende Richtwerte.

Gemal der DIN 18005-1 sind fur die Bewertung der Beeintrachtigung des Plangebiets durch
den umliegenden Verkehrslarm folgende schalltechnische Orientierungswerte zu
berlcksichtigen:

- Mischgebiete (§6 BauNVO) 60 dB (A) am Tag / 50 dB (A) in der Nacht
- Allgemeines Wohngebiet (§4 BauNVO) 55 dB (A) am Tag / 45 dB (A) in der Nacht

Der Verkehrslarm geht insbesondere vom KfZ-Verkehr und dem StralRenbahnverkehr auf der
Pappelallee aus. Fur die Berechnung des StraRenverkehrslarms wurden die Daten der
Verkehrszahlung 2018 sowie die Ortlichen Gegebenheiten (z.B. StralRenoberflache, zuldssige
Hochstgeschwindigkeit) zu Grunde gelegt. Fir die Berechnung des Schienenverkehrslarms
wurden die Taktung sowie Art der Strallenbahnen fur die Berechnungen herangezogen.

Im Ergebnis der Betrachtungen ist festzuhalten, dass die Schalltechnischen
Orientierungswerte der DIN 18005-1 im Bebauungsplangebiet fir Mischgebiete im vorderen
Bereich geringfugig (65-70 db (A)) und fur Allgemeine Wohngebiete nahezu im gesamten
Bebauungsplangebiet deutlich (bis 70 db (A)) tberschritten werden.

C.2.1.5 Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt

Gemal § 1 Abs. 2 BNatSchG sind zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt
entsprechend dem jeweiligen Gefahrdungsgrad insbesondere
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- lebensfahige Populationen wildlebender Tiere und Pflanzen einschlief3lich ihrer
Lebensstatten zu erhalten,

- der Austausch zwischen den Populationen sowie Wanderungen und
Wiederbesiedelungen zu ermoglichen.

- Gefahrdungen von natiirlich vorkommenden Okosystemen, Biotopen und Arten
entgegenzuwirken,

- Lebensgemeinschaften und Biotope sind mit ihren strukturellen und geografischen
Eigenheiten in einer reprasentativen Verteilung zu erhalten,

- bestimmte Landschaftsteile sollen der natirlichen Dynamik Gberlassen bleiben.

Tiere und Pflanzen einschlieflich ihrer Lebensstatten und Lebensraume sind geman
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) im besiedelten wie unbesiedelten Bereich zu
schutzen, zu pflegen, zu entwickeln und ggf. wiederherzustellen. Fir das Schutzgut Tiere
und Pflanzen sind im Zusammenhang mit der beabsichtigten Planung die Sicherung bzw.
der Ersatz von Lebensraumen sowie die artenschutzrechtlichen Anforderungen aufgrund des
Vorkommens geschutzter Arten zu beachten.

Schutzgebiete und -objekte nach dem Naturschutzrecht

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 113 liegt nicht innerhalb eines Schutzgebietes
und beinhaltet abgesehen von den gesetzlich geschiitzten Baumen im Plangebiet keine
weiteren geschutzten Objekte (geschitzte Biotope, Naturdenkmale, geschutzte
Einzelelemente von Natur und Landschaft etc.) nach dem Naturschutzrecht.

Die Potsdamer Baumschutzverordnung (PBaumSchVO) erklart bestimmte Baume (im
Geltungsbereich der Rechtsverordnung) geman § 29 Absatz 1 BNatSchG zu geschutzten
Landschaftsbestandteilen. Die nach PBaumSchVO geschitzten Baume werden unter dem
Abschnitt Baume - Schutz nach LWaldG / PBaumSchVO in diesem Kapitel abgehandelt (vgl.
S. 101).

Biotoptypen

Laut dem Landschaftsplan der Landeshauptstadt Potsdam (Karte 1
,Realnutzung/Biotoptypen®) kommen im Plangebiet die Biotoptypen Industrie- und
Gewerbeflachen, Wald und Forst sowie Gras- und Staudenfluren vor.

Die vegetationsbestandenen Bereiche des Plangebietes werden als regional bedeutsam bis
ortlich bedeutsam bewertet, wahrend die bebauten Bereiche als stark belastend eingestuft
werden (Karte 3.1 ,Biotope®). Zusatzlich werden zwei unbebaute Freiflachen im Plangebiet
als belastend bewertet.

Im Sommer 2017 erfolgte, auf Grundlage der Biotoptypenkartierung der Machbarkeitsstudie
(Conradi Bockhorst und Partner 2017), eine vertiefende Biotoptypenkartierung im Mal3stab
des Bebauungsplans gemal der Biotoptypenliste des Landes Brandenburg (Stand 2011).
Die Ergebnisse sind in der Biotoptypenkarte zeichnerisch dargestellt (siehe Anlage 2
Biotoptypenkarte)

Das Plangebiet wird zum einen von anthropogen gepragten Biotopen und zum anderen von
Vorwald bzw. Waldbiotopen charakterisiert. Vornehmlich der Stiden des Plangebietes ist
gepragt durch einen Vorwald frischer Standorte (Biotopcode 082828). An den Vorwald
schlief3en sich Richtung Osten u.a. Parkanlagen mit Waldbaumbestanden (Biotopcode
101013) und einschichtige Baumgruppen (Biotopcode 0715312) an.
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Der nordliche Bereich des Plangebietes ist gepragt durch bauliche Strukturen, die den
Industrie- und Gewerbebrachen (Biotopcode 12320) mit versiegelten Wegen (Biotopcode
12654) zuzuordnen sind. Dort finden sich des Weiteren einige Flachen mit ruderalen Pionier-
Gras- und Staudenfluren mit Gehoélzbewuchs (Gehdlzdeckung 10-30 %) (Biotopcode
032002). Im nordwestlichen Bereich liegen Flachen, die der Einzel- und

Reihenhausbebauung mit Ziergarten (Biotopcode 12261) zugeordnet wurden.

Angrenzend daran findet sich eine Flache mit einem Eschen-Vorwald, in der Mitte des
Plangebietes befindet sich ein Birkenvorwald. Beide Biotope kénnen grundsatzlich ein
geschitztes Biotop nach § 30 BNatSchG i.V.m § 18 BbgNatSchAG sein. Gemal
Biotoptypenkartierung Brandenburg Band 2 Beschreibung der Biotoptypen (LfU 2007)
gehoren Vorwalder zu den Restbestockungen anderer natirlicher Waldgesellschaften. Sie
sind geschutzt, wenn die Vegetationszusammensetzung und die einer fur den jeweiligen
Standort als natlrlich anzusehenden Waldgesellschaft entsprechen. Dem gesetzlichen
Schutz unterliegen nur Bestande mit mehr als 1.000 m?, deren Baumartenzusammensetzung
zu mindestens 90 % einer naturlichen Waldgesellschaft entspricht und der Anteil nicht
eingebirgerter Baumarten nicht mehr als 5 % betragt. Die besagten Flachen im Plangebiet
weisen mit rd. 150 bis 420 m? eine zu geringe Flachengrdlie auf, um als geschitztes Biotop
eingestuft zu werden.

An mehreren Stellen im Plangebiet sind einschichtige Baumgruppen mit iberwiegend
heimischen Arten und mittlerem Alter zu finden (Biotopcode 0715312), sowie auch
Baumgruppen mit nicht heimischen Arten (Biotopcode 0715322).

Die Biotoptypen innerhalb des Geltungsbereichs sind in nachstehender Tabelle aufgefihrt.

Tabelle 12: Biotoptypen

Biotopcode / Schutz | Biotoptyp Brandenburg Flache (m?)

03 — Anthropogene Rohbodenstandorte und Ruderalfluren

03110 vegetationsfreie und -arme Sandflachen 163

03200 ruderale Pionier-, Gras- und Staudenfluren 1.864

032002 2uGcLir§|IZed|:i:eriﬁg,gi’gg%u)nd Staudenfluren mit Gehdlzbewuchs 1384

03229 sonstige ruderale Pionier- und Halbtrockenrasen 508

05 — Gras- und Staudenfluren

05113 ruderale Wiesen 370

05160 Zierrasen 293

051602 Zierrasen mit locker stehenden Baumen 447

05162 artenarmer Zierrasen (ruderalisiert) 26

07 — Laubgebiische, Feldgeholze, Alleen, Baumreihen und Baumgruppen

071021 Laubgebtische frischer Standorte, Giberwiegend heimische Arten 1.113

0714211 Baumreih? meh_r oder wepiger geschlossen un"d in ggsundem i 179
Zustand, Gberwiegend heimische Baumarten, iberwiegend Altbdume

071422 Baumreihen, llickig oder hoher Anteil an geschadigten Baumen, 712

Uberwiegend heimische Baumarten
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Biotopcode / Schutz | Biotoptyp Brandenburg Flache (m?)
07142211 E:iL;qn;Srg:wr;eégii::::?::eAnltLér;clijri:egesundem Zustand, Uberwiegend 415
Baumreihen, geschlossen und in gesundem Zustand, tiberwiegend
07142221 /0715312 | nicht heimische Baumarten, Altbdume / einschichtige Baumgruppe, 1.332
Uberwiegend heimische Arten, mittleres Alter
071424 Uberwiagend nioht hermisehe Baumarten 844
071502 Baumgruppen, nicht heimische Arten 272
07151 Markanter Solitarbaum 65
071511 gggﬁzzgr:gxfggéiagngruppen, markante Solitarbaume, 593
07153 einschichtige oder kleine Baumgruppen 1.933
0715312 Zilrtw:rchichtige Baumgruppen, Uberwiegend heimische Arten, mittleres 1180
071532 einschichtige oder kleine Baumgruppen, nicht heimische Baumarten 344
0715322 zgzﬁt’wﬁ?t’ttilge?ec;d:ﬁg:eine Baumgruppen, uberwiegend nicht heimische 405
08 — Walder und Forsten
08280 (§) Vorwalder 616
082814 Robinienvorwald 392
082816 (§) Birkenvorwald 156
082828 Sonstiger Vorwald auf frischem Standort 10.257
082833 (§) Eschenvorwald 323
10 — Biotope der Griin- und Freiflichen
101013 Parkanlagen tiber 50 ha 2.904
10111 Garten 233
10272 Anpflanzung von Strauchern > 1m 208
10272 / 0715122 ﬁ\gizzlizgﬁ:ngan(x]]asrtt,ri?iﬁ?:rgs>A|1t$ / markanter Solitarbaum, nicht 182
10272 /07152 Anpflanzung von Strauchern / sonstiger Solitarbaum 24
102721 Anpflanzung von Strauchern > 1m ohne Baume 283
102722 Anpflanzung von Strauchern > 1m, mit Baumen 2.485
102722/071021 Anpflanzung von Strauchern >1m mit Bdumen/Laubgebuisch frischer 181
Standorte
102752 Wechselpflanzung mit Baumen 506
12 — Bebaute Gebiete, Verkehrsanlagen und Sonderflachen
12261 Einzel- und Reihenhausbebauung mit Ziergarten 1.205
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Biotopcode / Schutz | Biotoptyp Brandenburg Flache (m?)
12310 Industrie-, Gewerbe, Handels- und Dienstleistungsflache (in Betrieb) 2.796
12320 Industrie- und Gewerbebrachen 7.700
1261001 Stralen mit regelmafligem Baumbestand 16
12643 Parkplatze, versiegelt 1.026
12654 versiegelter Weg 8.662
Summe: rd. 54.595

(§) — in bestimmten Ausbildungen oder Teilbereichen geschiitztes Biotop gem. § 30 BNatSchG i.V.m § 18 BbgNatSchAG - hier
bereits auf Grund der Flachengréfe von < 1.000 m? nicht geschutzt

Biotopverbund

In der Textkarte 2.2 zum Biotopverbund Il (,Wald“) des Landschaftsplans der
Landeshauptstadt Potsdam sind die baumbestandenen Bereiche im Plangebiet
hauptsachlich als altersgemischte Gehdlzbestande dargestellt. Des Weiteren liegt das
Untersuchungsgebiet in einem 500-m-Radius des Biotopverbunds |
,Gewasser/Feuchtgebiete® (Textkarte 2.1).

Bdume - Schutz nach LWaldG / PBaumSchVO

Bei einem Teil der Flachen innerhalb des Plangebiets handelt es sich gemaf der
Stellungnahme der Oberférsterei Potsdam vom 01.08.2019 um Wald im Sinne des
Landeswaldgesetzes. Die Flachen sind auf der Karte der Biotoptypen (siehe Anlage 2
Biotoptypenkarte) dargestellt.

Im Bereich des Plangebietes ist gemal Landschaftsprogramm Brandenburg (Teilplan
~Wasser“) die Schutzfunktion des Waldes fir die Grundwasserbeschaffenheit zu sichern. Die
Entwicklungsziele sehen vor die Waldflachen zu einem standortgerechten, moglichst
naturnahen Wald zu entwickeln und im Sinne der Freirdume im Berliner Umland zu
entwickeln. Die Entwicklungsziele des Landschaftsplans der Landeshauptstadt Potsdam
sehen fur kleine Bereiche die nachhaltige und umweltgerechte Bewirtschaftung von Wald
und waldartigen Geholzbestanden sowie die Starkung der Schutzfunktionen und
Erholungseignung des Waldes vor.

Eine Nutzungsénderung bedarf einer Umwandlung des Waldes nach § 8 LWaldG. Nahere
Ausfuhrungen zum Schutzgut Wald siehe Kapitel C.2.1.8.

Weiterhin befinden sich im Plangebiet baumbestandene Flachen, die nicht Wald im Sinne
des LWaldG sind.

Die nicht als Wald nach LWaldG geschitzten Baume im Plangebiet unterliegen, sofern sie
den Anforderungen der Verordnung entsprechen, der Baumschutzverordnung der Stadt
Potsdam (PBaumSchVO) vom 23. Mai 2017

Gemal § 3 Abs. 2 PBaumSchVO sind folgende Baume geschitzt:

a) Baume mit einem Stammumfang von mindestens 45 cm innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile und innerhalb des Geltungsbereichs von
Bebauungsplanen sowie Baume mit einem Stammumfang von mindestens 60 cm
aulerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und auf3erhalb des
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Geltungsbereichs von Bebauungsplanen; das gilt auch fir die Baumarten
Esskastanie, Edeleberesche, Walnuss und Baumhasel,

b) Obstbaume mit einem Stammumfang von mindestens 80 cm,

c) B&ume mit einem geringeren Stammumfang, wenn die Pflanzungen als Ausgleichs-
oder ErsatzmalRnahme aufgrund dieser Rechtsverordnung oder anderer
Rechtsvorschriften erfolgten.

Es ist es verboten, geschitzte Baume zu beseitigen sowie Handlungen durchzufihren, die
zu einer Zerstérung, Beschadigung oder Veranderung des geschuitzten
Landschaftsbestandteils fuhren kdnnen. Verboten sind auRerdem Einwirkungen auf den
Wourzelbereich geschutzter Baume, die zu einer Schadigung oder zum Absterben des
Baumes flihren kénnen (§ 4 PBaumSchVO). Davon ausgenommen sind u.a. Malnahmen
zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr fur Leben und Gesundheit von Personen
oder Sachen von bedeutendem Wert sowie fiir ordnungsbehérdlich angeordnete
MafRnahmen sowie fachgerechte Pflegemalnahmen (§ 5 PBaumSchVO). Mit genehmigter
Fallung sind Ersatzpflanzungen zu leisten. Art und Umfang richten sich nach dem Wert des
zu beseitigenden Baumbestandes (§ 6 PBaumSchVO).

Der stadtebaulichen Machbarkeitsstudie zum Bebauungsplan Nr. 113 ,Pappelallee /
Reiherweg“ (Conradi Bockhorst und Partner 2017) ist zu entnehmen, dass sich innerhalb des
Plangebiets ca. 50 erhaltenswerte Solitdrbaume befinden, die aufgrund ihres Alters oder
ihrer GroRe als geschutzte Einzelbaume zu bewerten sind. Insbesondere im Osten des
Plangebietes im Bereich des ehemaligen Forstministeriums (am Magazin des Filmmuseums
Potsdam) befinden sich z.T. dicht stehende altere Baumbestande, mit einem hohen Anteil an
Koniferen. Dariber hinaus befinden sich weitere exotische Geholze in diesem Bereich,
dessen Anpflanzung sich héchstwahrscheinlich aus der historischen Nutzung der Flache
(ehemaliges Forstministerium) begrindet. Innerhalb des Baumbestandes sind 15 Baume als
besonders ortsbildpragend hervorzuheben. Unmittelbar vor dem sudlichsten
Gebaudekomplex befinden sich im Plangebiet z. B. zwei Exemplare des Mammutbaums.

Recherchen ergaben, dass keine naheren Informationen zu dem ungewdhnlichen
Baumbestand vorliegen. Auch beim Brandenburgische Landesbetrieb fiir Liegenschaften
und Bauen (BLB) besteht nach Auskunft der Landeshauptstadt Potsdam kein
entsprechendes Archivmaterial.

Auf der Grundlage der stadtebaulichen Machbarkeitsstudie wurde der besonders
schutzenswerte Baumbestand im Plangebiet 2019 von der Landeshauptstadt Potsdam
(Fachbereich Stadtplanung unter Mitarbeit der Unteren Naturschutzbehérde) unter Angabe
von Art und Stammdurchmesser erneut aufgenommen und prazisiert. Der wertbestimmende
Baumbestand ist im Plangebiet vorrangig durch die Arten: Ulme, Pinie, Linde, Buche,
Gétterbaum und Ahorn charakterisiert. Eine entsprechende Kartendarstellung findet sich in
Anlage 3. Gemal der Stellungnahme der unteren Naturschutzbehdrde (25.02.2022) fallen
die Baumbestande unmittelbar entlang der Pappelallee und des Reiherwegs unter den
Schutz von Alleen und unterliegen dem § 17 Absatz 1-3 BbgNatschAG.

Fauna

Die fur den Artenschutz relevanten Sachverhalte sind im § 44 Abs. 1 Nr. 1-4 BNatSchG
i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG geregelt. Die artenschutzrechtlichen Verbote gelten
entsprechend § 44 Abs. 5 BNatSchG bei Vorhaben, die nach den Vorschriften des BauGB
zulassig sind far
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- Arten des Artikels 1 der Vogelschutzrichtlinie (RL 2009/147/EG) (d.h. europaische
Vogelarten),

- die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (europarechtlich streng geschutzte
Arten).

Alle anderen, besonders oder streng geschutzten Arten (gemal BArtSchV) sind im Rahmen
der Eingriffsermittlung nach § 1 a BauGB auf der Planungsebene zu behandeln.

Gemal § 44 Abs. 1 Nr. 1-4 BNatSchG ist es verboten,

1. wildlebenden Tieren der besonders geschiitzten Arten nachzustellen, sie zu
fangen, zu verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu
entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstéren (Totungsverbot),

2. wildlebende Tiere der streng geschitzten Arten und der europaischen Vogelarten
wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und
Wanderungszeiten erheblich zu stéren (Stérungsverbot),

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders
geschutzten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstéren
(Lebensstattenschutz) sowie

4. wildlebende Pflanzen der besonders geschitzten Arten oder ihre
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu
zerstoren.

Fir die Betrachtung der artenschutzrelevanten Sachverhalte wurde ein gesonderter
artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erarbeitet (siehe Anlage 4). Nachfolgend sind die
Ergebnisse zusammenfassend dargestellt:

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden, im Ergebnis der Relevanzprifung
folgende Artengruppen erfasst:

- Brutvdgel
- Fledermause (Winter- und Sommerquartiere)

Im Untersuchungsgebiet erfolgten Begehungen zur Erfassung der Avifauna und der
Fledermausfauna. Die faunistischen Kartierungen durch die Artenschutzsachverstandige
Silke Jabczynski erfolgten zwischen Ende Januar bis Anfang August 2017

Brutvégel

Als Methode fiir die Erfassung der Brutvdgel kam die Revierkartierung nach Stdbeck et al.
(2005) zur Anwendung.

Im Planungsgebiet und seinen unmittelbar angrenzenden Bereichen wurden insgesamt 35
Vogelarten nachgewiesen, davon 23 streng oder besonders geschutzte Vogelarten mit
Brutrevier und/oder Brutplatz sowie 12 Nahrungsgaste. Bei den nachgewiesenen
Brutvogelarten handelt es sich grotenteils um haufige Vogelarten im Land Brandenburg, die
nicht in einer Gefahrdungskategorie der Roten Liste Brandenburg aufgefihrt sind.

Innerhalb des derzeitigen Bebauungsplangebietes konnten keine Brutplatze von Végeln am
Gebaude- und Baumbestand nachgewiesen werden. Der Baum- und Gebaudebestand
verfugt jedoch Uiber geeignete Strukturen fir eine Besiedlung durch Héhlen- und
Nischenbruter.

Im Bebauungsplangebiet wurden mehrere Brutreviere der Hohlen- und Nischenbriter Star,
Hausrotschwanz, Blaumeise, Kohlmeise, Bachstelze, Gartenrotschwanz und Kleiber
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festgestellt. Fir die Boden- und Freibriter Amsel, Girlitz, Buchfink, Ménchsgrasmiicke,
Ringeltaube, Grinfink, Rotkelchen, Fitis, Zaunkbnig, Schwanzmeise, Singdrossel,
Sommergoldhdhnchen, Eichelhaher und Nachtigall wurden ebenfalls Brutreviere im
Plangebiet erfasst.

Fledermause

Funde von Fledermauskot deuteten zum Zeitpunkt der Erstellung der Machbarkeitsstudie
(Conradi Bockhorst und Partner 2017) flr das Vorhaben darauf hin, dass sich im
Geltungsbereich Fledermausquartiere befinden kénnten. Im Winter- und Sommerhalbjahr
2017 erfolgten mehrere Gebaudebegehungen zur Untersuchung auf anwesende
Fledermause und deren Spuren im Plangebiet. Der Schwerpunkt lag dabei auf den derzeit
ungenutzten Gebauden.

Innerhalb des Baum- und Gebaudebestandes im Gebiet konnten keine Fledermausquartiere
oder Spuren von Fledermausen ermittelt werden. Im Untersuchungsgebiet sind einzelne
Hoéhlenbaume vorhanden. Die H6hlenbaume weisen ein hohes Quartierpotenzial flir
Fledermause auf.

Innerhalb des Untersuchungsgebietes konnten bei den Detektorbegehungen bzw. durch den
Einsatz einer Horchbox im Sommerhalbjahr 2017 an verschiedenen Stellen im Plangebiet
Fledermause bei der Jagd und bei Transferfligen ermittelt werden. Derartige
Fledermausaktivitdten konnten im gesamten Bebauungsplangebiet nachgewiesen werden.
Im Plangebiet jagen die Arten Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus), die
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii), die Mickenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus),
die Breitfligelfledermaus (Eptesicus serotinus) und der Grolde Abendsegler (Nyctalus
noctula).

Sonstige Arten

Im Rahmen der faunistischen Untersuchung wurden vier aktive Hlgelnester der besonders
geschitzten Gattung Waldameisen (Formica) ermittelt. Die Nester stellen geschutzte
Lebensstatten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 dar.

Fauna - Vorkommen von Arten, die unter das Jagdgesetz fallen

Einige im Plangebiet vorkommende Arten, wie der Rotfuchs (Vulpes vulpes), unterliegen
dem Jagdrecht und damit nicht den Vorschriften zum Tierschutzrecht des BNatSchG. Das
Jagdrecht ist die ausschlieRliche Befugnis, auf einem bestimmten Gebiet wildlebende Tiere,
die dem Jagdrecht unterliegen, (Wild) zu hegen, auf sie die Jagd auszuiben und sie sich
anzueignen (§ 1 Abs. 1 BJagdR).

Das Jagdrecht dient nicht primar dem Artenschutz.

Verboten ist, Wild, insbesondere soweit es in seinem Bestand gefahrdet oder bedroht ist,
unbefugt an seinen Zuflucht-, Nist-, Brut- oder Wohnstatten durch Aufsuchen, Fotografieren,
Filmen oder ahnliche Handlungen zu stéren (§ 19 a BJagdG). Fur einige Arten gelten Jagd-
und Schonzeiten. Jagdzeiten sind flr Brandenburg in § 5 Verordnung zur Durchfiihrung des
Jagdgesetzes fir das Land Brandenburg (BbgJagdDV) zu § 31 Abs. 1 Jagdgesetz fir das
Land Brandenburg (BbgJagdG) definiert. In den Setz- und Brutzeiten dirfen bis zum
Selbstandig werden der Jungtiere die fur die Aufzucht notwendigen Elterntiere, auch die von
Wild ohne Schonzeit, nicht bejagt werden (§ 22 Abs. 4 BJagdG).
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C.2.1.6 Landschaft

Gemal § 1 BNatSchG sind Natur und Landschaft so zu schitzen, zu pflegen, zu entwickeln
und soweit erforderlich wiederherzustellen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schonheit sowie
der Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. GemaR § 1 Abs. 5
BauGB sollen Bauleitplane dazu beitragen die stadtebauliche Gestalt und das Orts- und
Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.

Orts- und Landschaftsbild

In der Vergangenheit wurde das Plangebiet durch verschiedene Verwaltungseinrichtungen
einschliel3lich zugehdriger Technikbereiche, Fuhrparks und Infrastruktureinrichtungen
genutzt. Aus der Vornutzung sind mehrere ein- bis viergeschossige Gebaude und bauliche
Anlagen im Geltungsbereich erhalten, die im zentralen und westlichen Abschnitt des
Plangebiets seit Iangerem leerstehend sind. Neben der Bebauung ist das Plangebiet durch
Verkehrsflachen (Wege, Parkplatze) aus Beton charakterisiert. Die Bestandsbebauung wird
vereinzelt durch ruderale Vegetation, Laubgeblische sowie Gras- und Staudenfluren, die
groBtenteils einen stark verwilderten Charakter aufweisen und eine kleinflachige Grinanlage
(versetzt mit Baumen) durchbrochen. Im Ubergang zum siidlich angrenzenden Ruinenberg
liegen groRere, unversiegelte Waldflachen.

Im Norden grenzt das Areal an eine locker bebaute Wohnsiedlung in Verbindung mit
Grunflachen an. Dahinter gelagert, in nérdlicher-nordéstlicher Ausrichtung, befindet sich
angrenzend zur Pappelallee Anschluss an das Bus- und Strallenbahnnetz der
Landeshauptstadt Potsdam (StralRenbahnwendeschleife ,Potsdam Kirschallee®).

Im Osten verlauft die stark frequentierte Pappelallee, eine geschitzte Allee mit
landschaftsbildpragendem Gehdlzbestand (Landschaftsplan Potsdam Karte 4.1).
Angrenzend zur Pappelallee befinden sich auf der gegenuberliegenden Stralenseite vom
Plangebiet, neben der Karl-Foerster-Schule und der Kindertagestatte Ténemaler gewerblich
genutzte Flachen vorrangig fir den Einzelhandel (REWE Markt, Rossmann Drogeriemarkt,
Penny etc.) und vereinzelt fur Dienstleistungsgewerbe. Der Westen ist unmittelbar
angrenzend zum Plangebiet von viergeschossigen Plattenwohnbauten aus den 1970er
Jahren mit dazugehdrigen Garagen gepragt. Dahinter schlief3t sich der Bornstedter See, der
historische Dorfkern Bornstedt sowie eine Siedlungsstruktur an, die vorrangig von
Einfamilienhdusern mit Garten gepragt ist.

In Richtung Siden schlie®en sich die Gehodlzbestande rund um den Ruinenberg an. Diese,
als UNESCO-Weltkulturerbe ausgewiesene Denkmalanlage, beinhaltet sowohl Waldgebiete
als auch den sogenannten Normannischen Turm und einige kiinstliche Ruinen am Rande
eines Wasserbassins. Vom Ruinenberg bestehen Wegeverbindungen zum historischen
Dorfkern Bornstedt sowie dem dort gelegenen Kronengut und weiterhin zum Belvedere auf
dem Klausberg, dem Schloss Sanssouci und der Orangerie, die Bestandteil des Ensembles
der Schldsser und Garten von Potsdam Sanssouci sind. Der Ruinenberg gehort zu einem
der Héhenpunkte im Siedlungsbereich von Potsdam.

Prdagende und identitédtsstiftende Sichtbeziehungen

Das Plangebiet ist im Norden vor allem durch die Vornutzung und die Bebauung und im
Suden durch die vegetationsbestandenen Flachen gepragt. Angrenzend an diese Flachen
schlief3t sudlich der Ruinenberg mit dem Normannischen Turm als historischer
Aussichtspunkt an.
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Es bestehen Sichtachsen, die durch das Plangebiet als Teil einer Vedute fliihren. Dazu
gehoren Sichtbeziehungen vom Ruinenberg zur Kirche Bornim und zum Grol3en Heineberg
und vom Pfingstberg zum Campanile der Kirche Bornstedt und zum Belvedere auf dem
Klausberg (vgl. Kap. B.2.5).

Die bestehenden Gebaude bzw. Gebauderuinen haben zum Teil nur ein Stockwerk. Einige
Gebaude haben bis zu vier Stockwerke. Insbesondere der westlich gelegene
Gebaudebestand gilt gemal Landschaftsplan als stérender Gebdudekomplex. Insgesamt ist
das Landschaftsbild hier eher negativ beeinflusst (Landeshauptstadt Potsdam 2012).

Vielfalt, Eigenart und Schénheit sowie zum Erholungswert

Bedingt durch die Randlage des Untersuchungsgebietes unmittelbar am Ruinenberg weist
das Gelande eine vergleichsweise bewegte Topografie auf. Das Profil fallt in nordwestliche
Richtung ab, wobei sich der H6henabfall innerhalb der Liegenschaft ganz allmahlich
vollzieht. Die absoluten Héhenordinaten bewegen sich dabei zwischen rd. 51.0 m im
Sudosten und etwa 46.3 m (.NHN (Hohensystem DHH 2016) im Nordwesten. Am sudlichen
Rand liegt eine Einschnittsituation, die offenbar auf eine Abgrabung innerhalb des
Baugrundstiickes zurlickgeht (Dolling 2020).

Ein GroRteil der Flache ist aktuell nicht fir die Offentlichkeit zuganglich und weist somit als
Flache an sich einen geringfligigen Erholungswert auf. Die sudlich und sidwestlich
gelegenen Waldflachen sind von Seite der angrenzenden Wohnbebauung am Reiherweg
durch einen schmalen Trampelpfad zuganglich. Trotz seiner weitgehenden Unzugéanglichkeit
ist das Plangebiet von auRen wahrnehmbar. Durch die jahrelange weitgehende
Nutzungsauflassung und die damit einhergehende naturliche Sukzession der
Vegetationsstrukturen wirkt die Flache teilweise sehr griin und naturnah und kann somit eine
positive Wirkung ausldsen. In Teilbereichen sind aber auch die ungenutzten, verfallenen
Gebaude und die ungepflegten Griinstrukturen einsehbar und vermitteln ein eher
vernachlassigtes Bild.

C.21.7 Mensch / Bevolkerung / menschliche Gesundheit / Erholung

Hinsichtlich des Schutzgutes Mensch stehen Fragen des Wohlbefindens, der Gesundheit
und der Wohn- und Erholungsnutzung im Vordergrund. Gegenstand der Betrachtung sind
mogliche Beeintrachtigungen durch schadliche Immissionen (v.a. Larm) und
Beeintrachtigungen der Wohn- und Erholungsnutzung. Der Aspekt der schadlichen
Immissionen wurde bereits im Kapitel C.2.1.4 betrachtet.

Im Landschaftsprogramm Brandenburg (Teilplan ,Erholung®) ist das Plangebiet einem
Bereich zugeordnet, in dem die siedlungsnahen Freiraume im Berliner Umland fir die
Naherholung entwickelt werden sollen. Als spezielles Ziel ist der Erhalt der Landschaft in
Schwerpunktraumen der Erholungsnutzung festgesetzt.

Die Pappelallee ist in der Karte 4.4 ,Erholung“ des Landschaftsplans der Landeshauptstadt
Potsdam als eine Grinverbindung mit drtlicher Bedeutung dargestellt. Sie und weitere
Baume im Plangebiet sind geschiitzt. Die angrenzenden Freiflachen mit Gberortlicher
Bedeutung am Ruinenberg 6stlich des Plangebiets gehéren zum UNESCO Weltkulturerbe.

Das Plangebiet ist derzeit v.a. in seinen sudlichen Teilflachen stark durchgrint. Die
Waldflache im Siden ist von einem kleineren Weg/ Trampelpfad durchzogen und damit
grundsatzlich fur die Erholungsnutzung verfligbar. Uber die Waldflache im Siiden des
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Plangebiets besteht Anschluss an Waldwanderwege und an den bereits im Kapitel B.2.5
erwahnten Drive, die u.a. zum Normannischen Turm auf dem Ruinenberg (74 m) fihren.
Dieser Turm befindet sich samt einigen kiinstlichen Ruinen und einem Wasserbassin
inmitten eines ausgedehnten Waldgebietes zwischen Potsdam-Bornstedt im Westen und der
Potsdamer Jagervorstadt im Osten. Die entlang der Pappelallee und slidlich des
Plangebietes verlaufenden Wanderwege und Griinverbindungen weisen, gemafn
Landschaftsplan Potsdam eine Ortliche Bedeutung auf.

Gemal der Stellungnahme der unteren Forstbehorde (20.08.2020) sind die Waldflachen im
Geltungsbereich als Erholungswald einzustufen (Intensitatsstufe 2) (siehe Kapitel C.2.1.8).

Die verbleibenden Flachen des Plangebietes sind mit ihren Gebauden und Baracken nicht
zuganglich (eingezaunt) und weisen derzeit keine besondere Eignung fir die Erholung auf.

Das Bioklima betrachtet die gesundheitlichen Belastungen und Gefahren, denen Menschen
vor allem aufgrund zunehmender Temperaturen und Hitzeperioden ausgesetzt sind. Der
Anteil versiegelter Flachen hat einen negativen Einfluss auf die bioklimatische Situation im
Plangebiet, wahrend der vorhandene Vegetationsbestand sich positiv auswirkt. Gemal dem
Entwurf der Stadtklimakarte Potsdam (Stand Oktober 2020) ist das Bioklima im Plangebiet
als maRig-stark belastet zu bewerten. Die sudlichen Waldflachen im Plangebiet sind als
Grun- und Freiflachen mit einer maRigen Aufenthaltsqualitdt am Tage dargestellt. In den
nachtlichen Stunden ist die bioklimatische Situation im Siedlungsbereich des
Bebauungsplans als gunstig zu bewerten. Gemaf den Planungshinweisen der
Stadtklimakarte Potsdam (Entwurf Stand Oktober 2020) sind keine MaRnahmen zur
Verbesserung der thermischen Situation notwendig. Eingriffe sollten nicht zu einer
Verschlechterung der bestehenden bioklimatischen Situation auf der Flache und
angrenzenden Flachen fihren und der Vegetationsanteil erhalten bleiben. Es besteht eine
mittlere Empfindlichkeit gegenuber einer Nutzungsintensivierung. Die sudlichen Waldflachen
werden als Griin- und Freiflachen mit einer hohen bioklimatischen Bedeutung bewertet, die
fur die gegenwartige Siedlungsstruktur wichtige klimadkologische Ausgleichsraume
darstellen. Auf diesen Flachen besteht eine hohe Empfindlichkeit gegentiber
Nutzungsintensivierung.

C.2.1.8 Kultur- und Sachgiiter

Das Plangebiet weist eine heterogene Bebauung aus der Nachkriegszeit auf, die vor allem
aus eingeschossigen Lagergebauden und Garagenkomplexen besteht. Zwei
viergeschossige Birogebaude in Plattenbauweise ragen Uber die niedrigen Bauten hinaus.
Die Gebaude stehen lberwiegend leer, lediglich das Magazin des Filmmuseums Potsdam
an der sldlichen Grenze des Gebietes befindet sich noch in Nutzung. Die bestehende
Bausubstanz im Plangebiet ist insgesamt als nicht erhaltenswert zu beurteilen, wenn auch
die genutzten Gebaude(teile) wie bspw. das Magazin des Filmmuseums einen deutlich
besseren Erhaltungszustand aufweisen, als die Ubrigen Bauten.

Nach dem Brandenburgischen Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) sind Denkmale als
Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte und als pragende Bestandteile der
Kulturlandschaft des Landes zu schitzen, zu erhalten, zu pflegen und zu erforschen.

Kulturguter sind vom Menschen geschaffene bzw. gestaltete Gliter, wie zum Beispiel
Gebaude, gartnerische, bauliche oder sonstige Anlagen oder gestaltete Landschaftsteile, die
von geschichtlichem, stadtebaulichem oder die Kulturlandschaft pragendem Wert sind.
Sachgiter im Sinne der Betrachtung als Schutzgut im Rahmen des Umweltschutzes sind
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natirliche oder vom Menschen geschaffene Guter, die flr Einzelne, besondere Gruppen
oder die Gesellschaft insgesamt von materieller Bedeutung sind.

Innerhalb des Geltungsbereichs gibt es keine Gebaude die unter Denkmalschutz stehen.
Zum aktuellen Zeitpunkt sind auch keine Vorkommen von Bodendenkmalen bekannt.
Gemal der Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehodrde (03.02.2022) zum Entwurf
des Bebauungsplans (Stand 01/2022) befindet sich aber in mittelbarer Nahe zum Plangebiet
(Westufer Bornstedter See) ein Bodendenkmal (Nr. 2206). Aufgrund der Lagebeziehung des
Plangebietes zum angeflihrten Bodendenkmal besteht eine erhdhte Wahrscheinlichkeit, dass
bisher nicht bekannte Bodendenkmale im Geltungsbereich auftreten kdnnen. Das Plangebiet
ist dahingehend als Flache mit Bodendenkmalverdacht zu bewerten.

Es bestehen weiterhin bedeutsame Sichtachsen, die durch das Plangebiet fliihren. Dies sind
Sichtbeziehungen vom Ruinenberg zur Kirche Bornim und zum Grof3en Heineberg und vom
Pfingstberg zum Campanile der Kirche Bornstedt und zum Belvedere auf dem Klausberg.

Der an das Plangebiet angrenzende Ruinenberg ist als Teil der Parkanlage des Schlosses
Sanssouci und als Parkanlage denkmalrechtlich geschiitzt (Obj-Dok-Nr. 09156800).
Friedrich der Grol3e hatte Mitte des 18. Jahrhunderts auf dem Ruinenberg ein Wasserbecken
zur Speisung der Fontanen im Park Sanssouci anlegen lassen. Diese bauliche Anlage wurde
von kiinstlichen Ruinen umgeben. Friedrich Wilhelm IV beauftragte im Jahre 1842 den
Gartenarchitekten Peter Joseph Lenné mit der kiinstlerischen Gartengestaltung der
Parkanlage.

Die Kulturlandschaft ,Schiésser und Parks von Potsdam und Berlin“ wurde 1990 von der
UNESCO in die Liste des Weltkulturerbes der Menschheit aufgenommen. Das Plangebiet
liegt in der engeren Pufferzone der Welterbestatte ,Schlosser und Parks von Potsdam und
Berlin“ auf dem Gebiet der Landeshauptstadt Potsdam. Im Stiden grenzt das Plangebiet
unmittelbar an die Flachen des UNESCO Weltkulturerbes (Ruinenberg) an. Bauvorhaben,
die sich innerhalb der engeren Pufferzone befinden und die eine Neubebauung oder eine
bauliche Veranderung der AuRenansichten zum Gegenstand haben, missen einer naheren
Uberpriifung unterzogen werden (siehe Kapitel A.3.8.1).

Wald geméR § 2 LWaldG

Teile des Plangebietes (ca. 1,3 ha) sind als Wald gemaR § 2 LWaldG anzusprechen. Dies
betrifft die Flurstiicken 1300 und 1301 sowie teilweise das Flurstlick 343/6 der Flur 1 in der
Gemarkung Bornstedt.

Wald ist unter anderem ,wegen seiner Bedeutung fir die Umwelt, insbesondere flr die
dauernde Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes und der Tier- und Pflanzenwelt, das Klima,
den Wasserhaushalt, die Reinhaltung der Luft, die natlrlichen Bodenfunktionen, als Lebens-
und Bildungsraum, das Landschaftsbild und die Erholung der Bevolkerung (Schutz- und
Erholungsfunktion) sowie wegen seines wirtschaftlichen Nutzens (Nutzfunktion) zu erhalten,
erforderlichenfalls zu mehren und seine ordnungsgemafie Bewirtschaftung nachhaltig zu
sichern“ (§ 1 Abs. 1 LWaldG).

Gemal der Stellungnahme der unteren Forstbehérde (20.08.2020) liegen auf den
Waldflachen im Geltungsbereich nachstehend aufgelistete kompensationserhebliche
Waldfunktionen vor:

o Lokaler Klimaschutzwald (WF 3100),
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Als lokaler Klimaschutzwald dient der Wald dem Ausgleich von Temperatur- und
Feuchtigkeitsextremen und tragt zur Verbesserung des Klimas bei. Zusatzlich tragt
der Wald zur Luftdurchmischung auf Grund von Temperaturunterschieden zwischen
Wald, Freiland und Siedlungsflachen bei (vgl. Kap. C.2.1.4 Klima / Luft / Lufthygiene
/ Licht / Strahlung / Schall).

o Erholungswald Intensitatsstufe 2 (WF 8102),

Die Waldflache innerhalb des Geltungsbereichs ist als Erholungswald der Stufe 2 zu
bewerten. Er dient der Bevdlkerung zur Erholung, zur Férderung der Gesundheit
und des Wohlbefindens (vgl. Kapitel C.2.1.7 Mensch / Bevolkerung / menschliche
Gesundheit / Erholung).

Baume, die nicht nach LWaldG geschiitzt sind, unterliegen zum Teil der Potsdamer
Baumschutzverordnung (PBaumSchVO) und sind somit gleichzeitig geschuitzter
Landschaftsbestandteil gem. § 29 Abs.1 BNatSchG.

Einige Einzelbdume sowie die Waldflache im Ubergang zum Ruinenberg sind als pragende
Elemente zu bewerten (siehe auch Kapitel C.2.1.7. Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt).

C.21.9 Voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei
Nichtdurchfiihrung der Planung

Fir das Plangebiet besteht kein festgesetzter Bebauungsplan. Daher ist festzulegen, welche
Bereiche dem planungsrechtlichen Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen sind und
welche im AuRenbereich nach § 35 BauGB liegen. Dies richtet sich nach der vorhandenen,
pragenden Bebauung im Plangebiet und seiner Umgebung.

Die Flachen, die als Sondergebiet (Verwaltungsstandort) und als Flache fir Gemeinbedarf
(Schule) festgesetzt werden, sind nach Einschatzung der Landeshauptstadt Potsdam
planungsrechtlich zu grol3en Teilen dem Innenbereich nach § 34 BauGB einzuordnen. Die
sudlich angrenzende Waldflache sowie ein Teil der ganz im Osten gelegenen Flachen des
Plangebietes sind dem Aufienbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen.

Far die Flachen im Innenbereich nach § 34 BauGB wurde als planungsrechtlich zulassig die
aktuell bestehende Bebauung definiert. Diese entspricht einer GRZ von etwa 0,4. In diesem
Umfang waren auch neue bauliche Entwicklung auf dem Gelande zulassig. Die Planung
sieht nun einer GRZ von 0,8 vor und somit eine deutlich dichtere Bebauung.

Natura 2000-Gebiete

Bei Nichtdurchfihrung der Planung sind auf Grund ihrer gro3en Entfernung zum Plangebiet
keine Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete zu erwarten, auch wenn eine bauliche
Entwicklung der Flache im zulassigen Mal erfolgen sollte.

Flache und Boden

Bei Nichtdurchfihrung der Planung sind die Flachen im Innenbereich nach § 34 BauGB als
solche entsprechend dem zuldssigen Nutzungsmal’ (GRZ: 0,4) entwickelbar. Somit bliebe
trotz bestehender Entwicklungsmaoglichkeiten ein deutlich geringerer Anteil der Flachen im
Plangebiet unbebaut, als mit der Umsetzung des Bebauungsplans mdglich ist. Die
Moglichkeit einer Verdichtung der Innenentwicklung in einem verkehrlich besonders gut
erschlossenen Bereich und damit die Schonung des AulRenbereichs bliebe bei
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Nichtdurchfihrung des Vorhabens ungenutzt. Der Boden wurde mit seinen aktuellen
Bodenfunktionen erhalten bleiben.

Wasser

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung ist die Flache im Innenbereich nach § 34 BauGB als
solche entsprechend dem zulassigen Nutzungsmaf’ entwickelbar. Die bereits bestehende
Uberlastung des Regenwasserkanalnetzes wiirde bei vollstandiger Ableitung des
Niederschlagswassers in die 6ffentliche Kanalisation vermutlich weiter bestehen bleiben.
Negative Auswirkungen auf den Bornstedter See, durch eine unzureichende Vorflut, sind
dabei nicht ausgeschlossen.

Auswirkungen auf das Grundwasser durch ein héheres Mal} baulicher Nutzungen und somit
eine Erhéhung der Versiegelung bestiinden maximal in einem geringen Umfang.
Verunreinigungen des Grundwassers durch Nutzungsanderungen sind nicht absehbar.

Bei einer baulichen Neuentwicklung sind die Flachen so anzulegen, dass der anfallende
Niederschlag vor Ort versickern kann. Eventuell wiirde eine bauliche Entwicklung den Anteil
des vor Ort verbleibenden Niederschlags erhéhen und somit positive Auswirkungen auf den
mengenmaligen Zustand des Grundwassers haben. Aktuell ist nicht ganz klar wie viel
Regenwasser im Bestand von den einzelnen versiegelten Flachen abgeleitet wird.

Klima (-wandel) / Luft / Lufthygiene / Licht / Strahlung / Schall

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung bliebe die klimatisch positiv wirkende Waldflache im
innenstadtnahen Bereich, die gleichzeitig eine Filterfunktion fir Luftschadstoffe aufweist,
bestehen.

Bei Nichtdurchfuhrung der Planung ist die Flache im Innenbereich nach § 34 BauGB als
solche entsprechend dem zulassigen Nutzungsmal} entwickelbar Bei einer baulichen
Neuentwicklung der Flache in diesem Sinne wiirden die klimatischen Verhaltnisse auf der
Flache vermutlich geringfligig modifiziert. Mit Durchfiihrung einer baulichen Neuentwicklung
ist zudem von einer Erhéhung der Licht- und Larmemissionen im Plangebiet auszugehen,
denen durch aktive und/oder passive LarmschutzmafRnahmen und der Berucksichtigung
einer umweltvertraglichen Beleuchtung entgegenzuwirken ist.

Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung ist die Flache im Innenbereich nach § 34 BauGB als
solche entsprechend dem zuldssigen Nutzungsmalf} entwickelbar. Damit ware ein teilweiser
Verlust bestehender Vegetationsbestande und somit auch von Lebensstatten besonders
geschutzter Tierarten verbunden.

Far den Verlust von Quartieren und Niststatten ware ein entsprechender Ausgleich durch
Neupflanzungen und/oder das Anbringen von Nisthilfen an geeigneten Strukturen zu
erbringen.

Der Verlust von geschutztem Baumbestand musste entsprechend der PBaumSchVO
ausgeglichen werden.
Orts- und Landschaftsbild

Bei Nichtdurchfihrung der Planung ist die Flache im Innenbereich nach § 34 BauGB als
solche entsprechend dem zuléassigen Nutzungsmalf} entwickelbar. Erhebliche Auswirkungen
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auf das Orts- und Landschaftsbild sind unter Berticksichtigung der bestehenden
Sichtbeziehungen und umliegenden Gebaudehdhen nicht erkennbar. Bei einer
Neuentwicklung der Flache ware die Lage des Plangebietes im Pufferbereich des
angrenzenden UNESCO-Weltkulturerbe zu berlcksichtigen und eine intensive Abstimmung
mit der Denkmalschutzbehorde notwendig. Eine Bebauung ware voraussichtlich, aufgrund
der bestehenden Sichtbeziehungen, nur entsprechend der umgebenden Gebaudehéhen
zulassig.

Mensch / Bevélkerung / menschliche Gesundheit / Erholung

Die fur die Erholungsfunktion relevanten sudlich im Plangebiet gelegenen nach LWaldG
geschutzten Waldflachen blieben bei Nichtdurchfuhrung der Planung in ihrer jetzigen
Flachenausdehnung und ihrer Bestockung bestehen und wiirden somit auch weiterhin dem
Erholungszweck dienen.

Die Flache des Plangebiets ist aktuell weitgehend nicht fir die Offentlichkeit zugéanglich und
weillt damit keinen besonderen Erhohlungswert auf. Insbesondere die mit Gebauden und
Baracken bestandenen Flachen des Plangebiets weil3en keinerlei Eignung fir Erholung auf.
Bei Nichtdurchfuhrung der Planung wirde dieser Zustand fortbestehen. Gegenlber der
Umsetzung des Bauvorhabens ist bei Nichtdurchfiihrung der Planung kein nennenswerter
Verlust von Erholungsfunktionen festzustellen, auch wenn eine Entwicklung der Flache nach
MaRgabe der Mdglichkeiten im Innenbereich nach § 34 BauGB mdoglich ware.

Kultur- und Sachgiiter

Die nach LWaldG geschitzten Waldflachen blieben erhalten und wiirden sich entsprechend
der naturlichen Sukzession entwickeln.

Der im Plangebiet bestehende, nach PBaumSchVO und somit nach § 29 Abs. 1 BNatSchG
als geschiitzter Landschaftsbestandteil geschiitzte Baumbestand bliebe erhalten.

Die bestehenden Sichtbeziehungen innerhalb des Plangebiets wirden in ihrer bisherigen
Auspragung bestehen bleiben.

C.2.2 Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustands bei
Durchfuhrung der Planung

Dem Bebauungsplan Nr. 113 liegt u.a. das Konzept der Machbarkeitsstudie, welche fir die
Entwicklung des Verwaltungsstandorts "Justizzentrums II" vom BLB beauftragt wurde, zu
Grunde. Die Machbarkeitsstudie fir den Schulstandort vom Mai 2017, welche letztendlich
eine finale Bebauungsvariante flr das Kerngrundstick der Weiterfihrenden Schule enthielt,
konnte auf Grund der sich nochmals gednderten Rahmenbedingungen nicht weiterverfolgt
werden, da sich die Grundstiicksverhaltnisse zuungunsten der Schule anderten.

Nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens bzw. teilweise noch parallel dazu plant die
Landeshauptstadt Potsdam einen hochbaulichen Wettbewerb flr den Schulstandort
durchzufiihren. Grundlage der Aufgabenstellung bilden neben den
Raumprogrammempfehlungen des Ministeriums fur Bildung, Jugend und Sport (MBJS) u.a.
die Festsetzungen des Bebauungsplans.

Die Ergebnisse des Wettbewerbs sind fur das Bebauungsplanverfahren nicht erforderlich, da
die zukunftige Anordnung der Schulgebdude und die Lage der Freiflachen auf dem
Schulstandort anhand des Wettbewerbs entschieden werden. Der Bebauungsplan enthalt
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die notwendigen Festsetzungen, um dies frei gestalten zu kénnen, sodass an dieser Stelle
verschiedene architektonische Ideen realisierbar sind. Aufgabe des Bebauungsplans ist es
zunachst, den stadtebaulichen Rahmen abzustecken, auf dessen Grundlage die
Schulplanung erfolgen kann. Die Festsetzungen des Bebauungsplans definieren, aufgrund
der noch nicht vorliegenden Ergebnisse des hochbaulichen Wettbewerbs, insgesamt einen
flexiblen Rahmen fiir die bauliche Entwicklung des Schul- und Verwaltungsstandortes. Die
Festsetzungen erfolgen nur insoweit, als sie flr die angestrebte stadtebauliche Entwicklung
erforderlich sind. Die Begriindung zu den Festsetzungen des Bebauungsplans sind in Kapitel
B.3 Begrundung der Festsetzungen dargestellit.

Zusatzlich verpflichtet sich die Landeshauptstadt Potsdam als Bauherr ergéanzend zu den
Regelungen des Bebauungsplans zu Malinahmen, die u.a. den Eingriff in Natur- und
Landschaft minimieren. Nahere Ausfuhrungen sind im Kapitel C.2.3 MaRnahmen zur
Vermeidung, Verhinderung, Verringerrung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen
dargestellt.

Die Umsetzung der Planung (Vorhaben) ist in drei Phasen mit jeweils spezifischen
Wirkungen zu unterscheiden, die zeitlich voneinander abweichen: baubedingte Wirkungen,
anlagebedingte Wirkungen (Vorhandensein des geplanten Vorhabens) und die
betriebsbedingten Wirkungen.

Baubedingte Wirkungen sind zeitlich auf das Baugeschehen begrenzt. Sie treten direkt auf
den Baustellen, den Baustelleneinrichtungsflachen und Zuwegungen sowie im unmittelbaren
Umkreis des Baugeschehens auf. Indirekte baubedingte Wirkungen sind weitreichend und
kdnnen sich Uber den Luft- bzw. Wasserweg ausbreiten. Die baubedingten Wirkungen
hangen stark von der jeweils eingesetzten Technik ab und setzen sich zusammen aus:

- bauvorbereitende MaRnahmen (z.B. Rodungen, Abschieben von Boden),

- Emissionen und / oder Immissionen von Larm, Stduben und Schadstoffen Uber Luft
bzw. Wasser, Erschitterungen sowie optische Stérungen,

- Inanspruchnahme von Flachen fur die Baustelleneinrichtung (z.B.
Materiallagerplatze, Abstellflachen) einschliellich der erforderlichen Zufahrten,
Rangier- und Stellflachen fir Baumaschinen, Baufahrzeuge und private Kfz sowie

- die daraus resultierenden Bodenverdichtungen und Beeintrachtigung der Vegetation

Anlagenbedingte Wirkungen sind dauerhafte Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes durch
die Existenz des Vorhabens an sich. Dazu zahlen beispielsweise:

- Flacheninanspruchnahme/-verlust (Versiegelung, Teilversiegelung, Bodenauf- / -
abtrag),

- Trenn- und Barriereeffekt,

- gelandeklimatische Veranderungen,

- Beeintrachtigung des charakteristischen Orts- und Landschaftsbildes,
- Veranderung des Wasserhaushaltes

Betriebsbedingte Wirkungen gehen von der normalen, zweckdienlichen Nutzung der Flachen
aus. Dabei kann es unter anderem zu Beeintrachtigungen durch Bewegung, Larm und Licht
kommen.
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C.2.21 Natura 2000-Gebiete

Negative Auswirkungen auf das FFH-Gebiet ,Heldbockeichen® sind auf Grund der
Entfernung zum Plangebiet weder bau-, anlage- noch betriebsbedingt durch die Umsetzung
des mit dem Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" ermoglichten Vorhabens zu
erwarten.

C.2.2.2 Flache und Boden

Anforderungen und Zielstellungen des Landschaftsplans der Landeshauptstadt Potsdam mit
Relevanz fir das Schutzgut Boden und dem BBodSchG sind eine umweltvertragliche
Siedlungsentwicklung mit der planerischen Optimierung hinsichtlich Art und Mal} der
Nutzung sowie eine Reduzierung des Versiegelungsgrades.

Die Planung sieht, aufgrund der eingeschrankten GrundstiicksgréRen, eine dichte Bebauung
vor. Fur die Gemeinbedarfsflache ist der Bau einer weiterfihrenden Schule inklusive
Sportanlagen vorgesehen (siehe Kapitel C.1.1.1). Die Planung fir das Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung “Verwaltung® (geplanter Standort des Justizzentrums Il) sieht einen
mehrgliedrigen Gebaudekomplex aus riegelartigen, teils ringférmig strukturierten
Funktionsbauten vor. Im Bereich der Au3enanlagen sind auf der Slidseite weitraumige
Verkehrs- und Bewegungsflachen vorgesehen, die vermutlich mit Pflasterbeldgen befestigt
werden und sowohl west- als auch ostseitig Anbindungen an die Pappelallee erhalten sollen
(Délling 2020). Genauere Planungen zur Art und Anlage der Bebauung liegen derzeit nicht
vor.

Ein Teil der bestehenden Waldflachen soll nach derzeitigem Planungsstand als Wald nach
LWaldG planungsrechtlich gesichert werden.

Mit Umsetzung der Planung wird ein Nachverdichtungspotenzial im bereits anthropogen
Uberformten Innenbereich der Landeshauptstadt Potsdam genutzt. Dadurch kann auf bereits
bestehende Infrastrukturen zuriickgegriffen werden. Mit der Pappelallee und dem Reiherweg
weist das Plangebiet bereits einen Anschluss an das bestehende StralRensystem auf.
Insbesondere durch die gute Anbindung an den OPNV, durch die unmittelbare Nahe zu Bus-
und StraRenbahnhaltestellen (Potsdam Kirschallee), werden mit der Umsetzung an diesem
Standort verkehrsvermeidende Siedlungsstrukturen geférdert. Zudem bestehen bereits
Anbindungen fur die Versorgung mit Strom, Wasser sowie die Ableitung von Abwasser.
Gleichzeitig wird mit Umsetzung der Planung am gewahlten Standort eine siedlungsnahe
Entwicklung geférdert und damit der Zersiedelung der Landschaft entgegengewirkt. In
diesem Sinne wird einem sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden
Rechnung getragen.

Baubedingte Auswirkungen

Das Plangebiet ist zum Grofiteil bereits baulich vorgepragt und in Teilen vollstandig
versiegelt. Im Stiden und Osten befinden sich unversiegelte Flachen die mit Wald nach
LWaldG bestockt sind.

Mit Umsetzung der Planung wird es im Bereich der Gemeinbedarfsflache und dem
Sondergebiet zu einer groRflachigen Abraumung des bestehenden, teilweise gewachsenen
Bodens und einer anschliellenden Neuversieglung der Flache kommen. Somit werden die
teilweise noch bestehenden naturlichen Bodenfunktionen weiter reduziert. Die erforderliche
Flache belauft sich auf insgesamt rund 3,9 ha, zuzlglich Flachen fir eventuelle
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Aufschittungen und Abgrabungen aufgrund der topografischen Situation. Fir die
Gemeinbedarfsflache und flr das Sondergebiet ist eine maximal Gberbaubare Flache von ca.
2,0 ha vorgesehen.

Bedingt durch die Randlage des Bebauungsplangebietes unmittelbar am Ruinenberg weist
das Gelande eine vergleichsweise bewegte Topografie auf. Abhangig von der konkreten
Anordnung der einzelnen Gebaude und AulRen- und Stellplatzanlagen, ist nicht
auszuschlieen, dass der Boden zum Teil abgetragen und aufgeschuttet werden muss, um
eine ebene Flache herzustellen. Nicht Gberbaute Flachen sind entsprechend der § 8 BbgBO
zu begriinen oder zu bepflanzen.

Der Boden im Geltungsbereich verfiigt Uber einen prinzipiell gut bis sehr gut tragfahigen
Baugrund. Nichtsdestotrotz sind oberflachliche Ertiichtigungsmaflinahmen, wie Verdichtung
und ggf. ein Teilbodenaustausch zur Homogenisierung der Auflagerbedingungen und zur
Kompensation nattrlich oder kiinstlich entstandener Auflockerungen, insbesondere im
Bereich nicht unterkellerter Gebaudeabschnitte, gegebenenfalls erforderlich. Schwankungen,
bzw. Stérungen im Bodenaufbau ergeben sich aufgrund der anzunehmenden inkonsistenten
Lagerungsdichte der Bodenschichten im Plangebiet, die mit der Genese von Diinen- und
Schmelzwassersanden zusammenhangen sowie aufgrund der geringen Durchlassigkeit des
Untergrundes (Stauwasserschichten) (Délling 2020).

Die orientierende Altlastenuntersuchung aus dem Jahr 2017 konnte flir den direkten
Wirkungspfad Boden-Mensch fir Arsen und Schwermetalle in 3 Fallen eine geringflgige
Uberschreitung der Vorsorgewerte im Plangebiet feststellen (GuD Geotechnik Dynamik
Consult GmbH 2017). Punktuelle Auffalligkeiten aus der orientierenden
Altlastenuntersuchung (GuD Geotechnik und Dynamik Consult GmbH 2017) sind im Zuge
der BaumalRnahmen vertiefend zu prifen. Bei Auffalligkeiten sind in Abstimmung mit der
zustandigen Bodenschutzbehdrde geeignete Mallnahmen zu ergreifen. Aus dem Gebiet
entnommenes Material ist fachgerecht zu beproben und zu verbringen (LAGA Technische
Regeln flur die Verwertung 1.2 Bodenmaterial (TR Boden)).

Mit Umsetzung der Planung ist von einer Minimierung der Bodenbelastung durch die
genannten Stoffe auszugehen.

Nach Einschatzung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes bestehen derzeit keine
grundséatzlichen Einwande zu einer baulichen Planung auf dem Gebiet
(Kampfmittelbeseitigungsdienst 03.01.2018). Vor der Ausfuhrung von Erdarbeiten ist eine
Munitionsfreigabebescheinigung einzuholen. Die Vorhabentrager/Grundstuckseigentumer
kénnen dazu Antrage zur Uberpriifung einer konkreten Munitionsbelastung beim
Kampfmittelbeseitigungsdienst stellen. Diese Antrage sind rechtzeitig vor Beginn der
MafRnahmen einzureichen.

Im Rahmen der Baufeldvorbereitung sind auf Teilflachen im Plangebiet Fall- und
Rodungsarbeiten durchzufiuihren. Hierbei ist auch das Wurzelwerk der Baume weitest
maoglich mit zu berdumen, dies zieht unweigerlich Gefligestérungen der oberen Bodenpartien
nach sich. Vor diesem Hintergrund sind mdgliche Konflikte mit bestehenden unterirdischen
Medientrassen zu prufen. Insbesondere im Sondergebiet sind zahlreiche unterirdische
Medientrassen vorhanden, die die Versorgung der Bestandsgebaude sichern bzw. sicherten.
Hierzu gehdren neben den verschiedenen Hausanschlissen auch
Niederspannungsleitungen, Mittelspannungsleitungen, eine Trinkwasserversorgungsleitung
sowie ein Niederspannungs-Kabelverteiler. Die Bestandsplane der Energie und Wasser
Potsdam (EWP) GmbH, als stadtischem Versorger, beschranken sich im Wesentlichen auf
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die im offentlichen Verkehrsraum der Pappelallee gelegenen Leitungstrassen (D4lling 2020).
Aufgrund der GrdlRe des Plangebietes ist anzunehmen, dass fir die
Baustelleneinrichtungsflache keine Flachen aufierhalb des Geltungsbereichs des
Bebauungsplans, insbesondere keine vegetationsbestandenen in Anspruch genommen
werden muassen.

Im Zuge von Erdarbeiten aller Art kbnnen im gesamten Vorhabensbereich noch nicht
registrierte Bodenenkmale endeckt werden. Wahrend der Bauausfiuhrung entdeckte
Bodendenkmale bzw. Funde (Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfarbungen, Holzpfahle
oder -bohlen, Knochen, Tonscherben, Metallgegenstande und ahnliches) sind unverziglich
der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehdrde und dem Brandenburgischen Landesamt
fir Denkmalpflege und Archaologischen Landesmuseum anzuzeigen (§11 Abs. 1 und 2
BbgDSchG). Die Fundstatte ist bis zur Begutachtung durch einen Archdologen der unteren
Denkmalschutzbehérde in unverandertem Zustand zu halten (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG).

Wo denkmalzerstérende Erdarbeiten bzw. BaumalRnahmen mit Umsetzung der Planung
unumganglich sind, ist die Durchfiihrung von baubegleitenden bzw. bauvorbereitenden
archaologischen Dokumentationen (Ausgrabungen) zu Lasten des Vorhabenstragers gem. §
7 Abs. 3 und 4 BbgDSchG zu gewabhrleisten (siehe Kapitel C. 2.2.8).

Die bauausfihrenden Firmen sind tber die Denkmalschutzbestimmungen in geeigneter
Weise (z. B. Bescheid) zu unterrichten und zu ihrer Einhaltung zu verpflichten.

Der Beginn der Erdarbeiten ist der zustédndigen Unteren Denkmalschutzbehérde zwei
Wochen im Voraus anzuzeigen.

Anlagebedingte Auswirkungen

Allgemein fuhrt die bauliche Inanspruchnahme zu einem Verlust von Bodenfunktionen. Die
Versiegelung von Bdden flihrt zum vollstandigen Verlust samtlicher Bodenfunktionen. Auf
teilversiegelten Flachen behalten die Boden teilweise ihre Funktion als Ausgleichskorper im
Wasserkreislauf.

Mit Umsetzung der Planung wird das Plangebiet im Bereich der Flachen fir Gemeinbedarf
und das Sondergebiet versiegelt. Ein Teil des Plangebiets soll als Wald auf dem Flurstiick
1301 planungsrechtlich gesichert werden.

Im Bestand ist auf Grundlage der erfolgten Biotoptypenkartierung (2017) von einer
Versieglung von 2,1 ha (40 % des Geltungsbereichs) auszugehen. Versiegelt sind vor allem
die nordlichen und nordostlichen Bereiche, die im Bestand baulich gepragt aber aktuell
weitestgehend ungenutzt sind.

Fur die Gemeinbedarfsflache und das Sondergebiet sieht der Bebauungsplan eine GRZ von
0,8 vor. Dies entspricht einer Versiegelung von ca. 4,0 ha (72 % des Geltungsbereichs) Eine
Uberschreitung der GRZ nach § 19 Abs. 4 BauNVO fiir Stellplatze und Nebenanlagen ist
nicht zulassig. Daraus ergeben sich die nachfolgend dargestellten zulassigen
Uberbauungen. Zu beriicksichtigen ist, dass durch die weitgehende Lage des Plangebietes
im Innenbereich nach § 34 BauGB ein Teil der geplanten Versiegelung bereits planerisch
zulassig ist.

Die im Bebauungsplan festgesetzten Nutzungsarten, einschlielich der FlachengréfRen sind
nachfolgend dargestellt.

Tabelle 13: Uberbaubare Flichen (Stand 06/2022)
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Flaiche in|GRZ |gesamte abzgl. zulassige
m? maximal GRZ (0,4),
tiberbaubare verbleibende
Flache (m?) tiberbaubare Flache
(m?)
Gemeinbedarfsflache 24.470 0,8 19.576 9.788
Sondergebiet 24.959 0,8 19.967 9.984
Wald 5.166 - - -
Gesamtsumme 54.595 39.543 19.772

Im Bereich des Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Verwaltung“ ist die von der
Denkmalschutzbehoérde im stdlichen Bereich des Plangebiets festgelegte Linie unterhalb der
keine Bebauung stattfinden darf mafigeblich (siehe Planzeichnung). Sie dient der Sicherung
der Schutzzone des UNESCO-Weltkulturerbes Ruinenberg. Samtliche bauliche Anlagen,
einschliellich Stellplatze und Nebenanlagen sind dementsprechend ausschlielich innerhalb
der Uberbaubaren Grundstucksflachen bzw. in der ausgewiesenen Stellplatzzone zulassig
(siehe textliche Festsetzung).

Ein Teil der stdlichen und dstlichen Waldflachen soll als Wald nach LWaldG erhalten und
planungsrechtlich festgesetzt werden. In diesem Bereich ist nicht von einer Versieglung des
Oberbodens auszugehen.

Zur Minimierung der mit einer Versiegelung von Flachen verbundenen Beeintrachtigungen
der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Bodens sind gemaR den textlichen Festsetzungen
zum Bebauungsplan die Befestigung von Wegen, Zufahrten, offenen Stellplatzen und
Schulhof- und Sportflachen in wasser- und luftdurchldssigem Aufbau herzustellen. Weiterhin
ist auf einem Teil der Dachflachen eine extensive Begriinung umzusetzen. Flachen mit
Dachbegriinung erflllen in beschranktem Malie eine Filter- und Pufferfunktion fir
Schadstoffe, was sich auch positiv auf die Beschaffenheit des Bodens auswirkt. Die
Festsetzung von begrinten nicht Gberbaubaren Flachen nach § 8 BbgBO tragt zudem zur
Sicherung naturnaher Bodenfunktionen im Plangebiet bei.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Von der Gemeinbedarfsflache und dem Sondergebiet sind keine erheblichen
betriebsbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten. Die Flachen werden
weitgehend versiegelt sein. Die anvisierte Nutzung bringt keinen Umgang mit
Gefahrenstoffen etc. mit sich, die zu erheblichen schadlichen Bodenverunreinigungen fihren
kénnen. Lediglich die avisierten PKW-Stellplatze verfligen ber eine geringfligiges
Gefahrenpotenzial fir Leckagen, das Risiko ist allerdings so gering und daher
vernachlassigbar.

Auf der Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung ,Schule” und ,Soziale Zwecke
dienende Gebaude und Einrichtungen® ist die Errichtung von Sporthallen und
AuBlensportanlagen fur den Schul- und Vereinsbetrieb nicht ausgeschlossen. Eine detaillierte
Planung nebst Verortung moglicher Sportanlagen folgen im geplanten Wettbewerb bzw.
nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren. Folgende allgemeine Auswirkungen im
Hinblick auf Sportplatze sind zu beachten:

Bei Kunstrasenplatzen wird zwischen die Plastikhalme ein Granulat eingestreut. Dieses tragt
zu einer besseren Federung sowie zur besseren Bodenhaftung bei Bewegungen bei. Zudem
sorgt das Granulat fur einen besseren Stand der Halme. Das Granulat verbleibt in der Regel
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nicht nur auf dem Sportplatz, sondern wird, z.B. als Anhaftung an Schuhen oder
Pflegegeraten auch in die Umgebung getragen. Das Granulat muss daher regelmafig
nachgeschittet werden. In vielen Fallen wird Granulat aus Plastik verwendet. Damit
verbunden ist die Gefahr, dass Mikroplastik in den Boden und in das Grundwasser gerat. Um
diesbezlgliche negative Auswirkungen auf die Schutzgiter zu vermeiden, sind mineralische
Flllstoffe oder Kork als Granulat zu verwenden. Neben dem Granulat ist auch durch die
Kunstfasern des Kunstrasens an sich ggf. ein Eintrag von Mikroplastik in die Umgebung nicht
auszuschlieRen. Belastbare Untersuchungen zu diesem Thema liegen allerdings nicht vor.

Eine Alternative zu Kunstrasenplatzen stellen Naturrasenplatze dar. Auf Naturrasenplatze ist
im Zusammenhang mit einer regelmafligen Pflege auch eine Diingung erforderlich. Bei
unsachgemafer Durchfiihrung ist ein erhdhter Eintrag von Dingemitteln in den Boden
mdglich. Ein entsprechendes Pflegekonzept ist daher bei etwaiger Planung solcher Platze
auszuarbeiten, umzusetzen und bei Bedarf an sich andernde Gegebenheiten anzupassen.

Fir den Schulstandort an der Pappelallee/Reiherweg ist die Realisierung eines
Naturrasenplatzes nicht méglich, vor allem aufgrund der notwendigem Nutzungsintensitat.
Ein Naturrasenplatz kann woéchentlich lediglich nur 15-20 Stunden genutzt werden, bevor er
einer Regenerationsphase bedarf. Dartiber hinaus kann ein Naturrasenplatz bei schlechteren
Witterungsverhaltnissen (Regen, Frost und Schnee) nur eingeschrankt genutzt werden. Dies
ist mit den Nutzungsanforderungen, die an die Gemeinbedarfsflache gestellt werden nicht
vereinbar. Weitere Aspekte sind der damit einhergehende erhéhte Pflegeaufwand und die
hohe zusatzliche Bewasserung.

Abfille

Im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) (§ 1) ist die Kreislaufwirtschaft zur
Schonung der natirlichen Ressourcen zu férdern und den Schutz von Mensch und Umwelt
bei der Erzeugung und Bewirtschaftung von Abfallen sicher zu stellen. Die Malnahmen der
Vermeidung und der Abfallwirtschaft stehen in folgender Rangfolge (§ 2 Abs. 1 KrWwG):

Vermeidung,

Vorbereitung und Wiederverwendung

Recycling,

sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung und Verfiillung,
5. Beseitigung.

Ausgehend von der Rangfolge nach Absatz § 2 Abs. 1 KrWG soll nach Maligabe der §§ 7
und 8 diejenige Mallnahme Vorrang haben, die den Schutz von Mensch und Umwelt bei der
Erzeugung und Bewirtschaftung von Abfallen unter Berlicksichtigung des Vorsorge- und
Nachhaltigkeitsprinzips am besten gewahrleistet (§ 2 Abs. 2 Kr'WG).

N~

Die Landeshauptstadt Potsdam ist als kreisfreie Stadt 6ffentlich-rechtlicher
Entsorgungstrager. Als solcher ist sie verpflichtet Abfallwirtschaftskonzepte aufzustellen und
fortzuschreiben. Fir die Landeshauptstadt Potsdam liegt derzeit das
Abfallwirtschaftskonzept 2018 bis 2023 vor. Ziel ist die Férderung einer abfallarmen
Kreislaufwirtschaft und die Sicherung der umweltvertraglichen Abfallbeseitigung
(Landeshauptstadt Potsdam 2020).

GemalR § 22 KrWG hat die Stadt Potsdam Drittanbieter mit der Durchfihrung der Leistungen
zur Abfallsammlung und -entsorgung beauftragt. Der grofite Teil der abfallwirtschaftlichen
Entsorgungsleistungen wird von der Stadtentsorgung Potsdam GmbH erbracht.
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Die im Rahmen der Nutzung als Schule und Verwaltungsstandort anfallenden Abfélle sind
nach dem bekannten System getrennt nach den Abfallarten zu sammeln. Die Abfalle werden
durch die Stadtentsorgung Potsdam bzw. Fachbetriebe nach unterschiedlichen Millarten
getrennt beseitigt und verwertet.

Gemaly Abfallwirtschaftskonzept 2018 bis 2023 soll in Schulen und Kitas kinftig das
Umweltbildungsangebot in Hinblick auf das Thema Abfall aufgebaut bzw. weiterentwickelt
werden.

C.2.2.3 Wasser

Das Wasserhaushaltsgesetz und das Brandenburgische Wassergesetz regeln den Schutz,
den Umgang und die Benutzung von Oberflachen- und Grundwasser durch eine nachhaltige
Gewasserbewirtschaftung. Gewasser als Bestandteil des Naturhaushalts, als
Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen sowie als
nutzbares Gut sind zu schitzen. Im besonderen Fokus stehen hierbei der Schutz und die
Verbesserung des Zustands der aquatischen Okosysteme und des Grundwassers
einschliellich wassergebundener Landékosysteme. Vermeidbare Beeintrachtigungen der
Okologischen Funktion der Gewasser sind zu unterlassen, Stoffeintrage sind zu reduzieren.
Es besteht ein Verschlechterungsverbot.

Schutzgutrelevantes Planungsziel ist die Realisierung einer naturnahen
Regenwasserbewirtschaftung, indem Versickerungs- und Rickhaltemoglichkeiten fur das
anfallende Niederschlagswasser im Geltungsbereich geschaffen werden. Entsprechende
Regelungen sind im Bebauungsplan auch gemafl Rundschreiben ber die Berticksichtigung
dezentraler Losungen zur Niederschlagsentwasserung bei der Bebauungsplanung vom 11.
Oktober 2011 (ABI./11, [Nr. 46], S.2035) zu berucksichtigen.

Baubedingte Auswirkungen

Grundwasser

Der Grundwasserflurabstand im Plangebiet liegt zwischen 14 m (am nordwestlichen Rand)
und ca. 18 m (Sudosten). Nach Einschatzungen von Ddlling 2020 ist selbst in hydrologischen
Extremsituationen mit anstehendem Grundwasser im Geltungsbereich erst in > 10 m Tiefe
zu rechnen, was deutlich unter der Griindungsebene bleibt. Bauzeitliche
WasserhaltungsmalRnahmen werden sich voraussichtlich auf das Abpumpen von ggf.
eindringendem Tagwasser bzw. Sickerwassern beschranken. Fur die Gestaltung des
Schulstandortes ist die Realisierung einer Unterkellerung und/oder einer Tiefgarage nicht
ausgeschlossen. Sollte es mit Beendigung des architektonischen Wettbewerbs fur den
Schulstandort tatsachlich zur Ausgestaltung von Kellerraumen und/oder einer Tiefgarage
kommen, ist flr den konkreten Standort zu prifen, inwieweit eine temporare, lokale
Grundwasserabsenkung notwendig ist.

Im Rahmen von Bautatigkeiten durchzufuhrende Malinahmen zur Freihaltung des
Baugrundes von Grundwasser sind aufgrund ihrer Auswirkungen auf den Wasser- und
Grundwasserhaushalt wasserwirtschaftlich relevant und bedirfen einer gesonderten
wasserrechtlichen Erlaubnis durch die zustandige Wasserbehdrde. Die Abschatzung von
Auswirkungen maoglicher bauzeitlicher Grundwasserabsenkungen sind auf Ebene des
Bebauungsplanverfahrens nur allgemein maéglich, eine genaue Prifung hat zu erfolgen,
sobald der Umfang und die Lage der Absenkung klar sind.
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Méglicherweise auftretende temporare Stau- und Schichtwasserbildungen sind bei der
Bauwerksabdichtung zu bericksichtigen. Im Hinblick auf die lehmigen und damit
eingeschrankt sickerfahigen Boden mussen zumindest bei anndhrend geléndegleicher
Gradienteneinordnung gezielte Malnahmen zur Planumsentwasserung berticksichtigt
werden (Ddlling 2019, 2020).

Im Zuge des Baustellenbetriebs kann es durch Unfallereignisse oder Leckagen auf
Baustelleneinrichtungsflachen und Lagerflachen sowie Baustellenzufahrten zu einer
Verunreinigung des Bodens durch Schmierstoffe, Ole, Benzin usw. und damit zu einer
Kontaminationsgefahr des Grundwassers kommen. Dies ist jedoch nur bei Unfallen von
Fahrzeugen und Maschinen anzunehmen, die im Normalfall jedoch nicht auftreten werden.
Sicherheitsbestimmungen zur Vermeidung gefahrdender Kontaminationen im Rahmen von
Baumaflnahmen sind einzuhalten (§ 5 Abs. 1 WHG).

Oberflichengewiésser

Im Plangebiet bestehen keine Oberflachengewasser. Der Bebauungsplan sieht auch keine
Entwicklung von Oberflachengewassern vor. Sudlich in etwa 300 m Entfernung zum
Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich der Bornstedter See, einschliellich
angrenzendem Graben. Baubedingte Auswirkungen auf Oberflachengewasser sind nicht zu
erwarten.

Abwasser/Schmutz- und Niederschlagswasser

Im Zuge des Baustellenbetriebs kann es durch Unfallereignisse oder Leckagen auf
Baustelleneinrichtungsflachen und Lagerflachen sowie Baustellenzufahrten zu einer
Verunreinigung des Bodens durch Schmierstoffe, Ole, Benzin usw. und damit, z.B. im
Zusammenhang mit Regenereignisse zu einer Kontamination des Abwassers kommen. Dies
ist jedoch nur bei Unfallen von Fahrzeugen und Maschinen anzunehmen, die im Normalfall
jedoch nicht auftreten werden. Sicherheitsbestimmungen zur Vermeidung gefahrdender
Kontaminationen im Rahmen von BaumalRnahmen sind einzuhalten (§ 5 Abs. 1 WHG).

Anlagebedingte Auswirkungen

Grundwasser

Im Bereich des Plangebietes sind gemaf Landschaftsprogramm Brandenburg Teilplan
~Wasser" Stoffeintrage zu vermeiden und die Schutzfunktion des Waldes fir die
Grundwasserbeschaffenheit zu sichern.

Mit Umsetzung der Planung kommt es imPlangebiet zu einer deutlichen Mehrversiegelung.
Gemal Festsetzung ist auf der Flache flir Gemeinbedarf und der Flache fir das
Sondergebiet eine GRZ von 0,8 zuldssig. Eine Uberschreitung des Wertes durch
Nebenanlagen ist nicht zuldssig. Ein Grofiteil der bestehenden Waldflache bleibt erhalten
und wird planungsrechtlich gesichert. Die Flache kann damit ihre Schutzfunktion fur die
Grundwasserbeschaffenheit weiterhin wahrnehmen. Die gro3flachige Versieglung minimiert
die Flache, auf der anfallender Niederschlag vor Ort versickern kann, zunachst deutlich.
Durch Regelungen zu wasser- und luftdurchlassigen Aufbauten im Bereich von Stral3en,
Wegen, Zufahrten, Stellplatzen sowie den Schulhof- und Sportflachen und die Schaffung von
Mulden und Rigolensystemen mit tieferliegenden Versickerungsschachten kann der Eingriff
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jedoch deutlich minimiert werden. . Grundsatzlich besteht die Zielstellung das anfallende
Niederschlagswasser soweit wie moglich vor Ort zu versickern und das Potenzial von
Versickerungsmafnahmen vollstandig auszuschépfen.

Zum Schutz des Grundwassers vor Verunreinigungen ist das anfallende
Niederschlagswasser Uber eine belebte Bodenzone zu versickern oder durch geeignete
technische Anlagen einer Vorreinigung zuzufiihren.

Oberflachengewiésser

Mit Umsetzung der Planung ist die Etablierung einer dezentralen
Regenwasserbewirtschaftung im Geltungsbereich vorgesehen. Aufgrund der geringfligigen
Versickerfahigkeit der Boden ist die vollstandige Abkopplung des Geltungsbereichs von den
bestehenden Regenwasserkanalen Pappelallee/Reiherweg bei einer GRZ von 0,8, trotz der
Uberlastung des bestehenden Regenwasserkanalnetzes und der unzureichenden Vorflut
zum Bornstedter See, nicht umsetzbar. Da eine vollstandige Versickerung des anfallenden
Regenwassers auf dem Gelande voraussichtlich ebenfalls nicht mdglich ist, ist sowohl fur
den Schul- als auch fir den Verwaltungsstandort auch nach Umsetzung der Planung ein
Anschluss an die éffentliche Kanalisation, trotz derzeitiger Uberlastung, notwendig.

Unter Beriucksichtigung dezentraler Regenwasserbewirtschaftungselemente
(wasserdurchlassige Bodenbelage, Dachbegriinung, Versickerungsmulden) fir den Schul-
und Verwaltungsstandort kann die Einleitmenge des Spitzenabflusses mit Umsetzung der
Planung gegenlber der Einleitmenge im Bestand im Geltungsbereich deutlich reduziert
werden. Nach Umsetzung der Planung werden aus dem Geltungsbereich des
Bebauungsplan-Nr. 113 15,84 |/s Regenwasser, bei einem 15-minatigen Regen der alle 5
Jahre auftritt, (gedrosselt) abgeleitet. Im Bestand ergibt sich derzeit fir das gleiche
Regenereignis, bei einer abflusswirksamen Flache von 8.587 m? eine Einleitmenge von
149 I/s Regenwasser. Eine Erhohung der Spitzenabflisse und damit eine hydraulische
Mehrbelastung des Regenwasserkanalnetzes ist mit Umsetzung der Planung
dementsprechend nicht zu erwarten.

Trotz der Reduzierung des Spitzenabflusses im Geltungsbereich wird mit Umsetzung der
Planung bei einer nahezu vollstandigen Ausschdpfung einer GRZ von 0,8 insgesamt eine
héhere Menge Regenwasser, wenn auch zeitlich verzdgert, ins Regenwasserkanalnetz
eingeleitet. Wie im Kapitel C.2.1.3 dargelegt ist anzunehmen, dass im Bestand die
versiegelten Flachen im Plangebiet zu einem gewissen Anteil tiber die vorhandenen
Regenwasserkanale in den Bornstedter See entwassern. Der genaue Verlauf der Fallrohre
und nachgelagerten Grundleitungen ist nicht bekannt. Untersuchungen zu den Auswirkungen
der gednderten Regenwassereinleitmengen wurden im Rahmen der Erarbeitung zum
Regenwasserkonzept nicht vorgenommen und kénnen dementsprechend nicht beurteilt
werden. Zum jetzigen Planungsstand sind negative/positive Auswirkungen auf den
Bornstedter See durch eine Erhdhung der Regenwassereinleitmengen nicht auszuschlieRen.

Fir die Berechnungen zum Regenwasserkonzept wurde naherungsweise das Worst-Case-
Szenario, betrachtet (GRZ von 0,8). Die fir die Bemessung der
Regenwasserentsorgungsanlagen berucksichtigte Flachenversiegelung (Dach-, Neben-,
Wege- und sonstigen Flachen) betragt fur den gesamten Geltungsbereich ca. 76,5% der
Gesamtflache. Fur den Verwaltungsstandort wurde entsprechend der avisierten Bebauung
eine abflusswirksame Flache von 12.133.80 m? und eine befestigte Gesamtflache von
16.449 m? (65,9 % der Gesamtflache) berticksichtigt. Fiir den Schulstandort wird eine
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abflusswirksame Flache von 8.547,08 m? und eine befestigte Gesamtflache von 20.794 m?
berlcksichtigt. Fur die Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung "Schule" und
"Soziale Zwecke dienende Gebaude und Einrichtungen" bedeutet dies, dass eine
Gesamtschule mit einem héheren Raum- und Nutzflachenbedarf (0,85% versiegelte Flache)
berlcksichtigt wurde, als mit Umsetzung der Planung tatsachlich angestrebt wird, um der
festgesetzten GRZ von 0,8 im Bebauungsplan angemessen Rechnung zu tragen.

Im Bebauungsplan wird die genaue Ausrichtung und Auspragung der vorgesehenen
Gebaude und Nebenanlagen fur den Schul- und Verwaltungsstandort nicht festgelegt. Eine
genaue Planung der Regenentwasserungsanlagen, z.B. hinsichtlich der Dimensionierung
und Standortwahl ist daher erst im Rahmen der nachgelagerten stadtebaulichen
Wettbewerbe und Baugenehmigungsverfahren moglich. Zum jetzigen Stand der Planung ist
sowohl fur den Verwaltungs- als auch flr den Schulstandort eine vollstandige Ausschépfung
der festgesetzten GRZ von 0,8 nicht angestrebt. Dementsprechend ist mit Umsetzung der
Planung, v.a. mit Blick auf den Schulstandort, von einer Reduzierung der Einleitmenge im
Vergleich zur Worst-Case Betrachtung (GRZ von 0,8) des Regenwasserkonzeptes
auszugehen, da weniger Flache als jetzt angenommen, tatsachlich befestigt werden soll und
sich damit auch etwaige positive/negative Auswirkungen auf den Bornstedter See weiter
reduzieren kdnnten.

Abwasser/Schmutz- und Niederschlagswasser

Das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG) sieht grundsatzlich eine Versickerungspflicht
fur Niederschlagswasser vor, soweit Verunreinigungen und sonstige Belange nicht
entgegenstehen.

Der Boden im Plangebiet weist teilweise Verunreinigungen auf (siehe Kapitel C.2.1.2) und ist
auf Grund seiner Zusammensetzung in grof3en Teilen nur geringfugig im ausreichenden
Male versickerungsfahig. Die hohe Lagerungsdichte der geologisch vorbelasteten Sande
geht mit einer Komprimierung des fir die Durchsickerung verfiigbaren Porenraumes einher.
Aufgrund dessen ist eine vollstandige Versickerung des anfallenden Regenwassers
voraussichtlich innerhalb des Plangebietes nicht moglich (Délling 2019, Merkel 2022).
Zudem reichen die bestehenden Anbindungen an die vorhandenen Regenwasserkanale
nicht aus um das mit Umsetzung der Planung anfallende Niederschlagswasser sachgerecht
abzuleiten. Das vorliegende ,Regenwasserkonzept® (Merkel 2022) geht auf Grundlage des
Entwurfs zum Bebauungsplan von einer kinftigen abflusswirksamen Flache von rd. 20.681
m? aus. Bei einer vollstandigen Ableitung des Regenwassers in die 6ffentliche Kanalisation
wirde sich damit eine Einleitmenge von rd. 361 I/s (bei einem 15-minltigen Regen, der alle 5
Jahre auftritt) ergeben. Dies entspricht mehr als dem Zweifachen der derzeitigen
Einleitmenge.

Eine vollstandige Einleitung der anfallenden Niederschlage (nach Umsetzung der Planung)
wird nach derzeitigem Kenntnisstand bei der unteren Wasserbehoérde keine Genehmigung
bekommen.

Aufgrund dessen, soll so viel des anfallenden Niederschlagswassers wie mdglich, trotz
geringflgiger Versickerungsfahigkeit der Boden Vorort versickert und zurtickgehalten werden
(Délling 2020, Merkel 2022). Nachfolgende Arten der Regenwasserbewirtschaftung werden
in dem Bereich des Bebauungsplans Nr. 113 vorgesehen:

- Flachenversickerung tber durchlassige Belage (z.B. Grinflachen, Sickerpflaster),
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- Muldenversickerung,
- Rigolenversickerung mit gedrosselter Ableitung,

- Versickerung Uber Sickerschachte, um in tieferliegende versickerungsfahige
Schichten zu gelangen (Merkel 2022).

- Dachbegrinung auf 60% der Dachflachen (einfaches Retentionsdach mit einem
Abflussbeiwert von max. 0,3)

Sofern der Boden fiir Versickerung geeignet ist und ein Abstand zum Grundwasser von
mindestens 1,0 m (Sickerraum) eingehalten wird, kann Niederschlagswasser von
Dachflachen und von Fahr- und Parkflachen tUber die belebte Bodenzone versickert werden.
Dazu sind die nicht Gberbaubaren Grundstiicksflachen im Geltungsbereich
wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen, um einer Beeintrachtigung des
Grundwasserhaushaltes und dem bestehenden Regenwasserkanalnetz entgegenzuwirken.
Durch die Verwendung von wasser- und luftdurchlassigen Oberflachenmaterialien kann die
Versickerung weiter gefordert und die Grundwasserspende beibehalten bzw. erhéht werden,
sofern dadurch keine Beeintrachtigungen durch Schadstoffein- oder -austrage bewirkt
werden.

In Anbetracht der vorherrschenden lehmig-bindigen Bodensubstrate bestehen im Plangebiet
vorrangig die Voraussetzungen fur eine Niederschlagsversickerung tber vernetzte Mulden-
Rigolen-Systeme mit gedrosselter Ableitung in den Vorfluter. Nach den bislang vorliegenden
Bodenaufschlissen und unter Berlcksichtigung der lokalen Topographie bietet sich am
ehesten der zentrale Teilabschnitt des Plangebietes als potenzieller Versickerungsstandort
an. Um die dort verfiigbare Aufnahmekapazitat der regellos zwischengelagerten
nichtbindigen Sande bestmdglich auszunutzen, ist ein hydraulisch gekoppeltes Netz an
Entwasserungselementen zielfihrend, welches eine méglichst weitrdumige Verteilung des
Wassereintrags sichert. Umsetzen lieRe sich dies z.B. durch die Installation von
Sickerschacht-Galerien mit Einbindung in die Sandhorizonte, die durch Rigolenstrange
miteinander verbunden werden. Alternativ kdnnen Sickerbecken in dieses System integriert
werden (Ddélling 2019, Merkel 2022).

MafRnahmen, wie Dachbegriinungen, mit einem speziellen Aufbau fir mehr
Niederschlagsrickhaltung, sind effektive MalRnahmen, um die Menge des anfallenden
Niederschlagswassers insbesondere bei Extremniederschlagsereignissen zu minimieren und
somit die GroRRe der erforderlichen Versickerungsbereiche im Boden zu minimieren. Im
Plangebiet sind jeweils 60 % der Dachflachen des Schul- sowie des Verwaltungsstandortes
fur eine extensive Dachbegriinung (einfache Retentionsdacher mit einem Abflussbeiwert von
max. 0,3) vorgesehen.

Mit Umsetzung der angefuhrten Mal3nahmen und der Ausschopfung der bestehenden
Versickerungsmoglichkeiten werden in der Worst-Case-Betrachtung (Ausschépfung einer
GRZ von 0,8) aus dem Geltungsbereich insgesamt 15,8 I/s Regenwasser bei einem 15-
minltigen Regen der alle 5 Jahre auftritt abgeleitet (Merkel 2022). Im Vergleich zur Situation
im Bestand kann die Einleitmenge (Spitzenabfluss) mit Umsetzung der Planung im
Geltungsbereich deutlich reduziert werden.

Eine detaillierte Planung der Versickerungs- und Regenrickhalteanlagen hat im
nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren zu erfolgen. Mit Konkretisierung des
Regenwasserkonzeptes (Standortwahl der Versickerungsanlagen) sind erganzende
baugrund- und Altlastenuntersuchungen an den konkret geplanten Standorten der
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Versickerungsanlagen in den relevanten Tiefenlagen ergénzend vorzunehmen. Bei der
Konzipierung der Versickerungsanlagen sind zudem die Inhalte der Starkregengefahrenkarte
fur die Stadt Potsdam zu beriicksichtigen (vgl. Kapitel C.2.1.3 Wasser). Fir den im
stdlichen- siddstlichen Bereich des geplanten Verwaltungsstandortes werden gemaf der
Karte Bereiche ausgewiesen, die einem erhdéhten Risiko von stauendem Regenwasser bei
einem seltenen (hundertjahrlichen) Starkregenereignis unterliegen. Der
Grundwasserflurabstand hat einen erheblichen Einfluss auf die Tiefeneinbindung einer
Versickerungsanlage. In diesem Zusammenhang ist auch der geschatzte
Grundwasserflurabstand bei der Planung der Versickerungsanlagen zu berlcksichtigen. Im
Plangebiet ist diese Randbedingung aufgrund des relativ tiefliegenden Grundwassers (14-18
m) und der Schutzfunktion der offenbar flachenhaft zwischengelagerten Lehmb&den nur von
untergeordneter Bedeutung (D4lling 2019). Fur die Herstellung von Anlagen zur
Versickerung von Niederschlagswasser besteht eine wasserrechtliche Erlaubnispflicht.

Auf der Waldflache, die zum Erhalt festgesetzt wird kann der Niederschlag wie bisher vor Ort
Uber die belebte Bodenzone versickert werden.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Grundwasser

Die vorgesehenen Nutzungen als Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung
"Schule“und "sozialen Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen® sowie dem
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Verwaltung® bringen keine erhéhte
Gefahrdungslage fur das Grundwasser in Form von méglichen Verschmutzungen mit sich.
Zu einem gewissen Anteil wird, das anfallende Niederschlagswasser iber die belebte
Bodenzone versickert und damit einer Vorreinigung unterzogen. Einer Minimierung der
Grundwasserneubildung wird durch die teilweise Versickerung des anfallenden
Niederschlags vor Ort entgegengewirkt.

Auf der Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung ,Schule® und ,Sozialen Zwecken
dienende Gebaude und Einrichtungen* sollen kiinftig Sportanlagen fir den Schul- und
Vereinsbetrieb entstehen. Die diesbezligliche potenzielle Problematik durch einenEintrag
von Mikroplastik ist bereits in Kapitel C.2.2.2 thematisiert.

Naturrasenplatze bedirfen im Rahmen der Pflege einer regelmaigen Diingung. Diese ist an
die Platz- und Standortbedingungen genau anzupassen. Bei einer zu intensiven Diingung
oder einer Dingung zum falschen Zeitpunkt kann Gberschussiger Dinger ausgewaschen
werden und somit Uber das Sickerwasser auch in das Grundwasser gelangen. Zur
Vermeidung entsprechender negativer Auswirkungen ist bei etwaiger Anlage von
Naturrasenplatzen ein Pflegekonzept zu erarbeiten, umzusetzen und bei sich andernden
Rahmenbedingungen anzupassen.

Auf der Waldflache, die zum Erhalt festgesetzt wird, kann der Niederschlag wie bisher vor
Ort Gber die belebte Bodenzone versickert werden.
Oberflichengewiédsser

Oberflachengewasser sind im Plangebiet nicht vorgesehen. Hinsichtlich der
betriebsbedingten Auswirkungen auf den Bornstedter See siehe anlagebedingte
Auswirkungen auf Oberflachengewasser in diesem Kapitel.
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Abwasser/Schmutz- und Niederschlagswasser
Anfallendes Abwasser wird Uber die ortliche Kanalisation verbracht.

Das anfallende Niederschlagswasser ist soweit wie moglich vor Ort zu versickern (siehe
Anlagebedingte Auswirkungen).

C.2.24 Klima/ Luft/ Lufthygiene / Licht / Strahlung / Schall

Gemal § 1 Abs. 3 Satz 4 BNatSchG sind Luft und Klima auch durch Malinahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schitzen. Dies gilt insbesondere fur Flachen
mit glinstiger lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und
Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen.

Baubedingte Auswirkungen

Klima

Baubedingt kommt es mit Beginn der bauvorbereitenden MaRnahmen zu einem Verlust von
klimadkologisch bedeutsamen Vegetationsbestanden, damit werden die bestehenden
klimatischen Eigenschaften im Plangebiet nachhaltig modifiziert. Durch die Rodung von Wald
geht aullerdem dessen Funktion als Kohlenstoffspeicher verloren.

Luft/Lufthygiene

In der Verordnung Uber Luftqualitatsstandards und Emissionshéchstmengen (39. BImSchV)
werden u.a. Zielwerte, Immissionsgrenzwerte und Emissionshéchstmengen fur bestimmte
Luftschadstoffe festgelegt. Damit sollen die Luftschadstoffe, die zusammen mit anderen
Stoffen als Feinstaub auftreten sowie die wichtigsten Bestandteile von Abgasen des
motorisierten Verkehrs erfasst werden. Auflerdem werden Immissionsgrenzwerte fur
Schwefeldioxid festgelegt, das nicht nur aus Abgasen des motorisierten Verkehrs, sondern
auch aus Hausbrand stammen kann.

Wahrend der Bauzeit ist beim Abbruch und Transport sowie bei der Verarbeitung von
Abbruch- und Baumaterialien mit Staubbildungen zu rechnen, die insbesondere in der
trockenen Sommerzeit zu 6rtlichen Belastungen z.B. fur Anwohner fuhren kdnnen. Die
ausfuhrenden Baufirmen haben im Bedarfsfall geeignete Vorsorgemaflinahmen ergreifen,
sodass erhebliche Beeintrachtigungen durch baubedingte Staube vermieden werden (z.B.
Befeuchtung von Boden und Material oder die Verwendung von Staubschutznetzen).

Licht

Wahrend der Baumalinahmen ist insbesondere in den Morgen- und Abendstunden zeitweise
der Einsatz von Scheinwerfern erforderlich. Im Falle von Nachtarbeit, auch in den
Nachstunden. Dies fiihrt zu Auswirkungen auf die angrenzende Wohnbebauung (Anwohner)
sowie nachaktive Fauna. Insekten kdnnen z.B. durch das Licht angelockt werden und zum
Teil im Bereich der Lampen verenden. BaumalRnahmen in den Abend und Nachstunden sind
nach Maoglichkeit zu vermeiden. Bei der Konzeption der Beleuchtung wahrend der Bauphase
sind die aktuellen Erkenntnisse des Artenschutzes zu berlcksichtigen (vgl. Anlage 4
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag).
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Schall

Baubedingt ist zeitweise mit erhdhten Larmemissionen zu rechen. Zur Vermeidung von
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf angrenzende schutzbedirftige Wohnnutzungen
sind wahrend der Bauzeiten die geltenden Vorschriften zum Schutz vor Baularm
anzuwenden. Fur alle Baustellen gilt § 2 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit der Aligemeinen
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm, Gerauschimmissionen und der Gerate-
und Maschinenlarmschutzverordnung sowie dem LImSchG. Hiernach durfen in der Regel
keine larmintensiven Arbeiten an Werktagen wahrend der Zeiten von 20:00 bis 7:00 Uhr
durchgefuhrt werden. Die bauausfihrenden Firmen sind verpflichtet, alle geeigneten
MafRnahmen zu treffen, um die Larmbelastungen vor allem in den Morgen- und
Abendstunden auf das unvermeidbare Mal} zu begrenzen (z.B. durch den Einsatz larmarmer
Baumaschinen und gerauscharmer Bauverfahren). In Gebieten, in denen vorwiegend
Wohnungen untergebracht sind, betragt der Immissionsrichtwert der Aligemeinen
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm 50 dB(A) tagsiber und 35 dB(A) nachts.
Die Immissionsrichtwerte diirfen nicht (iberschritten werden. Fiir die Uberwachung dieser
Vorschrift ist die Landeshauptstadt Potsdam verantwortlich.

Zur Minimierung der visuellen Larmbeeintrachtigung soll geprift werden, ob die
raumpragenden Geholze nicht alle bereits vor Beginn der Bauarbeiten gefallt werden,
sondern erst dann, wenn der Baufortschritt dies erfordert und unter Beachtung der
Bauzeitenregelung (siehe Mallinhahmen zum Artenschutz).

Anlagebedingte Auswirkungen

Klima

Mit Umsetzung der Planung kommt es zu einem Verlust vorhandener Wald- und sonstiger
Vegetationsbestande. Die Flachen der Gemeinbedarfsflache und des Sondergebietes
werden weitgehend versiegelt. Verbunden mit der geplanten Baudichte (GRZ 0,8) erhéht
sich zum einen der Anteil warmespeichernder Baukdrper und versiegelter Flachen,
gleichzeitig verringert sich der Anteil der Vegetationsstruktur, die sich durch ihre
Verschattung und die durch Verdunstung entstehende Kalt- und Frischluft positiv auf das
lokale Klima auswirken. Es ist davon auszugehen, dass es somit anlagebedingt zu einer
negativen Entwicklung der lokalen klimatischen Verhaltnisse kommt und die bestehende
Warmebelastung sich, in einem bereits vorbelasteten Gebiet, weiter erhdht.

Im sudlichen Bereich bleibt ein Grofteil der bestehenden Waldflache erhalten. In Verbindung
mit den angrenzenden baumbestandenen Griinflachen des Ruinenbergs bleiben in
unmittelbarer Nahe zum Plangebiet, auch nach Umsetzung der Planung klimadkologische
Ausgleichsraume bestehen, die sich positiv auf die Siedlungsflachen im Plangebiet
auswirken. Mit Umsetzung der Planung werden keine umliegenden Kaltluftleitbahnen
beeintrachtigt.

Im Zuge der dem Bebauungsplanverfahren nachgelagerten Planungen ist bei der
Positionierung und Dimensionierung von Gebauden der Aspekt der Funktionserhaltung von
Frisch- und Kaltluftleitbahnen zu beachten, um eine gute Durchliftung des Plangebietes
nach Umsetzung der Planung sicherzustellen.

Eine gesonderte Modellierung der klimatischen Auswirkungen, die mit der Umsetzung der
Planung verbunden sind, istim Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht vorgesehen.
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Die planungsrechtliche Sicherung von Wald sowie die Vorgaben zur Begriinung der
Gemeinbedarfsflache und des Sondergebietes sowie der Versickerung von
Niederschlagswasser im Plangebiet tragen zur Minimierung der Auswirkungen auf das Klima
bei. Grundsatzlich sollte mit Umsetzung der Planung darauf geachtet werden, befestigte
Flachen durch Geholze zu beschatten, um im Sommer Aufheizeffekte zu minimieren.

Die Begriinung der Dachflachen mit einer extensiven Dachbegriinung tragt zur Kiihlung des
Plangebietes durch Verdunstung bei. Zudem minimiert Dachbegriinung die Aufheizung der
Gebaude Uber das Dach, zum einen durch geringeres Aufheizen von Vegetation im
Vergleich zu sonstigen Dachbedeckungen zum anderen durch Isolationswirkung.

Die Landeshauptstadt Potsdam strebt bei stadtebaulichen Planungen durch die Nutzung
erneuerbarer Energien eine Verbesserung der Energieeffizienz an. Dies soll bereits im
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung Berticksichtigung finden, so dass auf
Veranlassung der Landeshauptstadt Potsdam eine Arbeitshilfe fur Bebauungsplanverfahren
erarbeitet wurde. Die im Jahr 2010 unter dem Titel ,Energieeffizienz in der Bauleitplanung®
vorgestellte Arbeitshilfe soll parallel zu den bereits geltenden bauwerksbezogenen
Verordnungen, wie der Energieeinsparverordnung (EnEV) oder dem Erneuerbare Energien-
Warmegesetz (EEWarmeG), energetische und klimaschitzende Aspekte in den
Planungsphasen des stadtebaulichen Entwurfs, tUber die Erarbeitung von Bebauungsplanen
bis hin zu den stadtebaulichen Vertragen, aufzeigen:

o Im Plangebiet soll die Energieversorgung durch den Einsatz erneuerbarer
Energien treibhausneutral gestaltet werden.

o Die Baukorper sollten so ausgerichtet sein, dass eine naturliche Belichtung und
Bellftung der Rdumlichkeiten ermdglicht wird. Eine Festsetzung von Baufeldern
oder Baukoérpern und somit eine Einflussnahme auf die Stellung der Baukérper
erfolgt im Bebauungsplan jedoch nicht.

e Entsprechende Malinahmen fur eine aktive Nutzung von Solarenergie sind im
Planungswettbewerb zu bertcksichtigen.

Bereits mit Beschluss vom 05.03.2008 wurde der Oberbirgermeister, d.h. der Kommunale
Immobilienservice der Landeshauptstadt Potsdam beauftragt, Dacher kommunaler Gebaude
mietfrei fir die Nutzung von Solaranlagen zur Verfigung zu stellen (DS 07/SVV/0844). Hier
sollte berlcksichtigt werden, dass jedes Objekt individuell hinsichtlich seiner technischen und
denkmalrechtlichen Eignung geprift werden muss.

Des Weiteren besteht der mit Beschluss vom 14.08.2019 erklarte Klimanotstand (DS
19/SVV/0543) in der Landeshauptstadt Potsdam, an dessen MalRnahmen sich bei Planung
und Neubau von Vorhaben Bauherren halten missen. Auch der Masterplan 100 %
Klimaschutz bis 2050 ist ein Vorhaben, welches im September 2018 mit einem Aktionsplan
von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen wurde. An die Inhalte bzw. Leitlinien
dessen orientiert sich der KIS ebenfalls bei 6ffentlichen Bauvorhaben (vgl. B.4 Klimaschutz
und Klimaanpassung).

Der Anfalligkeit des Vorhabens gegentiber den Folgen des Klimawandels wie steigende
Temperaturen, haufigere Wetterextreme mit Starkregen und Hitzeperioden sowie
Uberlastungen von Gewéssern und Kanalisation wird mit den genannten MaRnahmen,
insbesondere bezogen auf den Umgang mit Niederschlagswasser und Begriinung soweit wie
moglich gegengesteuert. Weitere MalRnahmen sollten im Zuge der nachgelagerten
Planungen ergriffen werden.
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Luft/Lufthygiene

Durch die geplante Bebauung und die damit verbundene Nutzungsanderung ist eine
Erhéhung der Luftschadstoffbelastung zu erwarten. Die Frischluftproduktion und
lufthygienische Situation wird durch den Verlust von Wald, baum- und sonstigen
vegetationsbestandenen Flachen im Plangebiet gemindert bzw. beeintrachtigt.

Folgende Faktoren werden negative Auswirkungen auf die Lufthygiene haben:

e Hausbrand (Brennstoff z.B. aus Heizungen)

e Erhoéhung des Verkehrsaufkommens durch private KfZ-Fahrten von Mitarbeitern und
Besuchern des Verwaltungsstandortes und des Schulstandortes, Eltern, die Ihre
Kinder zur Schule bringen sowie Vereinsnutzung des Schulstandortes aullerhalb der
Unterrichtszeiten

Die im Plangebiet zu erhaltende Vegetation, einschlieRlich der festgelegten
Begrinungsmalnahmen minimieren durch ihre positive Wirkung auf das lokale Klima und
die Lufthygiene den Eingriff in das Schutzgut.

Licht

Anlagen sind gemaf § 22 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG so zu errichten und zu betreiben,
dass schadliche Umwelteinwirkungen durch Licht verhindert werden, die nach dem Stand
der Technik vermeidbar sind, und dass nach dem Stand der Technik unvermeidbare
schadliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmal} beschrankt werden (MLUL 2001).

Mit Umsetzung ist von einer Erhéhung der Lichtemissionen durch kunstliche Lichtquellen in
den Morgen-, Abend- und Nachstunden im Plangebiet auszugehen, zum einen durch eine
Nutzung der Einrichtungen bis in die Abendstunden (Sportanlagen) zum anderen durch
Beleuchtungen fir Wege und Parkplatze, die in der Regel auch in den Nachstunden an sind.

Im Plangebiet sind in diesem Zusammenhang insbesondere auch die Auswirkung der
Sportplatznutzung zu betrachten. Fir die Beleuchtung von Sportplatzen gilt seit November
1999 in allen Landern der Europaischen Union die DIN EN 12193 ,Licht und Beleuchtung —
Sportstattenbeleuchtung®.

Die Beleuchtung aller Flachen im Plangebiet sollte grundsatzlich auf das notwendige Maf}
minimiert werden. Auf den Wegeflachen z.B. kann ein Beleuchtungskonzept mit Bewegungs-
und Prasenzmeldern eine bedarfsgerechte Steuerung férdern.

Bei der kunftigen Erarbeitung des Beleuchtungskonzepts im Rahmen der weiterfihrenden
Planungen sind neben dem Schutz fir Anwohner die aktuellen Erkenntnisse des
Artenschutzes (vgl. Anlage 4 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) zu bericksichtigen.

In diesem Zusammenhang ist ebenfalls die Leitlinie der Landeshauptstadt Potsdam zum
Schutz vor Lichtverschmutzung (Lichtschutzleitlinie) anzuwenden. Aspekte, die hinsichtlich
der Umweltvertraglichkeit in Bezug auf die Thematik Beleuchtung zu beachten sind,
beziehen sich grundsatzlich auf die Wahl der Lichtfarbe, auf die Lichtlenkung, die
Lichtintensitat und die Einschaltzeit des Lichtes in Abhangigkeit von Standort und
Einsatzzweck (vgl. Lichtschutzleitlinie der Landeshauptstadt Potsdam).

Schall
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Von anlagebedingten negativen Auswirkungen in Bezug auf Schall ist mit Umsetzung der
Planung nach derzeitigem Kenntnisstand nicht auszugehen.

Im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung (Akustikbliro Dahms 2021) wurde
festgestellt, dass die Schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005-1 im
Bebauungsplangebiet flir Mischgebiete im vorderen Bereich und fir Aligemeine
Wohngebiete im Hinblick auf Verkehrslarm nahezu im gesamten Bebauungsplangebiet
Uberschritten werden.

Ausgehend von den Erhebungen der Schalltechnischen Untersuchung kommen aktive
Larmschutzmalnahmen im Plangebiet nicht in Frage. Im Rahmen des Bebauungsplanes
sind Festsetzungen zu passiven SchallschutzmaRnahmen auf der gesamten Flache zu
treffen. Es ist sicherzustellen, dass im Baugenehmigungsverfahren die Schalldamm-Male
der AulRenbauteile entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1:2018-01 sowie der
geplanten Nutzung ermittelt werden.

In der Wettbewerbsauslobung wird der KIS den Anspruch formulieren, dass auf einen
baulichen Schallschutz, insbesondere hinsichtlich angenehmer, akustischer
Lernbedingungen innerhalb des neuen Schulbaus zu achten ist. Larm und Schall, der vom
Betrieb des neuen Schulgebdudes ausgehen kann, ist gegenlber der angrenzenden
Wohnbebauung zu bertcksichtigen.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Klima

Die gute OPNV-Anbindung durch Bus und Tram mit bestehenden Haltestellen (Potsdam
Kirschallee) in unmittelbarer Nahe zum Plangebiet beglinstigen die Erreichbarkeit des
Schulstandortes Uber alternative Verkehrsmittel. Trotzdem ist zu Stol3zeiten mit einer
Erhéhung des Verkehrs zu rechnen, durch Angestellte des Schul- und Verwaltungsstandort
und durch Schiiler-Hol- und -Bringverkehr.

Der Anfélligkeit des Vorhabens gegenlber den Folgen des Klimawandels, z.B. steigende
Temperaturen, haufigere Wetterextreme mit Starkregen und Hitzeperioden sowie
Uberlastungen von Gewéassern und Kanalisation wird mit den genannten Malinahmen (siehe
Kapitel C.3.3) zum Erhalt und der Neuanlage von Vegetation, Schaffung von
Versickerungsflachen vor Ort etc. soweit wie moglich entgegengesteuert.

Fir die Pflege der Gemeinbedarfs- und etwaige Sportflachen sind energieeffiziente und
umweltfreundliche Maschinen einzusetzen.

Luft/Lufthygiene

Die gute OPNV-Anbindung durch Bus und Tram mit bestehenden Haltestellen in
unmittelbarer Nahe zum Plangebiet sowie der auf der nérdlichen Strallenseite der
Pappelallee verlaufende 2-Richtungs-Radweg sowie der Fuligangerweg begunstigen die
Erreichbarkeit des Schul- und Verwaltungsstandortes Uber alternative Verkehrsmittel.
Trotzdem ist zu Stofzeiten mit einer Erhéhung des Verkehrs zu rechnen, durch Angestellte
des Verwaltungsstandortes und durch Schiler-Hol- und -Bringverkehr.

Die verkehrsbedingten Luftbelastungen werden sich durch die Zunahme des Verkehrs am
ehesten in den Einmindungsbereichen der Erschlielungsstralien (Reiherweg/Pappellallee)
erhdhen, werden jedoch im Vergleich zur Gesamtstadt als geringfugig eingestuft. Es ist zu
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erwarten, dass die Jahresmittelwerte der Parameter Stickstoffdioxid NO2 und Feinstaub
PM10 auch zukunftig deutlich unterhalb der Jahresgrenzwerte zum Gesundheitsschutz
gemall EU-Richtlinie liegen werden.

Licht

Eine Ausleuchtung der Flachen im Plangebiet wahrend der Abendstunden ist zu Nutzungs-
und Sicherheitszwecken erforderlich. Die Beleuchtung aller Flachen sollte grundsatzlich auf
das notwendige MaR minimiert werden. Auf den Wegeflachen z.B. kann ein
Beleuchtungskonzept mit Bewegungs- und Prasenzmeldern eine bedarfsgerechte Steuerung
fordern. Die lichttechnischen Anforderungen an Sportplatzbeleuchtungsanlagen sind in der
DIN EN 12193 ,Licht und Beleuchtung, Sportstattenbeleuchtung” festgelegt, um den
unterschiedlichen Anforderungen von Sportler*innen und Zuschauern hinsichtlich des
Wettbewerbsniveaus gerecht zu werden. Eine Nutzung der Sportplatze ist bis 22:00 Uhr
vorgesehen. Somit ist auch eine Beleuchtung in den Abendstunden fast das gesamte Jahr
durch erforderlich. Bei der kiinftigen Erarbeitung des Beleuchtungskonzepts im Rahmen der
weiterfiihrenden Planungen sind neben dem Schutz fiir Anwohner die aktuellen Erkenntnisse
des Artenschutzes (vgl. Anlage 4 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) zu beriicksichtigen.

In diesem Zusammenhang ist ebenfalls die Leitlinie der Landeshauptstadt Potsdam zum
Schutz vor Lichtverschmutzung (Lichtschutzleitlinie) anzuwenden. Aspekte die hinsichtlich
der Umweltvertraglichkeit in Bezug auf die Thematik Beleuchtung zu beachten sind,
beziehen sich grundsatzlich auf die Wahl der Lichtfarbe, auf die Lichtlenkung, die
Lichtintensitat und die Einschaltzeit des Lichtes in Abhangigkeit von Standort und
Einsatzzweck (vgl. Lichtschutzleitlinie der Landeshauptstadt Potsdam)

Schall

Betriebsbedingt kommt es gemal dem Larmgutachten (Akustikbiiro Dahms 2021) an den
umliegenden sensiblen Nutzungen, zu Gerauschimmissionen. Dies ist bedingt durch die
anvisierten Nutzungen im Plangebiet.

Die Ausweisung der Flache fir Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ,Schule® ist als
sozialadaquat zu betrachten und im Sinne des § 22a BImSchG somit hinzunehmen. Fur die
Beurteilung der Gerauschimmissionen, die durch den Schulbetrieb verursacht werden, liegen
keine Beurteilungsvorschriften vor, der Schulbetrieb als solcher ist daher nicht Bestandteil
der Schalltechnischen Untersuchung. Es ist anzunehmen, dass fur etwaige Sporthallen und
die Aulensportflachen eine werktagliche Schulsportnutzung zwischen 06:00 Uhr und 16:00
Uhr bestehen wird. Diese ist gemaR 18. BImSchV ebenfalls nicht zu beurteilen. Da eine
Nutzung aufierhalb des Sportunterrichts und Schulbetriebs (zwischen 16:00 und 22:00 Uhr)
durch Sportvereine im Plangebiet jedoch nicht ausgeschlossen ist, sind die
Gerauscheinwirkungen ausgehend von etwaigen Sportanlagen auf die umliegenden
Nutzungen nach Beendigung des Schulbetriebs naher zu betrachten. Hierzu wird eine
Gerauschkontingentierung durchgefuhrt.

Die Kontingentierung von Gerauschen stellt eine anerkannte Methode zum Umgang mit
Immissionskonflikten in der Bauleitplanung dar. Bei der Gerduschkontingentierung werden
zulassige Emissionswerte fur einzelne Teilflachen eines Gebietes festgesetzt. Auf diese
Weise sollen vorrangig verschiedene Nutzungsmaglichkeiten innerhalb eines Gebietes
miteinander abgestimmt werden. Die Kontingentierung erfolgt gemaf der DIN 45691
(,Gerauschkontingentierung®).
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Eine detaillierte Planung nebst Verortung moglicher Sportanlagen liegt nicht vor. Hinsichtlich
der Sportflachen sind auf der Gemeinbedarfsflache sowohl eine Sporthalle als auch mehrere
Flachen fir AulRensportanlagen und/oder -platze denkbar.

Zur Betrachtung der Larmeinwirkung moglicher Sportanlagen im Bereich der
Gemeinbedarfsflache wurden insgesamt drei Immissionspunkte nérdlich und westlich des
Plangebiets festgelegt:

- 101: Studentenapartments Pappelallee 14-17
- 102: Wohnhaus Reiherweg 8
- 103: Wohnhaus Reiherweg 22

Fir die Beurteilung der Gerausche, die durch die Sportanlagen emittiert werden, ist die
Sportanlagenlarmschutzverordnung (18. BImSchV) mafigebend.

In der 18. BImSchV werden die

- Ublicherweise zulassige Gerauschbelastung, die im Folgenden als Regelbetrieb
bezeichnet wird, von der

- Gerauschbelastung bei so genannten Seltenen Ereignissen
unterschieden.

Die uUblicherweise zulassige Gerduschbelastung (also flir den Regelbetrieb) ist in der
Sportanlagenlarmschutzverordnung (18. BImSchV) durch gebietsbezogene
Immissionsrichtwerte festgelegt. Bei der Beurteilung erfolgt eine Unterscheidung zwischen
Werktagen und Sonn- bzw. Feiertagen mit zusatzlichen Ruhezeiten.

In den Ruhezeiten werden Gerauscheinwirkungen nicht vollig ausgeschlossen. Fir die Zeit
am Morgen wird jedoch ein ,leiserer” Betrieb gefordert. In allen anderen Ruhezeiten
entsprechen die Immissionsrichtwerte denen aul3erhalb der Ruhezeiten. Ein besonderer
Hinweis ist flr die Gerauscheinwirkungen notwendig, die an Sonn- und Feiertagen zwischen
9.00 und 13.00 Uhr und/oder 15.00 und 20.00 Uhr auftreten. Bei der Berechnung des
Beurteilungspegels flr diesen Zeitraum ist Uber deren Summe von insgesamt 9 Stunden zu
mitteln. Die Immissionsrichtwerte fiir so genannte ,Seltene Ereignisse” unterscheiden sich
durch zwei wesentliche Merkmale von denen, die Ublicherweise einzuhalten sind: Die nach
der Sportanlagenlarmschutzverordnung (18. BImSchV) zulassigen Gerauschbelastungen bei
seltenen Ereignissen sind

- nicht gebietsbezogen und
- deutlich hoher,

als die fur den Regelbetrieb.

Besondere Ereignisse, wie z.B. Punktspiele ,,...gelten als selten, wenn diese an héchstens
18 Kalendertagen eines Jahres in einer oder mehreren Beurteilungszeiten auftreten.”

Einzelne kurzzeitige Maximalpegel Larmax durfen diese Werte in Kur-, Wohn- und
Mischgebieten am Tag um nicht mehr als 20 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als

10 dB(A) Uberschreiten (= Maximal- oder Spitzenpegelkriterium fur Seltene Ereignisse). Das
heil3t, zum Beispiel, dass tagsiiber aul’erhalb der Ruhezeiten ein Maximalpegel von

90 dB(A) nicht Uberschritten werden darf. Wie aus der obigen, kursiv gekennzeichneten
Begriffserklarung deutlich wird, ist es also (in seltenen Fallen) zulassig, die fur den
Regelbetrieb geltenden Immissionsrichtwerte zu Gberschreiten.

Bebauungsplan Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg"



128 Kapitel C - Umweltbericht

Die so genannten ,Seltenen Ereignisse” werden also Uber ihre Haufigkeit und die
resultierende Gerduschsituation im nachbarschaftlichen Umfeld definiert. Die
~Sportveranstaltungen im Sinne von seltenen Ereignissen” sind der zustandigen Behdrde
mitzuteilen und die Erteilung einer entsprechenden Ausnahmegenehmigung anzustreben.

Fir das Bebauungsplangebiet wird ausschliel3lich der Regelbetrieb betrachtet, wobei davon
ausgegangen wird, dass die auRerschulische Nutzung sich auf die Nachmittag- und
Abendstunden beschrankt.

Daraus ergeben sich fir die Beurteilung der Larmeinwirkung (Regelbetrieb) an den
ausgewahlten Immissionspunkten folgende Immissionsrichtwerte:

- 101 (Mischgebiet): 60 dB(A) Tag/ 45 dB(A) Nacht
- 102 (Mischgebiet): 60 dB(A) Tag/ 45 dB(A) Nacht
- 103 (Mischgebiet): 60 dB(A) Tag/ 45 dB(A) Nacht

Bei Einhaltung der ermittelten Gerauschkontingente werden mit Umsetzung der Planung an
allen festgelegten Immissionsorten die Immissionsrichtwerte von 60 dB(A) am Tag und
45 dB(A) in der Nacht eingehalten.

Auf den Emissionsbereichen sind Vorhaben (Sportanlagen) zulassig, deren Gerausche die
im Bebauungsplan angegebenen Emissionskontingente Lexinach DIN 45691 weder
innerhalb noch auf3erhalb der Ruhezeiten Uberschreiten.

Bezlglich der Schallddmmung der Auflenbauteile sind die energetisch addierten
Beurteilungspegel aus Gewerbe- und Verkehrslarm heranzuziehen und es kdnnen die in der
Schallimmissionsprognose dokumentierten Schalldamm-Male in den Bebauungsplan
eingearbeitet werden.

C.2.2.5 Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt

Spezielle Artenschutzpriifung gemaR §§ 44, 45 BNatSchG

Fir die spezielle Artenschutzprifung liegt ein gesondertes Fachgutachten vor (Anlage 4).
Nachfolgend sind die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prifung (gemaf §§ 44, 45
BNatSchG) zusammenfassend dargestellt.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden, im Ergebnis der Relevanzprufung,
folgende Artengruppen erfasst:

- Brutvogel
- Fledermause

Brutvégel

Alle europaischen Vogelarten gehdren nach § 7 Abs. 13 BNatSchG zu den besonders
geschitzten Arten, woraus sich die in § 44 BNatSchG aufgefiihrten Vorschriften fir
besonders geschutzte Tierarten ergeben. Die artenschutzrechtliche Prufung erfolgt
ausschlieBlich flur die nachgewiesenen Brutvogelarten.

Bei den Nahrungsgasten ist unter Beachtung der Ausstattung des Plangebietes sowie den
umgrenzenden Flachen nicht davon auszugehen, dass es sich um Nahrungsgebiete der
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Arten handelt, deren Verlust zu einer erheblichen Beeintrachtigung der jeweiligen lokalen
Population fihren kénnte.

Im Untersuchungsgebiet wurden insgesamt 23 besonders geschitzte Vogelarten mit
Brutrevier nachgewiesen. Bei den nachgewiesenen Brutvogelarten handelt es sich
groBtenteils um haufige Vogelarten mit stabilen Populationen (haufiges/sehr haufiges
Vorkommen) im Land Brandenburg. Die Arten sind nicht in einer Gefahrdungskategorie der
Roten Liste des Landes Brandenburg aufgefihrt. Im Land Brandenburg sind die Bestande
fur die Arten Star, Fitis, Hausrotschwanz, Gartenrotschwanz, Girlitz und Grunfink jedoch als
rucklaufig eingeschatzt.

Im Bebauungsplangebiet wurden mehrere Brutreviere der Hohlen- und Nischenbriter Star,
Hausrotschwanz, Blaumeise, Kohimeise, Bachstelze und Kleiber festgestellt. Diese Arten
nutzen ihre Fortpflanzungsstatten in der Regel wiederkehrend in der ndchsten Brutperiode.
Die nachgewiesenen Brutreviere stellen in Verbindung mit den geeigneten Strukturen fir
eine Nestanlage am Baum- und Gebaudebestand ganzjahrig geschitzte Lebensstatten im
Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG dar.

Der Gartenrotschwanz ist ebenfalls ein Nischen- und Hoéhlenbriter der im Plangebiet
vertreten ist, er nutzt seine Niststatten jedoch nicht wiederholt zur Jungenaufzucht. Der
Schutz seiner Fortpflanzungsstatte erlischt in diesem Fall mit dem Ende der jeweiligen
Brutsaison.

Bei Amsel, Girlitz, Buchfink, Mdnchsgrasmicke, Ringeltaube, Grunfink, Rotkelchen, Fitis,
Zaunkonig, Schwanzmeise, Singdrossel, Sommergoldhahnchen, Eichelhdher und Nachtigall
handelt es sich um Boden- und Freibriter, die innerhalb von Baum- und Strauchbestand ihre
Nester errichten. Der Schutz der Fortpflanzungsstatten erlischt hier ebenfalls mit dem Ende
der jeweiligen Brutsaison.

Im Falle einer Beseitigung geschutzter Niststatten der Hohlen- und Nischenbriter, aber auch
unbewohnter Baumhoéhlungen sind passende KompensationsmafRnahmen (Anbringung von
Hohlenbriterkasten) am zu erhaltenden Baumbestand erforderlich. Fiir Kohlmeise,
Blaumeise und Kleiber kénnen die Héhlenbriterkasten auch an nahe gelegenen Gebauden
angebracht werden.

Fledermause

Innerhalb des Untersuchungsgebietes konnten bei den Detektorbegehungen bzw. durch den
Einsatz einer Horchbox an verschiedenen Stellen im Gebiet Fledermduse ermittelt werden,
die entweder auf der Jagd waren oder das Gebiet als Transfergebiet nutzten. Im gesamten
Bebauungsplangebiet konnten Fledermausaktivitaten nachgewiesen werden.

Im vorhandenen Baum- und Gebaudebestande im Gebiet konnten keine
Fledermausquartiere oder Spuren von Fledermausen ermittelt werden. Es bestehen jedoch
Hohlenbaume und Gebaudestrukturen mit Quartierspotenzial fir Fledermause im Plangebiet.

Im Falle einer Beseitigung unbewohnter Baumhdhlungen und Gebaudestrukturen mit
Quartierspotenzial sind passende KompensationsmalRnahmen (Anbringung von
Fledermauskasten) am zu erhaltenden Baumbestand und ggf. am neuen Gebdudebestand
anzubringen.
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Sonstige Arten

Bei den Begehungen im Untersuchungsgebiet konnten vier aktive Hugelnester der
besonders geschitzten Gattung Waldameise (Formica) ermittelt werden. Die Nester stellen
geschitzte Lebensstatten im Sinne des § 44 Absatz 1 Nummer 3 dar.

Bei einer geplanten Bebauung der Neststandorte sind die Ameisen rechtzeitig und vor
Beginn der Baumalinahmen an einen geeigneten Standort durch einen
artenschutzsachverstandigen umzusiedein.

MaBnahmen und Ausnahmeantrédge

Mit den im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (s. Anlage 4) fir Tiere, Pflanzen, biologische
Vielfalt dargelegten MaRnahmen (VermeidungsmafRnahmen, CEF-MaRnahmen, FCS-
MafRnahmen) wird die Erfillung von Verbotstatbestanden nach § 44 BNatSchG mit
Umsetzung der Planung weitgehend vermieden. Fir die Beeintrachtigung von Brutstatten fir
Vogel, die Uber die jeweilige Brutperiode hinaus (ganzjahrig) geschutzt sind, die potenziellen
Fledermausquartieren in den Hohlenbaumen, sowie die Umsiedlung der erfassten
Ameisennester sind vor Baubeginn Ausnahmeantrage nach § 45 BNatSchG bei der
zustandigen Naturschutzbehdrde zu stellen.

Baubedingte Auswirkungen

Biotope und Bdume

Mit Baufeldfreimachung werden die bestehenden Vegetationsstrukturen, die derzeit zum
Grolteil der naturlichen Sukzession unterliegen, im Plangebiet weitgehend entfernt. Die
bestehenden versiegelten Wege, Parkplatze und Gebaudestrukturen werden voraussichtlich
vollstandig abgerissen und den geplanten Nutzungen entsprechend auf der Flache neu
angelegt. In diesem Zusammenhang ist auch die baubedingte Fallung von nach
BaumSchVO geschitzten Baumen notwendig. Aufgrund der noch nicht finalisierten
Ausrichtung der einzelnen geplanten Baukdrper im Plangebiet (Schule/Verwaltung) ist zum
jetzigen Zeitpunkt der Planung nicht letztverbindlich zu bestimmen welche der
wertbestimmenden Baume im Plangebiet erhalten bleiben kénnen und welche nicht.

Grundsatzlich weist die Bestandsvegetation aufgrund ihres Alters eine héhere
landschaftliche und artenschutzfachliche Qualitat auf, als Neupflanzungen. Zudem stellt die
Bestandsvegetation eine wichtige Lebensstatte flir Vogel dar.

Durch entsprechende Vorgaben im hochbaulichen Wettbewerb fiur den Schulstandort soll
sichergestellt werden, dass ein Teil der Baumartenzusammensetzung im Plangebiet zur
Wahrung des historisch gewachsenen Vegetationscharakters auf der Flache erhalten bleibt
und im Rahmen der Planung zur Gebaudeausrichtung bertcksichtigt wird.

Im hochbaulichen Wettbewerb zum Schulstandort (Stand 10.06.2022) werden folgende
Kriterien zur Berticksichtigung des Baumbestandes formuliert:

e schonende Einbindung der vorhandenen Vegetation, gro3tmoglicher Erhalt von
Baumen, ggf. Nachpflanzungen;

o die auf dem kinftigen Schulstandort vorhandenen, schiitzenswerten Baume, befinden
sich alle im nordlichen Bereich des Wettbewerbgebietes (Schulstandort) (1 Ahorn, 1
Ulme, 1 Pappel, Pinien-/Kiefernbaumgruppe), ein Erhalt dieser Baume ist vorrangig
wlnschenswert
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Weiterhin sollen gemaf den Kriterien zum Wettbewerb flr den Schulstandort die
eingereichten Entwiirfe den waldchenartigen Charakter des Ubergangsbereichs am
stidlichen Ende des Schulareals (Gemeinbedarfsflache) und den hier existierenden
Baumbestand vorrangig erhalten.

Die zu erhaltende Vegetation (Waldflache/sonstige vegetationsbestandene Flachen) in den
Randbereichen ist wahrend der BaumafRnahmen entsprechend vor einer Beeintrachtigung zu
schitzen. Zur Reduzierung der Beeintrachtigungen auf die zu erhaltende Waldflache und
weitere Vegetationsbestéande (Pflanzbindung) sind diese durch einen entsprechenden
Bauzaun abzugrenzen und zu schiitzen. Zu erhaltende Baume oder Baumgruppen sind vor
Baubeginn der bauvorbereitenden MalRnahmen entsprechend zu kennzeichnen, um
Missverstandnisse bei der Rodung zu vermeiden. Bauzeitlich sind die zu erhaltenden Baume
durch geeigneten Stammschutz und den Schutz des Wurzelbereichs zu sichern.

Fauna

Eine ausfiihrliche Darstellung der Auswirkungen und MalRnahmen auf die Fauna erfolgt im
Rahmen der artenschutzrechtlichen Prifung und wird in einem gesonderten Gutachten
dargestellt (siehe Anlage 4).

Anlagebedingte Auswirkungen

Biotope und Bdume

Die bestehenden Vegetationsflachen werden kiinftig gro3flachig versiegelt. Sowohl fir die
Gemeinbedarfsflache (Schulstandort) als auch das Sondergebiet (Verwaltungsstandort) ist
eine GRZ von 0,8 zulassig. GemaR § 8 BbgBO sind nicht mit Gebduden oder vergleichbaren
baulichen Anlagen tberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke zu begriinen oder zu
bepflanzen. Die Erforderlichkeit von Baum- und Strauchpflanzungen wird durch die textlichen
Festsetzungen gesteuert (textliche Festsetzung 3.1; 3.2). Somit werden neue
Vegetationsstrukturen im Plangebiet geschaffen. Fur die Pflanzung von neuen Baumen und
Strauchern im Plangebiet sind gebietsheimische Arten zu verwenden (vgl. Anlage 1; Kap.
C.2.3.5). Ein Teil der 6stlich bestehenden Vegetationsstruktur wird mittels einer
Pflanzbindung zum Erhalt festgesetzt (textliche Festsetzung 3.3).

Die Textliche Festsetzung (TF) 3.1 kann unter Umstanden eine Umsetzung des geplanten
Schulbauvorhabens erschweren, da die Anzahl der geforderten Baum- und
Strauchpflanzungen innerhalb des Schulgrundstiicks die Kapazitaten fir den Bau von
Gebauden, Sportflachen und die Gestaltung der Freiflachen einschrankt. Fur den Fall, dass
die durch die TF 3.1 erforderlichen Ersatzpflanzungen auf dem Schulgrundstick nicht
unterzubringen sind, wurde eine Erklarung vom Bauherrn der Schule, dem Kommunalen
Immobilien Service (KIS) unterzeichnet, welche absichert, dass die verbleibenden
Ersatzpflanzungen aufierhalb des Bebauungsplangebietes, aber innerhalb des Potsdamer
Stadtgebietes realisiert werden. Diese Erklarung beinhaltet zunachst die Zusicherung, dass
gemal der TF 3.1 so viele Baume und Straucher, wie nach dem zukuinftigen
Freiraumkonzept der Schule mdglich, auf dem Schulgrundstiick untergebracht werden. Dazu
zahlen auch jene Badume und Straucher, welche bereits auf der Flache existieren, den
Anforderungen der TF 3.1. entsprechen und im Zuge der Umsetzung des Planvorhabens
erhalten werden. Die Anzahl der Baume und Straucher, welche durch die TF 3.1 auf dem
Schulgrundstiick erforderlich sind, aber auf Grund fehlender Platzkapazitaten, nicht auf
diesem realisiert werden kénnen, sollen auf externen Flachen im Stadtgebiet Potsdams
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gepflanzt werden. Hierfur werden die Flachen Flurstick 149, Flur 1 der Gemarkung Fahrland
und Flurstuck 114/1, Flur 3 der Gemarkung Fahrland benannt und durch den KIS gesichert.

Fauna

Eine ausfihrliche Darstellung der Auswirkungen und MalRnahmen auf die Fauna erfolgt im
Rahmen der artenschutzrechtlichen Prifung und wird in einem gesonderten Gutachten
dargestellt (siehe Anlage 4).

Betriebsbedingte Auswirkungen

Biotope und Baume

Die Flache unterliegt kinftig einer sehr intensiven Nutzung. Ein Grof3teil der Flachen wird
durch Bebauung, Verkehrswege etc. versiegelt sein. Insbesondere im Bereich der Schule
werden auch die vegetationsbestandenen Flachen einem starken Nutzungsdruck
unterliegen. Somit werden sich langfristig insbesondere Biotope entwickeln, die dieser
intensiven Nutzung Stand halten. Die sudlich im Plangebiet gelegene Waldflache, die als
solche erhalten bleiben soll, ist voraussichtlich keiner Nutzungsintensivierung mit Umsetzung
der Planung ausgesetzt. Die Flache wird sich voraussichtlich der natlrlichen Sukzession
entsprechend weiter entwickeln.

Fauna

Eine ausfiihrliche Darstellung der Auswirkungen und MalRnahmen auf die Fauna erfolgt im
Rahmen der artenschutzrechtlichen Prifung und wird in einem gesonderten Gutachten
dargestellt (siehe Anlage 4).

C.2.2.6 Landschaft

Baubedingte Auswirkungen

Mit Beginn der bauvorbereitenden MalRnahmen, d.h. der Rodung der Waldflachen, Baume
und sonstigen Vegetationsstruktur geht eine nachhaltige Veranderung des Landschaftsbildes
einher. Damit verbunden ist ein Verlust von Flachen die derzeit z. T. der Erholungsnutzung
dienen und sich in ihrer Struktur positiv auf das Landschaftsbild am Ruinenberg auswirken.
Nach Maoglichkeit sollte die Fallung und Beseitigung des Baum- und Vegetationsbestandes in
Korrelation mit dem Baufortschritt erfolgen, um das Landschaftsbild am Standort solange wie
mdglich zu erhalten.

Nach Maglichkeit sollte mit Umsetzung der Planung auch innerhalb der bebaubaren
Bereiche Bestandsvegetation erhalten bleiben. Diese weist auf Grund ihres Alters eine
hoéhere landschaftliche Qualitat auf, als Neupflanzungen. Die zu erhaltende Vegetation in
den Randbereichen ist wahrend der Baumalinahmen entsprechend vor einer
Beeintrachtigung zu schutzen. Gemal den Kriterien zum Wettbewerb fur den Schulstandort
sollen die eingereichten Entwiirfe den waldchenartigen Charakter des Ubergangsbereichs
am sudlichen Ende des Schulareals (Gemeinbedarfsflache) und den hier existierenden
Baumbestand vorrangig erhalten.

Im Zusammenhang mit der Baustelleneinrichtung ist zu beachten, dass der Baumbestand
entlang der Pappelallee und entlang des Reiherwegs unter den Schutz von Alleen fallt.
Gemal § 17 BgNatSchAG in Verbindung mit § 29 Abs. 3 BNatSchG durfen Alleen nicht
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beseitigt, zerstoért oder nachhaltig beeintrachtigt werden. Die Bestimmungen des § 17 Abs. 1-
3 BbgNatSchAG sind wahrend der Bauausfuhrung zu berucksichtigen.

Bedingt durch die Randlage des Untersuchungsgebietes unmittelbar am Ruinenberg weist
das Gelande eine vergleichsweise bewegte Topografie auf, das Profil fallt in nordwestliche
Richtung ab, wobei sich der Hohenabfall innerhalb der Liegenschaft ganz allmahlich
vollzieht. Die absoluten Héhenordinaten bewegen sich dabei zwischen ~ 51,0 m im Sidosten
und etwa 46,3 m U. NHN (Hohensystem DHH 2016) im Nordwesten (D4lling 2020). Im Zuge
der Umsetzung der Planung, zur Herstellung eins Planums, sind deswegen verstarkte
Bodenarbeiten im Plangebiet erforderlich. In diesem Zusammenhang ist jedoch nicht mit
erheblichen negativen Auswirkungen auf das bestehende Landschaftsbild zu rechnen. Das
Relief der Flache ist derzeit von aufl3en nur sehr eingeschrankt visuell wahrnehmbar und
Ubernimmt keine landschaftsbildprégende Funktion.

Anlagebedingte Auswirkungen

Mit Umsetzung der Planung werden die derzeit ungenutzte und verfallene Gebaudestruktur
im Plangebiet abgerissen und neu gebaut. Somit erfolgt eine komplette Neugestaltung des
Standortes, mit der entsprechenden Aufdenwirkung.

Mit der geplanten Bebauung fiir den neuen Schul- und Verwaltungsstandort an der
Pappelallee geht die Moglichkeit der Beeintrachtigung bestehender Sichtbeziehungen am
Standort Ruinenberg einher. Der Bebauungsplan setzt fur die kiinftigen Gebaude eine
maximale Héhe von 63,06 m (Oberkante fir die nérdlich gelegenen Baukérper) fest. Die
sudlich gelegenen Baukdérper sind mit einer Oberkante von 57,40 m niedriger. Diese
Hohenbegrenzung orientiert sich an der im Westen des Geltungsbereichs vorzufindenden
Wohnbebauung (Reiherweg). Da dieser Bereich dem Ruinenberg am nachsten gelegen ist,
sind die zulassigen Gebaudeoberkanten an dieser Stelle am geringsten, sodass zukulnftige
Gebaude keine stérende Wirkung auf das angrenzende Denkmal (Ruinenberg) ausiben.

Auch die Gebdude des Justizzentrums |l auf dem Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
“Verwaltung“ weisen zur Sicherung des Landschaftsbildes unterschiedliche
Hoéhenbegrenzungen auf. Im nordwestlichen Bereich ist eine Oberkante von 62,70 m Uber
NHN zulassig. Dies ermdglicht eine Gebaudehdhe von ca. 15,70 m, welche flr das zuklnftig
dort liegende Gebaude geplant ist. Der mittlere Teilbereich des Verwaltungsstandortes weist
eine Hohenbegrenzung von 59,20 m Uber NHN auf und bertcksichtigt fur die dort zukunftig
stehende Bebauung eine dreigeschossige Gebaudehdhe von bis zu ca. 12,00 m. Im
sudlichsten Teilbereich ist wie auch im Stden des Schulgrundstiicks eine Hohe von 57,40 m
Uber NHN zulassig. Mit den beschriebenen Festsetzungen zur Héhenbegrenzung der
geplanten Baukodrper wird sichergestellt, dass sich die geplante bauliche Entwicklung in die
angrenzenden Wohn-, Gewerbe- und Parkflachen einfiigt.

Die sudlich gelegene und zu erhaltende Waldflache stellt in gewissem Umfang einen
Sichtschutz zwischen dem Ruinenberg und den umgebenden Flachen zum Plangebiet hin
dar.

Die Planzeichnung setzt das Baufenster fur die Gemeinbedarfsflache und das Sondergebiet
so fest, dass grundsatzlich eine Eingrinung als Sichtschutz gegenuber angrenzenden
Flachen mdglich ist.
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Betriebsbedingte Auswirkungen

Betriebsbedingte negative Auswirkungen auf das Landschaftsbild ergeben sich mit
Umsetzung der Planung nicht.

C.2.2.7 Mensch / Bevolkerung / menschliche Gesundheit / Erholung
Baubedingte Auswirkungen

Larm

Wahrend der Bauzeit wird es bereichsweise zu zeitweilig erhéhten Schallimmissionen durch
den Baubetrieb und Baufahrzeuge kommen. Davon sind vor allem die unmittelbar an das
Plangebiet angrenzenden Wohnbauflachen betroffen aber auch die Waldflachen und
Wanderwege des angrenzenden Ruinenbergs.

Insbesondere an der westlichen Grenze des Geltungsbereichs ist ggf. fur die angrenzend
liegenden Wohngebaude (Reiherweg) und ihrer Bewohner mit Stérungen zu rechnen. Zur
Vermeidung von erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die schutzbedurftigen
Wohnnutzungen sind wahrend der Bauzeiten die geltenden Vorschriften zum Schutz vor
Baularm anzuwenden. Fur alle Baustellen gilt § 2 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerauschimmissionen —
und der Gerate- und Maschinenlarmschutzverordnung. Hiernach durfen in der Regel keine
larmintensiven Arbeiten an Werktagen wahrend der Zeiten von 20 Uhr bis 7 Uhr durchgefuhrt
werden. Die bauausflihrenden Firmen sind verpflichtet, alle geeigneten MaRnahmen zu
treffen, um die Larmbelastungen vor allem in den Morgen- und Abendstunden auf das
unvermeidbare Mal} zu begrenzen (z.B. durch den Einsatz larmarmer Baumaschinen und
gerauscharmer Bauverfahren). In Gebieten, in denen vorwiegend Wohnungen untergebracht
sind, betragt der Immissionsrichtwert der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz
gegen Baularm 50 dB(A) tagsiber und 35 dB(A) nachts. Die Immissionsrichtwerte dirfen
nicht dberschritten werden.

Luftschadstoffe

Durch den erhohten Fahrzeugverkehr durch Anliefer- und Baustellenverkehr sowie den
Einsatz weiterer Maschinen ist baubedingt temporar von einer Erhéhung der
Luftschadstoffbelastung auszugehen.

Zudem kann es, insbesondere in den trockenen Sommermonaten, temporar zu einer
erhoéhten Staubbelastung im Bereich der Baustelle kommen. Durch Wasserberieselung von
staubenden Schuttgltern (z.B. Erdaushub) und regelmaflige Strallenreinigung wahrend der
Bauphasen, kann die Staubentwicklung wirksam minimiert werden.

Erholungsnutzung, umgebende Nutzung

Mit Beginn der BaumalRnahmen kommt es zu einem Verlust der durch die
Gemeinbedarfsflache, und dem Sondergebiet tUberplanten Wald-, Griin- und Freiflachen im
Plangebiet und somit zu einem geringfugigen Verlust von erholungswirksamen Flachen im
Ubergang zum Ruinenberg (stdlicher Bereich). Eine Teilflache des bestehenden
Waldbestandes soll mit Umsetzung der Planung als Waldflache erhalten bleiben und steht
somit der Erholungsnutzung weiterhin zu Verfugung.
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Anlagebedingte Auswirkungen

Ldarm
Fur die Beurteilung der Larmsituation liegt eine schalltechnische Untersuchung vor.

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden einerseits die Auswirkungen der
durch die geplanten Nutzungen (Schulstandort mit Sportanlagen) verursachten
Schallimmissionen auf den schutzbediirftigen Bestand (Wohnbebauung) und andererseits
die Schalleinwirkungen des Stral3en- und Schienenverkehrs sowie des angrenzenden
Gewerbes auf das Plangebiet untersucht. Im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung
(Akustikbtiro Dahms 2021) wurde festgestellt, dass die Schalltechnischen
Orientierungswerte der DIN 18005-1 im Bebauungsplangebiet flur Mischgebiete im vorderen
Bereich und fir Allgemeine Wohngebiete im Hinblick auf Verkehrslarm nahezu im gesamten
Bebauungsplangebiet Giberschritten werden. Zur Sicherung gesunder Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse sind im gesamten Plangebiet Vorgaben zur Entwicklung larmrobuster
Strukturen zu berlcksichtigten. Erhebliche negative Auswirkungen auf die umgebende
schutzbedurftige Wohnnutzung bestehen gemaR der in der schalltechnischen Untersuchung
zu bertcksichtigenden Larmquellen nicht. Weitere Ausfihrungen sind im Kapitel C.2.2.4
dargestellt.

Verkehrsrelevante Luftschadstoffe

Anlagebedingt ist nicht mit einer Erhdhung der verkehrsrelevanten Luftschadstoffe zu
rechnen.

Erholungsnutzung, umgebende Nutzung

Mit Umsetzung der Planung erfolgt ein Verlust wohnungsnaher, geringfiigig
erholungsrelevanter Waldflachen. Da das Plangebiet sudlich unmittelbar an weitere
baumbestandene Grinflachen des Ruinenbergs (UNESCO Weltkulturerbe) angrenzt,
besteht flr Erholungssuchende weiterhin eine wohnungsnahe Méglichkeit zur Erholung. Die
Flachen werden durch eine entsprechende Pufferzone (25 m) zur geplanten Bebauung auf
der Gemeinbedarfsflache und dem Sondergebiet gesichert. Eine Teilflache des Plangebiets
soll als Waldflache erhalten und gesichert werden, auf ihr bleiben die bestehenden
Erholungsfunktionen erhalten.

Gleichzeitig sind aber auch die neuen Nutzungsmaoglichkeiten der Flache zu betrachten. Die
Gemeinbedarfsflache wird auch mit der Zweckbestimmung “Soziale Zwecke dienende
Gebaude und Einrichtungen® festgesetzt. Dies ermdglicht eine Nutzung aul3erhalb der
regularen Betreuungszeiten als Schule mit sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und
sportlichen Zwecken. Die Sportanlagen auf der Gemeinbedarfsflache dienen nicht nur dem
Schulsport, sondern kénnen auch durch Vereine genutzt werden. Somit tragt die
vorgesehene Gemeinbedarfsflache Gber den Schulbetrieb hinaus zur Erholungsnutzung und
Gesundheitsforderung der Stadtbevdlkerung bei.

Neue Nutzungsmadglichkeiten der Flache hinsichtlich der Erholung ergeben sich in Bezug auf
das Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" mit Umsetzung der Planung nicht.

Insgesamt sind die Beeintrachtigungen auf die bestehende Erholungsnutzung mit
Umsetzung der Planung als gering zu bewerten.
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Betriebsbedingte Auswirkungen

Larm

Erhebliche betriebsbedingte negative Auswirkungen bestehen gemaR der in der
Schalltechnischen Untersuchung zu berlicksichtigenden Larmquellen ausgehend von der
Gemeinbedarfsflache und dem Sondergebiet nicht. Fir die Gemeinbedarfsflache mit der
Zweckbestimmung “Schule” und “Soziale Zwecke dienende Gebaude und Einrichtungen®
wurde eine Larmkontingentierung durchgefiihrt. Bei Einhaltung dieser Kontingente werden
die gebietsbezogenen Immissionsrichtwerte flir Mischgebiete an allen betrachteten
Immissionsorten eingehalten. Weitere Ausflihrungen sind in Kapitel C.2.2.4 dargestellt.

Verkehrsrelevante Luftschadstoffe

Wahrend der Hol- und Bringphasen ist in Zeiten des regularen Schulbetriebs sowie zu den
Hauptarbeitszeiten des Verwaltungsbetriebs mit einem zeitlich begrenzten erhdéhten
Verkehrsaufkommen zu rechnen. Erhebliche Zusatzbelastungen von Luftschadstoffen durch
den sich erhéhenden Ziel- und Quellverkehr sind nicht zu erwarten.

Erholungsnutzung, umgebende Nutzung

Sport hat sowohl eine wichtige soziale Funktion, als auch eine gesundheitsbezogene und
erholungswirksame Funktion. Fur das Einzugsgebiet der geplanten Sportanlagen kénnen
zusatzlich zum Schulsport in den Nachmittags- und Abendstunden niederschwellige
Sportangebote ermdéglicht werden. Erhebliche betriebsbedingte Auswirkungen auf die
Erholungsflachen des angrenzenden Ruinenberges sind nicht zu erwarten.

Der Wegfall bestehender Bewegungsflachen (Wald) im stdlichen Bereich (Ubergang zum
Ruinenberg) wird auf ein notwendiges Mindestmal} reduziert. Ein Teil der bestehenden
Waldflache soll mit Umsetzung der Planung erhalten bleiben. Nicht zu erhaltende
Waldflachen werden durch Erstaufforstung und weitere MalRnahmen entsprechend
kompensiert (vgl. Kap. C.2.2.8).

C.2.2.8 Kultur- und Sachgiiter

Denkmale oder Denkmalbereiche einschliellich der Flachen des UNESCO-Weltkulturerbes
(Welterbestatte ,Schldsser und Parks von Potsdam und Berlin“) sind von der Planung nicht
betroffen. Bodendenkmale sind im Plangebiet nicht bekannt. Ein Vorkommen ist aber nicht
auszuschlieRen (vgl. Kapitel C.2.1.2 Flache und Boden).

Baubedingte Auswirkungen

Im Zuge von Erdarbeiten aller Art kdnnen noch nicht registrierte Bodendenkmale entdeckt
werden. Wahrend der Bauphase sind die rechtlichen Bestimmungen des § 11 BbgDSchG zu
bertcksichtigen, wonach entdeckte Bodendenkmale bzw. Funde (Steinsetzungen,
Mauerwerk, Erdverfarbungen, Holzpfahle oder -bohlen, Knochen, Tonscherben,
Metallgegenstande u. a.) unverzuglich der zustandigen Unteren Denkmalschutzbeh6rde und
dem Brandenburgischen Landesamt fur Denkmalpflege und Arch&ologischen
Landesmuseum anzuzeigen sind. Die Entdeckungsstatte und die Funde sind bis zum Ablauf
einer Woche unverandert zu erhalten, damit fachgerechte Untersuchungen und Bergungen
vorgenommen werden kdnnen. Gemal BbgDSchG § 11 Abs. 3 kann die
Denkmalschutzbehorde diese Frist um bis zu 2 Monate verlangern, wenn die Bergung und
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Dokumentation des Fundes dies erfordert. Besteht an der Bergung und Dokumentation des
Fundes aufgrund seiner Bedeutung ein besonderes 6ffentliches Interesse, kann die Frist auf
Verlangen der Denkmalfachbehdrde um einen weiteren Monat verlangert werden. Die
Denkmalfachbehérde ist berechtigt, den Fund zur wissenschaftlichen Bearbeitung in Besitz
zu nehmen (BbgDSchG § 11 Abs. 4). Der Veranlasser des Eingriffs in das Bodendenkmal
hat die Kosten der fachgerechten Dokumentation im Rahmen des Zumutbaren zu tragen
(BbgDSchG § 7 Abs. 3).

Die bauausfiihrenden Firmen sind (ber diese Denkmalschutzbestimmungen zu unterrichten
und zu ihrer Einhaltung zu verpflichten. Der Beginn der Erdarbeiten ist der zustandigen
Unteren Denkmalschutzbehérde zwei Wochen im Voraus anzuzeigen.

Bedingt durch die Randlage des Untersuchungsgebietes unmittelbar am Ruinenberg weist
das Gelande eine vergleichsweise bewegte Topografie auf. Im Zuge der Umsetzung der
Planung, zur Herstellung eins Planums, sind Bodenarbeiten im Plangebiet nicht
auszuschlieen. Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachguter sind in
diesem Zusammenhang nach derzeitigem Kenntnisstand jedoch nicht zu erwarten. In
unmittelbarer Umgebung bestehen keine Bau- und/oder Gartendenkmale, die durch
Bauarbeiten etc. negativ beeinflusst werden kénnten.

Anlagebedingte Auswirkungen

Um eine Beeintrachtigung der bestehenden Sichtbeziehungen, insbesondere auch das
Rundpanorama vom Normannischen Turm auf dem Ruinenberg, mit Umsetzung der Planung
zu vermeiden, erfolgt eine Begrenzung der Gebaudehohe durch Festsetzung der
Oberkannte. So sollte die geplante Bebauung im sudlichen Bereich des Plangebietes unter
der Héhe der westlichen Bestandsbebauung des Wohngebietes am Reiherweg bleiben, das
heift, die Gebaudeoberkanten sollen die Bestandsgebaudehohe (Reiherweg 22-25) von
HGH 57,40 m nicht Uberschreiten. Fir den Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine
maximal dreigeschossige Bebauung avisiert, lediglich im Norden des Plangebiets, an der
Pappelallee, ist auch eine viergeschossige Bebauung zulassig. Dachaufbauten sollen
dardber hinaus nur ausnahmsweise zulassig sein, wenn ihre Hohe die festgesetzten
Oberkanten nicht Uberschreitet.

Zudem wurde von der Denkmalschutzbehdrde im stdlichen Bereich des Plangebietes eine
Linie festgelegt, unterhalb der keine Bebauung stattfinden darf. Dies dient dem Schutz des
UNESCO-Weltkulturerbes Ruinenberg. Die Linie ist in der Planzeichnung zum
Bebauungsplan verzeichnet. Um zu verhindern, dass die Schutzzone des UNESCO-
Weltkulturerbes Ruinenberg mit Umsetzung der Planung beeintrachtigt wird, sind zudem
Stellplatze und Nebenanlagen auf dem Verwaltungsstandort ausschliellich innerhalb der
Uberbaubaren Grundsticksflachen bzw. in der ausgewiesenen Stellplatzzone zuldssig. Ein
Teil der sudlich gelegenen Waldflachen soll nach derzeitigem Planungsstand als Wald
festgesetzt und damit erhalten werden.

Bei allen Mallinahmen innerhalb der Pufferzone, die mit einer Veranderung der geschitzten
Umgebung des Denkmalbereichs ,Berlin-Potsdamer Kulturlandschaft* verbunden sein
kénnten und geman § 9 Abs. 1 Ziff. 4 BbgDSchG erlaubnispflichtig waren, ist die Untere
Denkmalschutzbehorde der Landeshauptstadt Potsdam (UDB) zwingend zu beteiligen.
Diese priift, ob ein solches Vorhaben die geschiitzte Umgebung des Denkmalbereichs
betrifft und seine Anderung im Sinne des § 9 Abs. 1 Ziff. 4 BbgDSchG zur Folge haben.
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Ergibt eine Prifung, dass eine Beeintrachtigung des Umgebungsschutzes nicht
auszuschlieRen ist, leitet die Untere Denkmalschutzbehérde der Landeshauptstadt Potsdam
das weitere Beteiligungsverfahren ein.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Betriebsbedingte Auswirkungen sind auf die Kultur- und Sachguter nicht zu erwarten.

> Waldumwandlung geméaR § 8 LWaldG

Bei Teilen der Flache des Plangebietes (sldlicher Bereich) handelt es sich gemal} der
Stellungnahme der Oberférsterei Potsdam vom 01.08.2019 um Wald im Sinne des
Landeswaldgesetzes. Diese Flachen sollen teilweise eine Nutzungsanderung erfahren und
bedurfen daher einer Umwandlung des Waldes nach § 8 LWaldG. Teile der bestehenden
Waldflachen im Geltungsbereich werden im Zuge des Verfahrens im Bebauungsplan zum
Erhalt festgesetzt.

Waldflachen sind unter anderem aufgrund ihrer ,Bedeutung fiir die Umwelt, insbesondere fir
die dauernde Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes und der Tier- und Pflanzenwelt, das
Klima, den Wasserhaushalt, die Reinhaltung der Luft, die natlirlichen Bodenfunktionen, als
Lebens- und Bildungsraum, das Landschaftsbild und die Erholung der Bevolkerung (Schutz-
und Erholungsfunktion) sowie wegen seines wirtschaftlichen Nutzens (Nutzfunktion) zu
erhalten, erforderlichenfalls zu mehren und seine ordnungsgemafe Bewirtschaftung
nachhaltig zu sichern® (§ 1 Nr. 1 LWaldG).

Nach dem gemeinsamen Erlass des Ministeriums fur Infrastruktur und Raumordnung (MIR)
und des Ministeriums fir Landwirtschaft, Umwelt und Verkehr (MLUV) sind die Kommunen
im Rahmen der kommunalen Planungshoheit befugt, bewaldete Flachen durch die
Bauleitplanung zu tberplanen und dadurch fir eine andere Nutzung vorzusehen. Die
Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart darf gemai gem. § 8 Abs. 1 LWaldG nur
mit Genehmigung der unteren Forstbehdrde erfolgen. Gemal § 8 Abs. 3 LWaldG sind ,die
nachteiligen Wirkungen einer Umwandlung fir die Schutz- oder Erholungsfunktionen des
Waldes [...] auszugleichen. Die untere Forstbehdrde kann insbesondere bestimmen, dass
innerhalb einer bestimmten Frist als Ersatz eine Erstaufforstung geeigneter Grundsticke
vorzunehmen ist oder sonstige Schutz- und GestaltungsmalRnahmen im Wald zu treffen sind.
Dies wird auf den Ausgleich fur die durch die Waldumwandlung verursachten
Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes nach Naturschutzrecht
angerechnet.

Gemal Anlage 1 Nr. 17.2.2 Umweltvertraglichkeitsprufungsgesetz (UVPG) ist fur Rodung
von Wald im Sinne des Bundeswaldgesetzes (BWaldG) zum Zwecke der Umwandlung in
eine andere Nutzungsart mit 5 ha bis weniger als 10 ha Wald eine allgemeine Vorprifung
des Einzelfalls gemall § 7 Absatz 1 Satz 1 UVPG erforderlich. § 7 UVPG konkretisiert, dass
die zustandige Behdrde eine allgemeine Vorprifung zur Feststellung der
Umweltvertraglichkeitsprifungs (UVP)-Pflicht durchfuhrt. Die allgemeine Vorprufung wird als
Uberschlagige Prifung unter Berlicksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeflihrten Kriterien
durchgefihrt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Neuvorhaben nach Einschatzung der
zustandigen Behdrde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach

§ 25 Absatz 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berlicksichtigen waren.

In § 50 Abs. 1 UVPG heildt es dazu jedoch, dass eine nach diesem Gesetz vorgeschriebene
UVP-Vorprufung entfallt, wenn fir den aufzustellenden Bebauungsplan eine Umweltprifung
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nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgefuhrt wird. Diesen Regelungen wird mit
der vorliegenden Umweltprifung Rechnung getragen.

Die Waldinanspruchnahme entsprechend § 8 LWaldG kann entweder durch eine
waldrechtliche Qualifizierung des Bebauungsplans geregelt werden oder im Rahmen des
nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens. Bei einer waldrechtlichen Qualifizierung sind
bereits im Bebauungsplan die notwendigen Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen nach § 8
Abs. 3 LWaldG festzusetzen. Die notwendigen Ausgleichs- und Ersatzflachen missen
gesichert sein. Besteht keine waldrechtliche Qualifikation des Bebauungsplans, wird durch
ihn aber eine vom Wald abweichende bauliche Nutzung als zulassig festgesetzt, kann der
Vorhabenstrager die Waldumwandlung und die damit verbundenen Ausgleichs- und
ErsatzmalRnahmen im spateren Baugenehmigungsverfahren beantragen.

Die Landeshauptstadt Potsdam beabsichtigt den Bebauungsplan nicht waldrechtlich zu
qualifizieren.

Entsprechend dem Wert der umzuwandelnden Waldflache sind anderenorts
KompensationsmafRnahmen durchzuflihren. Dazu gehoéren ErstaufforstungsmalRnahmen
sowie ggf. weitere waldaufwertende Malinahmen. Der entsprechende Kompensationsfaktor
wird mit dem Antrag auf Waldumwandlung durch die zustéandige Forstbehorde ermittelt.

Folgende Flurstiicke im Plangebiet sind von der zustandigen Forstbehdrde als Wald gem.
LWaldG eingestuft worden:

- 1300, 1301, 343/6 (teilweise).

Die Waldflache des Plangebietes (12.834 m?) stellt einen kleinen Auslaufer der Parkflachen
mit waldartigem Charakter des angrenzenden Ruinenbergs dar. Die im Geltungsbereich des
Bebauungsplans liegenden Waldflachen nehmen somit ortlich betrachtet einen geringen
Flachenanteil ein. Erholungswirksame Waldflachen bleiben auch mit Umsetzung der Planung
in unmittelbarer Nahe erhalten.

Im Zuge der Planung konnte das Vorhaben so entwickelt werden, dass ein Teil der
bestehenden Waldflachen als Wald festgesetzt (5.166 m?) wird und somit erhalten bleibt. Es
verbleiben 7.670 m? Waldflache, die Uberbaut werden und somit einer Waldumwandlung
bedurfen.

Unter folgenden Aspekten ist die Genehmigung einer Waldumwandlung durch die
zustandige Forstbehdrde zu versagen (§ 8 Abs. 2 LWaldG):

— wenn die Umwandlung mit den Zielen der Raumordnung nicht vereinbar ist

— Im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung zum Vorentwurf teilt die Gemeinsame
Landesplanungsbehdrde Berlin-Brandenburg fur den Bebauungsplan Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg" mit, dass die Planungsziele des Bebauungsplans mit den
Zielen, Grundsatzen und sonstigen Erfordernissen der Raumordnung vereinbar sind.
Allerdings umfasste der raumliche Geltungsbereich zu dieser Zeit nur etwa 3,2ha.

— wenn die Erhaltung des Waldes tberwiegend im 6ffentlichen Interesse liegt,
insbesondere wenn der Wald ortlich einen geringen Flachenanteil hat, fur die
forstwirtschaftliche Erzeugung, fir die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes oder
fur die Erholung der Bevolkerung von wesentlicher Bedeutung ist.

— Die Landeshauptstadt Potsdam hat eine 6ffentliche Verantwortung ausreichend
Schulstandorte in geeigneter raumlicher Lage zur Verfligung zu stellen. Fur das
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Bauleitplanverfahren ist die Prioritatenstufe 1 | (Bebauungsplan zur
Investitionsvorbereitung) festgelegt worden. Das Verfahren dient der Starkung der
sozialen Infrastruktur und liegt damit im 6ffentlichen Interesse.

— Im Zuge der planerischen Voriberlegungen zur Lésung des Schul- und
Sportflachendefizits wurden zahlreiche Flachen in Potsdam auf ihre Eignung fir die
Errichtung von Grundschulen, weiterfihrenden Schulen und wettkampftauglichen
Sportanlagen hin gepruft. Als Prifkriterien wurden insbesondere folgende Aspekte zu
Grunde gelegt:

¢ die Flachengrole,
o die hohe verkehrliche Lagegunst sowie
¢ die Nahe zum stidlichen und stidwestlichen Umland.

— Eine ausfuhrliche Darstellung der Standortentscheidung erfolgt in Kapitel B.2.
C.2.29 Wechsel-/ Kumulationswirkungen

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgiitern

Im Rahmen der Umweltpriifung sind neben den einzelnen Schutzgltern auch die
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgltern zu bertcksichtigen. Die Schutzguter stehen
untereinander in einem Wirkungszusammenhang und beeinflussen sich gegenseitig in
unterschiedlichem Male. Diese Wirkungsgefiige sind bei der Umweltprifung und der
Beurteilung méglicher Eingriffsfolgen mit zu betrachten, um Summationswirkungen zu
erkennen und bewerten zu kdnnen. Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern mit
Relevanz fur die Planung bestehen insbesondere im Hinblick auf die Wirkungen einer
Uberbauung und Versiegelung von Boden auf die Schutzgiiter Wasser, Klima und Luft, Tiere
und Pflanzen sowie das Landschaftsbild und damit insgesamt auch auf das Schutzgut
Mensch.

Spezifische Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgltern, die zu
Summationswirkungen hinsichtlich der Umweltauswirkungen fiihren kénnen, sind derzeit
nicht erkennbar.

Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete

Nordwestlich des Plangebiets grenzt der Bebauungsplan Nr. 40 “Kaserne Kirschallee®, der
seit Marz 2006 rechtsverbindlich ist, an die Pappelallee an. Der Bebauungsplan setzt im
Wesentlichen Gewerbegebiete (Technologie- und Griinderzentrum, Potsdamer Centrum flr
Technologie), Mischgebiete sowie im Nordosten und an der Alexander-Klein-StralRe des
Gebietes allgemeine Wohngebiete fest.

Wahrend das Wohnen in diesem Bebauungsplangebiet einen Schwerpunkt bildet, dienen die
Mischgebiete der Integration von Einzelhandel und Dienstleistung, um dem Potsdamer
Norden ein urbanes, multifunktionales Quartier zu bieten. Weiterhin erzeugen die
Gewerbegebiete, welche sich stadtraumlich einpassen, den Charakter eines urbanen
Stadtquartiers. Mit der Festsetzung von zwei 6ffentlichen Grunflachen und einer
Sondergebietsflache fur grolflachigen Einzelhandelsbetrieb enthalt das
Bebauungsplangebiet Nr. 40 “Kaserne Kirschallee® einen vielfaltigen Charakter, welcher das
Gebiet und seine Umgebung zu einem belebten, urbanen Stadtteil aufwertet. Der
Bebauungsplan Nr. 40 bindet das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 113 optimal an und
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Ubt auf dieses eine eingliedernde Wirkung in das Stadtgebiet aus. Die bauliche Entwicklung
der Flache entsprechend den Moglichkeiten des Bebauungsplans ist weitgehend
abgeschlossen. Die Bestandssituation ist somit in die Betrachtungen zum Bebauungsplan,
z.B. Schalltechnische Untersuchung etc. bereits mit eingeflossen.

Etwas weiter westlich des Plangebietes des Bebauungsplans Nr. 113 befindet sich der
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 34-1 “Ribbeckstralle/Blumenstralie”, welcher im
Jahr 2006 in Kraft getreten ist. Dieser Bebauungsplan setzt allgemeine Wohngebiete,
Mischgebiete sowie eine offentliche und private Grinflache fest. Aulierdem befindet sich im
Geltungsbereich des Bebauungsplans eine private Verkehrsflache mit der
Zweckbestimmung 'Parkplatz'. Die bauliche Entwicklung der Flache entsprechend den
Maoglichkeiten des Bebauungsplans ist weitgehend abgeschlossen. Die Bestandssituation ist
somit in die Betrachtungen zum Bebauungsplan mit eingeflossen.

Cc.23 MaBRnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung und zum
Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Standards zur Vermeidung und Minderung von Eingriffsfolgen mit Relevanz fur die
vorliegende Planung sind den Hinweisen zum Vollzug der Eingriffsregelung (HVE) zu
entnehmen:

e Schutz des Grundwassers und des angrenzenden Oberflachengewassers
(Vermeidung von Grundwasserabsenkung, Schadstoffeintragen, Beanspruchung von
Uferbereichen)

e Landschaftsgerechte Gestaltung und Einpassung von Bauwerken in die Umgebung

e Einsatz larmdampfender Maschinen

e Vorkehrungen zur Staubminderung

e Larmschutzeinrichtungen

e Vermeidung von Lichtimmissionen

Die im Bebauungsplan festgesetzten Malnahmen zur Vermeidung, Verhinderung,
Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen werden nachfolgend
schutzgutbezogen dargestellt.

C.2.31 Natura 2000-Gebiete

Natura 200-Gebiete sind von der Planung nicht betroffen.

C.2.3.2 Flache und Boden

Gemal den ,Hinweisen zum Vollzug der Eingriffsregelung HVE®* (MLUV 2009) sind
Beeintrachtigungen des Bodens durch Versiegelung vorrangig durch Entsiegelung im
Verhaltnis 1:1 auszugleichen. Entsiegelungen als Ausgleichsmal3nahmen sind innerhalb des
Plangebietes nicht moglich. Als AusgleichsmalRnahmen fur Eingriffe in das Schutzgut Boden
werden Festzungen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern und zur extensiven
Dachbegrunung getroffen. Die festgesetzte extensive Dachbegrinung ersetzt im geringen
Umfang Bodenfunktionen: Wasser wird gespeichert und Biomasse produziert. Im geringen
Umfang Ubernimmt die Dachbegrinung auch die Funktion als Filter und Puffer fur
Schadstoffe. Ferner ergeben sich eingriffsausgleichende Bodenverbesserungen auch durch
den auflerhalb des Geltungsbereichs zu erbringenden forstrechtlichen Waldausgleich.
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Tabelle 14: MaBRnahmen zu den Schutzgiitern Flache und Boden

Bezeichnung: x relevant; 0 nicht/eher nicht relevant

MaRnahme Vermei- | Verhin- | Verrin- | Aus-
dung derung | gerung | gleich

Bauzeitliche MaBnahme 1: X 0 0 0

Umsetzung der allgemeinen Anforderungen des
Bodenschutzes (DIN 19639 — Bodenschutz bei der
Planung und Durchflihrung von Bauvorhaben)

Bauzeitliche MaBRnahme 2: X X 0 0

Abfalltechnische Bewertung und Deklaration des
Aushubmaterials (LAGA Technische Regeln fir die
Verwertung 1.2 Bodenmaterial (TR Boden))

Bauzeitliche MaBRnahme 3: X X 0 0

Wahrend der Bauausfiihrung entdeckte Bodendenkmale
bzw. Funde (Steinsetzungen, Mauerwerk,
Erdverfarbungen, Holzpfahle oder -bohlen, Knochen,
Tonscherben, Metallgegenstande und ahnliches) sind
unverziglich der zustandigen Unteren
Denkmalschutzbehérde und dem Brandenburgischen
Landesamt fir Denkmalpflege und Archaologischen
Landesmuseum anzuzeigen.

Bauzeitliche MaRnahme 4: 0 0 X 0

Nutzung von vorrangig bereits versiegelten Flachen zur
Baustelleneinrichtung

Anlagenbezogene MaRnahme 1: X 0 X 0

Festsetzung von Art und Maf} der baulichen Nutzung
(Gemeinbedarfsflache/Sondergebiet GRZ: 0,8)

Anlagenbezogene MalRhahme 2: X 0 0 0

Keine Bebauung sudlich der vom Denkmalschutz
festgelegten Linie zur Vermeidung der Beeintrachtigung
von Sichtachsen und Sicherung der Schutzzone des
Ruinenbergs (textliche Festsetzung 1.4, 1.5)

Anlagenbezogene MaRnahme 2: 0 0 X 0

Festsetzung von wasser- und luftdurchlassigen Aufbauten
von Stralen, Wegen, offenen Stellplatzen, Zufahrten sowie
Schulhof- und Sportflachen (textliche Festsetzung 2.1).
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MaRnahme Vermei- | Verhin- | Verrin- | Aus-
dung derung | gerung | gleich
Anlagenbezogene MaBnahme 4: 0 0 X X
Festsetzungen zur Begrinung durch Pflanzungen von
Baumen und Strauchern und zur extensiven
Dachbegrunung auf 60 % der Dachflachen als einfache
Retentionsdacher mit einem max. Abflussbeiwert von 0,3
sowohl auf dem Schul- als auch auf dem
Verwaltungsstandort (textliche Festsetzung 3.1, 3.2, 2.2)
0 0 X 0

Betriebsbezogene MaRnahme 1:

Erstellung eines Konzeptes zur fachgerechten und
umweltschonenden Pflege der Sportplatze.

C.2.3.3 Wasser

Das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG) sowie Gemeinsames Rundschreiben tber
die Berlcksichtigung dezentraler Lésungen zur Niederschlagsentwasserung bei der
Bebauungsplanung vom 11. Oktober 2011 sehen grundsatzlich dezentrale MalRnahmen zum
Ruckhalt und zur ortsnahen Bewirtschaftung von Regenwasser vor, soweit keine

zwingenden Griinde, wie Verunreinigungen und sonstige Belange entgegenstehen.

Tabelle 15: MaBRnahmen zum Schutzgut Wasser

Bezeichnung: x relevant; 0 nicht/eher nicht relevant

MaRnahmen

Vermei-
dung

Verhin-
derung

Verrin-
gerung

Aus-
gleich

Bauzeitliche MaBRnahme 1:

Beim Einsatz von Baumaschinen und Geraten muss mit
besonderer Sorgfalt gearbeitet werden, um einen Eintrag

schadlicher Substanzen (z. B. Schmierstoffe, Maschinendl,
Diesel) in das Grundwasser zu verhindern. Fahrzeuge und

Baumaschinen sind gegen Kraftstoff- und Olverluste zu
sichern.

Bauzeitliche MaBRnahme 2:

An Standorten, an denen Versickerungsanlagen geplant
werden sind in den relevanten Tiefenlagen
Altlastenuntersuchungen durchzufiihren um eine
potenzielle Mobilisierung durch die Durchstromung mit
Sickerwasser zu verhindern (Merkel 21.07.2022).

Anlagenbezogene MalRnhahme 1:

Das anfallende Niederschlagswasser ist vor Ort zu
versickern. Die Versickerung hat zu Reinigungszwecken
Uber die belebte Bodenzone zu erfolgen. Alternativ kann
eine Vorreinigung durch technische Anlagen erfolgen.

Anlagenbezogene MaRnahme 2:
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MaBnahmen

Vermei-
dung

Verhin-
derung

Verrin-
gerung

Aus-
gleich

Extensive Dachbegriinung auf mindestens 60% der
Dachflachen im Bebauungsplangebiet als einfache
Retentionsdacher mit einem Abflussbeiwert von max. 0,3
zur Rickhaltung von Niederschlagswasser (textliche
Festsetzung 2.2)

Anlagenbezogene MaRnahme 3:

Begriinung nicht Uberbauter Flachen zur Versickerung von
Niederschlagswasser Uber die belebte Bodenzone
(textliche Festsetzung 3.1; 3.2).

Anlagenbezogene MaBnahme 4:

Festsetzung von wasser- und luftdurchlassigen Aufbauten
von StralRen, Wegen, offenen Stellplatzen, Zufahrten sowie
Schulhof- und Sportflachen (textliche Festsetzung 2.1).

Betriebsbezogene MaRhahme 1:

Erstellung eines Konzeptes zur fachgerechten und
umweltschonenden Pflege der Sportplatze.

C.2.3.4 Klima/ Luft/ Lufthygiene / Licht / Strahlung / Schall

Tabelle 16: MaRnahmen zu den Schutzgitern Klima und Luft

Bezeichnung: x relevant; 0 nicht/eher nicht relevant

MaRnahmen

Vermei-
dung

Verhin-
derung

Verrin-
gerung

Aus-
gleich

Bauzeitliche MaRnahme 1:

MafRnahmen zur Reduzierung baubedingter
Staubbelastungen, z.B. Befeuchtung von Boden und
Material oder die Verwendung von Staubschutznetzen.

Staubschutz auf Baustellen: Beschluss vom 01.07.2015
(DS 15/SVV/0269) der Stadtverordnetenversammlung:
kinftig ist bei allen kommunalen Bauauftragen daflr zu
sorgen, dass Baumalinahmen emissionsarm organisiert
und durchgefuhrt werden. Bei der Ausschreibung von
Bautatigkeiten sind auf der Grundlage des Luftreinhalte-
und Aktionsplans der Landeshauptstadt Potsdam
folgende Kriterien vorzugeben:

- staubarme Baustralien

- Wasserberieselung / Absaugung bei Abbruch-
und Sagearbeiten

Staubarme Lagerung von Schittgitern.

Bauzeitliche MaRnahme 2:

Vermeidung von Baumaflinahmen in den Morgen-, Abend
und Nachstunden zur Reduzierung der Auswirkungen
durch Lichtverschmutzung.
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MaBnahmen

Vermei-
dung

Verhin-
derung

Verrin-
gerung

Aus-
gleich

Bauzeitliche MaBnahme 3:

Gesetzliche Vorgaben zum Larmschutz auf Baustellen
sind einzuhalten.

Anlagenbezogene MaBRnahme 1:

Erhéhung des Energiestandards im Neubaubereich:
Beschluss vom 05.12.2018 (DS 18/SVV/0730) der
Stadtverordnetenversammlung: kinftig sind bei allen
kommunalen Bauvorhaben ambitionierte
Energiekonzeptvarianten zu prifen, mindestens Plus-
Energie-Standard. Bei Investitionsentscheidungen sind
die Lebenszykluskosten zu bericksichtigen.

Anlagenbezogene MaBRnahme 2:

Die Begrinung des Plangebietes durch Baum- und
Strauchpflanzungen sowie die extensive Dachbegrinung
auf 60 % der Dachflachen als einfache Retentionsdacher
mit einem max. Abflussbeiwert von 0,3, flihrt zu positiven
Auswirkungen auf das lokale Klima und minimiert die
Schadstoffbelastung in der Luft. Durch die visuelle
Wirkung kann auch die Wahrnehmung von Schall
minimiert werden (textliche Festsetzung 2.2, 3.1, 3.2)

Anlagenbezogene MaBRnahme 3:

Zum Schutz vor Larm mussen bei Errichtung, Anderung
oder Nutzungsanderung von baulichen Anlagen die
Aulenbauteile schutzbedurftiger Aufenthaltsraume der
Gebaude auf den Flachen fir den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen Zwecken
dienende Gebdude und Einrichtungen" sowie dem
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" ein
bewertetes Gesamt-Bauschalldamm-Mal (R'w,ges)
aufweisen, das nach folgender Gleichung gemaf DIN
4109-1:2018-01 zu ermitteln ist:

R'wges = La - KRaumart

mit

L. = maldgeblicher AuRenlarmpegel
Kraumart = 30 dB flr Unterrichtsrdume und
Ahnliches

= 35 dB fur Biirordume und Ahnliches

Die Ermittlung der maRgeblichen AuRenlarmpegel La
erfolgt hierbei entsprechend Abschnitt 4.4.5.3.gemal DIN
4109-2:2018-01(textliche Festsetzung 4.2).

Es kdnnen Ausnahmen von den getroffenen
Festsetzungen zugelassen werden, wenn im
Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass
geringere Schallddmm-Male ausreichend sind.

Anlagenbezogene MaRnahme 4:
Forderung von Schattenwurf durch Bepflanzungen.
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MaRnahmen Vermei- | Verhin- Verrin- | Aus-
dung derung gerung |gleich

(Textliche Festsetzung 3.1 und 3.2)

Anlagenbezogene MaRnahme 5: 0 0 X X

Forderung der Versickerung und Verdunstung durch
Festsetzung von wasser- und luftdurchlassigen
Aufbauten von Stralen, Wegen, offenen Stellplatzen,
Zufahrten sowie Schulhof- und Sportflachen sowie durch
die Herstellung vegetationsbestandener Flachen,
inklusive extensiver Dachbegriinung auf mindestens 60
% der Dachflachen als einfaches Retentionsdach und
einem Abflussbeiwert von 0,3 (textliche Festsetzung 2.1,
2.2,3.1,3.2)

Betriebsbezogene MaBnahme 1: X 0 0 0

Zum Schutz vor Larm sind auf der Flache fir den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und
"Sozialen Zwecken dienende Gebaude und
Einrichtungen" zwischen den Punkten A, B, C, D (TF1)
Nutzungen zulassig, deren Gerausche das
Emissionskontingente LEK,i nach DIN 45691 in Héhe von
LEK,i = 40 dB(A) Tags bzw LEK,i = 35 dB(A) Nachts nicht
Uberschreiten.

Zwischen den Punkten C, D, E, F (TF2) sind Nutzungen
zuldssig, deren Gerausche das Emissionskontingente
LEK.,i nach DIN 45691 in H6he von LEK,i = 65 dB(A)Tags
bzw. LEK,i = 50 dB(A)Nachts nicht Uberschreiten
(textliche Festsetzung 4.1).

Betriebsbezogene MaBnahme 2: X 0 0 0
Begrenzung der Nutzungszeiten der Sportplatze

C.2.3.5 Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt

Far den Verlust der Waldflachen sind Erstaufforstungen sowie ggf. weitere waldbauliche
Malnahmen aufRerhalb des Plangebietes, aber nach Mdglichkeit im gleichen
Landschaftsraum, zu leisten. Fur die Erstaufforstung stehen voraussichtlich z. T. Flachen der
Landeshauptstadt Potsdam zur Verfiigung (s. Kapitel Waldumwandlung C.2.2.8).

Far den Verlust von Baumen, die dem Schutz nach PBaumSchVO unterliegen, ist ein
Ausgleich zu leisten. Umfang und Art sind gemal PBaumSchVO im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens festzulegen.

Die fur den Artenschutz relevanten MalRnahmen sind ausfihrlich im artenschutzrechtlichen
Fachbeitrag dargelegt (Anlage 4).

Far den Verlust dauerhaft geschutzter Niststatten ist eine Ausnahmegenehmigung von den
Verboten des besonderen Artenschutzes nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bei der unteren
Naturschutzbehoérde zu beantragen.

Tabelle 17: MaBnahmen zu den Schutzgitern Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt
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Bezeichnung: x relevant; 0 nicht/eher nicht relevant

MaBnahmen

CEF-
MaRn
ahme

Verm
eidun

Verhi
nderu

ng

Verrin
gerun

9

Ausgl
eich

Bauzeitliche MaBRnahme 1:

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag CEF 1 Anbringen von
Nistkdsten und Nisthilfen an Baumen

Bauzeitliche MaBRnahme 2:

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag CEF 2 Anbringen von
Fledermauskasten an Bdumen

Bauzeitliche MaRnahme 3:
artenschutzrechtlicher Fachbeitrag CEF 3 Umsiedlung von

Neststandorten der Waldameise

Bauzeitliche MaRnahme 4:
artenschutzrechtlicher Fachbeitrag V 1 Bauzeitenregelung

Bauzeitliche MaBRnahme 5:

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag V 2 kontinuierliche
Fortfihrung der BaumalRnahme

Bauzeitliche MaBnahme 6:

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag V 3 Schutz von
Vogelniststatten und Fledermausquartieren in Baumen,
Geholzstrukturen und Gebduden

Bauzeitliche MaBnahme 7:

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag V 4 Bauzaun mit
Sichtschutz

Bauzeitliche MaBRnahme 9:
artenschutzrechtlicher Fachbeitrag V 5 Anpassung von
Beleuchtung

Bauzeitliche MaRnahme 10:

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag FCS 2 Anbringen von
Fledermauskasten an den zukunftigen Gebauden

Bauzeitliche MaBnahme 11:

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag FCS 3 Anbringen von
Niststatten an den zuklnftigen Gebauden

Bauzeitliche MaBRnahme 12:

Schutz von Baumen bei Baumallnahmen gemaf DIN
18920 — Vegetationstechnik im Landschaftsbau — Schutz
von Baumen, Pflanzenbestanden und Vegetationsflachen
bei Baumalnahmen.

Bauzeitliche MaBnahme 13
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MaBnahmen CEF- | Verm | Verhi | Verrin | Ausgl
MaRn | eidun | nderu | gerun | eich
ahme g ng g

Stellen eines Schutzzaunes zur Sicherung zu erhaltender
Biotopflachen

Bauzeitliche MaBnahme 14 X X X

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag V7 Einbindung einer
Okologischen Baubegleitung

Anlagenbezogene MaBnahme 1: 0 X 0 0 0

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag MalRnahme V 6
Vermeidung von Vogelschlag bei Glasfassaden

Anlagenbezogene MaBRnahme 1: 0 0 0 0 X

Festsetzungen zur Begriinung durch Pflanzungen von
Baumen und Strauchern und extensiver Dachbegrinung
auf mindestens 60 % der Dachflachen als einfache
Retentionsdacher mit einem Abflussbeiwert von 0,3, jeweils
auf dem Schul- und Verwaltungsstandort (textliche
Festsetzung 2.2, 3.1, 3.2).

Verwendung von Pflanzen gebietsheimischer Herkunfte bei
Pflanzungen.

Betriebsbezogene MaBnahme 1: 0 0 0 X 0

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Malinahme V 5
Anpassung von Beleuchtung

Betriebsbezogene MaRnahme 2: 0 0 0 0 X

artenschutzrechtlicher Fachbeitrag MalRnahme ECS 1
Begrinung im Plangebiet

Betriebsbezogene MaBnahme 2: Planungsrechtliche 0 0 0 X 0
Sicherung von Wald- und mit Waldbdumen sowie sonstiger
Vegetation bestandenen Flachen (textliche Festsetzung
3.3).

C.2.3.6 Landschaft

Tabelle 18: MaBnahmen zum Schutzgut Landschaft

Bezeichnung: x relevant; 0 nicht/eher nicht relevant

MaRBnahmen Verm | Verhi | Verrin | Ausgl
eidun | nderu | gerun | eich

Bauzeitliche MaBRnahme 1: 0 0 X 0

Beseitigung von Vegetationsbestanden erst, wenn der
Baufortschritt es erfordert.

Anlagenbezogene MaRnahme 1: 0 0 X 0
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MaBnahmen

Verm
eidun

Verhi
nderu

ng

Verrin
gerun

9

Ausgl
eich

Planungsrechtliche Sicherung von Wald- und mit Waldbdumen
sowie sonstiger Vegetation bestandenen Flachen (textliche
Festsetzung 3.3).

Anlagenbezogene MaRnahme 2:

Zur Vermeidung der Beeintrachtigung bestehender Sichtachsen
erfolgt eine Begrenzung der Gebdudehdhe durch Festsetzung der
Oberkannte. Die Gebaudeoberkanten (stdlicher Bereich) sollen
die Bestandsgebaudehohe (Reiherweg 22-25) von HGH 57,40 m
nicht Uberschreiten.

Anlagenbezogene MaBnahme 3:

Dachaufbauten sind nur ausnahmsweise zulassig, wenn ihre
Hohe die festgesetzten maximalen Oberkanten nicht
Uberschreiten (textliche Festsetzung 5.4)

Anlagenbezogene MaRnahme 4:

Keine Bebauung sidlich der vom Denkmalschutz festgelegten
Linie zur Vermeidung der Beeintrachtigung von Sichtachsen und
Sicherung der Schutzzone des Ruinenbergs

C.2.3.7 Menschen / Bevdlkerung / menschliche Gesundheit / Erholung

Tabelle 19: MaBnahmen zum Schutzgut Mensch

Bezeichnung: x relevant; 0 nicht/eher nicht relevant

MaBnahmen

Verm
eidun

Verhi
nderu

ng

Verrin
gerun
g

Ausg
leich

Bauzeitliche MaRnahme 1:

Im Sinne des Larmschutzes sind Baustellen so zu planen und
durchzufiihren, dass die Anforderungen des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes eingehalten werden und Larm
weitgehend verhindert bzw. vermieden wird

0

Anlagenbezogene MaRnahme 1:

Festsetzungen zur Begriinung durch Pflanzungen von Baumen
und Strauchern und Anlage von extensiver Dachbegriinung,
sowohl auf dem Schul- als auch auf dem Verwaltungsstandort,
auf jeweils 60 % der Dachflachen (einfaches Retentionsdach mit
einem Abflussbeiwert von max. 0,3 (textliche Festsetzung 2.2,
3.1, 3.2).

Betriebsbezogene MaBnahme 1:
Begrenzung der Nutzungszeiten der Sportplatze

Bebauungsplan Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg"




150 Kapitel C - Umweltbericht

C.2.3.8 Kultur und Sachguter

Tabelle 20: MaBnahmen zum Schutzgut Kultur- und Sachgiiter

Bezeichnung: x relevant; 0 nicht/eher nicht relevant

MaRnahmen Verm | Verhi | Verrin | Ausgl
eidun | nderu | gerun | eich

9 ng 9

Bauzeitliche MaRnahme 1: X 0 0 0

Wahrend der Bauausfiihrung entdeckte Bodendenkmale bzw.
Funde (Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfarbungen, Holzpfahle
oder -bohlen, Knochen, Tonscherben, Metallgegenstédnde und
ahnliches) sind unverziglich der zustandigen Unteren
Denkmalschutzbehdrde und dem Brandenburgischen Landesamt
fur Denkmalpflege und Archaologischen Landesmuseum
anzuzeigen.

Bauzeitliche MaRnahme 2: X 0 0 0

Erhalt von Waldflachen — Schutzmallinahmen wahrend der
Baumalinahmen zur Vermeidung einer Beeintrachtigung der
Flachen

Anlagenbezogene MaRnahme 1: X 0 0 0

Zur Vermeidung der Beeintrachtigung bestehender Sichtachsen
erfolgt eine Begrenzung der Gebaudehohe durch Festsetzung der
Oberkannte. Die Gebaudeoberkanten (sudlicher Bereich) sollen
die Bestandsgebaudehodhe (Reiherweg 22-25) von HGH 57,40 m
nicht dberschreiten.

Anlagenbezogene MaBnahme 2: X 0 0 0

Dachaufbauten sind nur ausnahmsweise zulassig, wenn ihre
Hohe die festgesetzten maximalen Oberkanten nicht
Uberschreiten (textliche Festsetzung 5.4)

Anlagenbezogene MaBnahme 3: X 0 0 0
Keine Bebauung sudlich der vom Denkmalschutz festgelegten
Linie zur Vermeidung der Beeintrachtigung von Sichtachsen und
Sicherung der Schutzzone des Ruinenbergs

Betriebsbezogene MaBnahme 1: Planungsrechtliche Sicherung 0 0 X 0
von Wald- und mit Waldbdumen sowie sonstiger Vegetation
bestandenen Flachen (textliche Festsetzung 3.3).

> MaBBnahmen zum Waldausgleich gemaB § 8 LWaldG

Far den Verlust der Waldflachen sind Erstaufforstungen sowie weitere waldbauliche
MafRnahmen aullerhalb des Plangebiets, aber nach Moglichkeit im gleichen
Landschaftsraum, zu leisten. Das Waldumwandlungsverfahren ist im vorliegenden Fall nicht
Teil des Bebauungsplanverfahrens, sondern erfolgt erst im nachgelagerten
Baugenehmigungsverfahren. Fir die auszugleichenden Waldflachen wird derzeit ein
notwendiger Kompensationsfaktor von 1:2,75 (Ersteinschatzung der Obf. Potsdam vom
20.08.2020) angenommen. Zu beachten ist, dass dieser Kompensationsfaktor noch nichts
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zum genauen Flachenumfang der noch festzulegenden Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen
(A+E—Malnahmen) aussagt. GemalR Verwaltungsvorschrift (VV) zu § 8 LWaldG ist als
Mindestkompensation eine Erstaufforstung im Verhaltnis von 1:1 zu erbringen. Das dartber
hinaus liegende Verhaltnis, hier mit dem Faktor 1,75 bemessen, kann neben einer
Erstaufforstung auch durch waldverbessernde MaRnahmen (Voranbau, Waldrandgestaltung)
erbracht werden. GemaR VV zu § 8 LWaldG wird hierzu durch die untere Forstbehdrde die
Kompensationsverpflichtung finanziell auf Grundlage der Walderhaltungsabgabeverordnung
(WaldErhV) ermittelt. Der so ermittelte finanzielle Betrag wird dann auf die konkrete A+E—
MafRnahme umgelegt und der endglltige Flachenumfang der Malkhahme bestimmt. Das
heif3t, die untere Forstbehdrde wird im weiteren Verfahren den Umfang festlegen.
Voraussetzung hierflir ist zum einen die Genehmigungsfahigkeit des Vorhabens und zum
anderen die genaue Benennung und Darstellung der Waldumwandlungsflache.

C.24 Anderweitige Planungsmaoglichkeiten

Die Suche nach geeigneten Standorten fir neue Schulen stellt wegen des stetigen
Bevolkerungszuwachses (Verdichtungsprozess) bei gleichzeitiger Flachenknappheit in der
Stadt (Flachenkonkurrenz) eine enorme Herausforderung fur die Stadtentwicklung dar. Um
die Bedarfe zu decken sollen im Potsdamer Norden verschiedene Schulstandorte entwickelt
und planungsrechtlich gesichert werden. Der Standort an der Pappelallee, der mit
vorliegendem Bebauungsplan planungsrechtlich erméglicht werden soll, ist einer davon.

C.2.41 Standortalternativen

Schulstandort

Im Vorfeld der Aufstellung des Schulentwicklungsplans 2014 bis 2020 fand im Jahr 2013
eine Vorprufung statt, in deren Rahmen insgesamt 39 Flachen im gesamten Stadtgebiet in
mehreren Prifschritten auf ihre Eignung als Schulstandorte (Grundschule und
weiterfiihrende Schule) untersucht wurden (vgl. ,Vorprifung und Prifung Neubaustandorte
fur Weiterfihrende Schulen in Potsdam 2013/2018%, Stadt Potsdam, Bereich
Stadtentwicklung, 19.04.2018). Kriterien dieser Vorprifung waren dabei u.a. Flachengrélle,
Nutzungssituation, OPNV-Anbindung, Stadtklima, Denkmalschutz, Lage im Stadtgebiet,
Bezug zu anderen Schulen dhnlichen Typs und bekannte Aktivierungshemmnisse (wie
Verfligbarkeit/Verkaufsbereitschaft etc.). Im Ergebnis der Vorpriifung wurden 12 Standorte
fur die weitere Prifung empfohlen (Landeshauptstadt Potsdam 2018).

Die weitere Prufung der 12 Standorte erfolgte nach ahnlichen Kriterien wie die Vorprufung,
untersetzt mit genaueren Angaben zu Einwohnerzahlen im Umfeld, Entfernungen zu OPNV-
Haltestellen und zu Schutzgebieten. Im Ergebnis wurden drei Flachen fir den Neubau von
weiterfiihrenden Schulen empfohlen:

e Waldstadt-Sud
e Krampnitz
e Pappelallee/ Reiherweg

Unter den neun nicht empfohlenen Standorten befinden sich vier, die fur den weiteren Bedarf
zusatzlicher Schulen oder andere Nutzungen der sozialen Infrastruktur zur weiteren Prufung
empfohlen werden (beispielsweise Kulturbodendeponie).

Der Standort Pappelallee/Reiherweg ist durch folgende Aspekte als geeignet zu bewerten:
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e Die OPNV-Anbindung mit den sich unmittelbar in der Nahe befindlichen
Haltstellen Kirschallee und Johan-Bouman-Platz (Tram / Bus),

e Einklang mit dem verkehrspolitischen Ziel des Landes, verkehrsvermeidende
Strukturen durch kurze Wegebeziehungen und die Einbindung in Netze der
Verkehrsarten des Umweltverbundes (Rad und Ful}) zu entwickeln,

e Der Stadtteil Bornstedt, in dem sich der Standort befindet, ist mit etwa 15.000
Einwohnern einer der bevoélkerungsreichen Stadtteile der Landeshauptstadt
Potsdam.

e Durch die sinnvolle Inanspruchnahme einer vorhandenen innerstadtischen
Flache, welche teilweise brachgefallen ist und deren Bebauung nicht mehr
genutzt wird, kann an dieser Stelle ein Standort fiir soziale Infrastruktur (und
Verwaltung) unter Beachtung der denkmalschutzwtrdigen Umgebung der
angrenzenden Flachen geschaffen werden.

e Der Standort bietet gleichzeitig eine giinstige Lage im Potsdamer Norden

¢ Die Bereitschaft zur Flachenlbertragung des Flacheneigentiimers (Land
Brandenburg) lag vor. Zwischenzeitlich hat das Land Brandenburg Eigenbedarf
auf Grund der Standortsuche flr ein Justizzentrum Il angemeldet und benétigt
Teile der Flache selbst. Die fur die Schule erforderlichen Flachen werden im
Laufe des Verfahrens an die LHP Ubertragen

¢ Die Planungsabsicht steht im Einklang mit den Zielen der Raumordnung

Aufgrund der Flachenknappheit fir die Realisierung einer Schule in Potsdams Norden, bot
sich der vorgepragte Standort mit seiner zentralen Lage im Stadtteil Bornstedt hervorragend
an. Lage, Erreichbarkeit, Flachengréfe und die Innenentwicklung im Stadtgebiet bilden die
Argumente, die zu der Wahl dieses Standortes fuhrten.

Standort fiir Landesverwaltungen/Justizzentrum Il

Das Land Brandenburg verfligt im Stadtgebiet der Landeshauptstadt Potsdam tber mehrere
Standorte flr die Verwaltungsnutzung. Auf dem Hauptcampus an der Heinrich-Mann-Allee
wurde kirzlich ein nicht unerheblicher Flachenanteil fiir die Bundespolizei bereitgestellt, was
zu Flachenengpassen bei der Verteilung der Verwaltungsnutzungen auf dem Potsdamer
Stadtgebiet fuhrte und auch immer noch fuhrt. Da der Brandenburgische Landesbetrieb flr
Liegenschaften und Bauen neben den bereits genutzten und bebauten Grundstiicken in
seinem Eigentum nahezu keine Flachen weiter in Potsdam besitzt, boten die Fldchen an der
Pappelallee eine der letzten Alternativen fur die Unterbringung eines komplexeren
Verwaltungsstandorts.

C.24.2 Konzeptalternativen

Ein Stadtebauliches Konzept fiir die bauliche Entwicklung lag zu Beginn des Verfahrens, als
noch nicht bekannt war, dass das Land einen Verwaltungsstandort realisieren méchte, vor.
Damals wurde davon ausgegangen, dass lediglich der Schulstandort und sozialer
Wohnraum im Geltungsbereich untergebracht werden sollen.

Far die Entwicklung des Schulstandortes im Plangebiet wurde somit im Mai 2017 durch
Conradi Bockhorst und Partner eine stadtebauliche Machbarkeitsstudie erarbeitet, anhand
welcher geprift werden sollte, ob die damals vorgesehenen Nutzungen (Schule, Sport,
Wohnen) auf der zur Verfligung stehenden Flache untergebracht werden kénnen und wie
dies stadtebaulich integriert werden kann. Ziel war die wesentlichen
Realisierungsbedingungen der angestrebten Entwicklung in unterschiedlichen Varianten /
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Szenarien zu betrachten. Im Vordergrund stand dabei das Erfordernis einer moglichst
kurzfristigen Initiierung der Schulstandortentwicklung.

Das Ergebnis der stadtebaulichen Machbarkeitsstudie flr das Areal des Bebauungsplans Nr.
113 (Mai 2017) basierte demnach auf den urspriinglich vorgesehenen
Flachenverfligbarkeiten im damaligen Geltungsbereich des Bebauungsplangebietes. Der
ursprunglich festgelegte Geltungsbereich gemaf Aufstellungsbeschluss unterscheidet sich
von der aktuellen Abgrenzung durch die zusatzlich angegliederten Flursticken 1300 und
1301 (historisch: 343/10), Flur 1 der Gemarkung Bornstedt. Das Ergebnis der Studie hatte
gezeigt, dass die eingangs verfiigbaren Flachen fiir die Unterbringung der damals
vorgesehenen Gesamtschule einschlief3lich aller Nebenanlagen und Freiflachen ausreichend
sind.

Im Rahmen der Machbarkeitsstudie von 2017 wurden unterschiedliche Konzeptalternativen
untersucht. Diese unterschieden sich vor allem in der Anordnung des Schulgrundstiickes
und des FuRballplatzes. Darlber hinaus wurden fur die Schulgebdude verschiedene
Typologien entwickelt. Flr alle Varianten galt:

» Die Verkehrsanbindung erfolgt tiber den vorgegebenen Anschlusspunkt Pappelallee
und eine zusatzliche Zufahrt vom Reiherweg;

» Ein vollstandiger Nachweis der Flachenbedarfe flir Schule, Sport und Jugendfreizeit
(Gebaude- und Freiflachen) ist mdglich;

+ Der Wohnungsbau ist stadtebaulich variabel, bestehend aus Stadthausern und / oder
Geschosswohnungsbau;

» Vor allem bedingt durch die Vornutzung der Flachen erfolgen vergleichsweise
geringe Eingriffe in Natur und Umwelt;

* Die Entwiirfe sind ,modular” realisierbar.

Zwischenzeitlich meldete der Brandenburgische Landesbetrieb fur Liegenschaften und
Bauen Eigenbedarf fir Flachen an, die urspriinglich fir den Schulstandort vorgesehen
waren, zur Unterbringung von Verwaltungsgebauden. Aufgrund dessen reduzierte sich die
Flache, welche flr die Schulnutzung vorhergesehen war, erheblich.

Der Geltungsbereich sieht seitdem im &stlichen Bereich des Plangebietes die Flachen vor,
auf welchen das Land das "Justizzentrum II" — errichten wird. Der nordwestliche Bereich
sowie die wahrend des Aufstellungsverfahrens hinzugekommene Flurstuck 1300 (Flur 1,
Gemarkung Bornstedt) im Stiden des Plangebiets, bilden die Flachen, welche fir die
Unterbringung der Schule zur Verfigung stehen.

Die Realisierung des Schulstandortes ist daraus resultierend auf den Flurstiicken 342/1,
1293, 1294, 1295, 1297 und 1300 moglich. Auf Grund denkmalpflegerischer Auflagen ist auf
dem Flurstick 1301 keine Bebauung mehr zulassig (siehe Abb. 11). Laut dem Kommunalen
Immobilien Service (KIS) ist im Ergebnis der Anpassung der Planung an die sich veranderten
Rahmenbedingungen die verfigbare Flache ausreichend fir die Unterbringung einer
Weiterfiihrenden Schule einschlieldlich aller Nebenanlagen und Freiflachen. Hierfir wurde
eine Flachenprifung vorgenommen, welche nachweisen sollte, dass das erforderliche
Raumprogramm auf dem verfigbaren Grundstuck realisierbar ist (siehe Abb. 9). Diese
exemplarische Standortplanung hat ergeben, dass das geforderte Flachen- und
Raumprogramm auf den zur Verfigung stehenden Grundstiicken unterzubringen ist. Die
Gebaudestellungen in der dargestellten Abbildung sind beispielhaft und dienen dem
Nachweis der Machbarkeit. Seitens der Denkmalbehdrden wurde empfohlen, den Baukérper
des Schulgebaudes weitestgehend im Norden desFlursticks 1293 unterzubringen, sodass

Bebauungsplan Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg"



154 Kapitel C - Umweltbericht

dieser einen mdglichst grof3ziigigen Abstand zu dem Gartendenkmal des Ruinenbergs
erhalt.

Fir das Verwaltungsgrundsttick ist ebenfalls die Unterbringung der Bauten, welche die
héchste Bebauungsdichte einnehmen bzw. die hdchste Geschossigkeit aufweisen, im
nordlichen Bereich der Flache empfohlen, sodass diese moglichst nah an der Pappelallee
liegen und folglich keine stérende Wirkung auf den sensiblen Umgebungsbereich des
Ruinenbergs ausiben.

Um eine detaillierte Planung der Anordnung der verschiedenen Nutzungen auf der Flache
des Schulstandortes zu erhalten, wird parallel zum Bebauungsplanverfahren ein
hochbaulicher Wettbewerb fir diesen durchgefuhrt.

C.2.5 Nachteilige Auswirkungen aufgrund der Anfalligkeit fliir schwere
Unfélle und Katastrophen

Der Geltungsbereich befindet sich nicht in der Nahe eines Betriebes in den
Anwendungsbereich der Storfallverordnung nach BImSchG fallt. Entsprechenden Anlagen
werden durch die Festsetzungen des Bebauungsplans auch im Plangebiet nicht zugelassen.

Ebenso befindet sich das Plangebiet aulierhalb von Hochwasser- oder
Erdbebengefahrdungsgebieten.

Daher kdnnen planungsbedingte erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzguter
Flache und Boden, Wasser, Klima und Luft, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt,
Landschaft, Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit sowie Kulturelles Erbe
und sonstige Sachguter durch schwere Unfalle oder Katastrophen ausgeschlossen werden.

Die Optimierungen der Planung im Zuge des Bebauungsplanverfahrens sowie die
festgesetzten Malknahmen tragen dazu bei, die negativen Auswirkungen des Vorhabens auf
die Schutzguter zu minimieren.

C.2.6 Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen

C.2.6.1 Ubersicht der erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen und
geplanter GegenmalRnahmen

Unter Bericksichtigung der schutzgutbezogenen benannten Mallnahmen zur Vermeidung
und Verringerung nachteiliger Auswirkungen ergeben sich mit Umsetzung der Planung
Beeintrachtigungen fur einige Schutzguter.

Tabelle 21: Eingriffsbewertung

Schutzgut Beeintrachtigung | Bemerkung

Boden erheblich Rd. 50 % mehr Versiegelung als bisher im
Innenbereich planungsrechtlich zulassig.
Voraussichtlich Reduzierung der
Altlastenbelastung.

Wasser nicht erheblich Weitgehende Versickerung des anfallenden
Niederschlagswassers vor Ort, damit bleibt der
naturliche Wasserkreislauf weitgehend bewahrt.
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Schutzgut

Beeintrachtigung

Bemerkung

Insofern ist davon auszugehen, dass der
natirliche Wasserkreislauf nicht erheblich
beeintrachtigt wird.

Keine unmittelbare Gefahrdung des
Grundwassers durch die kunftige Nutzung.

Auswirkungen auf das angrenzende
Oberflachengewéasser (Bornstedter See) sind
durch Niederschlagseinleitung nicht
ausgeschlossen, werden jedoch soweit wie
mdglich reduziert.

Klima, Lufthygiene
und Larm

nicht erheblich

Durch die Nutzungsanderung ist eine Erhdhung
der Luftschadstoffbelastung zu erwarten

Mit Umsetzung der Planung ist eine
ausreichende Versorgung mit Kalt-/Frischluft
weiterhin gegeben.

Bei Einhaltung der vorgegebenen
Gerauschkontingente und der Umsetzung von
passiven Schallschutzmaflinahmen kénnen
Beeintrachtigungen durch Larm verringert
werden.

Tiere und Pflanzen

erheblich

Weitgehender Verlust der bestehenden
Vegetationsstrukturen, einschlieRlich der damit
im Zusammenhang stehenden Lebensraume und
teilweise geschuitzten Lebensstatten. Teilweise
Ausgleich durch MalRnahmen (Begrinung,
Anbringung von Niststatten) im Plangebiet.
Ausweichen der Arten auf angrenzende
Grinflachen méglich.

Orts- und
Landschaftsbild

nicht erheblich

Nachnutzung einer Siedlungsbrache mit im
Bestand leerstehenden Geb&auden.

Uberbauung einer kleinteiligen Waldflache,
vereinzelter Baumgruppen und sonstiger
vegetationsbestandener Flachen. Aber auch
planungsrechtliche Sicherung von Wald- und
Geholzbestanden. Begriinung der nicht
Uberbaubaren Flache.

Historische Sichtachsen werden durch die
Bebauung nicht beeintrachtigt.

Mensch, Erholung

nicht erheblich

Eine Erholungsnutzung der Flache im Bestand
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Schutzgut Beeintrachtigung | Bemerkung

ist nur bedingt moéglich. Eine Nutzung der Flache
nach der Schulzeit im Rahmen einer Sport- bzw.
Vereinsnutzung ist derzeit nicht ausgeschlossen.

Mensch, gesunde nicht erheblich Bei Einhaltung der vorgegebenen

Wohn- und Gerauschkontingente und der Umsetzung von

Arbeitsverhaltnisse passiven Schallschutzmalinahmen kénnen
Beeintrachtigungen durch Larm verringert
werden.

Berlcksichtigung von Vorgaben zur Entwicklung
larmrobuster Strukturen.

Erhebliche Zusatzbelastungen von
Luftschadstoffen durch den ansteigenden
Verkehr sind nicht zu erwarten.

Die Beleuchtung aller Flachen ist auf das
notwendige Mal3 zu minimieren. Die
lichttechnischen Anforderungen an
Sportplatzbeleuchtungsanlagen sind zu
berlcksichtigen (DIN EN 12193). Die aktuellen
Erkenntnisse zur Thematik Artenschutz sind bei
der Ausarbeitung der Beleuchtungskonzepte zu
bericksichtigen. Die Beeintrachtigung durch
Lichtemissionen wird durch die angeflihrten
MalRnahmen reduziert.

Kultur- und andere | nicht erheblich Keine Beeintrachtigung von Denkmalen
Sachguter Umwandlung von Waldflachen, aber auch
gleichzeitig planungsrechtliche Sicherung von
Wald- und Geholzflachen. Kompensation des
Waldverlustes mit Hilfe externer
AusgleichsmalRnahmen.

Der Umfang der durchzufihrenden AusgleichsmalRnahmen unterliegt, unter
Gesamtwurdigung der mit Umsetzung der Planung verbundenen Wirkungen auf die
Umweltbedingungen im Plangebiet, der Abwagung nach dem Baugesetzbuch (BauGB).

Darilber hinaus sind gemaR § 1 Abs. 6 BauGB bei der Aufstellung von Bebauungsplanen
insbesondere die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit
sowie die Bevolkerung insgesamt (Schutzgut Mensch) und auf Kulturguter und sonstige
Sachguiter (Schutzgut Kultur- und Sachguter) zu berticksichtigen. Die vorgesehenen
Malnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen
fur diese Schutzguter sind nachfolgend dargelegt.
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C.2.6.2 Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung (Eingriffsregelung § 1a Abs. 3
BauGB)

Gemal § 14 BNatSchG ist bei Eingriffen in Natur und Landschaft Gber die Vermeidung, den
Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden.

Gemal § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich
erheblicher Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungsfahigkeit des
Naturhaushaltes in der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu bericksichtigen. Der Ausgleich
erfolgt durch geeignete Festsetzungen nach § 9 BauGB oder durch vertragliche Regelungen
gemal § 11 BauGB (Stadtebaulicher Vertrag). Ein Ausgleich ist gemal § 1a Abs. 3 Satz 5
BauGB nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung
erfolgt sind oder zuldssig waren.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt zum Teil im Innenbereich gem. § 34 BauGB.
Die Flache ist zu rd. 40 % bebaut. Die geplante Bebauung mit einer GRZ von 0,8 ist etwa

doppelt so hoch, wie die Versiegelung im Bestand und dem damit derzeit zulassigen Eingriff.
Die Mehrbebauung im Umfang von 40 % ist daher einer Eingriffsbilanzierung zu unterziehen.

Die Bilanzierung erfolgt getrennt nach dem Naturhaushaltswert und den
Landschaftsfunktionen. Aufgrund der vorherrschenden Eigentumsverhaltnisse im Plangebiet
wird die Eingriffsbilanzierung fur die Flachen der Stadt Potsdam (Gemeinbedarfs- und
Waldflache) und die Flachen des Land Brandenburgs (sonstiges Sondergebiet) getrennt
durchgefihrt.

Bilanzierung des Naturhaushaltswertes

Die Eingriffsermittlung wird gemaf der Arbeitshilfe ,Naturhaushaltswert" zur Anwendung der
standardisierten Bewertungsmethode fur Naturhaushaltsfunktionen - Eingriffsbewertung in
der verbindlichen Bauleitplanung der Landeshauptstadt Potsdam (Landeshauptstadt
Potsdam (Hrsg.) 2013) durchgefihrt.

Die Bilanzierungstabellen sind der Anlage 5 E-A-Bilanz zu entnehmen.

Die Naturhaushaltswertmethode dient dazu, die biotischen (Biotope) und abiotischen
(Boden, Wasser, Luft/Klima) Naturhaushaltsfunktionen in Bestand und Planung
standortbezogen fir ein Plangebiet zu bewerten und die Eingriffe in den Naturhaushalt zu
bilanzieren. Der Naturhaushaltswert lasst sich in einer Skala von 0 (sehr geringe Wertigkeit)
bis 2,5 (sehr hohe Wertigkeit) darstellen. Der Wert fur das Landschaftsbild und das
Landschaftserleben wird Uber diese Methode nicht erfasst. Er soll in den
Bebauungsplanverfahren vor allem verbal-argumentativ bewertet werten.

Das Bewertungsverfahren setzt sich aus drei Bewertungsschritten zusammen:
1. Erfassung und Bewertung des Naturhaushaltswerts im Bestand

2. Erfassung und Bewertung des Naturhaushaltswerts in der Planung

3. Eingriffsbilanzierung Naturhaushaltswert

Die Bestandssituation wurde auf Grundlage der 2017 erfolgten Biotopkartierung gemaf
Biotoptypenliste Land Brandenburg (Stand 2011) ermitteltet. Im Anschluss erfolgte die
Kategorisierung und Bewertung gemaf Landschaftsplan Potsdam (Stand 2012). Da nicht
alle Biotoptypen bereits in der Arbeitshilfe erfasst waren, erfolgte teilweise eine
plangebietsspezifische Zuordnung. Daraus ergibt sich eine schutzgutbezogene Bewertung
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des aktuellen Zustandes der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes fiir die Schutzguter
Biotope, Boden, Wasser und Klima/Luft.

Der Bestandssituation gegenliber gestellt wurde der zu erwartende Naturhaushaltswert des
Plangebietes mit Umsetzung des Bebauungsplanentwurfs.

Als Planungstypen wurden die Nutzungsarten und die Ausgestaltungen von Nutzungen, die
sich aus den vorgesehenen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des
Bebauungsplans ergeben, abgeleitet (Gemeinbedarfsflache, sonstiges Sondergebiet und
Wald).

Es erfolgte eine planungs- und schutzgutbezogene Bewertung des zu erwartenden
Zustandes der Leistungsfahigkeit im Naturhaushalt fur die Schutzguter Biotope, Boden,
Wasser und Klima.

Den hoéchsten Naturhaushaltswert weisen mit rd. 1,8 die baumbestandenen Bereiche und
Vorwalder im Plangebiet auf. Die versiegelten Flachen haben keinen Biotopwert (0).

Fir das vom Eingriff betroffene Plangebiet mit einer Flachengréfie von rund 5,4 ha ergibt
sich im Bestand ein Naturhaushaltswert Nutzungstyp? von insgesamt 1,0 und ein
Naturhaushaltswert bezogen auf die Flachengrée 3 von 48.207.

Nachstehende Bilanzierungswerte ergeben sich im Bestand fir die Stadt Potsdam und das
Land Brandenburg getrennt:

Tabelle 22: Naturhaushaltswert Bestand nach Eigentiimern differenziert

Bilanzierung Naturhaushalt Stadt Potsdam Land Brandenburg
Naturhaushaltswert 1,0 1,0
Nutzungstyp

Naturhaushaltswert in Bezug auf Flachengrolie 23.782 24.425

Der Bestandssituation gegenuber gestellt wird der zu erwartende Naturhaushaltswert des
Plangebietes auf Grundlage der vorgesehenen Nutzungsarten des Bebauungsplanes.

Folgende Aspekte wurden in die Bewertung des zu erwartenden Naturhaushaltswertes der
einzelnen Flachen mit einbezogen: Die Gemeinbedarfsflache und das Sondergebiet werden
mit einer GRZ von 0,8 weitgehend tiberbaut. Eine Uberschreitung durch Nebenanlagen ist
nicht zulassig. Weiterhin werden gemaR den textlichen Festsetzungen Mal3nahmen zur
Verbesserung des Naturhaushaltswertes umgesetzt, wie Bepflanzungen und die Anlage von
Mulden auf den nicht Gberbaubaren Flachen sowie extensive Dachbegrinung sowohl auf
dem Schul- als auch auf dem Verwaltungsstandort auf jeweils 60 % der Dachflache
(einfaches Retentionsdach mit einem Abflussbeiwert von max. 0,3). Auf der Flache fir das
sonstige Sondergebiet ist im Bereich der nicht Gberbaubaren Flache auf ca. 15 % der Flache
eine Pflanzbindung (Erhaltungsbindung) vorgesehen.

Die bereits bestehende Waldflache, die als solche auch festgesetzt wird (5.166 m?), wird in
der Bilanzierung als zu erhaltende Flache behandelt.

2 Berechneter Gesamtwert flr Biotoptyp

3 Berechneter Gesamtwert fir Biotopflache (Naturhaushaltswert x Flache)
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Flachen auf3erhalb des Plangebietes, die ggf. fur Baustelleneinrichtungsflachen oder fiir
erforderliche Arbeiten an Leitungen in Anspruch genommen werden missen, werden in der
Bilanzierung nicht betrachtet. Eine solche Bilanzierung hat im Zuge der entsprechenden

bauvorbereitenden Planungen zu erfolgen.

Unter Bertiicksichtigung der genannten Aspekte ergeben sich fir die Planung folgende
Naturhaushaltswerte (siehe Anlange 5 A-E-Bilanz, Tabellenblatt ,T 2c Zusammenstellung

NHW Planung®):

Tabelle 23: Naturhaushaltswert Planung nach Eigentiimern/Nutzung differenziert

Bilanzierung Naturhaushalt Planung Stadt Potsdam/ Land Brandenburg/
Gemeinbedarf Sondergebiet

Naturhaushaltswert 0,9 0,9

Nutzungstyp

Naturhaushaltswert in Bezug auf Flachengroflie 22.023 22.463

Fur die Planung ergeben sich insgesamt ein Naturhaushaltswert von 0,9 und ein
Naturhaushaltswert der Flache von 44.486.

Die Bilanzierung des Eingriffs erfolgt durch Uberlagerung und Verschneidung der fiir den
Bestand und die Planung ermittelten Naturhaushaltswerte fiir die Vorhabenflache. Werte im
negativen Bereich geben den Eingriff an, der auf Grundlage der geplanten Festsetzungen
des Bebauungsplans zu erwarten bzw. maoglich ist. Werte mit positiven Vorzeichen spiegeln
die Verbesserung der Leistungsfahigkeit von Standorten im Naturhaushalt wider. Wird fir die
Flachen der Wert 0 ausgewiesen, ist keine erhebliche Veranderung des
Naturhaushaltswertes und damit auch kein Eingriff zu erwarten.

In der Summe verschlechtert sich der reine Naturhaushaltswert der Flachen im Plangebiet
mit Umsetzung der Planung nur geringfigig (0,1) , bezogen auf die Flache entsteht ein
Verlust um -1.488.

Nachstehende Bilanzierungswerte (Defizite) ergeben sich im Ergebnis fir die Stadt Potsdam
und das Land Brandenburg getrennt:

Tabelle 24: Gegeniiberstellung NH-Gesamtwerte Bestand und Planung

Bilanzierung Naturhaushalt Planung Stadt Potsdam/ Land Brandenburg/
Gemeinbedarf Sondergebiet

Naturhaushaltswert -0,1 -0,1

Veranderung

Naturhaushaltswert in Bezug auf FlachengréfRe -704 -785

Als externer Ausgleich wurden die MaRnahmen zum Waldausgleich durch Erstaufforstung
bilanziert (siehe unten). Da keine waldrechtliche Qualifizierung des Bebauungsplans erfolgt,
liegen keine detaillierten Informationen zu den avisierten MaRnahmen vor. Bei der
nachstehend folgenden Bilanzierung handelt es sich dementsprechend zunachst um eine
reine Annahmebilanz, die im Baugenehmigungsverfahren zu konkretisieren ist. Folgende
Werte wurden naherungsweise zu Grunde gelegt: Fir die Erstaufforstung von insgesamt
7.670 ha (Kompensationsfaktor 1:1) vormals landwirtschaftlich genutzter Flachen (Annahme:
Naturhaushaltswert 1,0), bei einer angenommenen Wertverbesserung um +0,6 durch die
MafRnahmen ist von einer Wertverbesserung von mindestens 4.600 Punkten fur die Flache
(Acker) auszugehen. Hinzu kommen weitere Verbesserungen des Naturhaushaltswertes
durch waldgestaltende Malinahmen. Art und Umfang kénnen im Rahmen des
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Bebauungsplans noch nicht konkretisiert werden, da durch die Forstbehérde der
abschlieRende Kompensationsfaktor erst mit dem Antrag auf Waldumwandlung bestimmt
wird.

Das Wertepunktdefizit des Eingriffs kann dementsprechend durch die zu erbringende
Erstaufforstung ausgeglichen werden.

Nachstehende Bilanz ergibt sich durch den externen Ausgleich fir die Stadt Potsdam und
das Land Brandenburg getrennt:

Tabelle 25: Naturhaushaltsaufwertung durch externen Waldausgleich (Annahmebilanz)

Bilanzierung Stadt Potsdam/Gemeinbedarf | Land Brandenburg/Sondergebiet
Naturhaushalt Planung
Naturhaushaltswert in -704 -785

Bezug auf Flachengroflie
(Defizit) im Plangebiet

Wertverbesserung durch 2.762 1.838
externen Waldausgleich
(nur Erstaufforstung keine
waldverbessernden
MaRnahmen)

Bilanzierung der Landschaftsfunktionen

Die Bilanzierung der Naturhaushaltsfunktion beinhaltet nicht die rdumlich Gbergreifenden
Wechselbeziige und Wirkungszusammenhange (Biotopverbund, klimatische
Ausgleichsfunktionen zwischen Ent- und Belastungsgebieten, Bedeutung von Landschafts-
und Siedlungsraumen fur das Landschaftsbild und Erholung). Diese Funktionen wurden
verbal-argumentativen Bewertung bewertet.

Mit der geplanten Versiegelung und dem Verlust der Vegetationsflachen sind auch klimatisch
negative Auswirkungen zu erwarten, die jedoch nicht als erheblich einzustufen sind. Die zu
erwartende erhéhte Luftschadstoffbelastung ist nach aktuellem Planungsstand nicht als
erheblich zu bewerten. Negative Auswirkungen auf das Grundwasser sind nach derzeitiger
Einschatzung nicht zu erwarten.

Die Umsetzung der Planung stellt einen Eingriff in die Bereiche Landschaftsbild und
Erholung dar. Der Eingriff in das Landschaftsbild bezieht sich vor allem auf die
Beeintrachtigung der bestehenden historischen Sichtachsen. Im Zuge der Planung wurden
die Lage und Hohe der Baukoérper soweit mdglich optimiert. Die Planung flgt sich in den
stadtischen Charackter der Umgebung ein.

Bilanzierung der Bdume nach Potsdamer Baumschutzverordnung
(PBaumSchVO) / Landeswaldgesetz (LWaldG)

Die nach der Potsdamer Baumschutzverordnung (vgl. C.2.1.5) geschiitzten Baume (Baume
aulerhalb des Waldes die ggf. im Rahmen kinftiger Bauvorhaben zur Umsetzung des
Bebauungsplans gefallt werden mussen) sind nach dieser Verordnung geschitzt und nicht
Bestandteil der Eingriffsregelung.

Ein Antrag auf die Beseitigung von geschuitzten Baumen erfolgt erst im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens. Sofern der sich daraus ggf. ergebende Bedarf an
Ersatzpflanzungen nicht im Plangebiet ersetzt werden kann, sind Ersatzpflanzungen
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aulRerhalb des Plangebietes oder Ausgleichszahlungen nach den Regelungen der
Baumschutzverordnung vorzunehmen. Die in den textlichen Festsetzungen geregelten
Baumpflanzungen kdnnen als Ausgleich angerechnet werden, soweit sie den Anforderungen
zum Ausgleich nach PBaumSchVO entsprechen.

Fir den Fall, dass die durch die TF 3.1 erforderlichen Ersatzpflanzungen auf dem
Schulgrundstiick nicht unterzubringen sind, wurde mit Stand vom 05.01.23 eine Erklarung
vom Kommunalen Immobilien Service (KIS) unterzeichnet, welche absichert, dass die
verbleibenden Ersatzpflanzungen innerhalb des Potsdamer Stadtgebietes realisiert werden.
Die Anzahl der Baume und Straucher, welche durch die TF 3.1 auf dem Schulgrundstiick
erforderlich sind, aber auf Grund fehlender Platzkapazitaten, nicht auf diesem realisiert
werden konnen, sollen auf externen Flachen in Fahrland gepflanzt werden. Hierflir werden
die Flachen Flurstiick 149, Flur 1 der Gemarkung Fahrland und Flurstlick 114/1, Flur 3 der
Gemarkung Fahrland benannt und durch den KIS gesichert.

Baume, als Teile der Waldflache nach LWaldG, sind nicht gemaR Potsdamer
Baumschutzverordnung geschutzt. Fur die Umwandlung der Waldflachen ist daher eine
Kompensation gem. LWaldG zu erbringen. Nach Aussagen der zustandigen Forstbehoérde ist
nach derzeit giltiger Verwaltungsvorschrift (VV) zu § 8 LWaldG voraussichtlich von einem
Kompensationsfaktor von 1:2,75 auszugehen (Oberforsterei Potsdam; E-Mail vom 20.08.20).
GemaR VV zu § 8 LWaldG ist als Mindestkompensation eine Erstaufforstung im Verhaltnis
von 1:1 zu erbringen. Das daruber hinaus liegende Verhaltnis, hier mit dem Faktor 1,75
bemessen, kann neben einer Erstaufforstung auch durch waldgestaltende MaRnahmen
(Voranbau, Waldrandgestaltung) erbracht werden. Gemaf VV zu § 8 LWaldG wird hierzu
durch die untere Forstbehdrde die Kompensationsverpflichtung finanziell auf Grundlage der
Walderhaltungsabgabeverordnung (WaldErhV) ermittelt. Der so ermittelte finanzielle Betrag
wird dann auf die konkrete A+E — MalRnahme umgelegt und der Flachenumfang dieser
bestimmt. Das heil}t, die untere Forstbehdrde wird im weiteren Verfahren den Umfang
letztverbindlich festlegen. Voraussetzung hierfur ist zum einen die Genehmigungsfahigkeit
des Vorhabens und zum anderen die genaue Benennung und Darstellung der
Waldumwandlungsflache.

Eine feste Bindung der Flachen kann aber erst im Rahmen des Genehmigungsverfahrens
(Bauantragsverfahrens) erfolgen.

Mit dem Waldersatz nach dem LWaldG ist auch der Eingriff in den Wald als Lebensraum
abgegolten.

C.3 Zusatzliche Angaben

C.31 Verwendete technische Verfahren bei der Umweltprifung /
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben

Wesentliche Datengrundlagen zur Beurteilung des Umweltzustandes bilden der
Landschaftsplan (Stand 19.09.2012), der Umweltbericht zum Flachennutzungsplan (Stand
19.09.2012), einschlagige Gutachten zu den Thematiken Bodenbeschaffenheit, Schadstoffe,
Versickerung und Larm sowie Ergebnisse der Bestandserfassung (Artenschutzrechtlicher
Fachbeitrag; Biotoptypenkartierung) durch Ortsbegehungen im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens (vgl. Kap.C.1.3).

Die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange wurden im Zuge der Friihzeitigen
Beteiligung gemal § 4 Abs. 1 BauGB darum gebeten, die ihnen vorliegenden
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umweltrelevanten Gutachten bzw. Untersuchungen mit Relevanz fiir das Vorhaben zur
Verflgung zu stellen.

Die eingesetzten technischen Verfahren sind in den jeweiligen Fachgutachten erlautert.

C.3.2 Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben
IMaRnahmen zur Uberwachung erheblicher Umweltauswirkungen

Ein Erfordernis von MaBnahmen zur Uberwachung der erheblichen Auswirkungen, die sich
durch die Durchfiihrung des Bebauungsplans auf die Umwelt ergeben und die Uber die im
Rahmen der gesetzlichen Zustandigkeitsordnung der jeweiligen Fachbehérde zu priifenden
Belange hinausgehen, ist derzeit nicht erkennbar. Aufgrund der in § 4 Abs. 3 BauGB
begriindeten Informationspflicht der Fachbehdrden Gber unvorhergesehene Auswirkungen
auf die Umwelt werden deshalb im Rahmen der Umweltprifung zum Bebauungsplan Nr. 113
der Landeshauptstadt Potsdam keine zuséatzlichen UberwachungsmafRnahmen vorgesehen.

Die Umsetzungs- und Erfolgskontrolle der Ausgleichsmaflinahmen (Pflanz- und
Begriinungsmalinahmen innerhalb des Geltungsbereichs) erfolgt im Zuge des
Baugenehmigungsverfahrens von Seiten der Aufsicht fihrenden Behorde.
Ausgleichsmalnahmen sollen zum ersten Mal drei Jahre nach Bauabnahme der jeweiligen
Baumalinamen in Hinblick auf ihr Entwicklungsziel beurteilt werden. Die 3 Jahre ergeben
sich aus dem Ublichen Zeitraum der Fertigstellungs- (ein Jahr) und Entwicklungspflege (zwei
Jahre) fur Auflenanlagen. Bei einer Abweichung von den Entwicklungszielen ist
nachzubessern.

Die Umsetzung der erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaflinahmen ist zu
kontrollieren. Vogelnisthilfen sind jahrlich zu warten und zu prufen. Bei Nichtakzeptanz sind
Anbringungsort und Bauweise zu andern.

Die Umsetzungs- und Erfolgskontrolle der nach Baumschutzverordnung vorzunehmenden
Ersatzpflanzungen ist Bestandteil der bauordnungsrechtlichen Genehmigung und Abnahme
der (Einzel-) Bauvorhaben im Plangebiet.

Die Umsetzungs- und Erfolgskontrolle fir den Waldausgleich (Erstaufforstung und die
waldaufwertenden MaRnahmen) erfolgt durch die untere Forstbehodrde.

Durch die zustandigen Behorden kann zur zulassungskonformen Umsetzung der
Baumalinahmen der Einsatz einer Umweltbaubegleitung beauftragt werden.

C.3.3 Allgemein verstandliche Zusammenfassung

Durch die planungsrechtlichen Regelungen des Bebauungsplanes Nr. 113
.Pappelallee/Reiherweg” in Potsdam sollen die Voraussetzungen zur Entwicklung eines
Schul- und Verwaltungsstandortes im Norden Potsdam, im Stadtteil Bornstedt geschaffen
werden. Der Standort wird durch die stark frequentierte Hauptverkehrsstralie Pappelallee,
sowie dem sich von dieser Stralle abzweigenden Reiherweg mit der dort befindlichen
Wohnbebauung eingegrenzt. Im Suden grenzt das Plangebiet an den Ruinenberg, der
Bestandteil der Kulturlandschaft ,Schlosser und Parks von Potsdam und Berlin® ist und damit
zum UNESCO Weltkulturerbe zahlt. Bei der Flache handelt es sich im Bestand zum Grofteil
um eine mit ein- bis viergeschossigen Gebauden, Garagen und Lagerflachen bestandene
Flache, die im zentralen und westlichen Abschnitt seit langerem leerstehend sind. Zwischen
den Gebduden bestehen Vegetationsstrukturen, die seit mehreren Jahren nur noch in
Teilbereichen gepflegt wurden und sich entsprechend der natirlichen Sukzession
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(zunehmender Bewuchs mit Gehdlzen) entwickelt haben. Charakteristisch fur den Standort
sind insbesondere baumbestandene Flachen. Im sidlichen Bereich befinden sich Flachen
die mit Wald nach LWaldG bestanden sind.

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg"
beinhaltet die Flurstlicke 342/1, 343/3, 343/6, 343/8, 1293, 1294, 1295, 1296, 1297, 1298,
1300 und 1301 der Flur 1 in der Gemarkung Bornstedt und umfasst eine Flache von ca. 5,4
ha. Das Gelande ist planungsrechtlich zum Grol3teil dem Innenbereich (§ 34 BauGB)
zuzuordnen, der Bereich eines Gemeinde- oder Stadtgebiets der im Zusammenhang bebaut
ist. In diesem Bereich ist auch ohne geltenden Bebauungsplan in einem eingeschrankten
Mal eine Bebauung grundsatzlich zulassig. Der studdstliche Teilbereich des Plangebiets
befindet sich im Aufienbereich (§ 35 BauGB), d.h. die Flache liegt weder im Geltungsbereich
eines geltenden Bebauungsplans, noch in einem im Zusammenhang bebauten Ortsteil.
Somit besteht flir diese Flachen derzeit kein Baurecht.

Im Rahmen des Umweltberichtes zum Bebauungsplan wurden die Auswirkungen der
Umsetzung der Planung auf die Schutzgiter Boden und Flachen, Wasser, Klima und Luft,
Tiere und Pflanzen, Landschaft, Mensch sowie Kultur- und Sachguter untersucht.

Im Plangebiet selbst befinden sich keine Schutzgebiete nach Bundesnaturschutzgesetz.

Im Zuge des Bebauungsplans wurde die bestehende Planung grof3tmdglich optimiert - auch
in Hinblick auf die Eingriffe in 0.g. Schutzgiter. Der Bebauungsplan setzt MalRnahmen zur
Minimierung bzw. den Ausgleich der Eingriffe fest. Dazu gehéren ein Hochstmalf an
Uberbauung sowie eine Begrenzung der baulichen Héhen. ErschlieRungsflachen,
Stellplatze, Zufahrten und Schulhof- und Sportflachen sind mit wasser- und
luftdurchlassigem Aufbau herzustellen. Zu den vorgesehenen Begriinungsmaflinahmen
gehdren neben dem Erhalt bestehender Baume und Waldflachen, neue Baum- und
Strauchpflanzungen sowie eine extensive Dachbegriinung. Das anfallende
Niederschlagswasser wird weitgehend (soweit es die Bodenverhaltnisse zulassen) vor Ort
versickert. Zum Ausgleich fur den Verlust von Lebensrdumen von im Plangebiet
vorkommenden geschutzten Arten werden in einem angemessenen Verhaltnis neue
Lebensraumstrukturen z.B. durch das Anbringen von Niststatten geschaffen.

Die raumliche Lage des Schulstandortes bietet eine sehr gute bestehende Anbindung an das
Stral3enverkehrsnetz sowie den 6ffentlichen Personennahverkehr. Mit Umsetzung der
Planung geht zunachst der Verlust bestehender Vegetations- insbesondere Wald- und
baumbestandener Flachen einher und damit ein Verlust von Lebensstatten und geringfugig
Erholungsflachen.

Fir das Schutzgut Boden und Flache ist insbesondere die grofflachige Uberbauung
derzeitiger Grin- und Freiflachen im Bereich der Gemeinbedarfsflache und dem
Sondergebiet relevant. Gegenlber der Situation im Bestand wird mit dem Bebauungsplan
eine deutlich groRere Versiegelung als im Bestand (zuldassige Zunahme um 50 %) zulassig.
Damit einher geht ein weiterer Verlust von natlrlichen Bodenfunktionen am Standort.

Beeintrachtigungen auf das Grundwasser sind aufgrund der hohen
Grundwasserflurabstande am Standort mit Umsetzung der Planung nicht zu erwarten. Der
anfallende Niederschlag soll soweit wie méglich vor Ort Gber nicht versiegelte Flachen,
Mulden und Rigolensysteme sowie teildurchlassige Bodenbelage versickert werden. Durch
Dachbegrinung wird der Anteil des zu verbringenden Niederschlags weiter minimiert. Eine
vollstéandige Versickerung des anfallenden Niederschlags ist auf Grund der geringen
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Sickerfahigkeit der am Standort vorherrschenden Bodenarten wahrscheinlich nicht moglich.
Das nach Ausschépfung der Versickerungs- und Rickhaltemdglichkeiten vor Ort
verbleibende Niederschlagswasser soll Giber Speicherrdume zeitverzogert in das bestehende
offentliche Regenwasserkanalnetz entwassert werden. Der natlirliche Wasserkreislauf kann
trotz der zulassigen Versiegelung durch die aufgefiihrten Malinahmen zur oértlichen
Niederschlagswasserverbringung weitestgehend bewahrt bleiben. Durch die Etablierung von
zeitverzdgerten Entwasserungssystemen kommt es zu keiner erheblichen Mehrbelastung
der bestehenden Regenwasserkanale. Inwieweit sich durch die Erhdhung der
Niederschlagswasser Auswirkungen auf den Bornstedter See ergeben, ist mit
Konkretisierung des Regenwasserkonzeptes in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehérde
und im nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren zu prifen. Zum aktuellen Zeitpunkt kann
dazu keine Aussage getroffen werden.

Durch den Verlust von Vegetationsbestanden und die Erhdhung der Versiegelung am
Standort erhéht sich der Anteil warmespeichernder Baukorper, gleichzeitig verringert sich der
Anteil der Vegetationsstruktur, die durch Verschattung, Verdunstung und die Produktion von
Kalt- und Frischluft positiv auf das lokale Klima wirkt. Es ist davon auszugehen, dass sich die
Warmebelastung am bereits vorbelasteten Standort weiter intensiviert. In Verbindung mit den
Waldflachen des Ruinenbergs bleiben in unmittelbarer Nahe zum Plangebiet, auch nach
Umsetzung der Planung klimadkologische Ausgleichsraume erhalten, die sich positiv auf die
Siedlungsflachen im Plangebiet auswirken. Durch das Vorhaben werden keine umliegenden
und Uberortlich bedeutsamen Kaltluftleitbahnen beeintrachtigt.

Die gute Anbindung an den OPNV ermdglicht eine emissionsarme Anbindung des
Standortes. Mit erheblichen Belastungen durch verkehrsbezogene Luftschadstoffe ist trotz
der zu erwartenden Erhéhung des Verkehrsaufkommens zu den Hol- und Bringzeiten des
Schulbetriebs sowie Dienstbeginn und Ende am Verwaltungsstandort nicht zu rechnen.

Insbesondere durch die geplanten Sportanlagen auf der Gemeinbedarfsflache mit der
Zweckbestimmung ,Schule” und ,Soziale Zwecke dienende Gebdude und Einrichtungen®
sind Larmbelastungen wahrend der Nutzung, die nach dem Schulbetrieb (16:00 bis 22:00
Uhr) vorgesehen ist, zu erwarten. Fur die Gemeinbedarfsflache wurden Larmkontingente
ermittelt und im Bebauungsplan festgesetzt. Bei Einhaltung dieser Kontingente kann
sichergestellt werden, dass keine Larmbelastungen am Standort entstehen, die kritische
Richtwerte Uberschreiten. Larmauswirkungen durch den Verkehr auf der angrenzenden
Pappelallee auf den Schul- und Verwaltungsstandort sollen durch schalltechnisch glnstige
Gebaudekonstruktion und -dammung vermindert werden.

Wahrend des Betriebs sind geeignete Mallnahmen zu ergreifen, die Lichtemissionen
(indirektes Streulicht von kunstlicher Beleuchtung, die in die Umwelt abgegeben wird) so weit
wie mdglich zu reduzieren.

Mit Verlust der Wald-, Griin-, und baumbestandenen Flachen gehen die bestehenden
Biotopstrukturen im Plangebiet weitestgehend verloren. Im Rahmen der faunistischen
Kartierungen wurden zahlreiche Brutvogelarten am Standort nachgewiesen. Verschiedene
Fledermausarten nutzen das Gebiet vor allem fur die Nahrungsaufnahme. Quartiere der
Artengruppe wurden sowohl am Baum- aus auch am Gebaudebestand nicht nachgewiesen.
Fir den Verlust geschitzter Lebensstatten ist bei der zustadndigen Naturschutzbehdrde ein
Ausnahmeantrag zu stellen. Fur die Artengruppen Vogel und Fledermause werden zum
Ausgleich neue Lebensraume durch Pflanzungen und das Ausbringen von Nistkasten
geschaffen.
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Mit Umsetzung der Planung gehen Waldflachen, Bdume und sonstige Vegetationsstrukturen
am Standort verloren, womit auch eine nachhaltige Veranderung des Landschaftsbildes
einhergeht. Damit verbunden ist auch ein Verlust von Flachen, die derzeit geringfiigig der
Erholungsnutzung dienen und sich in ihrer Struktur positiv auf das Landschaftsbild am
Ruinenberg auswirken. Da das Plangebiet stidlich unmittelbar an weitere Waldflachen des
Ruinenbergs (UNESCO Weltkulturerbe) angrenzt, besteht fur Erholungssuchende weiterhin
eine wohnungsnahe Moglichkeit zur Erholung. Ein Grofteil der sudlich gelegenen
Waldflache bleibt erhalten und wird als Wald planungsrechtlich gesichert, sodass zumindest
in gewissem Umfang ein Sichtschutz zwischen dem Ruinenberg und den umgebenden
Flachen zum Plangebiet gewahrleistet ist. Bestehende Sichtbeziehungen werden nicht
beeintrachtigt. Mit Umsetzung der Planung ist zudem eine Begriinung der Freiflachen
vorgesehen, welche sich positiv auf das Landschaftsbild am Standort auswirkt.

Der bestehende Gebaudebestand am Standort wirkt sich zum Teil negativ auf das
umgebende Landschaftsbild aus, bedingt durch den brachliegenden Charakter der Flache.
Mit Umsetzung der Planung wird die derzeit ungenutzte und verfallene Gebaudestruktur im
Plangebiet abgerissen und die Flache baulich vollstandig neu entwickelt, sodass sie sich in
die bestehende Umgebung einflgt.

Auswirkungen auf Kultur- und Sachguter bestehen vor allem durch den Verlust von
Waldflachen. Dieser muss entsprechend dem Waldrecht kompensiert werden. Die
Kompensationsmallinahmen kdnnen nicht vollstandig im Plangebiet durchgefuhrt werden,
sondern werden zum Teil auf externen Flachen anvisiert. Eine waldrechtliche Qualifizierung
des Bebauungsplans ist nicht angestrebt. Der Bewahrung des angrenzenden UNESCO-
Weltkulturerbes (Ruinenberg) und den bestehenden Sichtachsen ausgehend vom
Ruinenberg wird durch die Festlegung von einzuhaltenden Gebaudehéhen und die
Berlcksichtigung eines 25 m breiten Pufferstreifens, in dem keine Bebauung zulassig ist,
Rechnung getragen. Dies sind u.a. Vorkehrungen, welche auch eine Bewahrung des
Landschaftsbildes am Standort bewirken.
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D Auswirkungen des Bebauungsplans

D.1 Auswirkungen auf die Stadtstruktur

Durch den Bebauungsplan soll eine nachhaltige stadtebauliche Entwicklung in diesem
Bereich gewahrleistet werden, die sowohl dem baulichen Bestand des angrenzenden
Bornstedter Feldes sowie des schitzenswerten angrenzenden UNESCO-Welterbe-Gebietes
als auch der geplanten Bebauung Rechnung tragt.

Mit den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 113 werden die Vorgaben des
gesamtstadtischen Schulentwicklungsplans gesichert. Der Norden der Landeshauptstadt
Potsdam erhalt damit einen integrierten Schulstandort, Sportflachen sowie bei Bedarf eine
Einrichtung, welche sozialen Zwecken dient. Hierdurch werden bestehende Engpasse in der
schulischen und sozialen Ausstattung reduziert bzw. neue Engpasse kénnen vermieden
werden.

Die Festsetzungen sollen somit eine stadtebauliche Entwicklung sichern, indem auch
zuklnftig eine ausreichende Versorgung der Bevolkerung mit Einrichtungen der sozialen
Infrastruktur sichergestellt wird. Dabei soll die neu entstehende Bebauung sowohl dem
baulichen Bestand des angrenzenden Wohngebietes als auch den Belangen des Orts- und
Landschaftsbildes Rechnung tragen.

Dies wird gewahrleistet, indem die Hohe der geplanten Gebaude, sowohl auf dem Schul- als
auch auf dem Verwaltungsgrundstiick anhand maximal zulassiger Oberkanten begrenzt wird.
Die Héhe entspricht somit dem Mal3stab der umgebenden Bebauung und auch der
schutzwiirdigen Umgebung, welche Bestandteil der Pufferzone des UNESCO-
Weltkulturerbes der Stadt Potsdam (Park Sanssouci) ist. AuRerdem wird die im Siiden des
Geltungsbereichs gelegene Flache als Waldflache weitgehend erhalten und durch eine
entsprechende Festsetzung gesichert. Dadurch wird das vertraute Orts- und Landschaftsbild
an dieser Stelle zumindest in wesentlichen Teilen erhalten bleiben.

Die Festsetzung des Sonstigen Sondergebietes sichert den Bedarf des Landes
Brandenburg, verschiedene Verwaltungsinstanzen des Landes im Potsdamer Stadtgebiet
unterzubringen. Nach Engpassen auf der Landesliegenschaft an der Heinrich-Mann-Alle 103
auf Grund der Standorterweiterung des Bundespolizeigelandes wurden seitens des BLB
dringend Flachen bendtigt, welche eine Unterbringung verschiedener 6ffentlich-rechtlicher
Verwaltungsnutzungen wie z.B. des Sozialgerichts und die Erweiterung des Justizzentrums
sichern koénnen.

Mit den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 113 wird im Potsdamer Norden die
Realisierung einer weiterflihrenden Schule, durch welche eine wohnortnahe
Infrastrukturversorgung der hier lebenden Bevoélkerung sichergestellt wird, gewahrleistet.

D.2 Auswirkungen auf die Umwelt

Die planerische Entwicklung der Flachen im Geltungsbereich des Bebauungsplans und die
damit einhergehende Schaffung von Baurechten ist mit Eingriffen in Natur und Landschaft
verbunden, welche Auswirkungen auf die Umwelt verursachen. Diese werden nach den
Vorschriften des im Entwurf vorliegenden Bebauungsplans ausgeglichen. Gleichzeitig wird
fur die Inanspruchnahme von Wald auch nach forstrechtlichen Vorschriften Ausgleich
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geschaffen. Die geplante Bebauung einer ca. 5,4 ha gro3en Flache flr sowohl
Gemeinbedarf mit den Zweckbestimmungen ,Schule“ und ,Sozialen Zwecken dienende
Gebaude und Einrichtungen® als auch fir ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
,verwaltung“ verursacht nachhaltige Veranderungen im Plangebiet, das heute von teilweise
leerstehenden Blrogebauden bzw. mehrgeschossigen Plattenbaugebauden und diese
umgebenden Strauch- und Gehdlzbestand gepragt ist.

Alle umweltbezogenen Folgen und Auswirkungen der Planung auf die Umwelt werden im
Umweltbericht in Kapitel C ausfiihrlich dargestellt und zusammenfassend schutzgutbezogen
bewertet.

Bei Durchfihrung der im Bebauungsplan festgesetzten Vermeidungs- und
VerminderungsmafRnahmen kénnen die Beeintrachtigungen der Schutzguter verringert bzw.
vermieden werden.

Beeintrachtigungen ergeben sich jedoch durch den Verlust der Bodenfunktion durch
Uberbauung und Versiegelung. Dies fiihrt zu voraussichtlich erheblichen Auswirkungen auf
das Schutzgut Boden. Diese Beeintrachtigungen werden durch Ausgleichsmalinahmen
innerhalb und aufRerhalb des Plangebiets kompensiert (Dachbegriinung, wobei Griindacher
auch in Kombination mit Solaranlagen realisiert werden kdnnen; dkologischer Waldersatz, -
verbesserungsmalnahmen).

Negative Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt sollen weitestgehend verhindert
werden, indem u.a. Stellplatze und Wege in einem wasser- und luftdurchlassigem Aufbau
herzustellen sind.

Zur Berucksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG wurde eine
artenschutzfachliche Priifung vorgenommen, die Bestandteil des Umweltberichts ist. Es ist
absehbar, dass bei Vollzug des Bebauungsplans beztiglich der kartierten Arten
voraussichtlich nicht gegen die Vorschriften fur besonders geschitzte und bestimmte andere
Tier- und Pflanzenarten gemaf § 44 Abs. 1 BNatSchG verstolRen wird. Zum Artenschutz vgl.
Kap. C.2.2.5.

Die getroffenen Festsetzungen zur Erhaltung oder Neupflanzung/Ersatzpflanzung von Baum-
und Geholzbestand im Plangebiet begiinstigen den Grundwasserhaushalt sowie das
Kleinklima. Zudem tragen sie dazu bei, das vertraute Landschafts- und Ortsbild weitgehend
zu erhalten.

Der Eingriff in den Naturhaushalt wird zum einen durch Malinahmen innerhalb des
Plangebiets ausgeglichen (Dachbegrinung (es besteht auRerdem die Moglichkeit
Grindacher auch mit Retentionsdachern zu kombinieren), Baumpflanzung zur Gliederung
Stellplatzflache). Zum anderen erfolgen als externe Malinahmen fur den Verlust von Teilen
der Waldflache Erstaufforstungen sowie weitere waldbauliche MalRnahmen auflerhalb des
Plangebiets. Dies dann aber nach Mdglichkeit im gleichen Landschaftsraum. Das
Waldumwandlungsverfahren ist im vorliegenden Fall nicht Teil des
Bebauungsplanverfahrens, sondern erfolgt erst im nachgelagerten
Baugenehmigungsverfahren. Flachen fur die ErstaufforstungsmalRnahmen wurden bereits
recherchiert, jedoch noch nicht letztverbindlich gesichert. Derzeit sind fur den forstrechtlich
erforderlichen Ausgleich Erstaufforstungsflachen im gleichen Naturraum auf Flachen der
Landeshauptstadt Potsdam vorgesehen. Fir die Umsetzung der waldverbessernden
MafRnahmen sind derzeit ebenfalls Flachen der Landeshauptstadt Potsdam vorgesehen.
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Durch diese MalRnahmen werden die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgiter des
Naturhaushaltes insgesamt kompensiert.

Das Plangebiet stellt eine Innenentwicklungsmalinahme dar, da der Bereich bereits
vorgepragte bauliche Strukturen und Versiegelungen aufweist. Somit wird verhindert, dass
weitere Flacheninanspruchnahmen im Aufienbereich geschehen. Die Auswirkungen auf die
Schutzgiter Landschaftsbild und Boden sowie auf die Umweltbelange werden im
Umweltbericht weiter ausgefuhrt.

Um die schalltechnischen Auswirkungen der Nutzungen innerhalb und auf3erhalb des
Plangebietes zu prognostizieren, wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt. In
dieser wurden sowohl die Gerauscheinwirkungen betrachtet, welche von auf3en auf das
Plangebiet wirken (Gewerbelarm, Verkehrslarm), als auch diejenigen, welche vom
Plangebiet selbst ausgehen (Sportlarm). Hinsichtlich der Gewerbeldrmimmissionen ist
festzustellen, dass auf dem gesamten Bebauungsplangebiet sowohl die
Immissionsrichtwerte flir die hier anzusetzenden Mischgebiete als auch fir Allgemeine
Wohngebiete eingehalten werden. Bezlglich des Verkehrslarms konnte in Erfahrung
gebracht werden, dass am Tag die Schalltechnischen Orientierungswerte fliir Mischgebiete
und Gebiete mit noch hdherem Schutzanspruch der DIN 18005 im Bebauungsplangebiet
Uberschritten werden. Ausgehend von den Betrachtungen der Schallimmissionsprognose
kommen aktive Larmschutzmaflinahmen jedoch nicht in Betracht. Im Rahmen des
Bebauungsplanes sind deshalb Festsetzungen zu passiven SchallschutzmafRnahmen
getroffen worden. Es ist sicherzustellen, dass im Baugenehmigungsverfahren die
Schalldamm-Male der AuRenbauteile entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1:2018-01
sowie der geplanten Nutzung ermittelt werden. Was den Sportlarm betrifft, so wurde fir die
Teilflache ,Schule® innerhalb des Plangebietes eine Larmkontingentierung durchgefiihrt. Bei
Einhaltung dieser Kontingente (siehe Kap. B.3.6.4) werden die gebietsbezogenen
Immissionsrichtwerte flir Mischgebiete an allen betrachteten Immissionsorten eingehalten.

Landschaftsschutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen.

Das Plangebiet befindet sich direkt an der Grenze zu einem eingetragenen, flachigen
Denkmal, welches dem kulturellen UNESCO-Welterbe ,Schlosser und Parks von Potsdam
und Berlin“ angehdrt. Der Geltungsbereich selbst liegt gemanR Flachennutzungsplan der
Stadt Potsdam im Beiplan Denkmalschutz in der ausgewiesenen engeren Pufferzone
UNESCO (Stadt Potsdam, Flachennutzungsplan, Stand 30.01.2013). Diese Lage in
unmittelbarer Nahe zu einem bedeutendem UNESCO-Weltkulturerbe stellt eine
Besonderheit dar und eine Bebauung bzw. Planung des Gebiets gilt als duRerst sensibel zu
gestalten, sodass dieses Schutzgebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung nicht erheblich
beeintrachtigt wird (siehe auch Kap. A.3.8.1 und B.2.5). Es sind somit keine folgenschweren
Beeintrachtigungen von Kultur- und Sachgutern, insbesondere auf den Denkmalschutz, zu
erwarten. Bodendenkmale sind zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht bekannt.

D.3 Soziale Auswirkungen

Durch den vorliegenden Bebauungsplan Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg” werden die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir den Bau einer Schule und von einem
Verwaltungscampus geschaffen. Bauherren sind die Landeshauptstadt Potsdam und das
Land Brandenburg bzw. der Brandenburgische Landesbetrieb fiir Liegenschaften und
Bauen. Die Stadt kommt damit ihrer kommunalen Pflichtaufgabe (zur Daseinsvorsorge)
nach. Der Bebauungsplan hat insoweit positive soziale Auswirkungen auf die
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Versorgungssituation mit sozialer Infrastruktur. Auch das Land Brandenburg leistet einen
Beitrag zur Sicherstellung 6ffentlich-rechtlicher Aufgaben wie der Erfillung von Aufgaben der
Rechtsprechung. Gleichzeitig gewahrleisten die Festsetzungen des Bebauungsplans
gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse fur die im Umfeld des Gebietes wohnende und
arbeitende Bevolkerung, da mit der Realisierung der Planungen sowohl eine Vielzahl von
Arbeitsplatzen als auch die Nahe zu einer sozialinfrastrukturellen Einrichtung geschaffen
werden.

Mit dem vorliegenden Planverfahren wird kein zusatzlicher Wohnungsbau verfolgt.
Vertragliche Regelungen zur Kostenbeteiligung an der sozialen Infrastruktur und zur
Herstellung von mietpreis- und belegungsgebundenem Wohnraum auf Grundlage des
Potsdamer Baulandmodells sind daher im Zusammenhang mit dem vorliegenden
Bebauungsplan nicht notwendig.

D.4 Auswirkungen auf die technische Infrastruktur

Das Grundstuck liegt innerhalb eines Siedlungsbereichs, sowohl im Norden als auch im
Westen grenzen Siedlungsgebiete an. Auf Grund der Vornutzung des Gelandes mit
Birogebauden, der Nutzung durch die Polizei und des Filmarchivs befinden sich bereits
entsprechende Ver- und Entsorgungsleitungen in den angrenzenden Straflen und auf dem
Plangebiet. Hierbei handelt es sich um Leitungsbestande der Energie und Wasser Potsdam
GmbH (EWP) und der Netzgesellschaft Potsdam GmbH (NGP). Der Leitungsbestand
umfasst neben den verschiedenen Hausanschliissen insbesondere eine Trafostation,
mehrere Niederspannungsleitungen, zwei Mittelspannungsleitungen, eine
Trinkwasserversorgungsleitung sowie ein Niederspannungs-Kabelverteiler. Die vorhandenen
Leitungen und Betriebsanlagen sind dauerhaft freizuhalten. Sie mussen vor Beschadigung
geschitzt sein und dirfen nicht Gberbaut oder Uberpflanzt werden. Aulerdem weist die EWP
daraufhin, dass keine Einwirkungen vorgenommen werden dirfen, die den Bestand oder den
Betrieb der Anlagen beeintrachtigen oder gefahrden kdnnen. Dabei ist die freizuhaltende
Schutzstreifenbreite abhangig von der Dimensionierung der Leitung. Bauherren bzw.
Vorhabentragerlnnen missen im Zuge der Umsetzung der Planung, das heif3t bei
Realisierung der Bebauung, die EWP oder die NGP auf Grund dessen anfragen.

Ausgehend von den bereits vorliegenden Informationen zum in der Umgebung vorhandenen
Leitungsbestand kann davon ausgegangen werden, dass alle erforderlichen Ver- und
Entsorgungsleitungen von den an das Plangebiet angrenzenden StralRen aus herangefuhrt
werden konnen. Mit hoher Wahrscheinlichkeit werden Umverlegungen bzw. Abkopplungen
bestehender Leitungen/Kanadle vom Bestandsnetz sowie Kapazitatserweiterungen
erforderlich sein. Die zustandigen Versorgungstrager sind als Trager 6ffentlicher Belange am
Verfahren beteiligt worden. Sie gaben u.a. den Hinweis, dass vorhandene Leitungen
maschinell nicht Gberfahren oder mittels Ruttelplatten Bodenpressungen ausgesetzt werden
dirfen. Alternativ sind durch den jeweiligen Netzbetreiber Schutzverrohrungen vorzusehen
oder UmverlegungsmafRnahmen durchzufihren. Dies gilt insbesondere auch bei der
Herstellung neuer und behelfsweiser Baustellenzufahrten. Die erforderlichen MalRnahmen
sind vor Beginn der Bauarbeiten bei dem zustandigen Netzbetreiber zu beantragen.

Die EWP &aullerte in der Behordenbeteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans auflerdem,
dass bei einer Gelanderegulierung die Lage vorhandener Leitungen nicht verandert werden
darf. Vor Baumrodungen oder Wurzelentfernen ist im Beisein des Netzbetreibers die exakte
Lage der Leitungen mittels Suchschachtungen sichtbar zu machen.
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Fir die Kabel- und Leitungsverlegung sind im Plangebiet beidseitig von Fahrbahnen bzw.
Wegen aullerhalb dieser Flachen Kabeltrassen mit einer Breite von mindestens 50 cm
vorzuhalten. Diese Flachen sind nicht anderweitig zu bebauen oder mit Gehoélzen zu
bepflanzen. Abstimmungen zu vorhandenen Versorgungsleitungen und Betriebsanlagen
sowie zu freizuhaltenden Trassen und Raumen erfolgen im weiteren Verfahren bzw. im
Rahmen der hochbaulichen Planung im Anschluss an das Bebauungsplanverfahren. Hierfur
wenden sich die Vorhabentragerlnnen mit Planen zu erforderlichen Anschlussleitungen und
Bedarfswerten an die Netzbetreiber. Flr das Plangebiet ist dabei ein Grundschutz mit einem
Léschwasserbedarf von mindestens 96m3/h (1600 I/min) zu gewahrleisten. Das Loschwasser
soll fur eine Léschzeit von zwei Stunden zur Verfligung stehen.

In der Pappelallee und in der Stralle Reiherweg sind Regenwasserkanale vorhanden. Die
beiden &ffentlichen Regenwasserkanale in der Pappelallee und im Reiherweg leiten das
gesamte Regenwasser in den Bornstedter See. Die Betrachtung der hydraulischen
Auswirkungen auf die Regenwasserkanale und den Bornstedter See waren nicht Bestandteil
des Regenentwasserungskonzepts. Nach Unterlagen der Energie und Wasser Potsdam
GmbH wird von der Liegenschaft des Bebauungsplans Nr. 113 zurzeit das Regenwasser von
insgesamt 8.587 m? befestigter und abflusswirksamer Flache in die dffentliche Kanalisation
eingeleitet. Dies entspricht bei einem 5-jahrigem Regenereignis von 15 Minuten Dauer (r1s,
n=0,2) Mit 174,41/ (s x ha) einer Einleitmenge von 149,76 I/s. Die vorliegenden Planungen
ergeben eine abflusswirksame Flache von rund 19.880,50 m?, das heil3t, bei einer
vollstandigen Ableitung des Regenwassers in die 6ffentliche Kanalisation wiirde sich eine
Einleitmenge von 346,72 I/s ergeben. Die Einleitmenge in das Kanalnetz und in den
Bornstedter See wiirde sich mehr als verzweifachen. Durch die Anordnung von dezentralen
Versickerungs- und Speichereinrichtungen wird, trotz der schlechten
Versickerungsbedingungen auf der Liegenschaft, die Regenwassereinleitmenge
(Spitzenabfluss) auf 15,84 I/s reduziert und liegt somit deutlich unterhalb der derzeitigen
Einleitmenge.

D.5 Finanzielle Auswirkungen

D.5.1 Verfahrenskosten

Der Landeshauptstadt Potsdam entstehen Kosten fir die Aufstellung des Bebauungsplans
und fir die Erarbeitung der in diesem Zusammenhang erforderlichen Fachgutachten und den
Planungswettbewerb fir den Schulstandort (Stadtebau und Hochbau). Kosten entstehen
aulRerdem durch die Durchflihrung der 6kologischen Waldumbaumalfinahmen.

D.5.2 Herstellungs- und Unterhaltungskosten

Der Landeshauptstadt Potsdam entstehen zudem Kosten durch den Bau, den spateren
Betrieb und die Unterhaltung der Schule, der dazugehérigen Sportanlagen und der
Freiflachen.

Diese Kosten fiir die Schule resultieren aus kommunalen Pflichtaufgaben, sie obliegen der
Stadt Potsdam und sind dementsprechend in den stadtischen Haushalt bzw. den Haushalt
des Kommunalen Immobilien Service (KIS) als Betreiber der Schule einzustellen.

Die planerische Entwicklung der Flachen im Geltungsbereich des Bebauungsplans und die
damit einhergehende Baurechtschaffung sind mit Eingriffen in Natur und Landschaft
verbunden. Diese sind nach den Vorschriften des im Entwurf vorliegenden Bebauungsplans
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auszugleichen. Gleichzeitig ist fur die Inanspruchnahme von Wald auch nach forstrechtlichen
Vorschriften Ausgleich zu schaffen. Fur die Flachen die durch Schaffung neuer Baurechte
planerisch beglnstigt werden, fallen somit anteilige Kosten fiir die jeweiligen Bauherren
(Stadt Potsdam und Land Brandenburg) zur Realisierung der erforderlichen
Ausgleichsmalnahmen an. Hierfir missen in Umsetzung der Planung externe Dienstleister
vertraglich gebunden werden, welche die Umsetzung der erforderlichen
Ausgleichsmallnahmen auf Ihrem Eigentum befindlichen Flachen vornehmen.

Somit werden sowohl fiir die Landeshauptstadt Potsdam (KIS) als auch fiir das Land
Brandenburg (BLB) auf Grund von Eingriffen in Natur und Landschaft auf ihnren Flachen im
Bebauungsplangebiet Kosten fiir Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen anfallen.

Des Weiteren werden Unterhaltungskosten fiir die Waldflache, welche sich auf Flachen im
Eigentum der Stadt befindet, anfallen. Diese betragen 1,50 €/m?/Jahr. Bei der Flachengrdlie
der festgesetzten Waldflache von 5.326 m? ergibt sich eine Kostenhdhe von 7.989 € pro Jahr
fur die Unterhaltung der Waldflache durch die Stadt. Auf den Haushaltsvorbehalt auch fur die
kiinftigen Jahre wird hingewiesen.

D.5.3 Grunderwerb

Die Flachen des Bebauungsplangebietes liegen aktuell ganzlich im Eigentum des Landes
Brandenburg. Um den 6ffentlichen Belang der Realisierung einer dringend erforderlichen
Schule im Nordraum Potsdams zu gewahrleisten, wurde anhand einer ,Vereinbarung und
gemeinsamen Erklarung zwischen der LHP und dem BLB zum Standort
Reiherweg/Pappelallee 20 in Potsdam® vom Februar 2021 vereinbart, dass die fur die Schule
bendtigten Flachen an die Stadt verkauft werden. In dieser Vereinbarung wird deshalb
festgeschrieben, welche Teile des Landesgrundstiicks trotz des eigenen Bedarfs des BLB,
seinen Verwaltungsstandort auf diesen Flachen unterzubringen, entbehrt werden sollen. Der
BLB wird deshalb folgende Flachenanteile (vorbehaltlich der Zustimmung des Ministeriums
der Finanzen und fur Europa) an die LHP verkaufen:

e Flurstick 342/1 vollstéandig, mit einer Grof3e von 141 m?

e Historisches Flurstlick 343/1 teilweise (aktuelle Flursticksbezeichnung: 1293, 1294),
ca. mit einer Grof3e von 19.397 m?

e Historisches Flurstlick 343/2 teilweise (aktuelle Flursticksbezeichnung: 1295), ca. mit
einer Grofe von 498 m?

e Historisches Flurstlick 343/9 teilweise (aktuelle Flurstlicksbezeichnung: 1297), ca. mit
einer Grofde von 22 m?

Fir die Kaufpreisfindung ist vom BLB eine 6ffentlich bestellte Sachverstandige beauftragt
worden, welche ein bereits existierendes Verkaufswertgutachten fir die Kaufpreisfindung

vom 05.11.2018 aktualisierte. Das aktuelle Wertgutachten inklusive dem aktuell geltenden
Kaufpreis belauft sich auf den 17.06.2021.

Im Gegenzug zum Erhalt der o0.g. Flurstiicken bzw. Teilen davon, verpflichtet sich die LHP,
dem Land Brandenburg im Zuge der Neuordnung des stadtischen Grundstiicks, welches
sich an der Hegelallee/Jagerallee befindet, geeignete und im Eigentum der LHP liegende
Immobilien oder Grundstiicksteile zu Gbertragen, welche den Bedarf des Ministeriums der
Justiz des Landes Brandenburg in einem Umfang von 4.000 m? Nutzflache decken wirden.
Das betreffende Grundstuck wird dem Land entgeltlich Ubertragen (Kaufvertrag).
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D.54 Planungsschaden
Planungsschaden bzw. daraus resultierende Kosten sind nicht erkennbar.
D.5.5 Bodenordnung

Bodenordnerische MalRnahmen sind fir den raumlichen Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 113 nicht vorgesehen.
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E Verfahren
E.1 Ubersicht iiber den Verfahrensablauf

E.1.1 Aufstellungsbeschluss

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam vom
06.07.2016 (DS 16/SVV/0393) wurde der Aufstellungsbeschluss fiir den Bebauungsplan
Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg” gefasst.

E.1.2 Anderung des Geltungsbereichs

Abweichend vom Aufstellungsbeschluss ist wahrend der Erarbeitung des Vorentwurfs,
vorbehaltlich der Zustimmung durch die Stadtverordnetenversammlung, der Geltungsbereich
um die 6stlichen Flachen, welche sich im Eigentum des Brandenburgischen Betriebs flir
Liegenschaften und Bauen (BLB) befinden, reduziert worden. Auflerdem wurde der
Geltungsbereich um Flachen im Siiden, den Flurstiicken 1300 und 1301 (historisch: 343/10)
erweitert. Der Geltungsbereich hatte sich somit zwischen den Verfahrensschritten der
Aufstellung des Bebauungsplanes und der friihzeitigen Beteiligung zum Vorentwurf von ca.
4,3 ha auf 3,2 ha verkleinert. Nachdem die friihzeitige Beteiligung zum Vorentwurf
abgeschlossen war, anderte sich der Geltungsbereich wahrend der Erarbeitung des
Entwurfs erneut. Die ostlichen Flachen, welche urspriinglich Bestandteil des
Geltungsbereichs waren, wurden erneut wieder miteinbezogen. Grund dafir ist die
Sinnhaftigkeit der planungsrechtlichen Beurteilung einer Bebauung dieser Flachen tber
einen Bebauungsplan, da sich diese im Umgebungsschutz des Denkmalbereichs "Berlin-
Potsdamer Kulturlandschaft" befinden.

Insgesamt hat sich somit der Geltungsbereich wahrend des Planaufstellungsverfahrens von
anfanglich ca. 4,3 ha auf ca. 5,4 ha erweitert.

E.2 Uberblick liber die Beteiligungsverfahren
E.21 Fruhzeitige Beteiligung

E.2.1.1  Friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom
20. November bis einschliel3lich 22. Dezember 2017. Die Ankindigung der frihzeitigen
Offentlichkeitsbeteiligung wurde am 02. November 2017 im Amtsblatt Nr. 10 fir die
Landeshauptstadt Potsdam ortsublich bekannt gegeben. Im Beteiligungszeitraum wurde der
Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg* 6ffentlich in den
Raumlichkeiten der Verwaltung ausgelegt. Im Internetauftritt der Landeshauptstadt Potsdam
sowie auf dem zentralen Internetportal des Landes Brandenburg wurden diese Unterlagen
zeitgleich veroffentlicht und Gelegenheit zur Auerung gegeben.

Es gingen insgesamt 44 Stellungnahmen zum Vorentwurf von der Offentlichkeit ein.
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E.21.2 Thematische Zusammenfassung der abwagungsrelevanten
Stellungnahmen der Offentlichkeit (friihzeitig)

Sozialer Treffpunkt/Begegnungsort fiir die Bevélkerung

Fast ausnahmslos sprachen sich die Birger in ihren Stellungnahmen fiir die Schaffung eines
Nachbarschafts- und Begegnungshauses aus. Der Wunsch nach einem Treffpunkt fur
Nachbarn und Anwohner, an welchen soziale und kulturelle Tatigkeiten ausgelbt werden
kénnen, wurde immer wieder deutlich hervorgehoben.

Auch die Unterbringung von weiteren sozialkulturellen Nutzungen wie z.B. Gaststatten,
kleine Laden, ein Kino und/oder eine Bibliothek wurde gewlinscht.

Verbunden mit den erwiinschten und aus Sicht der Burger dringend fur den Stadtteil
erforderlichen Nutzungen wurde auch im Hinblick auf die dafur notwendige
Inanspruchnahme von Flachen vorgeschlagen, das Schulgebaude fir solche Zwecke zu
verwenden, sprich eine Stadtteilschule zu realisieren bzw. eine auf3erschulische Nutzung
des Gebaudes zu ermdoglichen.

Wohnbebauung

Um die Interessen an der Integration eines sozialen Treffpunktes und der Nutzung von bspw.
vorhandenen schulischen Sportflachen flr auRerschulischen Sport durchzusetzen, wurde
geaulert, dass damit verbunden ganz oder teilweise auf die urspriinglich geplante soziale
Wohnbebauung verzichtet werden kdnnte.

Stadtteilwerkstatt

Eine Vielzahl der Birger sprach sich fir die Einbeziehung der Bevdlkerung anhand einer
offentlichen Stadtteilwerkstatt aus.

Sportanlagen

Die Mdglichkeit der auRerschulischen Nutzung der geplanten Sportanlagen der Schule fiir
bspw. Vereinssport wurde von einzelnen Birgern betont.

Architektur

Ein geringer Teil der Blrger verwies darauf, die Gestaltung der Neubebauung nicht nur
funktional, sondern auch asthetisch anspruchsvoll umzusetzen.

Verkehr

Von einem Burger wurde auf die verkehrliche Belastung der Kreuzung
Pappelallee/Reiherweg und der Uberquerung vom Reiherweg zur Kirschallee hingewiesen,
die entsteht, wenn die Planung umgesetzt werde.

Des Weiteren erwahnte er auch die Bedeutung der Gewahrleistung ausreichender
Parkmaglichkeiten fir die Nutzer der umgesetzten Planung (hier: Schule). Dies vor allem vor
dem Hintergrund, um bestehenden 6ffentlichen Parkraum nicht weiter zu belasten.

Bebauungsplan Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg"



178 Kapitel E - Verfahren

E.2.1.3 Ergebnis der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung

Im Ergebnis der Offentlichkeitsbeteiligung zum Vorentwurf des Bebauungsplans (Stand
11/2017) wurde die Planung zunachst nicht geandert.

Es ergaben sich jedoch im weiteren Verlauf des Verfahrens erhebliche Anderungen der
Umstande fir die Planung, sodass diese generell zwischen den Planungsschritten des
Vorentwurfs und des Entwurfs zum Bebauungsplan hinsichtlich ihrer Festsetzungen und
Nutzungsausweisungen modifiziert wurde (siehe nachfolgendes Kapitel E.2.2). Die
Méglichkeit, einen Stadtteiltreff in die Planung zu integrieren bzw. Raumlichkeiten der
geplanten Schule zu auf3erschulbetrieblichen Zeiten fir soziale und kulturelle Zwecke zu
nutzen, wurde in die Festsetzungen integriert.

Mit den weiteren Stellungnahmen aus der Offentlichkeit wurde wie folgt umgegangen:

Auf die Wohnbebauung wird inzwischen auf Grund der Flachenknappheit fiir die
notwendige Unterbringung von 6ffentlichen- bzw. Verwaltungsgebauden, in welchen wichtige
offentliche Aufgaben wahrgenommen werden, verzichtet. Sowohl die Stadt Potsdam als
auch das Land Brandenburg verzeichnen nicht unerhebliche Engpasse in Bezug auf die
Kapazitaten fir die Unterbringung solcher administrativen Gebaude. Eine Wohnbebauung
ware ohnehin nicht auf den urspriinglich geplanten Flachen méglich gewesen, da sudlich der
von den Denkmalbehoérden festgelegten Linie, keine Bebauung mehr zulassig ist.

Eine Stadtteilwerkstatt wird nur bei Bebauungsplanverfahren durchgefuhrt, welche
erhebliche stadtebauliche Konflikte oder auch Konflikte, welche die 6ffentliche Belange
negativ beeintrachtigen konnten, bestehen. Im Fall des BP 113 zeichneten sich solche
schwerwiegenden Konflikte zwischen den Vorhabentragerinnen und der Offentlichkeit nicht
ab, da u.a. die Thematik der Unterbringung einer sozial-infrastrukturellen Nutzung (welche
den Schwerpunkt bei den eingegangenen Stellungnahmen aus der Offentlichkeit bildete) in
dem zuklnftigen Schulstandort erméglicht wird.

Zu der Thematik der Nutzung der schulischen Sportflachen ist Folgendes zu erwahnen:
Schulsportanlagen sind i.d.R. nicht 6ffentlich zuganglich. Dies hat verwaltungsrechtliche-
bzw. verkehrssichernde Grunde. Sie kdnnen jedoch, je nach Vereinbarung, vom
Vereinssport genutzt werden. Daflir sind Nutzungszeiten an die interessierten Sportvereine
durch die Stadt Potsdam zu vergeben.

Im Verfahrensschritt der Erarbeitung des Entwurfs zu dem BP 113 wurden u.a.
gestalterische Festsetzungen formuliert (siehe Kap. B.3.7). Diese beinhalteten Vorgaben,
z.B. zu den Fassadenfarben und auch zur Gestaltung der Dachflachen. In dem geplanten
Hochbauwettbewerb der Stadt Potsdam zu dem Schulstandort werden au3erdem Entwirfe
berucksichtigt werden, welche einen hohen gestalterischen und asthetischen Anspruch
aufweisen.

Auf einen fachgerechten Ausbau der Strallen und Wege, welche das Plangebiet erschlielen,
wird im Zuge des nachgelagerten Baugenehmigungsverfahrens geachtet. Es werden dann
entsprechende MalRnahmen entwickelt werden mussen, welche die Mehrbelastung des
OPNYV durch die geplanten Nutzungen aufnehmen werden.
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E.2.1.4 Friuhzeitige Beteiligung von Behorden und Nachbargemeinden

Gleichzeitig mit der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung wurden die Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berthrt
werden kann, gemaR § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet und zur AuRerung auch im Hinblick auf
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung aufgefordert. Mit
Schreiben vom 16.11.2017 wurden die von der Planung betroffenen 18 Behdrden und
Stellen, die Trager 6ffentlicher Belange sind (TOB), die Nachbargemeinden sowie die
stadtischen Fachbereiche unterrichtet und um Stellungnahme zur Planung gebeten.

Insgesamt haben 13 Behoérden eine Stellungnahme abgegeben. Fiinf Behérden haben keine
Stellungnahme abgebeben. In diesen Fallen wird eine Zustimmung angenommen.

E.21.5 Thematische Zusammenfassung der abwagungsrelevanten
Stellungnahmen der Behorden und Nachbargemeinden (friihzeitig)

Geltungsbereich

Der BLB erklarte die Sachlage des Eigenbedarfs des Landes an den an der Pappelallee
liegenden Grundstlicken und verwies dementsprechend auf die noch nicht vorhandene
Entbehrlichkeit dieser. Auch gab es einen Hinweis auf die Einhaltung von Abstandsflachen
zu Nachbargrundstlcken.

Denkmalschutz

Das Brandenburgische Landesamt fiir Denkmalpflege und Archaologisches Landesmuseum,
die Stiftung Preussische Schlésser und Garten Berlin Brandenburg sowie auch die Untere
Denkmalschutzbehoérde der Stadt Potsdam aulRerten Hinweise zur unmittelbaren Nahe zum
UNESCO-Welterbe, sprich dem Ruinenberg. AuRerdem erwahnten sie die Lage des
Plangebietes in der engeren Pufferzone des UNESCO-Welterbes. Der Umgebungsschutz
des Denkmals sei zu beachten. Ricksicht genommen werden sollte aulerdem auf die
vorhandenen historischen Sichtbeziehungen, eine von den Denkmalbehdrden in der
Vergangenheit festgelegte Linie, von derer sudlich keine Bebauung mehr zulassig ist und auf
den vorhandenen Drive — einem historischen Weg, der heute noch stdlich des Ruinenbergs
existiert. Die geplante Wohnbebauung im Suden wurde abgelehnt. Ebenfalls abgelehnt
wurde die im Vorentwurf enthaltene ErschlieBungsstralle, welche bis zur stidlichen
Geltungsbereichsgrenze und somit bis an das Gartendenkmal reichte. Es erfolgte die
Forderung der Festsetzung einer Grunflache auf den sudlichen Flachen bis zu der ehemals
abgestimmten Linie zum Schutz des Gartendenkmals. Eine generelle Zustimmung zur
Planung wurde nur unter der Einhaltung denkmalschutzvertraglicher Gebaudehdhen in
Aussicht gestellt.

Schallschutz

Das Landesamt fur Umweltschutz (heute: Landesamt fur Umwelt) forderte ein
Schalltechnisches Gutachten, welches die Einhaltung der Immissionsrichtwerte im Bereich
der vorhandenen (und urspringlich geplanten) Wohnnutzungen pruft.

Wald

Vom Landesbetrieb Forst bzw. der Unteren Forstbehdrde gingen Hinweise zur
forstrechtlichen Qualifizierung des Bebauungsplans bzw. zu erforderlichen

Bebauungsplan Nr. 113
"Pappelallee/Reiherweg"



180 Kapitel E - Verfahren

Waldumwandlungsverfahren in nachgelagerten Genehmigungsverfahren sowie Hinweise zu
naturschutz- und forstrechtlichen KompensationsmafRnahmen ein.

E.2.1.6 Ergebnis der friihzeitigen Behordenbeteiligung

Nach den Stellungnahmen und Hinweisen der Behérden, welche von der Planung berthrt
sind, erfolgte die Priifung durch die Landeshauptstadt Potsdam und daran anschlielsende
Festsetzung einer Grinflache im Siden des Plangebietes. Diese erméglicht die von den
Denkmalbehdrden geforderte Pufferzone zu dem angrenzenden Gartendenkmal des
Ruinenbergs. Es wird demnach auch die von einer Bebauung freizuhaltende Zone, auf die
die Denkmalbehdrden hingewiesen hatten (welche durch die festgelegte Linie zum Schutz
des sudlich angrenzenden Denkmals ausgewiesen wird), von einer zuklnftigen Bebauung
befreit.

Um den Belangen der Forstbehdrde Rechnung zu tragen, wird die Grinflache als Waldflache
festgesetzt, sodass fir den Teil des Waldes, welcher Wald nach LWaldG darstellt und
erhalten bleibt, keine Waldumwandlung erforderlich ist.

Um die denkmalrechtlichen Belange auf3erdem zu berucksichtigen und auch den Schutz des
Orts- und Landschaftsbildes zu wahren, werden weiterhin im Ergebnis der
Behordenbeteiligung zum Vorentwurf gestaffelte Hohenfestsetzungen im Entwurf fur die
Planung vorgenommen, welche die sensible Lage des Plangebietes und auch die
historischen Sichten, welche dartberfliihren, beachten.

E.2.2 Anderung der Planung nach der friihzeitigen Beteiligung

Unabhangig von den Ergebnissen der friihzeitigen Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung
wird die Planung auf3erdem in folgenden Punkten geandert:

o Wegfall der ErschlieRungsstrae bzw. Strallenverkehrsflache am westlichen Rand
des Geltungsbereichs

¢ Aufhebung der Einteilung der Schulflache in Schul- und Sportflachen

o Wegfall der kleinen o&ffentlichen Grinflache auf den Flurstiicken 1293 und 1294
(historisch: 343/1) und 342/1

e Festsetzung einer Gemeinbedarfsflache auf der sowohl die Zweckbestimmung
~ochule® als auch die Zweckbestimmung ,Sozialen Zwecken dienende Gebaude und
Einrichtungen® zulassig ist

e Erweiterung der Gemeinbedarfsflache bis zu der von den Denkmalbehorden
festgelegten Linie, welche dem Denkmalschutz dient (stdlich derer die Flachen von
einer Bebauung freizuhalten sind)

e Anpassung der Nutzungsflachen an eine zwischen BLB und LHP abgestimmte
Grundstuckslinie, welche die beiden Nutzungsarten voneinander trennt

e Festsetzung der an den Ruinenberg angrenzenden Flache als Waldflache
e Erganzung der Textlichen Festsetzungen

e Erganzung der Nachrichtlichen Ubernahme der Flachen nach LWaldG (zeichnerisch
und textlich)
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e Erganzung einer Larmkarte in der Planzeichnung, welche die zulassigen
Larmkontingente darstellt

E.2.3 Formliche Beteiligung

E.2.3.1 Offentlichkeitsbeteiligung

Die Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom 17.01. bis
21.02.2022. Die Ankiindigung der Offentlichkeitsbeteiligung wurde am 30.12.2021 im
Sonderamtsblatt Nr. 43 fur die Landeshauptstadt Potsdam ortsiblich bekannt gegeben. Im
Beteiligungszeitraum wurden der Inhalt der ortstiblichen Bekanntmachung sowie der Entwurf
des Bebauungsplans Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg” einschliellich der Gutachten und
Stellungnahmen zu den umweltrelevanten Belangen im Internetportal der Landeshauptstadt
Potsdam sowie auf dem zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veréffentlicht.

E.2.3.2 Thematische Zusammenfassung der abwagungsrelevanten
Stellungnahmen der Offentlichkeit

Verkehr

Es gab wiederholte Hinweise zu einer moglichen, steigenden verkehrlichen Belastung der
Kreuzung Pappelallee/Reiherweg, wenn die Planung umgesetzt werde. Es wurden Fragen
zur zukunftigen Parksituation und zur Nutzung von Ful3- und Radwegen in der Nahe der
Schule gestellt. Auch die Querung der Pappelallee wird in Frage gestellt, da Schuler und
Lehrkréafte zukunftig mit Sicherheit zur nahe gelegenen Haltestelle ,Kirschallee® gelangen
mussen.

Des Weiteren werden Fragen zum Vorhandensein von Analysen zu erwartenden
Verkehrsstromen sowie zur StralRenraumumgestaltung gestellt.

Naturschutz/ Klimaschutz/ Umwelt

Es wird erwahnt, dass der angestrebte Versiegelungsgrad und die Festsetzung der
baulichen Dichte sowie die aus denkmalschutzrechtlichen Grinden festgesetzte
Hohenstaffelung nicht den Ansprichen des Umwelt- und Klimaschutzes entspricht. Vor allem
die Ricksicht auf den Denkmalschutz (indem nicht in die Hohe, sondern in die Flache gebaut
werden soll) wird fortwahrend kritisiert. Aufmerksam wird auRerdem auf den haufig im
Plangebiet vorzufindenden Baumbestand gemacht und es werden Hinweise zum Umgang
mit diesem gegeben. Die AuRerungen beziehen sich weiterhin auf den Artenschutz, den
Umgang mit dem Regenwasser bzw. dessen Versickerung und allgemein auf das Thema
Klimaschutz. Hier werden inbesondere eine nachhaltige Bauweise und eine hohe
Energieeffizienz der zukiinftigen Gebaude gefordert.

E.2.3.3 Ergebnis der Offentlichkeitsbeteiligung

Aus den Stellungnahmen der férmlichen Offentlichkeitsbeteiligung ergab sich kein
Anderungsbedarf oder die Erforderlichkeit der Modifizierung der Planung. Der iberwiegende
Teil der Themen hat hinweisenden Charakter und wird erst auf Ebene des nachgelagerten
Baugenehmigungsverfahrens umzusetzen sein (Ausbau und Gestaltung der umgebenden
Stralenstrukturen, Regelungen zum Fahrradverkehr auferhalb des Plangebietes). Bezuglich
der Fragen und Hinweise zum Umgang mit einem erhdhten Verkehrsaufkommen sowie der
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Regelung des Fuld- und Radverkehrs oder auch der Installation von Querungsmoglichkeiten
wird parallel zum Bebauungsplanverfahren ein Mobilitdtskonzept erarbeitet, was jedoch nicht
Gegenstand des Bebauungsplans ist, sondern bis zu Beantragung des Vorhabens vorliegen
muss (nach Méglichkeit zwischen Satzungsbeschluss und Antragstellung zur Umsetzung
des Schulbauvorhabens). Das mobilitatskonzept wird zwischen dem Vorhabentrager (KIS)
und dem/der zukilinftigen Schulbetreiber/in erarbeitet. Abgestimmt wird dieses mit dem
Fachbereich Mobilitdt und technische Infrastruktur der Stadt Potsdam.

E.2.3.4 Beteiligung von Behorden und Nachbargemeinden

Gleichzeitig mit der Offentlichkeitsbeteiligung wurden die Behérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berihrt werden kann,
gemal § 4 Abs. 2 BauGB an der Planung beteiligt. Mit Schreiben vom 17.01.2022 wurden
die von der Planung betroffenen 23 Behérden und Stellen, die Trager offentlicher Belange
sind (TOB), die Nachbargemeinden sowie die stadtischen Fachbereiche unterrichtet und um
Stellungnahme zur Planung gebeten.

E.2.3.5 Thematische Zusammenfassung der abwagungsrelevanten
Stellungnahmen der Behorden und Nachbargemeinden

Der Brandenburgische Landesbetrieb fiir Liegenschaften und Bauen hat darauf
hingewiesen, dass Aussagen zu den Eigentumsverhaltnissen redaktionell in der Begriindung
zu berichtigen sind. Des Weiteren wurde die Textliche Festsetzung 1.4 erwahnt und dass in
dieser die Aussage fehlt, dass Stellplatze auch in der festgestetzten Stellplatzzone zulassig
sind und nicht nur innerhalb der Gberbaubaren Grundstticksflachen. Auerdem wurden
Hinweise zum Schallschutzgutachten geaullert.

Das Landesamt fiir Umwelt wies nochmals daraufhin, dass Orientierungswerte fur
Mischgebiete bezuglich der Pausenflachen des Schulstandortes (um eine ungestorte
Kommunikation im Freien zu ermdéglichen) heranzuziehen sind.

Die Forstbehorde gab in |hrer Stellungnahme nochmals die Hinweise, welche Mdglichkeiten
bestehen, um die Inanspruchnahme von Wald zu regein.

Hinweise fur Auflagen bei Erdarbeiten im Bereich von Bodendenkmalern wurden vom
Brandenburgischen Landesamt fiir Archdologische Denkmalpflege und
Archaologisches Landesmuseum gebeben.

Die Energie und Wasser Potsdam GmbH gab ebenfalls einige hinweisende Fakten zur
redaktionellen Anderung der Begriindung. Diese betrafen Hinweise zur
Trinkwasserschutzzone, zur medientechnischen ErschlieBung des Plangebietes, zu
Freihaltetrassen- und rdumen und zum Vorhandensein von Versorgungsleitungen und
Betriebsanlagen.

Abwiédgungsrelevante Stellungnahmen der Fachbereiche

Der KIS erlauterte Hinweise zur Aktualisierung der Planzeichnung (Flursticksnummern). Es
folgten aulterdem Stellungnahmen aus den Bereichen Koordinierungsstelle Klimaschutz
und der Unteren Wasserschutzbehorde, in welchen die Themen Retentions-/Griindach,
Versickerung und Rickhaltung von Regenwasser angesprochen werden. Insbesondere die
Untere Wasserbehdrde gab immer wieder Hinweise zum Regenwasserkonzept, zu
Grundachern, zum Malf3 der baulichen Nutzung (GRZ) und auch zu zwei Textlichen
Festsetzungen. Die Untere Naturschutzbehorde aullerte sich zum Vorkommen der zwei
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Mammutbaume, zur Eingriffsregelung, zum Artenschutz und zu den textlichen
Festsetzungen.

E.2.3.6 Ergebnis der Behordenbeteiligung

Im Ergebnis der Behdrdenbeteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans (Stand: Januar
2022) ergaben sich keine Anderungen der Planinhalte.
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F Abwagung — Konfliktbewaltigung

F.1 Abwagung der gepruften Planungsalternativen

Die Errichtung der weiterflihrenden Schule ist vor dem Hintergrund der
Bevdlkerungsentwicklung und des gesetzlichen Auftrags der Landeshauptstadt Potsdam
erforderlich. Ein Verzicht auf die Planung kommt daher nicht in Betracht.

Die Entscheidung hinsichtlich der Standortwahl, auch fir den Verwaltungscampus des
Landes Brandenburgs und die fur die Auswahl des Plangebiets getroffene Abwagung wird in
Kapitel B.2.1 — Planungsalternativen der Begriindung detailliert dargestellt. Die
Entwicklungsmdglichkeiten der urspringlichen Planungen auf den Flachen an der
Pappelallee wurden nach der frihzeitigen Beteiligung konkretisiert.

Im Laufe des Bauleitplanverfahrens zeichnete sich ab, dass die Schaffung von Baurecht und
eine bauliche Entwicklung des Plangebiets unmittelbar angrenzend an das UNESCO-
Welterbe bzw. in dessen engerer Pufferzone liegend nur in enger Abstimmung mit den
zustandigen Denkmalbehdrden des Landes und auch der Stadt vorgenommen werden kann.

Im Ergebnis konnten somit keine weitreichenden Planungsalternativen zum
Bebauungsplanentwurf entwickelt werden, da berechtigte Denkmalschutzauflagen existieren,
welche beispielsweise Einschrankungen bei der Hohenentwicklung einer Planung vorgeben.
Auch die Anordnung der Bebauung unterliegt engeren Spielrdumen, um die sensible
Umgebung weder gestalterisch noch in seiner gewachsenen Historie zu gefahrden. Ein Teil
der als Wald deklarierten Waldflache im raumlichen Geltungsbereich wird planungsrechtlich
daher auch als Waldflache festgesetzt und bleibt demnach baulich ungenutzt. Den
Schutzzwecken der naturschutz- und forstrechtlichen Belange des Plangebiets wird damit
Rechnung getragen.

F.2 Abwagung der betroffenen Belange

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 113
,Pappelallee/Reiherweg” wurden die Belange gemal § 1 Abs. 6 BauGB eingestellt. Im
vorliegenden Verfahren sind dabei insbesondere die Belange der nachfolgenden Kapitel zu
berlcksichtigen.

F.2.1 Abwagung stadtebaulicher Belange

F.2.1.1 Bauliche Nutzung

Der Bebauungsplanentwurf bertcksichtigt zum einen die Erforderlichkeit der Unterbringung
des Raumprogramms einer weiterfiihrenden Schule und zum anderen eine stadtebauliche
Machbarkeitsstudie des Landes Brandenburgs, welche die Nutzungen des Justizzentrums Il
auf den Flachen des BLB integriert. Die Flexibilitdt des Entwurfs, insbesondere auf der
Gemeinbedarfsflache, soll eine mdglichst funktionale und die Kapazitaten ausschépfende
Bebauung erméglichen. Da beide Vorhabentrager fir die Planungen (Schule und
Verwaltungscampus) erst im Nachgang zu dem Bebauungsplanverfahren stadtebauliche
(Hochbau-)Wettbewerbe durchfiihren werden, soll es keine engen stadtebaulichen Zwange
geben, um den Ideen, die in solchen Wettbewerben entstehen und reifen, geniigend
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Spielraum zu geben. Die Bebauung beider Nutzungsflachen im Plangebiet wird
verschiedene bzw. gestaffelte Hohenvorgaben einhalten, welche nicht Uberschritten werden
dirfen, um somit den angrenzenden schiitzenswerten Denkmalbereich des Ruinenbergs zu
berlicksichtigen. Damit wird ein stadtebaulich angemessener Ubergang zwischen der baulich
verdichteten Flache auf dem Plangebiet und dem daran anknlpfenden Gartendenkmal mit
seiner erlebbaren Aufenthaltsqualitat und der durchgriinten Struktur ermdglicht.

Aus der geplanten Bebauung des Bebauungsplans Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg® sind
deshalb keine erheblichen Beeintrachtigungen des bestehenden Ortsbildes zu erwarten, da
sich die Gebaude in die Umgebung, welche bereits im Westen und Norden des
Geltungsbereichs vorzufinden ist, einfligen. Gewahrleistet wird dies im Rahmen der
Bauleitplanung durch die Festsetzungen des Bebauungsplans.

Die Entwicklung des Gebietes stellt auRerdem eine Innenentwicklung innerhalb eines
Siedlungsraumes dar und dient der Aufwertung der Umgebung und des Stadtteil Bornstedts,
da eine langjahrige Brachflache, welche bereits durch wild gewachsenes Griin und Gehdlze
einen etwas ungeordneten Charakter mitten in der Stadt, aufwies.

F.2.1.2 Uberbaubare Grundstiicksflichen und MaRB der Nutzung

Die festgesetzten Baugrenzen ermoglichen eine flexible Anordnung der Gebaude, um so
eine moglichst offene Gestaltung der Flachen zu ermdglichen. Von der Festsetzung einer
Baulinie, an welche verpflichtend gebaut werden misste und von baukérperbezogenen
Baugrenzen fiir einzelne Gebaude, wurde somit beabsichtigt abgesehen.

Die Hohe der baulichen Anlagen leitet sich aus dem Umgebungsschutz des UNESCO-
Welterbes bzw. des angrenzenden Ruinenbergs, tber welchen historische Sichtachsen
verlaufen, ab. Aber auch die umgebenden Bestandsgebaude am Reiherweg im Westen des
Plangebiets bilden einen Bezugspunkt fir die Festsetzung der maximalen
Gebaudeoberkanten. Diese werden im Norden/Nordwesten hoher festgesetzt als im Stden
und vor allem Sudosten des Plangebiets. Je naher an das Gartendenkmal im Stiden
herangebaut wird, desto geringer sollte die Héhe der Gebaude sein, um das Ensemble des
Gartendenkmals nicht zu beeintrachtigen.

F.2.1.3 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Die Lage in der engeren Pufferzone des UNESCO-Welterbes und unmittelbar angrenzend
an dieses erforderte enge Abstimmungen mit den zustandigen Stellen der Landeshauptstadt
Potsdam, den ansassigen Denkmalbehoérden des Landes sowie mit der Stiftung PreuRische
Schlésser und Garten Berlin-Brandenburg zu der geplanten Bebauung. Ziel war es, bereits
frihzeitig Gber die Planungsentwicklung zu informieren, um eventuelle Beeintrachtigungen
der umgebenden Denkmalstrukturen und der weitrdumigen Sichtachsen zu vermeiden.
Abschlieend konnte ein konsensfahiger Bebauungsplanentwurf vorgestellt werden, welcher
die Belange des Denkmalschutzes angemessen berucksichtigt. Die Schwerpunkte lagen
dabei zum einen in der Situierung und der Hohe der Baukorper (nicht zu dicht an das
bestehende Gartendenkmal heran), sodass diese den umgebenden Landschaftsraum nicht
beeintrachtigen, und zum anderen in grundlegenden gestalterischen Festsetzungen zur
Material- und Farbgestaltung, um dauerhaft, das gewlnschte stadtebauliche Bild zu sichern.
Damit kann die Umsetzung der Planung unter Bertcksichtigung der denkmalpflegerischen
Belange gesichert werden. Die grundlegenden Festsetzungen im Bebauungsplan sollen die
rahmengebenden Gestaltungsvorschriften dauerhaft bestimmen, sodass sie z.B. auch im
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Zuge spaterer Fassadenrenovierungen oder Dacharbeiten eindeutig anwendbar sind und ein
einheitliches Erscheinungsbild des Schul- und des Verwaltungscampus gesichert wird.

Der Umgebungsschutz der angrenzenden Denkmallandschaft erfordert bestimmte Arten und
Farben der Dacheindeckungen, Fassaden und Wandverkleidungen, sodass auch bei der
Planung auf diese Farb- und Materialwahl zurtickgegriffen wird. Die Festsetzungen
orientieren sich am Erscheinungsbild der umgebenden Strukturen der Schlésser- und
Parklandschaft mitsamt seinen sich darin befindlichen baulichen Denkmalern. Somit wird vor
allem anhand der Farbfestsetzungen ein Mindestmal} an gestalterischen Vorgaben fir
entstehende Gebaude innerhalb des Plangebietes sichergestellt. Dies tragt zur Entstehung
und Wahrung eines harmonischen Erscheinungsbildes bei.

F.2.2 Abwagung der Umweltbelange

Die Belange des Umweltschutzes gemaR § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB wurden in die Planung
eingestellt und entsprechend berucksichtigt.

Zur Beurteilung der Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes wurde im Rahmen
des Bebauungsplanverfahrens eine Umweltpriifung durchgefiihrt, in der die erheblichen
Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet
wurden.

F.2.21 Umwandlung eines Teils der vorhandenen Waldflache

Da das vordergriindige Ziel des Bebauungsplans die Entwicklung eines Schulstandortes
aufgrund des hohen Bedarfs an Schulplatzen in der Landeshauptstadt Potsdam darstellt,
wird ein Teil der vorhandenen Waldflache fiir die erforderlichen Schulflachen in Anspruch
genommen. Es wird im Rahmen des hochbaulich-architektonischen Wettbewerbs
angestrebt, vitale und erhaltenswerte Bdume, welche sich auf der fur den Schulstandort
bendtigten Flache befinden, mdglichst zu erhalten oder in die Planung zu integrieren -
beispielsweise um einen naturnahen Schulhof zu entwickeln. Der Grof3teil des Waldes bleibt
jedoch erhalten und wird mit Hilfe der Festsetzungen des Bebauungsplans planungsrechtlich
gesichert. Entsprechende AusgleichsmalRnahmen fir die Inanspruchnahme des Waldes
werden im Rahmen einer dem Bebauungsplanverfahren nachgelagerten
Waldumwandlungsgenehmigung abschlieend festgelegt.

In der Tragerbeteiligung hat die untere Forstbehérde fir die auszugleichenden Waldflachen
einen Kompensationsfaktor von 1:2,75 gefordert. Gemal’ Verwaltungsvorschrift (VV)zu § 8
LWaldG ist als Mindestkompensation eine Erstaufforstung im Verhaltnis von 1:1 zu
erbringen. Das dartber hinaus liegende Verhaltnis, hier mit dem Faktor 1,75 bemessen,
kann neben einer Erstaufforstung auch durch waldverbessernde MaRhahmen (Voranbau,
Waldrandgestaltung) erbracht werden. Flachen fir die ErstaufforstungsmaRnahmen wurden
bereits recherchiert, jedoch noch nicht vertraglich gesichert. Es sind jedoch fir den
forstrechtlich erforderlichen Ausgleich Erstaufforstungsflachen im gleichen Naturraum der
Flachen der Landeshauptstadt Potsdam vorgesehen. Fir die Umsetzung der
waldverbessernden Malinahmen wird ebenfalls angestrebt, Flachen im Stadtgebiet der
Landeshauptstadt Potsdam in Anspruch zu nehmen.

Die geplanten Festsetzungen der Gemeinbedarfs- und der Sondergebietsflache und der
damit verbundenen Uberbaubaren Grundsticksflachen stellen einen vertretbaren, wenn auch
ausgleichspflichtigen naturschutzrechtlichen Eingriff dar. Die erforderlichen
Ausgleichsmalnahmen wurden im Umweltbericht ermittelt und aufgeflhrt und sind in das
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weitere Verfahren eingeflossen. Entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans sind
Ausgleichsmalinahmen innerhalb des Bebauungsplangebietes in Form von Baum- und
Strauchpflanzungen sowie von der Erhaltung bestehender bzw. Nachpflanzungen
abgangiger Vegetationsstrukturen zu leisten. Als Kompensation fir nicht im Plangebiet
ausgleichbare Eingriffe in Natur und Landschaft werden Ausgleichsmaflinahmen aul3erhalb
des Geltungsbereichs des Bebauungsplans veranlasst, zu der sich die Vorhabentrager
vertraglich verpflichten.

F.2.2.2 Festsetzung von AusgleichsmaBnahmen

Die geplanten Festsetzungen auf der Gemeinbedarfsflache und auch des Sondergebiets mit
der Zweckbestimmung Verwaltung und der Gberbaubaren Grundstiicksflachen stellen einen
ausgleichspflichtigen, naturschutzrechtlichen Eingriff dar. Die erforderlichen
AusgleichsmalRnahmen wurden im Umweltbericht ermittelt und aufgeflhrt und sind in das
weitere Verfahren eingeflossen. Entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans sind
Ausgleichsmalnahmen innerhalb des Bebauungsplangebietes zu leisten. Diese werden in
Form der Festsetzung einer Mindestanzahl von Baumen, die auf den Grundsticksflachen
vorhanden sein missen (Baumerhaltung oder Ersatzpflanzung), der Festsetzung von
Baumpflanzungen auf Stellplatzanlagen sowie der Festsetzung einer Flache, auf welcher
bestehende Vegetationsstrukturen zu erhalten und bei deren Abgang nachzupflanzen sind,
formuliert. Da die Festsetzung zur Ersatzpflanzung von Badumen und Strauchern zur einer
Einschrankung der Realisierung des Schulbauvorhabens fuhren kann, wird mittels einer
Erklarung des Vorhabentragers (des KIS) zugesichert, Baum- oder Strauchpflanzungen,
welcher auf Grund der TF 3.1 erforderlich sind, aber nicht auf dem Schulgrundstiick
untergebracht werden kdnnen, auf externen Flachen, welche sich jedoch im Stadtgebiet
Potsdam befinden, umzusetzen. In der Erklarung wird aber ausdrtcklich formuliert, dass
angestrebt wird, so viele Baume und Straucher wie moglich auf dem Schulgrundstick
unterzubringen.

Des Weiteren wird festgesetzt, dass die Vorhabentrager mindestens 60% der Dachflachen
begriinen missen. AuBerdem sollen sie die Dacher als Retentionsdacher zur Rickhaltung
von anfallenden Niederschlagswasser ausbilden.

F.2.2.3 Landschaftsplanerisches Konzept

Mit den vorgesehenen grunordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans werden die
vorhandenen Grunstrukturen teilweise bertcksichtigt. So wird u.a. die Anpflanzung von
Baumen innerhalb der Bauflachen vorzunehmen sein. MaR3geblich fur die Sicherung des
angrenzenden grinen Charakters im Siiden des Plangebietes sind auRerdem die Waldflache
im Suden sowie die unmittelbar an den Ruinenberg angrenzende, nicht Gberbaubare und mit
einer Erhaltungs- bzw. Anpflanzbindung vorgesehenen Flache (A). Die Freihaltung der
Waldflache und der Flache A von Bebauung trégt zur Wahrung des griinen Ubergangs
zwischen der zuklnftigen Bebauung auf dem Plangebiet und dem Gartendenkmal
Ruinenberg im Suden bei.

F.2.2.4 Baumbestand

Innerhalb des Plangebiets befindet sich ein Teil wertbestimmender, gebietspragender
Baumbestand. Dieser befindet sich vorwiegend im Nordosten des Plangebiets, weiterhin
relativ mittig des Geltungsbereichs mit zwei solitédren, besonders schitzenswerten
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Mammutbaumen sowie entlang der stdlichen Plangebietsgrenze (Wald). Der Erhalt dieser
Bestande ist von wesentlicher Bedeutung fur die klimatischen Ausgleichsfunktionen im
Plangebiet. Fir die wenigen erhaltenswerten Baume aullerhalb der genannten
schitzenswerten Baumbestande erfolgt der Ausgleich bereits innerhalb des Plangebietes
anhand der im vorhergehenden Abschnitt erwahnten Festsetzungen zu
Baumneupflanzungen. Erhaltenswerte Einzelbaume werden jedoch auch nochmals im
Baugenehmigungsverfahren auf ihnre Schutzbedurftigkeit gepruft und sind aul3erdem auf
Grundlage der Potsdamer Baumschutzverordnung (PBaumSchVO) geschiitzt.

F.2.2.5 Artenschutz

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Artenschutzpriifung nach
Abstimmung mit der Naturschutzbehérde im gesetzlich vorgeschriebenen Umfang
durchgefihrt. Daraufhin wurde ein Gutachten mit artenschutzrechtlichen
Erfassungsergebnissen flir die Artengruppen Brutvogel und Fledermause erstellt, in welchem
die schitzenswerten Arten im Gebiet kartiert wurden. Das Ergebnis dieser
Artenschutzrechtlichen Erfassungsergebnisse ergab, dass fiir die Beeintrachtigung von
Brutstatten fir Vogel, die Uber die jeweilige Brutperiode hinaus (ganzjahrig) geschitzt sind,
fur potenzielle Fledermausquartiere in den Hohlenbdumen sowie flr die Umsiedlung der
erfassten Ameisennester vor Baubeginn Ausnahmeantrage nach § 45 BNatSchG bei der
zustandigen Naturschutzbehdrde zu stellen sind.

Es wurden jedoch innerhalb des Baum- und Gebaudebestandes keine Fledermausquartiere
oder Spuren von Fledermausen ermittelt. Somit kdnnen artenschutzrechtliche Konflikte
ausgeschlossen werden. Das Gebiet wird lediglich als Jagd- und Transfergebiet genutzt;
Beeintrachtigungen im Zusammenhang mit der Umsetzung des Bebauungsplans sind daher
nicht zu erwarten.

F.2.3 Abwagung der Klimabelange

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung soll bei stadtebaulichen Planungen der
Landeshauptstadt Potsdam durch die Nutzung von erneuerbaren Energien eine
Verbesserung der Energieeffizienz erzielt werden. Die im Bebauungsplan Nr. 113 bereits
bertcksichtigten energetischen und klimaschiitzenden Faktoren, welche eine
energieeffiziente Planung darstellen sollen, werden bereits in den Kapiteln B.4 und C.2.2.4
aufgezeigt.

Mit den Festsetzungen zur Zulassigkeit von Solar- und Photovoltaikanlagen wird
insbesondere dem Klimaschutz Rechnung getragen. Festsetzungen zur Erhaltung und zum
Pflanzen von Baumen und Strauchern dienen ebenfalls dem Klimaschutz, insbesondere der
Verbesserung des Kleinklimas im Plangebiet. Weiterhin ermdglichen die grof3zligigen
Festsetzungen zu Uberbaubaren Grundstlicksflachen eine Anordnung und Stellung der
Baukorper mit Sudausrichtung, wodurch bspw. Sonnenenergie optimal genutzt werden kann
und Verschattungen vermieden werden. Zur Vermeidung weiterer erheblicher klimatischer
Auswirkungen werden durch Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 113 neben dem Erhalt
und der Pflanzung von Baumen und Strauchern, die Begrinung von Dachflachen und die
weitestgehend mdgliche Versickerung auf den Grundstiicksflachen bestimmt. Zur
Minimierung von Bodeneingriffen werden Festsetzungen zur Wasserdurchlassigkeit von
Bodenbelagen getroffen.
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Aulerdem kann anhand der gesetzlichen Grundlagen und Standards zur Energieeinsparung
und Verwendung erneuerbarer Energien etc. gewahrleistet werden, dass
klimaschutzrechtliche Themen bei der Umsetzung der Planung bertlicksichtigt werden. Uber
die bestehenden klimarelevanten Festsetzungen hinausgehende Regelunge sind deshalb im
vorliegenden Bebauungsplan nicht erforderlich.

Zur Reduzierung klimatischer Auswirkungen wurde Uber die Aufgabenstellung des
hochbaulichen Planungswettbewerbs der Schule sichergestellt, dass die Gebaude fir den
Schulstandort nachhaltig und energieeffizient errichtet werden (siehe auch Kap. B.4 und
C.2.2.4).

F.2.4 Abwagung der sozialen Belange

Durch die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir u.a. einen sozialen
Infrastrukturstandort, in Form einer Schule inklusive Sportanlagen, die auch
aulerschulischen Nutzungen zur Verfligung stehen, sind positive Auswirkungen auf die
sozialen Belange zu erwarten.

Die Bedarfe werden auf Basis aktualisierter Bevolkerungsprognosen fortlaufend tberpruft,
sodass es zu keinen Uberkapazitadten kommt.

Auch der Verwaltungsstandort des Landes Brandenburg, d.h. das Justizzentrum Il erfllt
einen o6ffentlichen Auftrag mit der Umsetzung der Rechtsprechung des Landes bzw. des
Justizvollzuges, welcher ebenfalls einen 6ffentlichen sozialen Belang darstellt. Um dieser
Verantwortung nachzukommen, benétigt das Land Flachen zur Umsetzung dieser Aufgaben.

F.2.5 Abwagung der Belange der Infrastruktur

Das Plangebiet ist durch den bestehenden OPNV-Anschluss anhand von Stralenbahn-
sowie Busanbindungen besonders gut fir die beiden Nutzungen Schul- und
Verwaltungsstandort geeignet. Der Standort steht im Einklang mit dem verkehrspolitischen
Ziel des Landes, verkehrsvermeidende Strukturen durch kurze Wegebeziehungen und die
Einbindung in Netze der Verkehrsarten des Umweltverbundes (Rad und Ful}) zu entwickeln.
Die beiden vorhandenen Knotenpunkte Pappelallee — Erich-Mendelssohn-Allee und
Pappelallee/Reiherweg sind im nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren detailliert auf
ihre Aufnahmefahigkeit des Mehrverkehrs zu untersuchen. Auf eine VTU wurde im Zuge des
Planverfahrens verzichtet, da eine weiterfuhrende Schule, so wie sie an diesem Standort
geplant ist, keine erheblichen Mehrverkehre vermuten lassen. Dies aus dem Grund, dass die
schulpflichtigen Kinder einer weiterfihrenden Schule dem Alter, welches Hol- und
Bringeverkehre verursacht, entwachsen sind.

Durch die Lage des Plangebietes an bestehenden Stralen (Pappelallee und Reiherweg) und
teilweise angrenzenden Wohngebieten sowie auch durch die Vorpragung des Standortes
durch Burogebaude ist eine Erschliefung durch technische Infrastruktur teilweise bereits
vorhanden bzw. ausbaufahig.

Die Pappelallee grenzt an ein Fernwarmevorranggebiet. Fernwarme effizient zu nutzen, ist
im gesamtstadtischen Zusammenhang sinnvoll. Damit wird die Dekarbonisierungsstrategie
der Energie und Wasser Potsdam GmbH unterstitzt. Die Landeshauptstadt Potsdam, hier
als Bauherr, strebt grundsatzlich bei stadtebaulichen Planungen durch die Nutzung
erneuerbarer Energien eine Verbesserung der Energieeffizienz an.
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G Rechtsgrundlagen

e Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634),
zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBI. | Nr. 6)

e Verordnung tber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt geandert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802)

e Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des
Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 — PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni
2021 (BGBI. | S. 1802)

e Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
15. November 2018 (GVBI. 1/18, [Nr.39])

e Gesetz Uber den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg
(Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz - BbgDSchG) vom 24.05.2004 (GVBI.I/04,
[Nr. 09], S.215)

e Satzung zum Schutz des Denkmalbereichs Berlin-Potsdamer Kulturlandschaft,
gemal Eintragung in die Liste des Kulturerbes der Welt (World Heritage List) der
UNESCO vom 01.01.1991, Verwaltungsbereich Potsdam, Drucksache 96/0361,
verabschiedet in der Stadtverordnetenversammlung am 04.09.1996, vom 30.10.1996,
veroffentlicht im Amtsblatt fir die Stadt Potsdam 21.11.1996
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H Anlagen

Textliche Festsetzungen

Biotoptypenkarte

Kartografische Darstellung des wertbestimmenden Baumbestandes
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung

Bestandskarte zum Artenvorkommen
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1.

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

2.1

2.2

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Art der baulichen Nutzung
Flache fiir den Gemeinbedarf

Auf der Flache fur den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule” und "Sozialen
Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen" ist die Errichtung einer Schule und von
samtlichen, damit verbundenen Nutzungen und Einrichtungen, welche schulischen
Zwecken dienen, zulassig.

Auf der Flache fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen
Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen" ist auch eine auf3erschulische Nutzung
der Gebaude zu sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und sportlichen Zwecken
zulassig.

Sondergebiet

Das Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" dient der Unterbringung von
Bilro- und Verwaltungsgebauden. In dem Sondergebiet sind allgemein zuldssig:

- Buro- und Verwaltungsgebaude
- Anlagen fur Verwaltungen

Im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind Stellplatze nur innerhalb
der Uberbaubaren Grundstiicksflachen sowie in der daflir ausgewiesenen Stellplatzzone
zulassig.

Im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind Nebenanlagen im Sinne
des § 14 BauNVO nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstucksflachen zulassig.

MaBRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft

Auf der Flache fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen
Zwecken dienende Gebdude und Einrichtungen" sowie im Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung "Verwaltung" ist eine Befestigung von Strallen, Wegen, Zufahrten,
offenen Stellpldtzen und Schulhof- und Sportflachen nur in wasser- und
luftdurchlassigem Aufbau zuldssig. Wasser- und Luftdurchlassigkeit wesentlich
mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und
Betonierungen sind unzulassig.

Auf der Flache fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen
Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen" und im Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung "Verwaltung" sind mindestens 60 % der Dachflachen extensiv zu
begriinen und als Malinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft als Retentionsdacher zur Rickhaltung von Niederschlagswasser
auszubilden. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei
der Inanspruchnahme der Dachflache durch schulische Nutzungen wie z.B. Sport,
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3.1

3.2

3.3

4.2

Pausenflachen, Schulgarten etc. kann von dem festgesetzten Anteil zur Dachbegriinung
in Ausnahmefallen abgewichen werden.

MaBnahmen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von
Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Auf der Flache fur den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen
Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen"” und im Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung "Verwaltung" sind je angefangene 150 m? Grundsticksflache ein
standortgerechter, einheimischer Laub- oder Nadelbaum (3 x verpflanzt) mit einem
Mindeststammumfang von 18 - 20 cm und je angefangenen 50 m? Grundstiicksflache
zwei Straucher mit einer Mindestpflanzhéhe von 80 - 100 cm nachzuweisen.
Vorhandene Baume und Straucher, die diesen Anforderungen entsprechen, kénnen
angerechnet werden. Bei Abgang sind diese nachzupflanzen.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind zusatzlich ebenerdige Stellplatzanlagen
durch Flachen, die zu bepflanzen sind, zu gliedern. Je 4 Stellplatze ist ein
standortgerechter, einheimischer Laub- oder Nadelbaum (Stammumfang 18 - 20 cm) zu
pflanzen, zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

Ausnahmsweise kann von dieser Festsetzung abgewichen werden, wenn es den
Vorhabentragern auf Grund der Inanspruchnahme von Flachen fur die
Baumpflanzungen nachweislich nicht méglich ist, die Mindestanzahl von Stellplatzen
nach Potsdamer Stellplatzsatzung herzustellen.

Zulassig ist in diesem Fall auch, die erforderlichen Baume, die sich aus der Anzahl der
Stellplatze ergeben, alternativ zur Gliederungsfunktion der Stellplatzanlage gesammelt
als Baumgruppe oder —reihe an geeigneter Stelle auf dem Grundstiick anzupflanzen.

Auf der Flache A sind die bestehenden Vegetationsstrukturen zu erhalten. Der Baum-
und Strauchbestand ist bei Abgang in der Weise nachzupflanzen, dass der Eindruck
einer waldartigen Flache entsteht. Je 50 m? Flache sind mindestens ein Baum im
Stammumfang 18/20 und 10 Straucher mit einer Mindesthéhe von 60 cm anzupflanzen.
Es sind ausschlieRlich Arten der in der Anlage 1 zum Gemeinsamen Erlass des
Ministeriums fir Infrastruktur und Landwirtschaft und des Ministeriums fir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz zur Sicherung gebietsheimischer Herkiinfte bei der
Pflanzung von Geholzen in der freien Natur vom 18. September 2013 (ABI./13, [Nr. 44],
S.2812) enthaltenen Liste der in Brandenburg heimischen Gehdlzarten zu verwenden.

Immissionsschutz

Zum Schutz vor Larm sind auf der Flache fur den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen Zwecken dienende Gebaude und
Einrichtungen" auf der Flache (a) (TF1) Nutzungen zuldssig, deren Gerausche das
Emissionskontingente LEK,i nach DIN 45691 in HOhe von LEK,i =40 dB(A) Tags bzw.
LEK,i = 35 dB(A) Nachts nicht Uberschreiten.

Auf der Flache (b) (TF2) sind Nutzungen zulassig, deren Gerdusche das
Emissionskontingente LEK,i nach DIN 45691 in Hohe von LEK,i = 65 dB(A)Tags bzw.
LEK,i = 50 dB(A)Nachts nicht Uberschreiten.

Zum Schutz vor Larm missen bei Errichtung, Anderung oder Nutzungsénderung von
baulichen Anlagen die AulRenbauteile schutzbedurftiger Aufenthaltsraume der Gebaude
auf den Flachen fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und
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"Sozialen Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen" sowie dem Sondergebiet mit
der Zweckbestimmung "Verwaltung" ein bewertetes Gesamt-Bauschalldamm-Mal}
(R'w,ges) aufweisen, das nach folgender Gleichung gemafd DIN 4109-1:2018-01 zu
ermitteln ist:

R'wges = La - KRaumart

mit

L. = maldgeblicher Au3enlarmpegel

Kraumart = 30 dB fiir Unterrichtsrdume und Ahnliches
= 35 dB fir Biirordume und Ahnliches

Die Ermittlung der mafRgeblichen AuRenlarmpegel L. erfolgt hierbei entsprechend
Abschnitt 4.4.5.3 gemal DIN 4109-2:2018-01.

Es kdnnen Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden,
wenn im Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass geringere
Schalldamm-Malde ausreichend sind.

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Ortliche Bauvorschriften

Fir die Fassadenoberflachen sowie Fenster- und Tirrahmen der Gebaude sind folgende
Farben aus dem Farbspektrum NCS NATURAL COLOR SYSTEM index, Scandinavian
Colour Institute AB, Stockholm Sweden 2004, zulassig:

- S 0505-Y20R, S 1005-Y20R, S 2005-Y20R, S 3005-Y20R, S 4005-Y20R, S 5005-
Y20R, S 6005-Y20R, S 7005-Y20R, S 8005-Y20R

- S 0505-Y50R, S 1005-Y50R, S 2005-Y50R, S 3005-Y50R, S 4005-Y50R, S 5005-
Y50R, S 6005-Y50R, S 7005-Y50R, S 8005-Y50R

- S 0505-G80Y, S 1005-G80Y, S 2005-G80Y, S 3005-G80Y, S 4005-G80Y, S 5005-
G80Y, S 6005-G80Y, S 7005-G80Y, S 8005-G80Y

- S 3010-G80Y, S 3010-G90Y, 3010-Y, S 3010-Y10R, S 3010-Y20R, S 3010-Y30R,
S 3010-Y40R, S 3010-Y50R, S 3010-Y60R

- S 3020-G80Y, S 3020-G90Y, S 3020-Y, S 3020-Y10R, S 3020-Y20R, S 3020-
Y30R, S 3020-Y40R, S 3020-Y50R, S 3020-Y60R, S 3020-Y70R

- S 5020-G90Y, S 5020-Y, S 5020-Y10R, S 5020-Y20R, S 5020-Y30R, S 5020-
Y40R, S 5020-Y50R, S 5020-Y60R, S 5020-Y70R

- S4010-G90Y, S 5010-G90Y, S 4010-Y10R, S 5010-Y10R, S 4010-Y30R, S 5010-
Y30R, S 4010-Y50R, S 5010-Y50R, S 4010-Y70R, S 5010-Y70R

- S6010-G90Y, S 7010-G90Y, S 6010-Y10R, S 7010-Y10R, S 6010-Y30R, S 7010-
Y30R, S 6010-Y50R, S 7010-Y50R, S 6010-Y70R, S 7010-Y70R

- S 6020-G90Y, S 6020-Y, S 6020-Y10R, S 6020-Y20R, S 6020-Y30R, S 6020-
Y40R, S 6020-Y50R, S 6020-Y60R, S 6020-Y70R

- S 6030-G90Y, S 6030-Y, S 6030-Y10R, S 6030-Y20R, S 6030-Y30R, S 6030-
Y40R, S 6030-Y50R, S 6030-Y60R, S 6030-Y70R.

Die polychromen Hauptfarbténe sind in Helligkeitswerten von 10 % - 30 %
auszufuhren. Wahrend fur die Fassadenoberflachen die dunklen, gedeckten
Farben zu verwenden sind, sind fir Fenster- und Turrahmen auch die helleren
Farben zulassig.
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5.2

5.3

54

5.5

5.6

Fur Dachflachen bzw. deren Aufbauten und Eindeckungen sind ausschlielich Farben,
die sich im grauen und anthrazitfarbenen Farbspektrum befinden, zulassig. Weil3 bzw.
helle Farben sind unzuldssig.

Far Dachflachen bzw. deren Eindeckungen ist die Verwendung von Zink unzulassig.
Zulassig sind farbig beschichtete Metalle, dessen Farbton dunkler als die jeweilige
Fassadenflache ist.

Dachaufbauten sind nur ausnahmsweise zulassig, wenn ihre Hohe die festgesetzten
maximalen Oberkanten nicht Uberschreitet. Sie sind zudem nur mit einer Einhausung
oder mit einer Verkleidung zulassig.

Fir Gebaude, die mit einem Flachdach errichtet werden, gilt als maximale Oberkante
die Attika des Gebaudes.

Solar- und Photovoltaikanlagen sind zuldssig, wenn ihre Hohe die festgesetzten
maximalen Gebaudehbhen bzw. die maximale Oberkante der Attika der Gebaude nicht
Uberschreitet. Die Oberflachen von Anlagen der Photovoltaik und der Solarthermie sind
matt und moglichst reflexionsarm auszubilden.
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Anlage 2 Karte Biotoptypen

D Geltungsbereich des Bebauungsplans (Stand 01/2022)

Biotoptypen
vegetationsfreie und -arme Rohbodenstandorte
ruderale Pionier-, Gras- und Staudenfluren
Gras- und Staudenfluren

flachige Laubgebusche

~ Vorwalder

Parkanlage

gartnerisch gestaltete Freiflachen

Kerngebiet, Wohn- und Mischgebiet
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1 Anlass und Aufgabenstellung

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" der Landeshaupt-
stadt Potsdam sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung eines Schul-
standortes flir eine weiterfiihrenden Schule sowie eines Verwaltungsstandortes geschaffen
werden.

Gemall dem Baugesetzbuch (BauGB) ist in Verbindung mit dem Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) bei der Aufstellung bzw. Anderung von Bebauungsplanen zu priifen, ob durch die
Festsetzungen der Bebauungsplane die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande des § 44
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG beriihrt werden. Ist dies der Fall, sind MaRnahmen zur Vermei-
dung oder zur Abwendung zu benennen bzw. falls dies nicht mdglich ist, ist zu prifen, ob die
Erteilung einer Ausnahme im Zuge der Umsetzung des Bebauungsplans moglich wird. Nicht
der Bebauungsplan selbst, sondern erst der Vollzug des Planes kann zum Verstol3 gegen ar-
tenschutzrechtliche Verbote fuhren. Die Prafung der mdglichen Verbotstatbestande erfolgt mit
dem hier vorliegenden artenschutzrechtlichen Fachbeitrag.

Im Untersuchungsgebiet (Bebauungsplangebiet und unmittelbar angrenzende Flachen) er-
folgten insgesamt neun Begehungen im Zeitraum von Ende Januar bis Anfang August 2017
zur Erfassung der Avifauna und der Fledermausfauna.

2 Rechtliche Grundlagen

Die fur den Artenschutz relevanten Sachverhalte sind im § 44 Abs. 1 Nr. 1-4 BNatSchG i.V.m.
§ 44 Abs. 5 BNatSchG geregelt. GemaR § 44 Abs. 5 BNatSchG sind bei Vorhaben im Sinne
des § 18 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG (hier: Aufstellung eines Bebauungsplans) folgende be-
sonders und streng geschutzte Tier- und Pflanzenarten zu bericksichtigen:

e Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (RL 92/43/EWG),

o Arten des Artikels 1 der Vogelschutzrichtlinie (RL 2009/147/EG), d. h. alle in Europa
natdrlich vorkommenden Vogelarten sowie

e Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeflhrt sind
(sog. ,Verantwortungsarten®)

Alle anderen, besonders oder streng geschutzten Arten (gemafl BArtSchV) sind im Rahmen
der Eingriffsermittlung nach § 1 a BauGB auf der Planungsebene zu behandeln.

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde sind zwingend zu beachten und einer ab-
schlielenden Abwagung, z.B. im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens, nicht zuganglich.

Gemal § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten:

¢ wild lebenden Tieren der besonders geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen,
zu beschadigen oder zu zerstéren (Totungsverbot; § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG),

¢ wild lebende Tiere der streng geschiitzten Arten und der europaischen Vogelarten wah-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich zu stéren (Stérungsverbot; § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG),

Dr. Szamatolski Schrickel Planungsgesellschaft mbH
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Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschitzten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstéren (Lebensstat-
tenschutz; § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) sowie

wild lebende Pflanzen der besonders geschutzten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstoéren (§ 44 Abs. 1 Nr. 4
BNatSchG).

Umstande unter denen keine VerstoRe gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG vorliegen:

Totungsverbot; § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG:

GemalR § 44 Abs. 5 Nr. 1 BNatSchG liegen Verstofie gegen Abs. 1 Nr. 1 nicht vor, wenn
die Beeintrachtigungen durch den Eingriff das Totungs- und Verletzungsrisiko fiir
Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhdht und diese Beeintrachtigung
bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmal3inahmen nicht vermie-
den werden kann.

Weiterhin liegt nach § 44 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG kein Verstol} gegen Abs. 1 Nr. 1 beim
Nachstellen und Fangen und der Enthahme, Beschadigung oder Zerstoérung tierischer
Entwicklungsformen vor, wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen ei-
ner erforderlichen Mal3nahme, die auf den Schutz der Tiere vor Tétung oder Verletzung
oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschadigung oder Zerstérung und die
Erhaltung der 6kologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestatten gerichtet
ist, beeintrachtigt werden und diese Beeintrachtigungen unvermeidbar sind.

Storungsverbot; § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG:

Ein Verstol gegen Abs. 1 Nr. 2 nach § 44 BNatSchG liegt nur dann vor, wenn die
verursachten Stérungen zur Fortpflanzungs-, Aufzucht- oder Mauserzeit erfolgen und
sie sich als erheblich erweisen, d. h. den Erhaltungszustand der lokalen Population
verschlechtern. Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes ist immer dann anzu-
nehmen, wenn sich als Folge der Stérung die Gréf3e oder der Fortpflanzungserfolg der
lokalen Population signifikant und nachhaltig verringert.

Das Verbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Stérungsverbot) ist relevant, wenn sich
der Erhaltungszustand der lokalen Population einer streng geschitzten Art des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie oder einer europaischen Vogelart verschlechtert. Ein Er-
halt der 6kologischen Funktionen kann gegebenenfalls auch mit der Durchfiihrung von
MafRnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes (CEF-MalRnahmen) gewahrleis-
tet werden. Nach einem Urteil des Europaischen Gerichtshofes (EuGH) vom
04.03.2021 (EuGH C-473/19 und C-474/19 - ,Skogen-Urteil“) ist das Abstellen auf den
Erhaltungszustand der lokalen Population fir Arten der FFH-Richtlinie unzuldssig, hier
ist ein individuenbezogener Mal3stab anzulegen. Bis dieses Urteil in deutsches Recht
aufgenommen wurde, gilt das BNatSchG in seiner aktuellen Fassung. Es wird empfoh-
len, betroffene FFH-Arten trotzdem bereits auf Individuenniveau zu beachten.

Lebensstittenschutz; § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG:

Ein Verstold gegen Abs. 1 Nr. 3 liegt nach § 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG nicht vor, wenn
die okologische Funktion der vom Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs-
und Ruhestatten im raumlichen Zusammenhang weiterhin erfullt wird. Ein Erhalt der
Okologischen Funktionen kann gegebenenfalls mit der Durchfihrung von MalRihahmen
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zur Sicherung des Erhaltungszustandes (CEF-MalRnahmen) gewahrleistet werden.
Entsprechende MalRnahmen mussen vor der Beeintrachtigung betroffener Fortpflan-
zung- und Ruhestatten umgesetzt werden und missen nachweislich ihre Funktion er-
fullen.

Zur Beurteilung, ob VerstoRRe gegen die artenschutzrechtlichen Verbote vorliegen, sind die pla-
nungsrelevanten Tierartengruppen zu erfassen und im Rahmen eines artenschutzrechtlichen
Fachbeitrags aufzubereiten. Die moglichen Konflikte der Planung zu den Verbotstatbestanden
des § 44 Abs. 1 i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG sind zu prtifen, zu beschreiben und ggf. sind
MafRnahmen zur Vermeidung bzw. zur Abwendung von Verbotsverletzungen aufzuzeigen.

Ergeben sich keine Mdglichkeiten der Vermeidung oder Abwendung eines Verbotstatbestan-
des durch entsprechende Malinahmen, ist die Moglichkeit einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7
BNatSchG zu prifen. Die Entscheidung, ob die Ausnahme erteilt werden kann, trifft die zu-
standige Naturschutzbehdrde. Eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Verboten des
§ 44 BNatSchG ist nach § 45 Abs. 7 BNatSchG nur mdglich, wenn nachfolgende Kriterien
erfullt werden:

¢ zwingende Grinde des Uberwiegenden offentlichen Interesses liegen vor,
e zumutbare Alternativen zu der Planung / dem Standort sind nicht gegeben und
o der Erhaltungszustand der Population einer Art verschlechtert sich nicht.

Gemal dem in Aufstellung befindlichen Integrierten Kita- und Schulentwicklungsplan (IKSEP)
2021 bis 2026 der Landeshauptstadt Potsdam besteht fir die Stadt ein erhohter Bedarf an
Schulplatzen sowohl im Grundschul-, als auch im Sekundarstufenbereich, der sich aus dem
kontinuierlichen Einwohnerzuwachs der Stadt ergibt. Mit der Entwicklung des Schulstandortes
an der Pappelallee kénnen Engpéasse im Bildungs- und Sozialbereich vermindert werden. Die
Bereitstellung ausreichender Schulkapazitat stellt eine gesetzliche Pflichtaufgabe der Landes-
hauptstadt dar. Das Bebauungsplanverfahren dient der Starkung der sozialen Infrastruktur und
liegt im damit im Offentlichen Intresse.

3 Beschreibung des Vorhabengebiets

Das Untersuchungsgebiet des Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" besitzt eine
GroRRe von rd. 5,4 ha und umfasst die Flurstiicke 342/1, 343/1, 343/2, 343/3 343/6, 343/8,
343/9 und 343/10 der Flur 1 in der Gemarkung Bornstedt in Potsdam, Ortsteil Bornstedt. Im
Norden und Westen wird der Geltungsbereich vom Reiherweg, im Osten von der Pappelallee
und im Suden von den Waldflachen des ,Ruinenberges” begrenzt (vgl. Abb. 1).

In der Vergangenheit wurde das Plangebiet durch verschiedene Verwaltungseinrichtungen
einschlieBlich zugehdriger Technikbereiche, Fuhrparks und Infrastruktureinrichtungen genutzt.
Aus der Vornutzung sind mehrere ein- bis viergeschossige Plattenbauten und bauliche Anla-
gen (Garagen- und Lagerhallen) im Geltungsbereich erhalten, die im zentralen und westlichen
Abschnitt des Plangebiets seit langerem leerstehend sind. Im Bereich des geplanten Justiz-
zentrums Il werden gegenwartig einige Gebaude als Magazin des Filmmuseums Potsdams
genutzt. Neben der Bebauung ist das Plangebiet durch Verkehrsflachen aus Beton charakte-
risiert. Derzeit ist davon auszugehen, dass die bestehende Bestandsstruktur im Zuge der Um-
setzung des Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" vollstandig abgerissen und er-
neuert wird. Die Bestandsbebauung wird vereinzelt durch ruderale Vegetation, Laubgebische
sowie Gras- und Staudenfluren, die groRernteils einen stark verwilderten Charakter aufweisen
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und eine kleinflachige Grunanlage (versetzt mit Baumen) durchbrochen. Einige der Altbdume
weisen Hohlungen auf.

In den sudlichen und siddstlichen Bereichen liegen gréRere, unversiegelte Waldflachen nach
LWaldG. Es handelt sich hier vorwiegend um Vorwaldstrukturen frischer Standorte.

Im Norden grenzt das Areal an eine locker bebaute Wohnsiedlung in Verbindung mit Granfla-
chen. Der Westen ist von vier-geschossiger Zeilenbebauung aus den 1970er Jahren gepragt.
Im Osten verlauft die stark frequentierte Pappelallee, eine geschitzte Allee, in Richtung Siden
schliel3en sich die Gehdlzbestande rund um den ,Ruinenberg” an. Diese, als UNESCO-Welt-
kulturerbe ausgewiesene Denkmalanlage beinhaltet sowohl ausgedehnte Waldgebiete, als
auch den sog. Normannischen Turm und einige kiinstliche Ruinen am Rande eines Wasser-
bassins.

An der Pappelallee, Hohe Kirschallee in nordlicher Richtung befinden sich zudem Anschlisse
an das Bus- und Stra3enbahnnetz der Landeshauptstadt Potsdam (Kirschallee).

rot: Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" der Landeshauptstadt Potsdam

Kartengrundlage: © GeoBasis-DE/LGB, dI-de/by-2-0 - DTK10, Ausschnitt 3544-SW Potsdam - Bornstedt, Download vom
07.07.2021

Abbildung 1: Lageplan zum Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" der Landeshaupt-
stadt Potsdam

4 Vorkommen und Betroffenheit europaisch geschitzter Arten

4.1 Relevanzpriifung

Die Relevanzpriufung dient der Ermittlung derjenigen Arten, die im Plangebiet mit hoher Wahr-
scheinlichkeit nicht vorkommen und somit eine vorhabensbedingte Verletzung der Zugriffsge-
bote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden kann.
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Dabei handelt es ich um Arten,
¢ die in Brandenburg gemal Roter Liste ausgestorben oder verschollen sind,

o die gemal amtlichen Verbreitungskarten im Untersuchungsraum bzw. Naturraum/
Messtischblatt (hier: 3644-NO — Potsdam-Babelsberg) nicht vorkommen,

e deren Lebensraume / Standorte im Wirkraum des Vorhabens nicht vorkommen,

e deren Empfindlichkeit gegentiber den vorhabensbedingten Wirkungen so gering ist,
dass sich relevante Beeintrachtigungen / Gefahrdungen mit hinreichender Sicherheit
ausschlief3en lassen.

Ein Vorkommen von wildlebenden Pflanzen der besonders geschiitzten Arten ist im Plangebiet
nicht zu erwarten, Daher sind Uber die Biotopkartierung hinaus keine gesonderten floristischen
Kartierungen erfolgt.

Die Tabellen zur Relevanzprifung sind in Anhang 1 dargestellt.

4.2 Untersuchungsumfang

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Erfassung wurden, gemaR der Relevanzprifung, fol-
gende Artengruppen erfasst:

e Brutvogel
o Fledermause (Winter- und Sommerquartiere)

Im Untersuchungsgebiet erfolgten 2017 insgesamt neun Begehungen im Zeitraum von Ende
Januar bis Anfang August zur Erfassung der Avifauna und der Fledermausfauna. Die Bege-
hungen fanden am 24.01., 01.03., 22.03., 06.04., 10.05., 17.05., 02.06., 06.07. und am
01.08.2017 statt. Die Kartierungen wurden durch die Artenschutzsachverstdndige Silke
Jabczynski durchgefuhrt.

4.3 Brutvogel

Die Erfassung der Brutvogel erfolgte durch eine Revierkartierung. Alle Beobachtungen hor-
und sichtbarer Vogel, insbesondere revieranzeigende Merkmale (singende Mannchen, Warn-
rufe, nistmaterial- und futtertragende Altvogel, etc.), wurden notiert und in eine Arbeitskarte
eingetragen. Die Auswertung der Ergebnisse aller Begehungen erfolgte nach den Methoden-
standards SUDBECK et al. (2005). Demnach wurden nach Abschluss der Kartierungen fur die
nachgewiesenen Brutvogelarten sogenannte ,Papierreviere gebildet. Bewegen sich die re-
vieranzeigenden Merkmale innerhalb der angegebenen artspezifischen Zeitraume, handelt es
sich um ein abzugrenzendes Revier. Im Falle des Auffindens eines Brutplatzes kann der ge-
naue Standort bestimmt werden. AusschlieR3lich aulerhalb der Zeitraume liegende Merkmale
weisen auf Durchzlgler hin. Die festgestellten Reviere und Brutplatze werden in einer geson-
derten Karte dargestellt (vgl. Anlagen zum Umweltbericht; Anlag 6 Bestandskarte zum Arten-
vorkommen).

Im Untersuchungsraum (Bebauungsplangebiet und unmittelbar angrenzende Bereiche) wur-
den insgesamt 35 Vogelarten nachgewiesen, davon 23 streng oder besonders geschutzte Vo-
gelarten mit Brutrevier und/oder Brutplatz sowie 12 Nahrungsgaste.

In Tabelle 1 sind die im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen europaischen Vogelarten nach
Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie mit Brutplatz/Brutrevier aufgelistet.

Dr. Szamatolski Schrickel Planungsgesellschaft mbH
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Bei den nachgewiesenen Brutvogelarten handelt es sich grofitenteils um haufige Vogelarten
im Land Brandenburg, die nicht in einer Gefahrdungskategorie der Roten Liste des Landes
Brandenburg aufgefuhrt sind. Die Arten Girlitz und Gartenrotschwanz stehen hingegen in der
Vorwarnliste der Roten Liste von Brandenburg, wahrend der Haussperling in der Vorwarnliste
der Roten Liste von Deutschland vertreten ist. Die Bestande dieser Arten sind noch nicht ge-
fahrdet, allerdings merklich zurickgegangen, ausgenommen der Haussperling. Seine Be-
stande sind stabil. Falls die Faktoren, die zu einem abnehmenden Bestandstrend fiihren, nicht
verandert werden, ist fur die Arten der Vorwarnliste in nachster Zeit mit einer Einstufung in eine
Gefahrdungskategorien zu rechnen. Der Star wird in der Roten Liste von Deutschland als ge-
fahrdete Art (Kategorie 3) gefuhrt, im Land Brandenburg sind die Bestande als ungeféhrdet,
aber abnehmend beurteilt. Auch fir die Arten Fitis, Hausrotschwanz, Gartenrotschwanz, Girlitz
und Grunfink sind im Land Brandenburg Bestandsriickgange zu verzeichnen. Diese Arten soll-
ten im Rahmen von stadtebaulichen Planungen grundsatzlich verstarkt beachtet werden.

Dr. Szamatolski Schrickel Planungsgesellschaft mbH
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Tabelle 1: Im Untersuchungsgebiet nachgewiesene Brutvogelarten

. . Nest- BArt Schutz Fort-
B:umt:cher \rflv;z‘s:nschaftllcher oL stand- ZR(I)'olgB 2R('.I!-12 SchVO | pflanzungs- Trend Vorkommen | Status |Brutperiode*
ort 2005 stétte / erlischt
Amsel Turdus merula A N, F * * § (111 o) sh BR AO02-EO08
Bachstelze Motacilla alba Ba |N,H,B |* * § [2a)/3 o) sh BR A04-MO08
Blaumeise Cyanistes caeruleus |Bm |H * * § [2a]/3 0 sh BR M03-A08
Buchfink Fringilla coelebs B F * * § (11 o) sh BR A04-E08
Buntspecht Dendrocopos major |Bs |H * * § [2a]/3 ) sh BR E02-A08
Eichelh&her Garrulus glandarius |Ei  |F * * § 1 z sh BR E02-A09
Fitis leyl/oscopus trochi- F B * " § [2a]/3 a sh BR A04-E08
Gartenrot- Phoenicurus phoeni- Gr |H N Vv . § (111 a mh/h BR M 04 -E 08
schwanz curus
Girlitz Serinus serinus Gi |F \Y * § 1 a mh BR M 03 -E 08
Griinfink Carduelis chloris Gf |F * * § [11/1 a sh BR A04-M 09
Hausrotschwanz Phoenicurus Hr |N * * § [2a)/3 a h BR MO03-A09
ochruros
Haussperling Passer domesticus |H H, F * v § [2a)/3 o) sh BR E03-A09
Kleiber Sitta europaea KI |H * * § [2a]/3 sh BR A03-A08
Kohimeise Parus major K H * * § [2a]/3 sh BR M03-A08
MONCNSGrasmU | Syivia atricapila | Mg | F . . § [1)/1 z sh Br  |EO3-A0
Nacht|ga|| éf’;’gg’nla megarhyn' N B, F * * § [1]/1 o h BR M 04 - M08
Ringeltaube Columba palumbus |Rt |F,N * * § 1 o) sh BR E02-E11
Rotkehlchen Erithacus rubecula |R B,N * * § [11/1 ) sh BR E03-A09
Schwanzmeise | Aegithalos caudatus |Sm |F * * § (11 o) h BR A03-MO08
Singdrossel Turdus philomelos |Sd |F * * § /1 ) sh BR M03-A09
Sommergold- L " . A03-MO08
héhncheg Regulus ignicapillus |Sg |F § [ z mh BR
Star Sturnus vulgaris S H * 3 § [2a)/3 a sh BR E02-A08
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. . Nest- BArt Schutz Fort-
B:umt:cher \rflv;sr.::nschaftllcher oL stand- ZR(I)'O;BB 2R(I)_ 1'3 SchVO | pflanzungs- Trend Vorkommen | Status |Brutperiode*
: ort 2005 stétte / erlischt
Zaunkénig ;’Oog}’/‘t’gfes fro- |1z |EN|* . § [17/1 0 h BR |E03-A08

Erlauterungen:

Neststandort: B — Bodenbriiter, N — Nischenbriiter: H — Hohlenbrtter, F — Freibriiter, NF — Nestfliichter, K — Koloniebrter

RL BB (Rote Liste Brandenburg): RYSLAVY, T, MADLOW, W. (2008) / RL D (Rote Liste Deutschland): GRUNEBERG ET AL. (2015); NABU (2016):
1 — vom Aussterben bedroht; 2 — stark gefahrdet; 3 — gefahrdet; R — Arten mit geografischer Restriktion; V — Art der Vorwarnliste; * - ungefahrdet

BArtSchVO: Bundesartenschutzverordnung (2005); §: besonders geschiitzt, §8§: streng geschutzt

Als Fortpflanzungsstétte nach § 44 (1) Nr. BNatSchG geschiitzt:

[1] - Nest oder - sofern kein Nest gebaut wird — Nistplatz,

[2] -i.d.R. System aus Haupt- und Wechselnest(-ern); Beeintrachtigung (=Beschadigung oder Zerstérung) eines Einzelnestes flhrt i.d.R. zur Beeintrachtigung der Fortpflanzungsstatte, [2a] - System
mehrerer i.d.R. jahrlich abwechselnd genutzter Nester/Nistplatze; Beeintrachtigung eines 0. mehrerer Einzelnester auerhalb der Brutzeit flhrt nicht zur Beeintrachtigung der Fortpflan-
zungsstatte,

Schutz der Fortpflanzungsstatte nach § 44 (1) Nr. BNatSchG erlischt:
1 - nach Beendigung der jeweiligen Brutperiode, 2 — mit der Aufgabe der Fortpflanzungsstatte, 3 - mit der Aufgabe des Reviers

Trendangaben im Vergleich zur RL BB 1997: a — Abnahme; o — weitgehend stabiler Trend; z — Zunahme

Vorkommen:
sh — sehr haufig (> 50.000 Brutpaare); h — haufig (8.000-50.000 Brutpaare); mh — mittelhaufig (800-8.000 Brutpaare); s — selten (80-800 Brutpaare)

Status Uber das Vorkommen im Untersuchungsgebiet: BR — Brutrevier

Fortpflanzungsperiode: A=1, M=2, E=3. Monatsdekade (Dekaden = 1. - 10, 11.- 20. u. 21. — 30/31. eines Monats)

Quelle: MLUL 2018
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Innerhalb des derzeitigen Bebauungsplangebietes konnten keine Brutplatze von Vogeln am
Gebaude- und Baumbestand nachgewiesen werden. Der Baum- und Gebaudebestand verfligt
jedoch Uber geeignete Strukturen fir eine Besiedlung durch Héhlen- und Nischenbriter.

Im Bebauungsplangebiet wurden mehrere Brutreviere der Hohlen- und Nischenbriter Star,
Hausrotschwanz, Blaumeise, Kohimeise, Bachstelze und Kleiber festgestellt. Diese Arten nut-
zen ihre Fortpflanzungsstatten in der Regel wiederkehrend in der nachsten Brutperiode. Die
nachgewiesenen Brutreviere stellen in Verbindung mit den geeigneten Strukturen flr eine Ne-
stanlage am Baum- und Gebaudebestand ganzjahrig geschitzte Lebensstatten im Sinne des
§ 44 Absatz 1 Nummer 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) dar (vgl. Tabelle 1).

Der Gartenrotschwanz ist ebenfalls ein Nischen- und Hohlenbriter der im Plangebiet vertreten
ist, er nutzt seine Niststatten jedoch nicht wiederholt zur Jungenaufzucht. Der Schutz seiner
Fortpflanzungsstatte erlischt in diesem Fall mit dem Ende der jeweiligen Brutsaison.

Bei Amsel, Girlitz, Buchfink, Ménchsgrasmuicke, Ringeltaube, Grinfink, Rotkelchen, Fitis,
Zaunkonig, Schwanzmeise, Singdrossel, Sommergoldhahnchen, Eichelhaher und Nachtigall
handelt es sich um Boden- und Freibriter, die innerhalb von Baum- und Strauchbestand ihre
Nester errichten. Der Schutz der Fortpflanzungsstatten erlischt mit dem Ende der jeweiligen
Brutsaison.

Neben den ermittelten Brutvogelarten konnten 12 weitere besonders und streng geschitzte
Vogelarten als Nahrungsgaste erfasst werden:

Tabelle 2: Im Untersuchungsgebiet nachgewiesene Vogelarten als Nahrungsgaste.

Deutscher Wissenschaftlicher RLD gAI::IO Trend LI
Name Name 2016 ¢ rend | men
RL BB 2008 2005
, . . h
Elster Pica pica § z
Erlenzeisig Carduelis spinus * § o} s
3
Gartenbaumlaufer | C€/thia brachyda- * § ) h
ctyla *
Gelbspotter Hippolais icterina * § a h
V
.. . - . mh
Grunspecht Picus viridis §§ z
N h
Mauersegler Apus apus § o]
.. . mh
Mausebussard Buteo buteo § o}
. .. . mh
Misteldrossel Turdus viscivorus § o
Nebelkréahe Corvus corone * § o h
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. . BArt Vorkom-
Rgumt:cher \'{lv:ns:nschaftllcher 2R(I).’II(Z;) Schvo | Trend | men
RL BB 2008 2005
Stieglitz Carduelis carduelis * § a mh/h
Waldbaumlaufer Certhia familiaris * § o h
. Phylloscopus col- . h
Zilpzalp lybita . § o

Erlauterungen:

RL BB (Rote Liste Brandenburg): RYSLAVY, T, MADLOW, W. (2008) / RL D (Rote Liste Deutschland): GRUNEBERG ET AL.
(2015); NABU (2016):

1 — vom Aussterben bedroht; 2 — stark gefahrdet; 3 — gefahrdet; R — Arten mit geografischer Restriktion; V — Art der Vor-
warnliste; * - ungefahrdet

BArtSchVO: Bundesartenschutzverordnung (2005); §: besonders geschutzt, §§: streng geschutzt

Trendangaben im Vergleich zur RL BB 1997: a — Abnahme; o — weitgehend stabiler Trend; z — Zunahme

Vorkommen: sh — sehr haufig (> 50.000 Brutpaare); h — haufig (8.000-50.000 Brutpaare); mh — mittelhaufig (800-8.000
Brutpaare); s — selten (80-800 Brutpaare)

Quelle: MLUL 2018

Alle Vogelarten die als Nahrungsgaste im Plangebiet erfasst wurden sind auler dem Erlenzei-
sig, haufig bis mittelhaufig in Brandenburg anzutreffen. Der Erlenzeisig gilt im Bundesland als
gefahrdet (Kategorie 3) und kommt nur selten vor. Seine Nahrung umfasst im Sommer vorwie-
gend die Samen von Birke und Erle. Im Herbst zieht er in warmere Nadelwaldgebiete. Die
lichten Birkenvorwaldstrukturen im Norden des Untersuchungsgebietes bieten glinstige Nah-
rungsgrundlagen fur den Vogel. Der Anteil des Birkenvorwaldes im Geltungsbereich ist jedoch
gering und Birken zahlen zum allgegenwartigen Baumartenspektrum im Stadtbild, sodass da-
von ausgegangen werden kann, dass der Erlenzeisig seine Nahrung vielmehr in anderen Fla-
chen zu finden weil3.

Der Gelbspdtter gilt deutschlandweit als ungefahrdet, wird in Brandenburg jedoch auf der Vor-
warnliste gefiihrt. Seine Lebensraumanspriiche sind vielfaltig, er lebt in Wald, Feuchtgebieten,
Hecken und Siedlungen, wo er sich vorwiegend von Insekten ernahrt. Aus diesem Grunde
bieten ihm auch die umliegenden Gelande, v.a. die ausgedehnten Waldbestande des ,Ruinen-
bergs®, ausreichend Nahrung.

Der nach BArtSchVO streng geschiitzte Griinspecht gilt sowohl deutschlandweit als auch spe-
zifisch in Brandenburg als ungefahrdet und verzeichnet einen zunehmenden Trend. Seine Vor-
liebe fir Ameisen findet eine glinstige Entsprechung in den 6stlichen Teilen des Untersu-
chungsgebietes, doch auch v.a. im angrenzenden Waldgebiet des ,Ruinenberges® kann von
dem Vorkommen von Ameisen ausgegangen werden.

Fur die weiteren Nahrungsgaste kann ebenso davon ausgegangen werden, dass sich der Be-
stand ihrer Population mit Umsetzung der Planung nicht erheblich verschlechtern wird.
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4.4 Fledermause

Zur Erfassung des Fledermausvorkommens wurden wahrend der Tageszeit relevante Struktu-
ren am Baum- und Gebaudebestand auf anwesende Fledermause und deren Spuren (Kot,
Ruckstande an potenziellen Quartierzugangen, FraRreste) untersucht.

In den Dammerungs- bzw. Nachtstunden erfolgte die Ermittlung von Fledermaussommer-quar-
tieren am Gebaudebestand durch Ausflugsbeobachtung unter Zuhilfenahme eines Ultraschall-
detektors. AuRerdem wurden die Fledermausarten im Jagdhabitat/Flugraum bei mehreren Be-
gehungen erfasst. Alle Nachtbegehungen wurden mit den Detektoren Pettersson D 240x
durchgefihrt. Durch dieses Vorgehen konnten Jagdaktivitaten, aber auch mdgliche Transfer-
routen der Fledermause im Untersuchungsgebiet kartiert werden. Des Weiteren wurde die
Horchbox Batlogger A von der Firma Elekon fir die Aufnahme von Ultraschallrufen wahrend
der gesamten Nachtzeit eingesetzt. Die Ultraschallaufnahmen wurden anschlieRend mit der
Software BatSound 4.0 (Pettersson Elektronik AB) und BatExplorer (Elekon AG) ausgewertet.
Die Nachbestimmung der Arten erfolgte grotenteils manuell nach dulerlichen Merkmalen
(Flugverhalten und Silhouette), vorliegendem Habitat und Ultraschallrufen der in Brandenburg
vorkommenden Arten nach SKIBA (2009) und TEUBNER et al. (2008).

Innerhalb des Baum- und Gebaudebestandes im Gebiet konnten keine Fledermausquartiere
oder Spuren von Fledermausen ermittelt werden. Im Untersuchungsgebiet sind einzelne Hoh-
lenbaume vorhanden. Die Hohlenbdume weisen ein hohes Quartierpotenzial fur Fledermause
auf. Ein Hohlenbaum steht unmittelbar neben dem Wachhauschen (vgl. Abb. 6) im nérdlichen
Bereich des Geltungsbereiches.

Im Winter- und Sommerhalbjahr erfolgten mehrere Gebaudebegehungen zur Untersuchung
auf anwesende Fledermause und deren Spuren. Der Schwerpunkt lag dabei auf den derzeit
ungenutzten Gebauden.

Die folgende Karte (vgl. Abb. 2) gibt einen Uberblick (iber die untersuchten Geb&ude im ge-
samten Untersuchungsgebiet (Bebauungsplangebiet und angrenzende Flachen).
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Abbildung 2 Untersuchter Gebaudebestand im Bebauungsplangebiet

Die Gebaude Haus 1, Haus 14 und Haus 8 haben Kellerraume (vgl. Abb. 3, 4). Die Kellerraume
wurden hinsichtlich einer Winterquartiernutzung durch Fledermause begutachtet. Es konnten
keine Fledermause im Winterhalbjahr festgestellt werden. In den Kellerraumen von Haus 14
befinden sich Lagerraume des Filmmuseums Potsdam (vgl. Abb. 10). Die Fenster und Tlren
sind dicht verschlossen, ein Zugang fur Fledermausen besteht demnach nicht. Der Keller von
Haus 1 wird zu Ubungszwecken von der Polizei genutzt. Die ausgebauten Rdume beherber-
gen unter anderem die Heizungsanlage und weisen glatte, spaltenarme Wande auf. Aufgrund
intakter, verschlossener Fenster ist ein Zugang von aullen fir Fledermause nicht gegeben.
Das Haus 8 verfugt lediglich Uber einen Kellerraum, der zur Lagerung von Gegenstanden
dient. Dieser Raum ist ebenfalls nicht fir Fledermause zuganglich. Unter den Baracken und
Garagen befinden sich keine Kellerraume.

Zusammenfassend besteht in den Kellerrdumen im Untersuchungsgebiet kein Zugang fir Fle-
dermause. Die Rdume werden teilweise genutzt und bieten lediglich in einem geringen Um-
fang geeignete Versteckmoglichkeiten fur Fledermause. Es handelt sich um trockene und kalte
Uberwinterungsplatze. Es ist von einem geringen Winterquartierpotenzial fiir Fledermause
auszugehen.

Im Sommerhalbjahr fanden weitere Gebaudebegehungen statt, diesmal zur Feststellung von
Sommerquartieren der Fledermause. Auch diese konnten im Untersuchungsgebiet nicht nach-
gewiesen werden. Spuren von Fledermdusen konnten innerhalb des Gebdudebestandes
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ebenfalls nicht ermittelt werden. Haus 1 und Haus 14 weisen keine Drempel® auf. Uber dem
dritten Obergeschoss befindet sich jeweils ein Dachausstieg (vgl. Abb. 9). Das Heizhaus be-
sitzt ebenfalls keinen Dachboden (vgl. Abb. 12, 13). An den Plattenbauten Haus 1 und Haus
14 sind insbesondere im Dachbereich Nischen und Spalten erkennbar, die als Nistplatz- bzw.
Quartierstandort fiir Vogel und Fledermause geeignet sind. Der restliche Gebaudebestand
(Baracken, Heizhaus, Garagen) verfugt nur in einem geringen Umfang Gber passende Besied-
lungsméglichkeiten fiir Végel und Fledermause.

Innerhalb des Untersuchungsgebietes konnten bei den Detektorbegehungen bzw. durch den
Einsatz einer Horchbox im Sommerhalbjahr an verschiedenen Stellen Fledermause im Jagd-
habitat und bei Transferfligen ermittelt werden. Derartige Fledermausaktivitadten konnten im
gesamten Bebauungsplangebiet nachgewiesen werden.

Wahrend der nachtlichen Begehungen konnten so finf streng geschitzte Fledermausarten,
die Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus), die Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii),
die Muckenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus), die Breitfligelfledermaus (Eptesicus seroti-
nus) und der GrolRe Abendsegler (Nyctalus noctula) im Bebauungsplangebiet nachgewiesen
werden.

Die ermittelten Fledermausarten stehen nicht in einer Gefahrdungskategorie der Roten Liste
von Deutschland. Der GroRe Abendsegler ist in der Vorwarnliste aufgefuhrt, bei der BreitflU-
gelfledermaus besteht eine Gefahrdung unbekannten Ausmalfies und bei der Mickenfleder-
maus ist die Datenlage fiir eine Einstufung unzureichend. Die Bestéande von Zwergfledermaus
und Rauhautfledermaus sind deutschlandweit ungefahrdet.

Tabelle 3: Im Untersuchungsgebiet nachgewiesene Fledermausarten

Fledermausart bzw. -gattung RLD |FFH-RL Status
Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus |* v Jagd
Miickenfledermaus Pipistrellus pygmaeus |D v Jagd
Rauhautfledermaus Pipistrellus nathusii * v Jagd
Breitfliigelfledermaus Eptesicus serotinus G v Jagd
GroRer Abendsegler Nyctalus noctula Vv v Jagd

Erlduterungen:

RL-D: Rote Liste Deutschland (BUNDESAMT FUR NATURSCHUTZ 2009), Schutzkategorien: 1 - vom Aussterben bedroht; 2 - stark
gefahrdet; 3 - gefahrdet; V - Vorwarnliste; G - Gefahrdung unbekannten Ausmalles, D - Daten unzureichend, * - ungeféhrdet
FFH-RL: FFH-Richtlinie vom 21.05.1992, 92/43/EWG: IV - Art des Anhangs IV der Richtlinie

Status: Wo - Wochenstube; Wi - Winterquartier; Jagd — Jagdhabitat / Flugraum

Die Fledermause jagten vor allem im Bereich von Haus 1 entlang der Hauserfassaden uber
den versiegelten Flachen. Bei den Begehungen konnten jeweils mehrere Exemplare verschie-
dener Arten in diesem Bereich festgestellt werden. Jagdflige von Fledermausen konnten auch
am Reiherweg und Uber den Waldflachen registriert werden. Die nachgewiesene Anzahl der

' Drempel: senkrechte Wand zwischen der lastaufnehmenden Dachkonstruktion und der obersten Geschossdecke - eine Ver-
langerung der Hauswand nach oben unter das Dach.
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Fledermausarten in Verbindung mit der wiederholten Jagdaktivitdt mehrerer Exemplare im Be-
bauungsplangebiet flhrt zu der Einschatzung, dass es sich um ein Jagdhabitat mit einer mitt-
leren Bedeutung handelt.

Die nachfolgende Tabelle listet alle Fledermausnachweise im Bebauungsplangebiet auf

4.5 Sonstige Arten

Bei den Begehungen im Untersuchungsgebiet konnten aul3erdem vier aktive Hlgelnester der
besonders geschutzten Ameisengattung Formica ermittelt werden (vgl. Abb. 8). Die Nester
stellen geschiitzte Lebensstatten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG dar.

Der im Plangebiet gesichtete Fuchs gehort zu den Arten, die dem Jagdrecht unterliegen. und
damit nicht den Vorschriften zum Tierschutzrecht des BNatSchG. Das Jagdrecht ist die aus-
schliel3liche Befugnis, auf einem bestimmten Gebiet wildlebende Tiere, die dem Jagdrecht
unterliegen, (Wild) zu hegen, auf sie die Jagd auszuliben und sie sich anzueignen (§ 1 Abs. 1
BJagdR.

Das Jagdrecht dient nicht primar dem Artenschutz.

Verboten ist, Wild, insbesondere soweit es in seinem Bestand gefahrdet oder bedroht ist, un-
befugt an seinen Zuflucht-, Nist-, Brut- oder Wohnstatten durch Aufsuchen, Fotografieren, Fil-
men oder ahnliche Handlungen zu stéren (§ 19a BJagdG). Fir einige Arten gelten Jagd- und
Schonzeiten. Jagdzeiten sind fir Brandenburg in § 5 Verordnung zur Durchfihrung des Jagd-
gesetzes fir das Land Brandenburg (BbgJagdDV) zu § 31 Absatz 1 Jagdgesetz fiir das Land
Brandenburg (BbgJagdG) definiert. In den Setz- und Brutzeiten dirfen bis zum Selbstandig-
werden der Jungtiere die fur die Aufzucht notwendigen Elterntiere, auch die von Wild ohne
Schonzeit, nicht bejagt werden (§ 22 Abs. 4 BJagdG).

5 Wirkprozesse und -komplexe des Vorhabens

Im Folgenden werden die von der geplanten Entwicklung der Flache ausgehenden mdglichen
direkten und indirekten Auswirkungen auf die untersuchten Arten / Artengruppen dargestellt.

Zu berucksichtigen sind Wirkfaktoren des Vorhabens, die eine Verletzung von Verbotstatbe-
standen des § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG bewirken konnen.

Wirkfaktoren sind Ursachen, die geeignet sind, Auswirkungen, ggf. Beeintrachtigungen und
damit Funktionsveranderungen auszuldsen. Diese konnen sowohl baubedingt (vorrangig in
Verbindung mit der Bauphase), anlagebedingt (im Zusammenhang mit den kinftigen Bau-
werken stehend) als auch betriebsbedingt (durch die geplante Nutzung) auftreten. Baube-
dingte Wirkungen sind zeitlich auf das Baugeschehen begrenzt. Sie treten direkt auf den Bau-
stellen, den Baustelleneinrichtungsflachen und Zuwegungen sowie im unmittelbaren Umkreis
des Baugeschehens auf. Indirekte baubedingte Wirkungen sind weitreichender und kénnen
sich Uber den Luft- bzw. Wasserweg ausbreiten.

Die baubedingten Wirkungen hangen stark von der jeweils eingesetzten Technik ab und setzen
sich zusammen aus:

e Emissionen und / oder Immissionen von Larm, Stauben und Schadstoffen Uber Luft
bzw. Wasser, Erschitterungen sowie optische Stérungen,

¢ Inanspruchnahme von Flachen fir die Baustelleneinrichtung (z.B. Materiallagerplatze,
Abstellflachen) einschlieRlich der erforderlichen Zufahrten, Rangier- und Stellflachen
fur Baumaschinen, Baufahrzeuge und private Kfz, sowie
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e die daraus resultierenden Bodenverdichtungen und Beeintrachtigung der Vegetation.

Anlagebedingte Wirkungen sind dauerhafte Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes durch
die Existenz des Vorhabens zu ihnen zahlen z. B.:

e Flacheninanspruchnahme/-verluste (Versieglung, Teilversieglung, Bodenauf- / -ab-
trag),

e Trenn- und Barriereeffekt,

e geladndeklimatische Veranderungen,

e Beeintrachtigung des charakteristischen Orts- und Landschaftsbildes,
e \Veranderung des Wasserhaushaltes

Betriebsbedingte Wirkungen gehen von der normalen, zweckdienlichen Nutzung der Ge-
werbe- und/oder Industrieanlagen aus. Dabei kann es zu Beeintrachtigungen von Arten durch
Verkehr, Licht und Larm kommen.

WirkgréRen, welche aulRerhalb der besiedelten Habitate einwirken und unter Umstanden aber
indirekt auf die Population bzw. das Individuum Einfluss nehmen sind ebenfalls zu berlicksich-
tigen. Verluste von Nahrungs- oder Wanderhabitaten werden nur dann erfasst, wenn sie direkt
einen Funktionsverlust der Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstatten bewirken und diese nicht
durch Ausweichen auf besiedelbare Habitate im Umfeld kompensiert werden kénnen.

Mit Umsetzung der Planung ist davon auszugehen, dass das Plangebiet weitgehend als Ge-
meinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung Schule und als Sonstiges Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung Verwaltung entwickelt wird, d.h. die aktuellen Habitatstrukturen werden
grof¥flachig verandert bzw. Gberbaut.

Tabelle 4: Wirkfaktoren des Vorhabens

Wirfaktor dngt | bedngt | bedingt
Flachen-/Biotopinanspruchnahme einschlieRllich Bodenversiegelun- | x X -
gen

Gebaudeabriss X - -
Gehdlzfallungen (Verkehrssicherungspflicht) - - X
Gehdlzfallungen (Baufeldfreimachung) X - -
verandertes Orts-/ Landschaftsbild - X X
(Zer)stérung von Tierlebensraumen X X -
Zerschneidung der Lebensraume / Barrierewirkung X X X
Bewegungen durch Maschinen und Fahrzeuge X - X
Erhohtes Stérungspotenzial (optische Stérungen, Larmentwicklung, | x X X
Erschiitterungen, Licht)
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6 MaBRnahmen zur Minimierung und Vermeidung sowie Biotopaufwertung und
Kompensation

Nachfolgend werden die mit Umsetzung der Planung erforderlichen Ma3nahmen fur die Fauna
zusammenfassend dargestellt.
6.1 MaBnahmen zur Vermeidung

V 1 Bauzeitenregelung

Zur Vermeidung einer baubedingten Tétung oder Verletzung sind jegliche Geholzfallungen
und -rlickschnitte ausschliel3lich au3erhalb der Fortpflanzungszeiten der Arten auszufih-
ren. Nach § 39 Abs. 5 BNatSchG ist das der Zeitraum vom 1. Marz bis 30. September jeden
Jahres.

Im Plangebiet wurden mehrere Vogelarten nachgewiesen, die einen langeren Brutzeitraum
(Februar-November) haben. Daher sollte die Beseitigung von Geholzen (Baume, Hecken,
Gebusche) im Falle von Brutvorkommen dieser Arten aul3erhalb dieser langeren artspezifi-
schen Brutzeitraume liegen (vgl. Tabelle 1).

Zu entfernende Gehdlzstrukturen sind vor Beginn der Beseitigung hinsichtlich eines Brut-
geschehens zu Uberprifen und frei zu geben. Sofern einzelne Gehdlzstrukturen innerhalb
der Brutzeitraume gerodet werden mussen, ist eine Ausnahmegenehmigung nach § 39 Ab-
satz 5, Satz 2 Nr.1 bis 4 BNatSchG oder eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
BNatSchG bei der zustédndigen Naturschutzbehdérde zu beantragen.

Die MaRnahme ist durch einen Artenschutzsachverstandigen im Rahmen einer 6kologi-
schen Baubegleitung mit Schwerpunkt Artenschutz (V7) zu begleiten.

V 2 kontinuierliche Fortfiihrung der BaumafRnahme

Zur Vermeidung einer indirekten Totung von nesthockenden Jungvogeln oder Zerstérung
von Entwicklungsformen (Auskihlung von Eiern) - infolge der etwaigen baubedingten Ver-
gramung der Altvogel - ist der Baubeginn auf einen Zeitpunkt auferhalb der Brutzeit zu
legen und der Baubetrieb kontinuierlich ohne langere Bauunterbrechung (ca. 14 Tage) auf-
rechtzuhalten. Durch die Ausbildung eines kontinuierlichen Stérungsbandes vor und wah-
rend der Brutzeit wird eine Revierbesetzung sowie Brutgeschehen unterbunden. Sollten im
Nahbereich zum Baufeld britende Vdgel festgestellt werden, muss zum Schutz der Tiere
vor Bauaufnahme die Beendigung des Brutgeschehens abgewartet werden. Sollte dies
nicht moéglich sein, ist daflir Sorge zu tragen, dass mechanische Einwirkungen von Bau-
fahrzeugen und Baukranen unterbleiben, sodass Zerstérungen von Eiern / Gelegen sowie
Verletzungen und Tétungen von Jungtieren im Nest ausgeschlossen werden. Diese beson-
deren VorsorgemalRhahmen sind damit begriindet, dass das Tétungsverbot in § 44 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG individuen- und nicht populationsbezogen ist.

V_ 3 Schutz von Vogelniststatten und Fledermausquartieren in Baumen, Geholzstruktu-
ren und Gebduden

Die bestehenden Geholze sollten nach Méglichkeit im Plangebiet erhalten bleiben. Ist eine
Beseitigung erforderlich, ist vor den Fallungen der Baume eine aktuelle Untersuchung auf
Habitatbdume von Brutvogeln und Quartiervorkommen von Fledermausen erforderlich.
Diese MalRnahme ist ganzjahrig im Vorfeld von Baumfallungen durchzufiihren, da einige
Fledermausarten Baumhdhlen auch im Winterhalbjahr besiedeln. Die Malinahme ist durch
einen Artenschutzsachverstandigen zu begleiten.
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Jeglicher Gebauderiickbau und -abriss ist im Plangebiet aufRerhalb der Fortpflanzungspe-
riode (1. Marz - 31. September) durchzufihren. Vor Abriss ist das ehemalige Schulgebaude
auf Nistaktivitdt von Héhlen- und Nieschenbritern und das Vorkommen von Fledermaus-
quartieren durch einen Artenschutzsachverstandigen zu priifen und ordnungsgemaf frei-
zugeben, auch wenn im Rahmen der faunistischen Kartierungen 2017 kein Nachweis ge-
lang, da die Gebaude dennoch ein gewisses Habitat- und Quartierspotenzial besitzen.

Végel: Im Falle einer Vogelbrut ist das Ende der Brut und Jungenaufzucht abzuwarten. Die
Niststatten einiger Arten im Gebiet sind zudem ganzjahrig geschitzt. Sollte das Verlegen
der Malinahmen auf das Ende der Fortpflanzungszeit nicht méglich sein, ist das Vorgehen
mit der zustandigen Naturschutzbehérde abzustimmen, da ein Verbotstatbestand nach §
44 nicht auszuschlielen ist. Fur die Beseitigung gesetzlich geschutzter Niststatten ist
grundsatzlich eine Ausnahmegenehmigung einzuholen.

Fledermause: Bei Auffinden einer aktuellen Besiedelung ist der Quartierwechsel der Fle-
dermause abzuwarten. Insbesondere bei Wochenstuben (Fortpflanzungsstatte) und Win-
terquartieren (Ruhestatte) ist die Fallung/Entfernung nicht gestattet, solange sich Fleder-
mause in den genannten Quartieren aufhalten. Bei anderen Quartiertypen (zum Beispiel
Paarungsquartiere) kann das Quartier nach dem abendlichen Ausflug ggf. verschlossen
werden, um eine zeitnahe Fallung zu gewahrleisten. Fir die Beseitigung gesetzlich ge-
schutzter Niststatten ist grundsatzlich eine Ausnahmegenehmigung bei der zustandigen
Naturschutzbehdrde einzuholen.

Straucher und Hecken entfalten als Ruhestatten eine besondere Bedeutung fur Brutvogel
(Boden- und Freibriter) und Insekten. Sie finden hier auch wahrend der Bauzeit eine Riick-
zugsmoglichkeit. Ein Teil der Gebusche sollte dahingehen wahrend der Bauzeit nach Mog-
lichkeit erhalten bleiben. Es kann zudem gepruft werden, ob eine visuelle Abschirmung die-
ser Riickzugsbereiche, zum Beispiel durch einen Sichtschutz, die Stérwirkungen des Bau-
geschehens vermindern kann.

Die Malinahmen sind durch einen Artenschutzsachverstandigen im Rahmen einer 6kologi-
schen Baubegleitung mit Schwerpunkt Artenschutz (V7) zu begleiten.

V 4 Bauzaun mit Sichtschutz

Zur Reduzierung der Beeintrachtigungen angrenzender Flachen, insbesondere durch Be-
unruhigung, ist wahrend der BaumalRnahmen ein Bauzaun zu den Wald- und Grinflachen
hin, der mit einem Sichtschutz versehen ist, aufzustellen.

Die MaRnahme ist durch einen Artenschutzsachverstandigen im Rahmen einer 6kologi-
schen Baubegleitung mit Schwerpunkt Artenschutz (V7) zu begleiten.

V 5 Anpassung von Beleuchtung

Beim Beleuchtungskonzept sind die aktuellen Erkenntnisse des Artenschutzes zu berlck-
sichtigen. Gemal Gesetzesentwurf zur Novellierung des § 41a BNatSchG sind neu zu er-
richtende Beleuchtungsanlagen technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmit-
teln zu versehen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor
nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschutzt sind. Der Wirkbereich der
Beleuchtung sollte auf3erhalb von potentiellen Quartieren liegen, da die Tiere sehr empfind-
lich auf Lichteinwirkung an ihren Quartieren reagieren.
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Jeder Leuchtkdrper lockt Insekten an, irritiert Vogel und Fledermause. Weitgehende Ver-
meidung von Licht (insbesondere in Gewassernahe und Griinbereichen) ist daher die um-
weltfreundlichste Losung. Bei jedem Leuchtkdrper ist zu prufen, ob auf ihn verzichtet wer-
den kann. Gerade in Waldrandnahe ist auf diesen Aspekt besonderes Augenmerk zu legen.

Generell gilt fir den Einsatz von kinstlichem Licht im AuRenraum:

e nurin dem Zeitraum und nur dort, wo es notwendig ist

e nurin der erforderlichen Intensitat: gelbe und warmweil3e Lichtfarben locken weni-
ger Insekten an; Lampen mit geringem UV-Anteil im Spektrum

¢ bei Anstrahlungen, Begrenzung des Lichtkegels auf das zu beleuchtende Objekt

e horizontal strahlendes Licht vermeiden, keine Abstrahlung nach oben, Bindelung
des Lichts auf die gewunschten Objekte

e vorzugsweise Beleuchtung von oben und so niedrig wie mdglich (Reduzierung der
Lichtpunkthdéhe zur Verminderung der Fernwirkung auf Insekten)

e abgeschirmte Leuchten mit geschlossenem Gehause verwenden

e Oberflachentemperatur der Leuchten unter 60 °C

Leuchten sollten als LED gewahlt werden und die Lichtfarbe zwischen 2.200Kelvin (K) und
2.700K liegen um fUr Insekten weniger anziehend zu sein. Empfohlen wird Leuchten > IP54
(International Protection Kennung klassifiziert unterschiedliche Schutzarten; hier: Spritz-
wassergeschutzt und staubdicht) zu wahlen, da diese keine Falle fiir Insekten darstellen.

Die Flachen sollten prazise ausgeleuchtet und auf das notwendigste konzentriert werden.
Wenn iberhaupt so sind Baume/Blische und Grasflachen sowie Fassaden nur mit gerings-
ter Helligkeit zu beleuchten.

Diese MalRnahme gilt nicht nur fir die spatere Flachennutzung, sondern ist auch wahrend
der Baumalinahmen umzusetzen.

Fur den Kunstrasenplatz ist zur Verlangerung der Nutzungsdauer, insbesondere in den
lichtarmen Jahreszeiten, eine Flutlichtanlage mit 200 Lux vorgesehen. Fur den Naturrasen-
platz wird keine Beleuchtung avisiert. Eine Nutzung der Platze ist bis in die Abendstunden
(bis 22:00 Uhr) madglich.

V 6 Vermeidung von Vogelschlag bei Glasfassaden

Zur Vermeidung von moglichem Vogelschlag an Glasfassaden sind im Zuge der nachfol-
genden Planungsebenen folgende Aspekte zu beachten:

¢ Durchsichten durch das Gebaude oder Gebaudeteile sind zu vermeiden mit Vermei-
dungsmafinahmen zu versehen.

e Gebaudekannten (bis zu 2 m von der Gebaudeecke) mit Durchsichten und Reflek-
tionen sind immer durch hoch wirksame Markierungen (s.u.) zu unterbrechen.

e Transparente Absturzsicherungen und transparente Einfassungen von (Dach-)Ter-
rassen und ahnliche Randstrukturen sind immer durch hochwirksame Markierungen
(s.u.) zu unterbrechen.

¢ Reflektionen sind zu brechen, insbesondere, wenn sich Vegetation darin spiegelt
(wirksame Markierungen s.u.). Reflektionen des freien Himmels in Glasflachen sind
fallabhangig zu betrachten und Vermeidungsmafnahmen mindestens bei nachge-
wiesenen Anflligen oder in Vogelzugverdichtungsraumen erforderlich.
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Fassaden mit zusammenhangenden Glasflachen > 6 m? oder 75 % Glasanteil ober-
halb der Vegetation sind nur dann als weniger problematisch zu bewerten, wenn
ihnen im Nahbereich <20 m eine Fassade gegenlber steht und somit kein freier
Anflug gegeben ist.

Bei Planungen sollte der Anteil der freien Scheiben so weit wie mdglich reduziert
werden.

Stark vogelgefahrdende Glasflachen sind durch hochwirksame Markierungen fir
Vogel sichtbar zu machen. Anforderungen an diese sind:

e Vertikal angeordnete Streifen (mindestens 5 mm breit, maximal 95 mm Kan-
tenabstand) bedecken nur 5 % der Glasflache,

e Waagerechte Markierungen mindestens 3 mm breit, maximal 47 mm Abstand
zueinander,

e Markierungen missen in der Regel opak sein (keine Transluzenz; Ausnah-
men: sandgestrahlte oder geatzte Flachen, auch andere Sonderfalle).

e Werte gelten bei guten Kontrasten (schwarze Markierungen vor hellem Hin-
tergrund, weille Markierungen vor dunklem Hintergrund), sonst Markierungs-
breite erhdhen,

e Gegen Reflexionen mussen Markierungen grundsatzlich aufen (auf Ebene 1
der Verglasung) angebracht werden

(siehe auch Réssler & Doppler 2019).

V 7 Einbindung einer 6kologischen Baubegleitung

Mit Umsetzung der Planung ist sicherzustellen, dass fir die Durchflihrung der anvisierten ar-
tenschutzrechtlichen MaRnahmen (Vermeidung, CEF, FCS) eine fachkundige Person im Rah-
men einer 0kologischen Baubegleitung mit Schwerpunkt Artenschutz rechtzeitig in der Bauge-
nehmigungs- und Bauphase mit eingebunden wird.

6.2 Vorgezogene AusgleichsmaRnahmen (CEF-MaBnahmen)

Vorgezogene Ausgleichsmaflinahmen sind wirksam, wenn:

die neu geschaffenen Lebensstatten mit allen notwendigen Habitatstrukturen und -
elementen mindestens die gleiche Ausdehnung und eine gleiche oder bessere
Qualitat haben und

die zeitnahe Besiedlung der neu geschaffenen Lebensstatte nach aktuellen oder
wissenschaftlichen Erkenntnissen eine hohe Prognosesicherheit aufweist oder

wenn die betreffende Art die Lebensstatte nachweisliche angenommen hat.

CEF 1 Anbringen von Nistkasten und Nisthilfen an Baumen

Innerhalb des derzeitigen Bebauungsplangebietes gehen bei Baumfallungen mehrere Brut-
reviere von Hohlen- und Nischenbritern verloren. Das betrifft die Arten Star, Kleiber, Blau-
meise, Kohlmeise, Bachstelze und Gartenrotschwanz. Es sind Ersatzquartiere flr die Arten
Kleiber, Blaumeise, Kohimeise und Bachstelze mit einem Kompensationsfaktor von 1:2 an
Baumen zu befestigen. Fir die Arten Star und Gartenrotschwanz, die iber einen abneh-
menden Bestandstrend verfiigen, sind Ersatzquartiere mit einem Kompensationsfaktor von
1:3 an Baumen zu befestigen.
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Die artgerechten Niststatten sind im Plangebiet oder auf angrenzenden Flachen, im funkti-
onalen Zusammenhang anzubringen. Die Nisthilfen sind nach Méglichkeit Richtung Sid-
Osten auszurichten. Dies bietet einen ausreichenden Witterungsschutz (Wind, Regen,
Sonne). Die Anbringung sollte in mindestens 2,50 m Hohe erfolgen. Die Niststatten sind
dauerhaft (Mindestens 25 Jahre) zu erhalten, jahrlich zu kontrollieren, zu reinigen (soweit
nicht selbstreinigend) und bei Beschadigung zu reparieren oder zu ersetzen.

Die MafRnahme ist durch einen Artenschutzsachverstandigen im Rahmen einer 6kologi-
schen Baubegleitung mit Schwerpunkt Artenschutz (V7) zu begleiten.

CEF 2 Anbringen von Fledermauskdsten an Baumen

Fur den Verlust von potenziellen Fledermausquartieren sind im Vorfeld der Baumaflinahme
Fledermauskasten am zu erhaltenen Baumbestand im Plangebiet bzw. der unmittelbaren
Umgebung anzubringen. Art und Umfang sind im Ergebnis dann durchzufiihrender aktueller
Kartierungen zu ermitteln und mit der zustandigen UNB abzustimmen. Nach derzeitigem
Kenntnisstand (Kartierung 2017) sollten mindestens zwei Fledermauskasten am Baumbe-
stand angebracht werden.

Die MaRRnahme ist durch einen Artenschutzsachverstandigen im Rahmen einer okologi-
schen Baubegleitung mit Schwerpunkt Artenschutz (V7) zu begleiten.

CEF 3 Umsiedlung von Neststandorten der Waldameise

Bei einer geplanten Bebauung der Neststandorte sind die Waldameisen an einen geeigne-
ten Standort umzusiedeln. Im Vorfeld ist eine Ausnahmegenehmigung der zustandigen Na-
turschutzbehdrde einzuholen. Die Umsiedlung sollte ausschlief3lich von einem anerkannten
Experten durchgeflihrt werden.

Bei der Umsiedlung des Ameisennestes sind unter anderem folgende Punkte zu beachten:

e Bei der Umsiedlung muss die Konigin bzw. mussen die Kéniginnen unversehrt er-
fasst werden, ansonsten stirbt das Ameisenvolk ab.

¢ Umsiedlungen sollten grundsatzlich im Zeitraum der Sonnung (Zeitraum der ersten
sonnigen, warmeren Fruhjahrswochen — Februar / Marz / April) und in den frihen
Morgenstunden stattfinden.

¢ Der neue Neststandort muss mindestens 200 Meter vom urspriinglichen Neststand-
ort entfernt sein, ahnliche Standortbedingungen aufweisen und Uber ausreichend
Nahrungsgrundlagen verflgen.

¢ Am neuen Neststandort erfolgt nach der Umsiedlung eine Startfltterung, danach
erfolgen regelmaflige Kontrollen des umgesiedelten Volkes (DEUTSCHE AMEISEN-
SCHUTZWARTE 2007).

Die MalRnahme ist durch einen Artenschutzsachverstandigen im Rahmen einer dkologischen
Baubegleitung (V7) mit Schwerpunkt Artenschutz zu begleiten.

6.3 FCS-MaBnahmen

FCS-Malinahmen (FCS-Malinahmen [engl. favourable conservation status) dienen der Siche-
rung eines gunstigen Erhaltungszustands.

FCS 1 Begriinung im Plangebiet

Im Rahmen der Freianlagenplanung sind im Plangebiet auch neue Vegetationsstrukturen
mit Baumen und Strauchern fiir die im Plangebiet vorkommenden boden- und freibriitenden
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Arten zu schaffen. Dazu sind heimische, standortgerechte und insektenfreundliche Arten zu
wahlen. Die Notwendigkeit 6kologischer Malinahmen im Siedlungsraum ergibt sich aus ei-
nem immer hdheren Versieglungsgrad der Flachen, erhdhter Staub- und Larmbelastung
sowie einem Rulckgang vieler Insektenarten und damit einhergehend dem Verlust von Vo-
gel- und Fledermausarten. Durch die Anlage von Gehdlzstrukturen (Hecken, Straucher,
Baume) einheimischer Arten vermehrt sich das Angebot an Nahrung, Quartieren und Nist-
statten. Zur Schaffung neuer Vegetationsstrukturen kénnen in Erganzung zu Baum- und
Geholzpflanzungen auch Blihflachen mit Regiosaat angelegt werden. Die Grinstrukturen
sollten méglichst geblindelt, wenn auch an mehreren Stellen, im Plangebiet angelegt wer-
den, um sicherzustellen, dass die bereitgestellten Vegetationsstrukturen einen ausreichend
groRen Rickzugsort bereitstellen.

FCS 2 Anbringen von Fledermauskasten an den kiinftigen Gebauden

Erganzend zu den vor Baubeginn am Gehdlzbestand anzubringenden Fledermauskasten
(MaRRnahme CEF2), wird empfohlen an den geplanten Gebauden erganzend zwei Fleder-
mauskasten vorzusehen. Die Anzahl der Fledermauskasten ist ggf. mit Hinblick auf aktuelle
Kartierungen, die vor Baubeginn durchzufihren sind, in Abstimmung mit der UNB anzupas-
sen.

Die Fledermauskasten kdonnen in die Fassade integriert oder auch am Au3enmauerwerk
angebracht werden. Vorzugsweise werden die Kasten in unterschiedliche Himmelsrichtun-
gen angebracht, die Nordseite ist zu meiden bzw. mit weniger Kasten zu versehen.

Bei Hinzuziehung eines Artenschutz-Experten wahrend der Planungsphase der Neubauten
kann die jeweils sinnvollste Variante an Ausgleichsquartieren abhangig von der baulichen
Beschaffenheit der Gebaude ermittelt und umgesetzt werden (Anbringungsvariante, Kas-

tentyp).

Die MaRnahme ist durch einen Artenschutzsachverstandigen im Rahmen einer 6kologi-
schen Baubegleitung mit Schwerpunkt Artenschutz (V7) zu begleiten.

FCS 3 Anbringen von Nistkdsten an den kiinftigen Gebauden

Erganzend zu den vor Baubeginn am Gehdlzbestand anzubringenden Nistkasten (Mal3-
nahme CEF1), wird empfohlen an den geplanten Gebduden erganzend Nisthilfen (Kom-
pensationsfaktor 1:2) vorzusehen. Insbesondere fiir den Hausrotschwanz sind am neuen
Gebaudebestand zwei Nischenbriiterkasten anzubringen. Diese kénnen in die Fassade in-
tegriert oder auch am Aufenmauerwerk angebracht werden. Vorzugsweise werden die
Nisthilfen in unterschiedliche Himmelsrichtungen angebracht, die Nordseite ist zu meiden
bzw. mit weniger Kasten zu versehen.

Bei Hinzuziehung eines Artenschutz-Experten wahrend der Planungsphase der Neubauten
kann die jeweils sinnvollste Variante an Ausgleichsquartieren abhangig von der baulichen
Beschaffenheit der Gebaude ermittelt und umgesetzt werden (Anbringungsvariante, Kas-

tentyp).

Die MaRnahme ist durch einen Artenschutzsachverstandigen im Rahmen einer 6kologi-
schen Baubegleitung mit Schwerpunkt Artenschutz (V7) mit zu begleiten.
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7 Betroffenheit nach Verbotstatbestanden und ggf. erforderliche MaBnahmen

7.1 Brutvogel

Alle europaischen Vogelarten gehoren nach § 7 (13) BNatSchG zu den besonders geschitzten
Arten, woraus sich die in § 44 BNatSchG aufgefihrten Vorschriften fir besonders geschiitzte
Tierarten ergeben. Die artenschutzrechtliche Prifung erfolgt ausschlieflich fur die nachgewie-
senen Brutvogelarten - Arten mit Nachweis eines Brutplatzes / eines Brutreviers. Bei den Nah-
rungsgasten ist unter Beachtung der Ausstattung des Plangebietes sowie den umgrenzenden
Flachen nicht davon auszugehen, dass es sich um Nahrungsgebiete der Arten handelt, deren
Verlust zu einer erheblichen Beeintrachtigung der jeweiligen lokalen Population fihren kdnnte.

Im Untersuchungsraum (Bebauungsplangebiet und unmittelbar angrenzende Bereiche) wur-
den insgesamt 35 Vogelarten nachgewiesen, davon 23 streng oder besonders geschutzte Vo-
gelarten mit Brutrevier und/oder Brutplatz. Bei den nachgewiesenen Brutvogelarten handelt es
sich gréfitenteils um haufige Vogelarten im Land Brandenburg. Die Arten sind nicht in einer
Gefahrdungskategorie der Roten Liste des Landes Brandenburg aufgefiihrt. Im Land Bran-
denburg sind die Bestande fur die Arten Star, Fitis, Hausrotschwanz, Gartenrotschwanz, Girlitz
und Grinfink jedoch als ricklaufig eingeschatzt.

Totungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1i. V. m. Abs. 5 BNatSchG): Zur Vermeidung einer baube-
dingten Totung und Verletzung von nesthockenden Jungvogeln oder Zerstorung von Entwick-
lungsformen (Eier) ist die Bauzeitenregelung (MaRnahme V 1) einzuhalten.

Zur Vermeidung einer indirekten Totung von nesthockenden Jungvogeln oder Zerstérung von
Entwicklungsformen (Auskuhlung von Eiern) infolge der baubedingten Vergramung der Altvo-
gel, auch im unmittelbaren Bauumfeld, ist eine kontinuierliche Umsetzung der Baumaflnahmen
wichtig (Maflnahme V 2). Unter Einhaltung der genannten Vorgaben und der relativ geringen
Storungsempfindlichkeit der Arten ist ein vorhabenbedingtes signifikant erhdhtes Risiko der
Tétung und Verletzung von Jungvdgeln oder der Zerstérung von Entwicklungsformen (Eier)
nicht zu konstatieren. Sollten im Nahbereich zum Baufeld britende Vogel festgestellt werden,
muss zum Schutz der Tiere vor Bauaufnahme die Beendigung des Brutgeschehens abgewar-
tet werden. Sollte dies nicht méglich sein, ist dafiir Sorge zu tragen, dass mechanische Ein-
wirkungen von Baufahrzeugen und Baukranen unterbleiben, sodass Zerstorungen von Eiern /
Gelegen sowie Verletzungen und Tétungen von Jungtieren im Nest ausgeschlossen werden.
Diese VorsorgemafRnahmen sind damit begrindet, dass das Totungsverbot in § 44 Abs. 1 Nr.
1 BNatSchG individuen- und nicht populationsbezogen ist.

Bau- und Betriebsbedingt besteht insbesondere durch Fahrzeugverkehr ein Risiko der Verlet-
zung/To6tung von Individuen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass es das allgemeine Le-
bensrisiko dadurch nicht bzw. nicht deutlich Ubersteigt. Gemaf Begriindung zum Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zur Anderung des BNatSchG vom 12.12.2007 erfiillen sozialadéa-
quate Risiken wie unabwendbare Tierkollisionen im Verkehr allerdings nicht die Tatbestande
des § 44 Abs. 1 BNatSchG. Auch die Kommission geht im EU-Leitfaden Artenschutz (Nr. 1l 3.6.
Rn. 83) davon aus, dass ,das Uberfahren von Tieren" im Allgemeinen nicht unter den Verbots-
tatbestand fallt.

Im Zuge der Gebaude Planung sind insbesondere bzgl. der Gefahr des Vogelschlags arten-
schutzrechtliche Belange zu beachten (V6). Anlagebedingt sind keine Totungswirkungen zu
erwarten.

Dr. Szamatolski Schrickel Planungsgesellschaft mbH

27



Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan Nr. 113 ,Pappelallee/Reiherweg“ der Landeshauptstadt Potsdam

Bei Berucksichtigung und Umsetzung der angefuhrten Malinahmen (inklusive V7) ist mit Um-
setzung der Planung ein Verbotstatbestand nach § 44 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG damit
nicht erfullt.

Storungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG): Stérungen stellen nur dann eine Verletzung
des Zugriffsverbots dar, wenn diese zur Fortpflanzungs-, Aufzucht- oder Mauserzeit erfolgen
und sie sich als erheblich erweisen. Eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die
Storung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, d. h. das Verbot
beinhaltet eine ,Erheblichkeitsschwelle". Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der
lokalen Population ist insbesondere dann anzunehmen, wenn die Uberlebenschancen, der
Bruterfolg oder die Reproduktionsfahigkeit vermindert werden. Fir eine Beurteilung, ob die
-Erheblichkeitsschwelle® hinsichtlich der Stérung Uberschritten wird, missen die fur die be-
troffenen Arten relevanten aktuellen wissenschaftlichen Forschungsergebnisse herangezogen
werden.

Grundsatzlich gilt, dass bei einem ungunstigen Erhaltungszustand auch eine geringfiigige Be-
eintrachtigung zu einer signifikanten Verschlechterung desselben flihren kann, wahrend bei
einem gunstigen Erhaltungszustand (intakte, individuenreiche lokale Population) die ,Erheb-
lichkeitsschwelle” hdher anzusetzen ist. Trotz einer Beeintrachtigung von Individuen durch die
genannten Wirkfaktoren und den voraussichtlichen Lebensraumverlust (Verlust von Fortpflan-
zungs- und Ruhestatten § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) ist fur die im Plangebiet erfassten und
als Brut- / Reviervogel klassifizierten Arten aufgrund der liberwiegend stabilen Populationen
(haufiges bis sehr haufiges Vorkommen in Brandenburg) der vorkommenden Arten nicht von
einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes auszugehen. Erhebliche Stérungen (§ 44
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) sind bei BaumalRnahmen auflerhalb der Brutzeiten, einer kontinuier-
lichen FortfUhrung der Baumaflinahme sowie einem Sichtschutzzaun zu angrenzenden Wald-
und Grunflachen nicht anzunehmen (MalRnahme V1,V 2, V 4).

Anlagebedingt sind keine Storungswirkungen zu erwarten. Betriebsbedingt ist von temporaren
Beunruhigungen der Flachen auszugehen. Auf den Gemeinbedarfsflachen betrifft das vor al-
lem die Beunruhigung durch Bewegung und Larm in den Pausen- oder Drauf3enzeiten der
Schulkinder. Auf der Flache sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Verwaltung
betrifft das ebenfalls die Beunruhigung durch Bewegung, Larm und Licht wahrend der Nut-
zungszeit. Gerade in den Abendstunden weist neben der Beunruhigung an sich, die erforder-
liche Beleuchtung der Flachen ein Stérungspotenzial auf. Dies ist bei der Planung der Be-
leuchtungsarten und Zeiten zu berucksichtigen (MalRnahme V 5).

Bei Berucksichtigung und Umsetzung der angeflihrten Mallnahmen (inklusive V7) ist mit Um-
setzung der Planung ein Verbotstatbestand nach § 44 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG damit
nicht erfullt.

Lebensstittenschutz (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG): Durch den Lebensraumverlust mit Um-
setzung der Planung kénnen die Verbotstatbestande des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG betroffen
sein. Hier ist der Schutzstatus der jeweiligen Fortpflanzungs- und Ruhestatte und der Status
der Arten im Hinblick auf ihre Population zu prifen.

Fir ein Grof3teil der nachgewiesenen Arten erlischt der Schutz der Fortpflanzungsstatte nach
Ablauf der jeweiligen Brutperiode, fur die anderen Arten erlischt der Schutz mit der Aufgabe
des Reviers (siehe Tabelle 1.; Spalte Schutz der Fortpflanzungsstatte/erlischt). Da die Arten
ihre Nester i. d. R. in jeder Brutsaison neu anlegen, kann eine Zerstérung von Fortpflanzungs-
statten durch eine Baufeldraumung im Winterhalbjahr vermieden werden (MaRnahme V 1).
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Erfolgt vor der Beseitigung bestehender Geholz- und Gebaudestrukturen eine aktuelle Unter-
suchung dieser auf Niststatten von Brutvogeln und Quartiervorkommen von Fledermausen,
durch einen Artenschutzsachverstandigen kann der Verlust von gesetzlich geschutzten Le-
bensstatten und die Erfiillung eines Verbotstatbestandes des § 44 Abs. 1 Nr. 3 ausgeschlossen
werden (V3). Die Arten Star, Hausrotschwanz, Blaumeise, Kohimeise, Bachstelze und Kleiber
nutzen ihre Fortpflanzungsstatten in der Regel wiederkehrend in der nachsten Brutperiode.
Ihre Fortspflanzungsstatten unterliegen einem ganzjahrigen Schutz. Fir die Beseitigung ganz-
jahrig geschiitzter Lebensstatten ist bei der zustandigen Naturschutzbehdérde eine Ausnahme-
genehmigung nach § 45 Abs.7 BNatSchG zu beantragen.

Im Umfeld des Plangebietes existieren mit den Waldflachen des Ruienenbergs und der an-
grenzenden Wohnbebauung geeignete Habitatstrukturen, so dass auch beim Verlust einzelner
Brutplatze die 6kologische Funktion der betroffenen Lebensstatten im raumlichen Zusammen-
hang gewabhrt bleibt.

Fir die Arten Fitis, Star, Hausrotschwanz, Gartenrotschwanz und Griinfink sind die Bestande
im Brandenburg rucklaufig, daher ist im Zusammenhang mit den AusgleichsmalRnahmen ein
besonderes Augenmerk auf diese Arten zu legen. Fur den Fitis und den Grinfink sind Mal3-
nahmen in der kiinftigen Begriinung zu beachten (FSC 1). Fir den Star, und den Gartenrot-
schwanz sind vor Baubeginn geeignete Niststatten im umliegenden Baumbestand aufzubrin-
gen (CEF 1) und zur Sicherung eines gunstigen Erhaltungszustandes sind insbesondere fir
den Hausrotschwanz Nistkasten an den zukinftigen Gebdudestrukturen anzubringen (FSC 3).

Bei der Durchfiihrung der angefiihrten MalRinahmen ist begleitend eine 6kologische Baubeglei-
tung einzusetzen (V7).

Trotz einer Beeintrachtigung von Individuen durch die genannten Wirkfaktoren und den vo-
raussichtlichen Lebensraumverlust (Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestéatten nach § 44
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) ist fur die im Plangebiet erfassten und als Brut- / Reviervogel klassifi-
zierten Arten aufgrund der Gberwiegend stabilen lokalen Populationen der vorkommenden Ar-
ten, der Sicherung der 6kologischen Funktion im raumlichen Zusammenhang (§ 44 Abs. 5)
sowie der Vermeidungs- und Ausgleichsmalinahmen nicht von einer Verschlechterung des
Erhaltungszustandes auszugehen.

Fir die Beseitigung von Niststidtten von Arten mit ganzjahrig geschiitzten Niststatten
ist eine Ausnahmegenehmigung von den Verboten des § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG bei
der Unteren Naturschutzbehorde zu beantragen.

Fir die anderen Vogelarten kann mit Durchfiihrung der genannten MaRnahmen, Ver-
botstatbestande nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG fur Vogel abgewendet werden.

7.2 Fledermause

Im Plangebiet konnten keine Fledermausquartiere nachgewiesen werden. Einige Hoéhlen-
baume wurden jedoch als potenzielle Quartiere eingestuft. Reine Nahrungs- oder Jagdhabi-
tate sowie Flugrouten oder Wanderkorridore sind in der Regel keine Fortpflanzungs- und Ru-
hestatten im Sinne des § 44 BNatSchG.

Die ermittelten Fledermausarten stehen nicht in einer Gefahrdungskategorie der Roten Liste
von Deutschland. Der Grole Abendsegler ist in der Vorwarnliste aufgefihrt, bei der Breitfli-
gelfledermaus besteht eine Gefahrdung unbekannten Ausmalles und bei der Muckenfleder-
maus ist die Datenlage fir eine Einstufung unzureichend. Die Bestande von Zwergfledermaus
und Rauhautfledermaus sind deutschlandweit ungefahrdet.
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Totungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1i. V. m. Abs. 5 BNatSchG): Eine baubedingte Verletzung
oder Toétung von Fledermausindividuen kann unter Berlcksichtigung entsprechender Vorga-
ben zur Bauzeitenregelung vermieden werden (V1). Héhlenbaume sollten nach Méglichkeit
bestehen bleiben. Ist dies nicht moglich ist vor den Fallungen von Héhlenbdumen eine Unter-
suchung auf Quartierstandorte sowie eine Freigabe durch einen Artenschutzsachverstandigen
zu erwirken (V3, V 4).

Bau- und Betriebsbedingt besteht insbesondere durch Fahrzeugverkehr ein Risiko der Verlet-
zung/Toétung von Individuen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass es das allgemeine Le-
bensrisiko dadurch nicht bzw. nicht deutlich Ubersteigt. Gemafl Begriindung zum Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zur Anderung des BNatSchG vom 12.12.2007 erflllen sozialada-
quate Risiken wie unabwendbare Tierkollisionen im Verkehr allerdings nicht die Tatbestande
des § 44 Abs. 1 BNatSchG. Auch die Kommission geht im EU-Leitfaden Artenschutz (Nr. 1l 3.6.
Rn. 83) davon aus, dass ,das Uberfahren von Tieren" im Allgemeinen nicht unter den Verbots-
tatbestand fallt.

Anlagebedingt sind keine Tétungswirkungen zu erwarten.

Bei der Durchfuhrung der angefuhrten MalRnahmen ist begleitend eine 6kologische Baubeglei-
tung einzusetzen (V7).

Bei Berucksichtigung und Umsetzung der angefuhrten MaRnahmen ist mit Umsetzung der
Planung ein Verbotstatbestand nach § 44 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG damit nicht erfullt.

Stoérungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG): Stérungen der vorkommenden Fledermause
sind bau-, anlage- und betriebsbedingt, insbesondere durch Larm und Licht, vor allem in Bezug
auf die Nahrungssuche (Jagdhabitat) nicht auszuschlieen. Die zum Tétungsverbot genann-
ten MaRnahmen zur Vermeidung der Erfullung eines Stérungsverbotes (V1, V3, V 4) sind ein-
zuhalten.

Anlagebedingt sind keine erheblichen Stérungswirkungen zu erwarten.

Betriebsbedingt ist von Beunruhigungen der Flachen auszugehen. Auf den Gemeinbedarfsfla-
chen betrifft das vor allem die Pausen- oder Drauf3enzeiten der Schulkinder. Auf der Flache
sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Verwaltung betrifft das ebenfalls die Beun-
ruhigung durch Bewegung, Larm und Licht wahrend der Nutzungszeit. Gerade in den Abend-
stunden weist neben der Beunruhigung an sich, die erforderliche Beleuchtung der Flachen ein
Stérungspotenzial auf. Dies ist bei der Planung der Beleuchtungsarten und Zeiten zu berick-
sichtigen (MalRnahme V5). Bei der Durchflihrung der angefiihrten Malinahmen ist begleitend
eine 6kologische Baubegleitung einzusetzen (V7). Eine erhebliche Stérung ist nicht zu kon-
statieren, da sich der Erhaltungszustand durch die Stérung nicht erheblich verschlechtern wird.

Lebensstittenschutz (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG): Fledermausquartiere stellen ganzjahrig
geschitzte Lebensstatten im Sinne des § 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG dar. Daher sind
die zum Toétungsverbot genannten MalRnahmen zur Vermeidung der Erfiillung eines Ver-
botstatbestandes (V1, V3, V4) einzuhalten. Die Jagdhabitate der Fledermause sind in der Re-
gel keine ganzjahrig geschitzten Lebensstatten. Trotzdem ist zu konstatieren, dass sich mit
Umsetzung der Planung das Jagdgebiet der Arten deutlich verandert. Die Begrinung im Plan-
gebiet tragt zur Minimierung des Eingriffs bei (MalRnahme FCS 1). Aufgrund der umgebenden
Waldstrukturen des Ruienenbergs ist festzustellen, dass die 6kologische Funktion der Lebens-
statten fir Fledermause im raumlichen Zusammenhang gemafly § 44 Abs. 5 Nr. 3 erhalten
bleibt.
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Der Verlust von potentiellen Fledermausquartieren in geeigneten Baumstrukturen (Hohlen,
Spalten etc.) ist durch geeignete KompensationsmalRnahmen, vor allem durch die Anbringung
von Fledermauskasten am Baum- bzw. am Geb&udebestand auszugleichen (MalRnahme
CEF2, FCS 2.

Bei der Durchfuhrung der angefuhrten MalRnahmen ist begleitend eine dkologische Baubeglei-
tung einzusetzen (V7).

Eine Beeintrachtigung potenziell an der angrenzenden Wohnbebauung bestehender Fleder-
mausquartiere erfolgt mit Umsetzung der Planung nicht.

Fledermause jagen meist entlang von Saumstrukturen. Mit Umsetzung der Planung bleiben
Saumstrukturen erhalten. In Kombination mit den BegriindungsmafRnahmen im Plangebiet, die
auch der Forderung von Insekten dienen ist daher nicht festzustellen, dass sich die Eignung
des Gebietes als Jagdgebiet erheblich verringert.

Fir die Beseitigung von Fledermausquartieren ist eine Ausnahmegenehmigung von den Ver-
boten des § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehoérde zu beantragen.

7.3 Sonstige Arten

Mit Einhaltung der Bauzeitenregelung (MaRnahme V1) kann fiir die besonders geschitzten
Arten im Plangebiet, wie z.B. das Eichhdrnchen, eine Erflllung des Tétungsverbotes ausge-
schlossen werden, da die Tiere die Mdglichkeit haben mit Beginn der bauvorbereitenden Mal}-
nahmen von der Flache zu fliehen.

Die Flache ist vor Beginn der BaumafRnahmen hinsichtlich des Vorkommens von Ameisen-
Niststatten zu untersuchen. Ameisennester sind vor der Rodung von Baumen und der Durch-
fuhrung von BaumafRnahmen in den angrenzenden Waldflachen, umzusetzen.

Im Vorfeld einer Umsiedlung ist ggf. eine Ausnahmegenehmigung der Unteren Naturschutz-
behdrde einzuholen. Die Umsiedlung wird ausschlieRlich von einem anerkannten Experten
durchgeflhrt.

Dabei sind unter anderem folgende Punkte zu beachten:

Bei der Umsiedlung muss die Konigin bzw. mussen die Kéniginnen unversehrt erfasst wer-
den, ansonsten stirbt das Ameisenvolk ab,

Umsiedlungen sollten grundsatzlich im Zeitraum der Sonnung (Zeitraum der ersten sonni-
gen warmeren Frihjahrswochen Februar/Marz/April) und in den frihen Morgenstunden
stattfinden,

der neue Neststandort muss mindestens 200 Meter vom ursprunglichen Neststandort ent-
fernt sein, ahnliche Standortbedingungen aufweisen und Uber ausreichend Nahrungs-
grundlagen verfligen,

am neuen Neststandort erfolgt nach der Umsiedlung eine Startfltterung, anschlieRend re-
gelmafige Kontrollen des umgesiedelten Volkes.

Bei der Durchfuhrung der angefuhrten MalRnahmen ist begleitend eine 6kologische Baubeglei-
tung einzusetzen (V7).
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9 Anhang

9.1 Relevanzpriifung der im Plangebiet vorkommenden Arten des Anhangs IV der
FFH-Richtlinie

Die Relevanzprifung dient der Ermittlung derjenigen Arten, die im Plangebiet mit hoher Wahr-
scheinlichkeit nicht vorkommen und daher auf die Planung keine Auswirkung haben werden.
Im Rahmen einer Abschichtung werden dabei die Arten ausgeschlossen, fur die eine vorha-
bensbedingte Verletzung der Zugriffsgebote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen wer-
den kann.

Tabelle 5: Relevanzpriifung zum Vorkommen europaisch geschiitzter Saugetiere und Brutvogel

Art /| Artengruppe Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

Biber (Castor fiber) Erfassung ist nicht notwendig.

Biber bevorzugen naturnahe Flussabschnitte, kommen aufgrund ihrer gro-
Ren Anpassungsfahigkeit auch in Graben vor.

Im Untersuchungsgebiet findet sich kein geeigneter Lebensraum.
Im Messtischblatt aufgefihrt.

Feldhamster (Circetus | Erfassung ist nicht notwendig.

cricetus) Der Feldhamster lebt in Feldlandschaften mit Léss- und Lehmbdden
(Schichtdicke mind. 1m) sowie einem niedrigen Grundwasserspiegel (max.
1,20m).

Im Untersuchungsgebiet findet sich kein geeigneter Lebensraum.
Im Messtischblatt nicht aufgefiihrt.

Fischotter (Lutra lutra) | Erfassung ist nicht notwendig.

Die Art bevorzugt naturnahe Gewasser mit abwechslungsreichen Ufer-
und Gewasserstrukturen, Sand und Kiesbanken.

Im Untersuchungsgebiet findet sich kein geeigneter Lebensraum.
Im Messtischblatt aufgefuhrt.

Flederméuse Erfassung erforderlich.

(Microchiroptera) Das Plangebiet besteht im Wesentlichen aus einer mit Wald bestandenen
Flache. Diese bietet grundsatzlich das Potenzial fur Fledermausquartiere.

Vogel Erfassung erforderlich.
Niststatten und Reviere sind aufgrund bestehender Biotopstrukturen wahr-
scheinlich.

Wolf (Canis lupus) Erfassung ist nicht notwendig.

Vorkommen in Brandenburg vor allem in groen zusammenhangenden,
wildreichen und wenig oder nicht zerschnittenen stérungsarmen Waldge-
bieten, besonders mit eingelagerten Mooren und Gewassern. Auf Grund
der Siedlungsnahe ist nicht von einem Vorkommen im Plangebiet auszu-
gehen, ggf. istim Einzelfall ein Durchzug méglich. Bodenstandige Vorkom-
men des Wolfes sind fir das UG nicht bekannt.

Im Untersuchungsgebiet findet sich kein geeigneter Lebensraum.
Im Messtischblatt nicht aufgefihrt.
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Tabelle 6: Relevanzpriifung zum Vorkommen europaisch geschiitzter und im Messtischblatt vor-
kommender Kriechtiere

Art / Artengruppe

Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

Europaische Sumpf-
schildkréte (Emys orbi-
cularis)

Erfassung ist nicht notwendig

Die europaische Sumpfschildkrote siedelt sich natirlicherweise in Seen-
und Bruchlandschaften an. Charakteristisch fir ihren Lebensraum sind:
verkrautete, schlammige, gelegentlich langsam flieRende Gewasser, mit
sonnenexponierten Flachwasserzonen. Zur Eiablage bendtigt die Art 10-
ckig bewachsene und zum eingraben geeignete Bdden in mittelbarer Ent-
fernung zum Gewasser.

Glattnatter (Schlingnat-
ter) (Coronella austri-
aca)

Kein Nachweis im Rahmen der faunistischen Erfassung, potenzielles Ha-
bitat angrenzend an das Plangebiet an der Bahntrasse.

Die Schlingnatter besiedelt vor allem Lebensraume mit offenem und halb-
offenem Charakter, die sich aus Versteck- und Sonnenplatzen zusammen-
setzen. In Brandenburg ist sie haufig an warmen trockenen Standorten,
z.B. lichte Kiefernwalder und Blockschutthalden zu finden.

Entlang der Bahntrasse, finden sich entsprechende Habitatstrukturen.
Diese befinden sich deutlich auRerhalb des Plangebietes

Smaragdeidechse (La-
certa viridis)

Erfassung ist nicht notwendig.

Die Art bevorzugt sonnige halboffene Biotope, wie Halbtrockenrasen mit
Steinhaufen und kleinen Gehdlzstrukturen. Entsprechende Strukturen be-
stehen auf der Erweiterungsflache nicht.

Zauneidechse (Lacerta
agilis)

Kein Nachweis im Rahmen der faunistischen Erfassung, potenzielles Ha-
bitat angrenzend an das Plangebiet an der Bahntrasse.

Im Untersuchungsgebiet finden sich an mehreren Biotopstrukturen, wie
verbuschtes Geldnde mit trockenen Ruderalfluren und unbewachsene
,warme“ Flachen, die als Lebensraum fir Zauneidechsen potenziell geeig-
net sind.

Tabelle 7: Relevanzpriifung zum Vorkommen europaisch geschiitzter Lurche

Art / Artengruppe

Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

Kammmolch
cristatus)

(Triturus

Erfassung ist nicht notwendig.

Der Kammmolch bevorzugt gréRere Feuchtgrinlandbestande im Wechsel
mit Hecken, Feldgehodlzen und Waldern mit stehenden, teilweise besonn-
ten Gewassern, die einen reiche Unterwasserbewuchs aufweisen. In sei-
nem Landlebensraum ist der Kammmolch auf Versteckmdglichkeiten be-
stehend aus Holz- und Steinhaufen, Wurzeltellern oder Kleinsdugerbauten
angewiesen, die sich unmittelbarer Nahe zum Laichgewasser befinden.

Das im Plangebiet vorkommende Regenwasserbecken bietet kein geeig-
netes Habitat

Kleiner Wasserfrosch
(Rana lessonae)

Erfassung ist nicht notwendig.

Bendtigt als Laichgewasser kleinere, vegetationsreiche Weiher, Tumpel
und Graben.

Das im Plangebiet vorkommende Regenwasserbecken bietet kein geeig-
netes Habitat.

Knoblauchkréte
(Pelobates fuscus)

Erfassung ist nicht notwendig.

Die Art bevorzugt stehende bzw. trage flieRende Gewasser in sandigen
Landschaften (z. B. sandige Heiden, Magerrasen, Binnendunen).
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Art / Artengruppe

Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

Das im Plangebiet vorkommende Regenwasserbecken bietet kein geeig-
netes Habitat.

Kreuzkrote (Bufo cala-
mita)

Erfassung ist nicht notwendig.

Pionierart trockenwarmer Lebensrdume in Gebieten mit lockeren und san-
digen Bdden und Laichplatze in weitgehend vegetationsfreien Gewassern.
Keine geeigneten Lebensraumstrukturen vorhanden.

Laubfrosch (Hyla arbo-
rea)

Erfassung ist nicht notwendig.

Bevorzugt als Fortpflanzungsgewasser fischfreie, besonnte, vegetations-
freie Kleingewasser, die im Untersuchungsgebiet so nicht bestehen.

Moorfrosch (Rana ar-
valis)

Erfassung ist nicht notwendig.

Besiedelt bevorzugt Lebensraume mit hohem Grundwasserstand, wie
Bruchwalder, Niedermoore oder sumpfiges Extensivgrinland groflerer
Flusse.

Im Messtischblatt aufgefihrt.

Rotbauchunke
bina bombina)

(Bom-

Erfassung ist nicht notwendig.

Die Rotbauchunke bevorzugt besonnte, kleine, vegetationsreiche, fisch-
freie Gewasser mit starker jahreszeitlicher Wasserstandsdynamik (z. B.
Soélle). Im Untersuchungsraum ist kein geeigneter Lebensraum vorhanden.

Springfrosch (Rana dal-
matica)

Erfassung ist nicht notwendig.

Bevorzugt lichte und gewasserreiche Laubmischwalder mit teilweise be-
sonnten Gewassern, die viele Wasserpflanzen enthalten und starken Was-
serschwankungen unterliegen. Gewéasser mit Fischbesatz werden gemie-
den. Das Offenland der Umgebung wird auch besiedelt, solange dieses
Uber Gebuschreihen mit dem Wald vernetzt ist.

Wechselkrote (Bufo viri-
dis)

Erfassung ist nicht notwendig.

Bevorzugt offene, sonnenexponierte, trockenwarme Habitate mit grabfahi-
gen Boden und teilweise fehlender, liickiger Gras- und Krautvegetation.
Kein geeigneter Lebensraum vorhanden.

Tabelle 8: Relevanzpriifung zum Vorkommen europaisch geschiitzter Fische und Muscheln

Art / Artengruppe

Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

Fische - keine Anhang IV-Arten in Bbg.

Tabelle 9: Relevanzpriifung zum Vorkommen europaisch geschiitzter Kafer

Art / Artengruppe

Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

Holzbewohnende Ka-
fer:

Heldbock (Cerambyx
cerdo)

Eremit (Osmoderma
eremita)

Erfassung erforderlich.

Auf Grund des Alters der Bestandsbaume ist Vorkommen nicht von Vorn-
herein auszuschliel3en.

Breitrandkafer (Dytis-
cus latissimus)

Erfassung ist nicht notwendig.
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Art / Artengruppe

Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

Die Art lebt ausschlielich in grolen (>1ha) dauerhaft wasserfiihrenden
Seen und Teichen mit dichtem Pflanzenbewuchs an den Ufern und in der
Flachwasserzone mit besonnten Uferabschnitten.

Im Plangebiet befinden sich keine geeigneten Habitatstrukturen

Schmalbindiger Breit-
fligel Tauchkafer (Gra-
phoderus bilineatus)

Erfassung nicht notwendig.

Die Art Bendtigt grofere nahrstoffarme Stillgewasser mit ausgedehnten
besonnten Flachwasserbereichen. Geeignete Lebensraumstrukturen
kommen im Untersuchungsgebiet nicht vor.

Tabelle 10: Relevanzpriifung zum Vorkommen europaisch geschiitzter Libellen und Schmetter-

linge
Art /| Artengruppe Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen
Groler Feuerfalter (Ly- | Erfassung nicht notwendig.

caena dispar)

Der Lebensraum des Groflen Feuerfalters besteht aus ampferreichen
Nass- und Feuchtwiesen, Roéhrichten und Hochstaudensaumen sowie blu-
tenreiche Wiesen und Brachen, z. B. frische bis feuchtes Wirtschaftsgrin-
land (relativ nahrstoffreich) oder auch bewirtschaftete Niederungsmoore.

Dunkler Wiesenknopf
Ameisenblauling (Ma-
culinea nausithous)

Erfassung nicht notwendig.

Lebensraume dieser Art sind vorrangig wechselfeuchte, ein-bis zweischi-
rige magere Wiesen in Fluss- und Bachtélern sowie deren jlingere Bra-
chestadien mit Vorkommen des GrofRen Wiesenknopfes und Bauten der
Rotgelben Knotenameise. Alternativ besiedelt die Art auch kleinrdumige,
trockenere Saumbiotope wie Boschungen oder Sdume entlang von Wegen
und Graben.

Heller Wiesenknopf
Ameisenblauling (Ma-
culinea teleius)

Erfassung nicht notwendig.

Die Art siedelt sich typischerweise auf wechsel-feuchten Wiesen (z.B.
Glatt- und Goldhaferwiesen) an. Das Nutzungsspektrum der Art umfasst
ein- bis zweischurige Wiesen und junge nicht verfilzte Brachestadien und
zum Teil auch schwach beweidete Flachen. Essenziell fir das Vorkommen
der Art an einem Standort sind der GroRer Wiesenkopf und als Wirt geeig-
nete Knotenameisen.

Nachtkerzenschwarmer
(Proserpinus proser-
pina)

Erfassung nicht notwendig.

Die Raupen der Art sind oft an Wiesengraben, Bach- und Flussufern sowie
auf jingeren Feuchtbrachen zu finden, die durch mehrjahrige, hochwa-
schende krautige Pflanzen charakterisiert werden (z.B. Flussufer- und Un-
krautgesellschaften, niedrigwiichsige Rohrichte und Feuchtkies- und
Feuchtschuttfluren, zudem missen die Wiesenstandorte gut besonnt sein,
um das Warmebediirfnis der Raupen zu decken. Sekundar sind auch Le-
bensraume wie Gartenteiche, naturnahe Weidenréschen-Bestande in we-
niger feuchten bis trockenen Ruderalfluren mit spontan aufkommender Ve-
getation, z.B. Industriebrachen oder Bahn- und Hochwasserdammen, fir
die Art geeignet.

Asiatische Keiljungfer
(Gomphus flavipes)

Erfassung nicht notwendig.

Lebensraum dieser Art sind stromungsberuhigte, Abschnitte und Zonen
von naturnahen Flielkgewassern mit Ablagerung von feinem Bodenmate-
rial in das sich die Art (Larve) zum Schutz und zur Nahrungssuche ein-
grabt. Adulte Tiere brauchen blitenreiche Lebensraume wie Brachen,
Uferréhrichte, Waldrander- und Lichtungen in Gewassernahe zur Nah-
rungsaufnahme.

Grolde Moosjungfer
(Leucorrhinia pectora-
lis)

Erfassung nicht notwendig.

Die Grolte Moosjungfer bevorzugt Gewasser mit einer Uppigen Ausstat-
tung unterschiedlicher aber nicht zu dicht stehender Pflanzenbestande.
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Art / Artengruppe

Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

Die Art besiedelt vorrangig Gewasser die von starker Sonneneinstrahlung
gepragt sind und einen durch Torf und Huminstoffe dunkel gefarbten und
dadurch mit einer héheren Warmegunst versehenen Wasserkérper aus-
weisen. Besiedelt werden zudem Gewasser mit einem mittleren Nahrstoff-
gehalt, z.B. Moorschlenken, Torfstiche und Weiher.

Grine Keiljungfer (O-
phiogomphus cecilia)

Erfassung nicht notwendig.

Die Art Grine Keiljungfer lebt an kiihlen, maRig rasch flieRenden Bachen
und Flissen mit einer gleichmafigen Strémung. An diesen bevorzugt die
Art geschitzt liegende Bereiche (z. B. in Waldlichtungen oder mit héherer
Ufervegetation). Glnstig sind gehdlzarme Gewasser, eine Verschattung
wird bis zu einem Dirittel toleriert. Die ideale Gewassertiefe betragt 30-40
cm, weiterhin beansprucht die Art eine sandige Gewassersohle, die zum
Teil Uber den Wasserspeiegel reicht, zur Eiablage.

Griine Mosaikjungfer
(Aeshna viridis)

Erfassung nicht notwendig

Die Art besiedelt Kredsscherenbestande an stehenden bis langsam durch-
stromten Gewassern wie Altarme, windgeschutzte flache Seebuchten und
Flachseen, Weiher, Tumpel, Teich und Graben. Die Gewasser haben ide-
alerweise eine mittlere Nahrstoffversorgung und trocknen nie vollstandig
aus. Die Krebsschere wird durch die Art zur Eiablage genutzt und bildet
den Lebensraum der Larven.

Ostliche Moosjungfer
(Leucorrhinia albifrons)

Erfassung nicht notwendig.

Diese Art besiedelt nahrstoffarme Stillgewasser mit einer reichen Unter-
wasserpflanzenwelt (Moose, Armleuteralgen, Riede aus Seggen und Bin-
sen).

Sibirische Winterlibelle
(Sympecma paedisca)

Erfassung nicht notwendig.

Die Art besiedelt flache, meist vollstdndig besonnte Gewasser (Seen, Tei-
che und Moorgewéasser) mit Réhricht- oder Riedpflanzenbestanden, z. B.
aus Seggenarten oder Rohrglanzgras und offenen Wasserflachen.

Zierliche Moosjungfer
(Leucorrhinia caudalis)

Erfassung nicht notwendig.

Die Art besiedelt flache Gewasser mit dichten untergetauchten Pflanzen-
bestanden an sonnenbeglinstigten Standorten. Die von der Art bevorzug-
ten Gewasser verfiigen dabei Uber einen maRigen Nahrstoffgehalt, einen
relativ klaren Wasserkdrper und sind meist von Wald umgeben. Die Ge-
wasser weisen in der Regel eine typische Abfolge von Pflanzengemein-
schaften aus Rohrichten, Schwingriedern, Schwimmblattrasen und Unter-
wasserpflanzen auf.

Moose

Tabelle 11: Relevanzpriifung zum Vorkommen europdisch Hoherer Pflanzen, Flechten und

Art / Artengruppe

Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

gen erfolgt.

Ein Vorkommen von wildlebenden Pflanzen der besonders geschitzten Arten ist im Plangebiet nicht
zu erwarten, Daher sind Uber die Biotopkartierung hinaus keine gesonderten floristischen Kartierun-

Frauenschuh (Cypripe-
dium calceolus)

Erfassung nicht notwendig.

Vorkommenden in lichten Waldern auf kalkhaltigen, basenreichen Lehm-,
Ton- und Rohbéden. Als Halbschattenpflanze bevorzugt die Art auch
Standorte in Gebuschen und in Sdumen von Kiefernmischwaldern, hier ist
sie vorkommend zusammen mit anderen Orchideenarten (Mucken-Han-
delwurz, Rotes Waldvdglein).

Kriechender Sellerie
(Apium repens)

Erfassung nicht notwendig.

Fir die eher konkurrenzschwache Art sind offene Bodenstellen oder ein
niedriger Pflanzenbewuchs notwendig sowie ein feuchter bis zeitweise
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Art / Artengruppe

Priifung Anforderungen / Biotopstrukturen

Ein Vorkommen von wildlebenden Pflanzen der besonders geschiitzten Arten ist im Plangebiet nicht
zu erwarten, Daher sind Uber die Biotopkartierung hinaus keine gesonderten floristischen Kartierun-

gen erfolgt.

nasser Untergrund. Die Art ist an Ufern unterschiedlicher Gewasser, im
Grinland, auf Scherrasen (Park-, Tritt- und Sportrasen) oder auch an Weg-
randern zu finden.

Sand-Silberscharte (Ju-
rinea cyanoides)

Erfassung nicht notwendig.

Die Art wachst auf nahrstoffarmen, extrem trockenen, offenen und basen-
reichen Sandbdden, auf denen sie nicht von anderen Pflanzenarten tber-
wachsen oder Uberschattet wird. Als typische Sandpflanze wachst die Art
besonders in sonnigen, mageren Dinenrasen oder Kiefernwaldlichtungen.

Schwimmendes
Froschkraut (Luronium
natans)

Erfassung nicht notwendig.

Das schwimmende Froschkraut wachst in flach Uberschwemmten, zeit-
weise trockenliegenden Uferbereichen von nahrstoffarmen bis maRig
nahrstoffreichen stehenden oder langsam flieRenden Gewassern. Die Art
besiedelt vorrangig wenig bewachsene und sonnig bis halbschattig gele-
gene Gewasserrandbereiche, als Untergrund toleriert sie schlammig-tonig,
kiesigen aber auch sandigen Boden.

Sumpf- Engelwurz (An-
gelica palustris)

Erfassung nicht notwendig.

Der Sumpf-Engelwurz benétigt vor allem im Friihjahr nasse Bodenbedin-
gungen. ldeal sind wechselfeuchte Standorte wie Feuchtwiesen, die im
FrGhjahr sehr nass sind und im Laufe des Sommers etwas trockenfallen.

Sumpf-Glanzkraut (Lip-
aris loeselii)

Erfassung nicht notwendig.

Das Sumpf-Glanzkraut besiedelt ganzjahrig nasse, unbewaldete, basen-
arme und nahrstoffarme bis nahrstoffreiche Flach- und Zwischenmoore.
Als Ersatzlebensraume kénnen Sand- und Kiesgruben fungieren, sofern
sie Uber eine basenarmen Grundwasserstrom verfligen.

Vorblattloses Vermein-
kraut (Thesium ebrac-
teatum)

Erfassung nicht notwendig.

Die Art bedingt einen kleinrdumigen Wechsel trockener und wechselfeuch-
ter Standorte mit Sandtrockenrasen, trockenwarmen Sdumen und Frag-
menten von Pfeifengraswiesen. Weiterhin bedingt sie eine geringe Eutro-
phierung, einen ausreichend stabilen Wasserhaushalt und offene bis halb-
offene Vegetationsstrukturen.

Wasserfalle (Aldro-
vanda vesiculosa)

Erfassung nicht notwendig.

Die Art besiedelt geschiitzte Buchten von Stillgewassern oder Schlenken
von Flach- und Zwischenmooren. Der umliegende Bewuchs muss offen
sein, das die Art eine Beschattung bzw. Uberschattung nicht vertragt.

Flechten

keine Anhang IV-Arten in Bbg.

Moose

keine Anhang IV-Arten in Bbg
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9.2 Zusatzliches Bildmaterial

Abbildung 5: Seidenschwanz (Bombycilla garrulus) auf | Abbildung 6: Hohlenbaum neben dem Waschhauschen
dem Durchzug

Abbildung 7: Baumbestand siidlich der Gebaude Abbildung 8: Waldameisennest im Untersuchungsgebiet
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Abbildung 9: Dachaufbau von Haus 1

Abbildung 11: Gang im Haus 14 Abbildung 12: Heizhaus

Abbildung 13: Innenbereich des Heizhauses Abbildung 14: weitere Gebaude im Plangebiet
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Vorbemerkung
Anlage 5

Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg der Landeshauptstadt Potsdam"

Eingriffsbilanzierung

geman Arbeitshilfe "Naturhaushaltswert" zur Anwendung der standardisierten Bewertungsmethode
fir Naturhaushaltsfunktionen Eingriffsbewertung in der verbindlichen Bauleitplanung der
Landeshauptstadt Potsdam

(Stand November 2013)

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt zum Teil im Innenbereich gem. § 34 BauGB. Die
Flache ist zu rd. 40 % bebaut. Die geplante Bebauung mit einer GRZ von 0,8 ist etwa doppelt so
hoch, wie die Versiegelung im Bestand und dem damit derzeit zulassigen Eingriff. Die
Mehrbebauung im Umfang von 40 % ist daher einer Eingriffsbilanzierung zu unterziehen.

Stand 11.01.2022



T 1a: Bewertung der Naturhaushaltsfunktionen fiir Biotoptypen - Bestand

Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" der Landeshauptstadt Potsdam

1 2 3 | 4 | | 6 7 8 9
Biotoptyp Biotoptyp und -bewertung LP Potsdam * Naturhaushaltswert Einzelbewertung Naturhaus- Bemerkungen
— — haltswert
biotisch abiotisch |gesamt (Auf- bzw.
Biotope Boden Wasser Klima / Luft Mittelwert (Mittelwert NHW | |Abwertungen
abiotisch ** biotisch + aufgrund
abiotisch) spezifischer
Flachen Landeshauptstadt Potsdam
Anthropogene Rohbodenstandorte und Ruderalfluren
03110 vegetationsfreie und -arme Sandflache 03.10 vegetationsfreie Rohbdden |stark belastend (2) 1,0 1,5 1,3 1,2 1,3 1,2
032002 ruderale Pionier-, Gras- und Staudenfluren mit 03.23.2 |ruderale Pionier-, Gras- und |eingeschrankte 1,5 1,5 1,3 1,5 1,4 1,5
Geholzbewuchs (Geholzdeckung 10-30%) Stauden, Staudendominiert, |Bedeutung (5)
frischer Standort
03229 sonstige ruderale Pionier- und Halbtrockenrasen 03.23.1 |ruderale Pionier-, Gras- und |eingeschrénkte 1,5 1,5 13 15 14 15
Stauden, Staudendominiert |Bedeutung (5)
Gras- und Staudenfluren
05113 Ruderale Wiese 03.20 ruderale Pionier-, Gras- und |6rtlich bedeutsam (6) 1,3 1,5 1,5 1,5 1,5 1,4
Staudenfluren
051602 Zierrasen mit locker stehenden Baumen 05.15.2 |intensiv genutztes Griinland, |gering 1,0 1,5 1,5 1,5 1,5 1,3
frischer Standort beeintrachtigend (4)
Laubgebiische, Feldgeholze, Alleen, Baumreihen und Baumgruppen
071021 Laubgebusch frischer Standorte, Gberwiegend 07.00.0 |Laubgebiische, Feldgehdlze, |ortlich bedeutsam (6) 1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8
heimische Arten. Allee
071422 Baumreihe, mehr oder weniger geschlossen, 07.19.1 |Baumreihe, Laubholz ortlich bedeutsam (6) 1,5 2,0 1,5 2,0 1,8 1,7
Uberwiegend nichtheimische Baumarten
07142221/ Baumreihe, geschlossen und in gesundem Zustand, |07.19.1  |Baumreihe, Laubholz ortlich bedeutsam (6) 1,5 2,0 1,5 2,0 1,8 1,7
0715312 Uberwiegend nicht heimische Baumarten,
Altbdume/einschichtige Baumgruppe, iberwiegend
heimische Arten, mittleres Alter
071502 Baumgruppe, nicht heimische Arten 07.11.1 |Feldgehdze/ Baumgruppen |6rtlich bedeutsam (6) 1,2 2,0 1,5 2,0 1,8 15
Laubholz
07153 einschichtige oder kleine Baumgruppen 07.11.1 |Feldgehdze/ Baumgruppen |6rtlich bedeutsam (6) 1,5 2,0 1,5 2,0 1,8 1,7
Laubholz
0715312 einschichtige Baumgruppe, Uberwiegend heimische |07.11.1 |Feldgehdze/ Baumgruppen |6rtlich bedeutsam (6) 1,5 2,0 1,5 2,0 1,8 1,7
Arten, mittleres Alter Laubholz
071532 einschichtige oder kleine Baumgruppen nicht 07.11.1 |Feldgehdze/ Baumgruppen |6rtlich bedeutsam (6) 1,2 2,0 1,5 2,0 1,8 15
heimische Baumarten Laubholz
0715322 einschichtige oder kleine Baumgruppen nicht 07.11.1 |Feldgehdze/ Baumgruppen |6rtlich bedeutsam (6) 1,2 2,0 1,5 2,0 1,8 15
heimische Baumarten, mittleres Alter Laubholz

Tla Berech NHW Bestand




1 2 3 | 4 | | 6 7 8 9
Biotoptyp Biotoptyp und -bewertung LP Potsdam * Naturhaushaltswert Einzelbewertung Naturhaus- Bemerkungen
— — haltswert
biotisch abiotisch |gesamt (Auf- bzw.
Biotope Boden Wasser Klima / Luft Mittelwert (Mittelwert NHW | JAbwertungen
abiotisch ** biotisch + aufgrund
abiotisch) spezifischer
Walder und Forsten
08280 Vorwalder 08.39.4 |Laubforst, Hauptbaumart ortlich bedeutsam (6)
n!cht erkannt, Nebenbaumart 18 20 15 20 18 1,8
nicht erkannt
082816 Birkenvorwald 08.39.6 |Laubforst, Hauptbaumart ortlich bedeutsam (6)
n!cht erkannt, Nebenbaumart 18 20 15 20 18 1,8
nicht erkannt
082828 Sonstiger Vorwald auf frischem Standort 08.39.7 |Laubforst, Hauptbaumart Ortlich bedeutsam (6)
n!cht erkannt, Nebenbaumart 18 20 15 20 18 1,8
nicht erkannt
082833 Eschen-Vorwald 08.48.9 |Laubforst, Hauptbaumart ortlich bedeutsam (6)
nicht erkannt, Nebenbaumart
nicht erkannt 1.8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8
Biotope der Griin- und Freiflaichen
101013 Parkanlagen tber 50 ha 10.10.1 |Parkanlage gering 1,8 1,5 1,8 2,0 1,8 1,8
beeintrachtigend (4)
102721 Anpflanzung von Strduchern > 1m ohne Baume 10.16.0 |Freiflachen im stark belastend (2) 1,2 1,5 1,5 1,8 1,6 1,4
Siedlungsbereich
102722 Anpflanzung von Strduchern > 1m mit Baumen 10.16.0 |Freiflachen im stark belastend (2) 1,5 1,5 1,5 1,8 1,6 1,6
Siedlungsbereich
Bebaute Gebiete, Verkehrslagen und Sonderbauflachen
12261 Einzel- und Reihenhausbebauung mit Ziergarten 12.21.0 |StraBen stark belastend (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
12310 Industrie-, Gewere, Handles- und 12.15.1 |Gewerbe, alter Standort stark belastend (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
Dienstleistungsflache (in Betrieb)
12320 Industrie- und Gewerbebrache 12.15.2 |Gewerbe, stillgelegt stark belastend (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1261001 StraBe mit regelmé&Bigem Baumbestand 12.21.0 |StraBen stark belastend (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
12654 versiegelter Weg 12.21.0 |StraBen stark belastend (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

T1a Berech NHW Besta

nd




1 2 3 | 4 | | 6 7 8 9
Biotoptyp Biotoptyp und -bewertung LP Potsdam * Naturhaushaltswert Einzelbewertung Naturhaus- Bemerkungen
— — haltswert
biotisch abiotisch |gesamt (Auf- bzw.
Biotope Boden Wasser Klima / Luft Mittelwert (Mittelwert NHW | - |Abwertungen
abiotisch ** biotisch + aufgrund
abiotisch) spezifischer
e -
Flachen Land Brandenburg
Anthropogene Rohbodenstandorte und Ruderalfluren
03200 ruderale Pionier-, Gras- und Staudenflur 03.23.2 |ruderale Pionier-, Gras- und |eingeschrankte
Stauden, Staudendominiert, |Bedeutung (5) 15 15 13 15 14 15
frischer Standort ’ ? ’ ’ : !
03229 sonstige ruderale Pionier- und Halbtrockenrasen 03.23.1 |ruderale Pionier-, Gras- und |eingeschrankte
Stauden, Staudendominiert  |Bedeutung (5) 1,5 1,5 1,3 1,5 1,4 15
Gras- und Staudenfluren
05160 Zierrasen 05.15.2 |intensiv genutztes Griinland, |gering
frischer Standort beeintrachtigend (4) 1o 2 U2 i 1@ 1:3
051602 Zierrasen mit locker stehenden Baumen 05.15.2 |intensiv genutztes Griinland, |gering 10 15 15 15 15 13
frischer Standort beeintrachtigend (4) ! ! ’ ! i i
05162 artenarmer Zierrasen, ruderalisiert 05.15.2 |intensiv genutztes Griinland, |gering
frischer Standort beeintrachtigend (4) 08 1.5 1.5 1.5 1.5 1,2
Laubgebiische, Feldgeholze, Alleen, Baumreihen und Baumgruppen
071021 Laubgebusch frischer Standorte, Gberwiegend 07.00.0 |Laubgebiische, Feldgehdlze, |ortlich bedeutsam (6)
heimische Arten. Allee 1.8 2,0 1.5 2,0 1.8 18
0714211 Baumreihe mehr oder weniger geschlossen und in  ]07.19.1  |Baumreihe, Laubholz Ortlich bedeutsam (6)
gesundem Zustand, tiberwiegend heimische 1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8
Baumarten, tberwiegend Altbaume
071422 Baumreihe, mehr oder weniger geschlossen, 07.19.1 |Baumreihe, Laubholz oOrtlich bedeutsam (6) 15 20 15 20 18 17
liberwiegend nichtheimische Baumarten ! ! ’ i i ’
07142211 Baumreihe, geschlossen und in gesundem Zustand, |07.19.1 |Baumreihe, Laubholz Ortlich bedeutsam (6)
Uberwiegend heimische Baumarten, Altbdume. 1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8
071424 Baumreihe mit hohem Anteil an geschéadigten 07.19.1 |Baumreihe, Laubholz ortlich bedeutsam (6) 12 20 15 20 18 15
B&umen, nicht heimische Baumart. ! ! ’ i i ?
071502 Baumgruppe, nicht heimische Arten 07.11.1 |Feldgehéze/ Baumgruppen  |6rtlich bedeutsam (6
9rupp 9 grupp © 1,2 2,0 1,5 2,0 1,8 15
Laubholz
07151 Markanter Solitarb: 07.11.1 |Feldgehdze/ B ortlich bedeut: 6
arkanter Solitarbaum eldgehdéze/ Baumgruppen  |drtlich bedeutsam (6) 18 20 15 20 18 18
Laubholz
07153 einschichtige oder kleine Baumgruppen 07.11.1 |Feldgehdze/ Baumgruppen |6rtlich bedeutsam (6) 15 20 15 20 18 1.7
Laubholz ’ ’ ’ ’ ’ ’
0715312 einschichtige Baumgruppe, Uberwiegend heimische |07.11.1 |Feldgehdze/ Baumgruppen |6rtlich bedeutsam (6) 15 20 15 20 18 17
Arten, mittleres Alter Laubholz ’ ’ ’ ’ ’ ’
071532 einschichtige oder kleine Baumgruppen nicht 07.11.1 |Feldgehdze/ Baumgruppen |6rtlich bedeutsam (6)
S 1,2 2,0 1,5 2,0 1,8 15
heimische Baumarten Laubholz
Wilder und Forsten
082814 Robinien-Vorwald 08.39.5 |Laubforst, Hauptbaumart ortlich bedeutsam (6) 1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8
nicht erkannt, Nebenbaumart
nicht erkannt
082828 Sonstiger Vorwald auf frischem Standort 08.39.7 |Laubforst, Hauptbaumart oOrtlich bedeutsam (6) 1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8
nicht erkannt, Nebenbaumart
nicht erkannt

Tla Berech NHW Bestand




1 2 3 | 4 | | 6 7 8 9
Biotoptyp Biotoptyp und -bewertung LP Potsdam * Naturhaushaltswert Einzelbewertung Naturhaus- Bemerkungen
— — haltswert
biotisch abiotisch |gesamt (Auf- bzw.
Biotope Boden Wasser Klima / Luft Mittelwert (Mittelwert NHW | - |Abwertungen
abiotisch ** blgtlgch + aufgrlgnd
abiotisch) spezifischer
Biotope der Griin- und Freiflaichen
101013 Parkanlagen tber 50 ha 10.10.1 |Parkanlage gering
beeintrachtigend (4) 1,8 1,5 1,8 2,0 1,8 1,8
10111 Garten 10.11.1  |Gérten gering
beeintrachtigend (4) 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5
10272 Anpflanzung von Strduchern > 1m Hohe 10.16.0 |Freiflachen im stark belastend (2) 12 15 15 18 16 14
Siedlungsbereich ] ’ ! ! i ’
10272/ 0715122 |Anpflanzung von Strduchern > 1m/markanter 10.16.0 |Freiflachen im stark belastend (2)
Solitarbaum, nicht heimische Baumart, mittleres Siedlungsbereich 1,2 1,5 1,5 1,8 1,6 1,4
Alter
10272/07152 Anpflanzung von Strduchern > 1m Hohe/sonstiger [10.16.0 |Freiflachen im stark belastend (2) 15 15 15 18 16 16
Solitarbaum Siedlungsbereich ’ ’ ’ ’ ’ i
102721 Anpflanzung von Strduchern > 1m ohne Baume 10.16.0 |Freiflachen im stark belastend (2) 12 15 15 18 16 14
Siedlungsbereich ’ i ! ! i ’
102722 Anpflanzung von Strduchern > 1m mit Baumen 10.16.0 |Freiflachen im stark belastend (2)
Siedlungsbereich 1.5 1,5 1,5 1,8 1,6 1,6
102722/ 071021 |Anpflanzung von Strduchern > 1m mit 10.16.0 |Freiflachen im stark belastend (2) 15 15 15 18 16 16
B&aumen/Laubgeblisch frischer Standorte Siedlungsbereich ’ ’ ’ ’ ’ i
102752 Wechselbepflanzung mit Baumen 10.16.0 |Freiflachen im stark belastend (2)
Siedlungsbereich 1.5 1,5 1,5 1,8 1,6 1,6
Bebaute Gebiete, Verkehrslagen und Sonderbauflachen
12310 Industrie-, Gewere, Handles- und 12.15.1 |Gewerbe, alter Standort stark belastend (1)
Dienstleistungsfléche (in Betrieb) ne ne 0e ne 0 0.0
12320 Industrie- und Gewerbebrache 12.15.2 |Gewerbe, stillgelegt stark belastend (1) 00 00 00 00 00 00
1261001 StraBe mit regelméBigem Baumbestand 12.21.0 |StraBen stark belastend (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
12643 Parkplatze, versiegelt 12.21.0 |StraBen stark belastend (1) 00 00 00 00 00 0.0
12654 versiegelter Weg 12.21.0 |StraBen stark belastend (1) 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0 0,0
Anmerkungen:

* Standardwert gem. ,Liste der vorkommenden Biotoptypen und deren Bewertungsstufen” im Anhang A-1 zum Landschaftsplan Stadt Potsdam

** Mittelwert abiotisch: Zellenwerte ungerundet, Anzeige gerundet auf eine Kommastelle
*** Naturhaushaltswert Nutzungstyp: berechneter Gesamtwert flr Biotoptyp gerundet auf eine Kommastelle

Naturhaushaltswert 2,5 = sehr hoch (z.B. Naturnahes Gewasser)

Tla Berech NHW Bestand




T 1b: Zusammenstellung Naturhaushaltswerte Bestand

Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" der Landeshauptstadt Potsdam

1 2 3
Biotoptyp Flache in m? |Naturhaus- [Naturhaushalts-
haltswert |wert der Flache **
gesamt * (Flache x NHW, gerundet)

Flachen Landeshauptstadt Potsdam

Anthropogene Rohbodenstandorte und Ruderalfluren

03110 vegetationsfreie und -arme Sandflache 163 1,2 196
032002 ruderale Pionier-, Gras- und Staudenfluren mit
Geholzbewuchs (Gehodlzdeckung 10-30%) 1.384 1,5 2.076
03229 sonstige ruderale Pionier- und Halbtrockenrasen 49 1,5 74
Gras- und Staudenfluren
05113 Ruderale Wiese 371 1,4 519
051602 Zierrasen mit locker stehenden Baumen 107 1,3 139
Laubgebiische, Feldgehdlze, Alleen, Baumreihen und Baumgruppen
071021 La_ub_gebusch frischer Standorte, berwiegend 172 18 310
heimische Arten.
071422 I:%aumreme, mehr odgr weniger geschlossen, 40 17 68
Uberwiegend nichtheimische Baumarten
Baumreihe, geschlossen und in gesundem
Zustand, Uberwiegend nicht heimische
07142221/ Baumarten, Altbdume/einschichtige 1.142 1,7 1.941
0715312 . . L
Baumgruppe, Uberwiegend heimische Arten,
mittleres Alter
071502 Baumgruppe, nicht heimische Arten 6 1,5 9
07153 einschichtige oder kleine Baumgruppen 781 1,7 1.328
0715312 e|qsgh|cht|ge Baumlgruppe, Uberwiegend 746 17 1.968
heimische Arten, mittleres Alter
071532 elqsghlchtlge oder kleine Baumgruppen nicht 343 15 515
heimische Baumarten
0715322 elqsthchtlge oder klelne.Baumgruppen nicht 405 15 607
heimische Baumarten, mittleres Alter
Walder und Forsten
08280 Vorwélder 616 1,8 1.109
082816 Birkenvorwald 156 1,8 281
082828 Sonstiger Vorwald auf frischem Standort 5.237 1,8 9.426
082833 Eschen-Vorwald 323 1,8 581
Biotope der Griin- und Freiflaichen
101013 Parkanlagen tber 50 ha 15 1,8 27
102721 Anpflanzung von Strauchern > 1m ohne Baume 181 1,4 253
102722 Anpflanzung von Strduchern > 1m mit Baumen 978 1,6 1.564
Bebaute Gebiete, Verkehrslagen und Sonderbauflachen
12261 Einzel- und Reihenhausbebauung mit Ziergarten 1.201 0,0 0
12310 Industrie-, Gewere, Handles- und 44 00 0
Dienstleistungsflache (in Betrieb) ’
12320 Industrie- und Gewerbebrache 5.479 0,0 0
1261001 StraBe mit regelméBigem Baumbestand 13 0,0 0
12654 versiegelter Weg 4.318 0,0 0
Summe Eingriffsbereich Landeshauptstadt Potsdam 24.268 0,9 22 291

T1b Zusammenstell NHW Bestand




1 2 3
Biotoptyp Flache in m?2 [Naturhaus- |Naturhaushalts-
haltswert wert der Flache **
gesamt * (Flache x NHW, gerundet)

ﬁéchen Land

Erandenburg

Anthropogene Rohbodenstandorte und Ruderalfluren

03200 ruderale Pionier-, Gras- und Staudenflur 1.864 1,5 2.796
03229 sonstige ruderale Pionier- und Halbtrockenrasen 346 1,5 519
Gras- und Staudenfluren
05160 Zierrasen 293 1,3 381
051602 Zierrasen mit locker stehenden Baumen 340 1,3 442
05162 artenarmer Zierrasen, ruderalisiert 26 1,2 32
Laubgebiische, Feldgehélze, Alleen, Baumreihen und Baumgruppen
071021 La_ub_gebusch frischer Standorte, Uberwiegend 941 18 1.694
heimische Arten.
Baumreihe mehr oder weniger geschlossen und
0714211 in gesundem Zustand, iberwiegend heimische 179 1,8 322
Baumarten, Uberwiegend Altbdume
071422 ?aumreme, mghr odgr yvenlger geschlossen, 672 17 1142
Uberwiegend nichtheimische Baumarten
Baumreihe, geschlossen und in gesundem
07142211 Zustand, Uberwiegend heimische Baumarten, 415 1,8 747
Altbdume.
071424 B?umrelhe.mlt ho.he.m Anteil an geschéadigten 844 15 1.066
B&aumen, nicht heimische Baumart.
071502 Baumgruppe, nicht heimische Arten 267 1,5 401
07151 Markanter Solitarbaum 65 1,8 116
07153 einschichtige oder kleine Baumgruppen 1.152 1,7 1.958
einschichtige Baumgruppe, Uberwiegend
0715312 heimische Arten, mittleres Alter 6 17 10
071532 elqsthchtlge oder kleine Baumgruppen nicht 0.1 15 0
heimische Baumarten
Walder und Forsten
082814 Robinien-Vorwald 392 1,8 705
082828 Sonstiger Vorwald auf frischem Standort 2.411 1,8 4.340
Biotope der Griin- und Freiflaichen
101013 Parkanlagen Uber 50 ha 1.310 1,8 2.357
10111 Garten 233 1,5 350
10272 Anpflanzung von Strduchern > 1m Hohe 208 1,4 292
10272/0715122 |Anpflanzung von Strauchern > 1m/markanter
Solitdrbaum, nicht heimische Baumart, mittleres 182 1,4 254
Alter
10272/07152 Anpflanzung von Strauchern > 1m
N : o 24 1,6 38
Hohe/sonstiger Solitarbaum
102721 Anpflanzung von Strauchern > 1m ohne Baume 102 14 143
102722 Anpflanzung von Strduchern > 1m mit Baumen 1507 16 2 411
102722/071021 |Anpflanzung von Strauchern > 1m mit 181 16 290
Baumen/Laubgebisch frischer Standorte, ’
102752 Wechselbepflanzung mit Baumen 506 1,6 809
Bebaute Gebiete, Verkehrslagen und Sonderbauflachen
12310 Industrie-, Gewere, Handles- und
Dienstleistungsflache (in Betrieb) 2.752 0.0 0
12320 Industrie- und Gewerbebrache 2.221 0,0 0
1261001 StraBe mit regelméBigem Baumbestand 0,01 0,0 0
12643 Parkplatze, versiegelt 1.026 0,0 0
12654 versiegelter Weg 4.344 0,0 0
Summe Eingriffsbereich Land Brandenburg 24.808 1,0 23.815

T1b Zusammenstell NHW Bestand




1 2 3

Biotoptyp Flache in m?2 [Naturhaus- |Naturhaushalts-
haltswert wert der Flache **
gesamt * (Flache x NHW, gerundet)

Summe Eingriffsbereich 49.077 0,9 46.106

Flache fir die Erhaltung/ nachrichtlich iibernommene Flachen -
Flache die als Wald festgesetzt wird 5.326 1.8 9.587

Anmerkungen:

* Naturhaushaltswert Nutzungstyp: berechneter Gesamtwert fiir Biotoptyp gerundet auf eine Kommastelle
** Naturhaushaltswert der Flache: berechneter Gesamtwert fur Biotopflache, gerundet auf ganze Zahl

T1b Zusammenstell NHW Bestand



T 2a: Bewertung der Naturhaushaltsfunktionen fiir Biotoptypen - Planung

Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg” der Landeshauptstadt Potsdam

1 2 3 4 6 7 8 9 | 10 11
Geplante Nutzung Flachen- Biotoptyp und -bewertung LP Potsdam * Naturhaushaltswert Einzelbewertung Naturhaushaltswert gesamt *** Bemerkungen
anteil (Mittelwert
NHW biotisch + abiotisch) (Auf- bzw. Abwertungen
aufgrund spezifischer
Auspragungen)
biotisch abiotisch absolut flachenbezogen
Biotope Boden Wasser Klima / Luft Mittelwert
abiotisch **

Flachen Landeshauptstadt Potsdam
Gemeinbedarfsflache
Uberbaubare Flache (Haupt-GRZ) 80% 12.12.0 |Wohnbauflache belastet (2) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

(vorwiegend)
Stellplatze, Zufahrten, Nebenanlagen 0% 12.20.0 |Verkehrsanlagem stark belastend (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
(Neben-GRZ)
nicht (iberbaubare Flache - dauerhafte 18% 05.15.2 [intensiv genutztes gering beeintrachtigend (4) 1,5 1,5 1,5 1,8 1,6 1,6 0,3
Bepflanzung Grinland, frischer

Standort
nicht Uberbaubare Flache - 2% 05.11.2 |Extensiv genutztes eingeschrénkte Bedeutung (5) 1,0 1,0 1,5 1,5 1,3 1,2 0,0
Rigolen/Mulden Grlnland
Gesamt (gerundet) 100% 0,3
extensive Dachbgriinung (geringe 100% 03.40.1 [kinstlich begriindete  [eingeschrankte Bedeutung (5) 1,0 0,8 1,0 1,0 0,9 1,0 1,0
Bodenauflage) Gras-und Staudenflur,

trockener Standort
Gesamt (gerundet) 100% 1,0

T2a Berech NHW Planung




Geplante Nutzung Flachen- Biotoptyp und -bewertung LP Potsdam * Naturhaushaltswert Einzelbewertung Naturhaushaltswert gesamt *** Bemerkungen
anteil (Mittelwert
NHW biotisch + abiotisch) (Auf- bzw. Abwertungen
aufgrund spezifischer
Auspragungen)
biotisch abiotisch absolut flachenbezogen
Biotope Boden Wasser Klima / Luft Mittelwert
abiotisch **

Flachen Land Brandenburg
Sonstiges Sondergebiet
Uberbaubare Flache (Haupt-GRZ) 80% 12.12.0 |Wohnbauflache belastet (2) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

(vorwiegend)
Stellplatze, Zufahrten, Nebenanlagen 0% 12.20.0 |Verkehrsanlagem stark belastend (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
(Neben-GRZ)
nicht Uberbaubare Flache - 15% 08.39.7 |Laubforst, oOrtlich bedeutsam (6) 1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 0,3
Anpflanzbindung Hauptbaumart nicht

erkannt,

Nebenbaumart

nicht erkannt
nicht (iberbaubare Flache - dauerhafte 4% 05.15.2 |intensiv genutztes gering beeintrachtigend (4) 1,5 1,5 1,5 1,8 1,6 1,6 0,1
Bepflanzung Grinland, frischer

Standort
nicht Gberbaubare Flache - 1% 05.11.2 |Extensiv genutztes eingeschrénkte Bedeutung (5) 1,0 1,0 1,5 1,5 1,3 1,2 0,0
Rigolen/Mulden Grinland
Gesamt (gerundet) 100% 0,3
extensive Dachbgriinung (geringe 100% 03.40.1  |kinstlich begriindete  |eingeschrankte Bedeutung (5) 1,0 0,8 1,0 1,0 0,9 1,0 1,0
Bodenauflage) Gras-und Staudenflur,

trockener Standort
Gesamt (gerundet) 100% 1,0

Anmerkungen:

* Standardwert gem. "Liste der vorkommenden Biotoptypen und deren Bewertungsstufen" im Anhang A-1 zum Landschaftsplan Stadt Potsdam (Stand: Marz 2012)

** Mittelwert abiotisch: Zellenwerte ungerundet

*** Naturhaushaltswert Biotope/ Nutzungstypen absolut: Zellenwerte der Teilwerte gerundet auf eine Kommastelle (nachrichtliche Darstellung)
Naturhaushaltswert Biotope/ Nutzungstypen flachenbezogen: Zellenwerte der Teilwerte ungerundet (Mittelwert von NHW biotisch und NHW abiotisch), berechneter Gesamtwert fiir Nutzungstyp gerundet auf eine Kommastelle (Summe der Teilwerte)

T2a Berech NHW Planung
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T 2b: Berechnung der Naturhaushaltswerte fir geplante Baugebiete
Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg"” der Landeshauptstadt

Potsdam
1 2 3 4
Flachen Landeshauptstadt Potsdam
Gemeinbedarf GRZz 0,8
Flachentyp/ MaBnahme Naturhaus- |Anrechen-
haltswert bare Flache
in m?
Baugrundstiick 24.268
tiberbaubare Flache - auf Grund der Lage im
Innenbereich bereits zuldssig 0,0 9.707 40,0%
1]iiberbaubare Flache - zu bilanzieren 9.707 40,0%
davon:
vollversiegelt 0,0 9.707 40,0%
Extensive Dachbegriinung (Annahme: Auf 60% der
Uberbaubaren Flache) 1,0 11.649 60,0%
Stellplatze, Zufahrten, Nebenanlagen (Neben-GRZ);
2|unzuléssig 0 0,0%
davon:
vollversiegelt 0,0 0 0,0%
wasser- und luftdurchlassige Wegebelage 0,0 0 0,0%
3|nicht Giberbaute Flache 4.854 20,0%
davon:
nicht Uberbaubare Flache - dauerhafte Bepflanzung 1,5 4.250 17,5%
nicht Gberbaubare Flache - Rigolen/Mulden 1,0 604 2,5%
G |Naturhaushaltswert (gerundet) 0,9

T2b Berech NHW Baugebiete
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Flachen Land Brandenburg

Sonstiges Sondergebiet GRZ 0,8
Flachentyp/ MaBnahme Naturhaus- [Anrechen- |Anteil an Grund-
haltswert bare Flache |[stiicksflache
in m2
Baugrundstiick 24.809
tiberbaubare Flache - auf Grund der Lage im
Innenbereich bereits zuldssig 0,0 9.924 40,0%
1]iberbaubare Flache - zu bilanzieren 9.924 40,0%
davon:
vollversiegelt 0,0 9.924 0,0%
Extensive Dachbegriinung (Annahme: Auf 60% der
Uberbaubaren Flache) 1,0 11.908 60,0%
Stellplatze, Zufahrten, Nebenanlagen (Neben-GRZ);
2Junzulassig 0 0,0%
davon:
vollversiegelt 0,0 0 0,0%
wasser- und luftdurchlassige Wegebelage 0.0 0 0,0%
3|nicht Giberbaute Flache 4.962 20,0%
davon:
nicht Gberbaubare Flache - dauerhafte Bepflanzung 1,5 1.077 4,3%
nicht Gberbaubare Flache- Erhaltungsbindung 1,8 3.665 14,8%
nicht Gberbaubare Flache - Rigolen/Mulden 1,0 220 0,9%
G |Naturhaushaltswert (gerundet) 0,9

T2b Berech NHW Baugebiete
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T 2c: Zusammenstellung Naturhaushaltswerte Planung
Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" der Landeshauptstadt Potsdam

1 2 3 4
Planungstyp Flache in m? Naturhaus- Naturhaushalts-
haltswert wert der Flache **
gesamt * (Flache x NHW, gerundet)

[Flachen Landeshauptstadt Potsdam

Baugebiete

Gemeinbedarf 24.268 0,9 21.841
Flachen Land Brandenburg

Baugebiete

Sondergebiet 24.809 0,9 22.328
Summe Eingriffsbereich 49.077 0,9 44.169
Flache fir die Erhaltung/ nachrichtlich ibernommene Flachen

Wald | 5.326 1,8 9.587
Anmerkungen:

* Naturhaushaltswert Nutzungstyp: berechneter Gesamtwert fur Planungstyp gerundet auf eine Kommastelle
** Naturhaushaltswert der Flache: berechneter Gesamtwert fiir Biotopflache, gerundet auf ganze Zahl

T2c Zusammenstell NHW Planung
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T 3a: Eingriff in die Naturhaushaltsfunktionen (Baugebiete/ Verkehrsflachen)

Gegeniuberstellung NH-Gesamtwerte Bestand, Planung
Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" der Landeshauptstadt Potsdam

1 2 3 4 5
Bestand Planung* Bilanz*
Typ Flache in m2 NH-Wert Flache x NH-Wert Flache x NH-Wert Flache x Flache x NH-Wert
(gerundet) Mittelwert NH-Wert Mittelwert NH-Wert Veranderung NH-Wert NH-Wert
(gerundet) (gerundet) (gerundet) (gerundet) (gerundet) (gerundet) (gerundet) abzgl. bisher
zulassiger Bebauung (0,4)
Flachen Landeshauptstadt Potsdam
Gemeinbedarf 24.268 0,9 22.291 0,9 21.841 0 -450 -180
Flachen Land Brandenburg
Sondergebiet 24.809 1,0 23.815 0,9 22.328 -0,1 -1.487 -595
Gesamt 49.077 0,9 46.106 0,9 44.169 0 -1.937 775
Vorhabenflachen
Flache fiir die Erhaltung/
nachrichtlich ibernommene Flachen 5.167 18 9.301 18 9.301 0 0

T3a_T3b Bilanz Eingriff




T 3d: Berechnung Naturhaushaltsaufwertung fiir externe AusgleichsmaBnahmen

Bebauungsplan Nr. 113 "Pappelallee/Reiherweg" der Landeshauptstadt Potsdam

1

2

3

4

6

MaBnahme

Naturhaus-
haltswert
Bestand

Naturhaus-
haltswert Planung

Wertver-
besserung

MaBnahmen-
flache in m2
(gerundet)

MaBnahmen-
flache in ha
(gerundet)

Wertver-
besserung x
Flache
(gerundet)

Flachen Landeshauptstadt Potsdam

Erstaufforstung vormals landwirtschaftlich genutzter
Flachen

Kompensationsfaktor mind 1:1 geman
Verwaltungsvorschrift (VV) zu § 8 LWaldG (hier
bilanziert),

ggf. darliber hinausgehend A+E-MaBnahmen -
MaBnahmengréBe in Abhangigkeit der
MaBnahmenwertigkeit

1,0

1,6

+0,6

4.606

0,46

2.764

Flachen Land Brandenburg

Erstaufforstung vormals landwirtschaftlich genutzter
Flachen

Kompensationsfaktor mind 1:1 geman
Verwaltungsvorschrift (VV) zu § 8 LWaldG (hier
bilanziert),

ggf. darGber hinausgehend A+E-MaBnahmen -
MaBnahmengréBe in Abhangigkeit der
MaBnahmenwertigkeit

1,0

1,6

+0,6

2.902

0,29

1.741

Summe

7.508

4.505

T3d Bilanz Externer Ausgleich
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Bebauungsplan Nr. 113 ,,Pappelallee/Reiherweg*“
der Landeshauptstadt Potsdam

Anlage 6 Bestandskarte zum Artenvorkommen
:I Geltungsbereich des Bebauungsplans (Stand 01/2022)

O Brutrevier Vogel

Abk.
- I i
'Ba  |Bachstelze | Motacilaaba |
Bs  |Buntspecht | Dendrocopusmajor |
i
i
z Zaunkonig

Nachweis Fledermaus

(Abk. | DeutscherName | Wissenschaftlicher Name
BR | Breitfiigeffiedermaus | Eptesicus serofinus
Nyctalus noctula
Pipistrellus pygmaeus
Pipistrellus nathusii
Pipistrellus pipistrellus

[ ] Standort Horchbox

Namentlich benannt sind die Gebaude, die auf Fledermausquartiere untersucht wurden.

Sonstige Arten

o Nachweis Waldameise (Hiigel)

© Nachweis Fuchs

Sonstiges

’/ // Wald nach LWaldG (Stellungnahme Obf. Potsdam vom 01.08.2019)

Kartengrundlage:

Vermesserplan 03/2017
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Bebauungsplan Nr. 113

Anlage 6 Bestandskarte zum Artenvorkommen

0 50 100
[ e——— e VG
MafRstab  1:1.000 (Blattgrofte DIN A2)

Koordinatensystem: ETRS89 UTM Zone33 6

Stand: 13.01.2022
Projekt-Nr.: 809
Bearbeitung: Fr. Leutloff/ Fr. Kreitlow

Auftraggeber Bearbeitung
Landeshauptstadt Potsdam Dr. Szamatolski Schrickel Planungsgesellschaft mbH
Bereich Verbindliche Bauleitplanung Brunnenstrafle 181, 10119 Berlin

030/86 47 39-0

buero@szsp.de




	TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
	A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
	1. Art der baulichen Nutzung
	Fläche für den Gemeinbedarf
	1.1 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule“ und "Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen" ist die Errichtung einer Schule und von sämtlichen, damit verbundenen Nutzungen und Einrichtungen, welche schulischen Zw...
	1.2 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen" ist auch eine außerschulische Nutzung der Gebäude zu sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und sportlichen Zwecken ...
	Sondergebiet

	1.3 Das Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" dient der Unterbringung von Büro- und Verwaltungsgebäuden. In dem Sondergebiet sind allgemein zulässig:
	1.4 Im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie in der dafür ausgewiesenen Stellplatzzone zulässig.
	1.5 Im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

	2. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
	2.1  Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen" sowie im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" ist eine Befestigung von Straßen, Wegen, Zufahrten, offenen ...
	2.2  Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen" und im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind mindestens 60 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und ...

	3. Maßnahmen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
	3.1  Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen" und im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Verwaltung" sind je angefangene 150 m² Grundstücksfläche ein standortgerec...
	3.2  Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind zusätzlich ebenerdige Stellplatzanlagen durch Flächen, die zu bepflanzen sind, zu gliedern. Je 4 Stellplätze ist ein standortgerechter, einheimischer Laub- oder Nadelbaum (Stammumfang 18 - 20 cm) zu pfla...
	Ausnahmsweise kann von dieser Festsetzung abgewichen werden, wenn es den Vorhabenträgern auf Grund der Inanspruchnahme von Flächen für die Baumpflanzungen nachweislich nicht möglich ist, die Mindestanzahl von Stellplätzen nach Potsdamer Stellplatzsat...
	Zulässig ist in diesem Fall auch, die erforderlichen Bäume, die sich aus der Anzahl der Stellplätze ergeben, alternativ zur Gliederungsfunktion der Stellplatzanlage gesammelt als Baumgruppe oder –reihe an geeigneter Stelle auf dem Grundstück anzupfla...
	3.3  Auf der Fläche A sind die bestehenden Vegetationsstrukturen zu erhalten. Der Baum- und Strauchbestand ist bei Abgang in der Weise nachzupflanzen, dass der Eindruck einer waldartigen Fläche entsteht. Je 50 m² Fläche sind mindestens ein Baum im Sta...

	4. Immissionsschutz
	4.1  Zum Schutz vor Lärm sind auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen" auf der Fläche (a) (TF1) Nutzungen zulässig, deren Geräusche das Emissionskontingente LEK,i na...
	Auf der Fläche (b) (TF2) sind Nutzungen zulässig, deren Geräusche das Emissionskontingente LEK,i nach DIN 45691 in Höhe von LEK,i = 65 dB(A)Tags bzw. LEK,i = 50 dB(A)Nachts nicht überschreiten.
	4.2  Zum Schutz vor Lärm müssen bei Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen die Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthaltsräume der Gebäude auf den Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und "Sozialen Z...

	B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
	5. Örtliche Bauvorschriften
	5.1 Für die Fassadenoberflächen sowie Fenster- und Türrahmen der Gebäude sind folgende Farben aus dem Farbspektrum NCS NATURAL COLOR SYSTEM index, Scandinavian Colour Institute AB, Stockholm Sweden 2004, zulässig:
	5.2 Für Dachflächen bzw. deren Aufbauten und Eindeckungen sind ausschließlich Farben, die sich im grauen und anthrazitfarbenen Farbspektrum befinden, zulässig. Weiß bzw. helle Farben sind unzulässig.
	5.3 Für Dachflächen bzw. deren Eindeckungen ist die Verwendung von Zink unzulässig. Zulässig sind farbig beschichtete Metalle, dessen Farbton dunkler als die jeweilige Fassadenfläche ist.
	5.4 Dachaufbauten sind nur ausnahmsweise zulässig, wenn ihre Höhe die festgesetzten maximalen Oberkanten nicht überschreitet. Sie sind zudem nur mit einer Einhausung oder mit einer Verkleidung zulässig.
	5.5 Für Gebäude, die mit einem Flachdach errichtet werden, gilt als maximale Oberkante die Attika des Gebäudes.
	5.6 Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulässig, wenn ihre Höhe die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen bzw. die maximale Oberkante der Attika der Gebäude nicht überschreitet. Die Oberflächen von Anlagen der Photovoltaik und der Solarthermie sind ma...


	1 Anlass und Aufgabenstellung
	2 Rechtliche Grundlagen
	3 Beschreibung des Vorhabengebiets
	4 Vorkommen und Betroffenheit europäisch geschützter Arten
	4.1 Relevanzprüfung
	4.2 Untersuchungsumfang
	4.3 Brutvögel
	4.4 Fledermäuse
	4.5 Sonstige Arten

	5 Wirkprozesse und -komplexe des Vorhabens
	6 Maßnahmen zur Minimierung und Vermeidung sowie Biotopaufwertung und Kompensation
	6.1 Maßnahmen zur Vermeidung
	6.2 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen)
	6.3 FCS-Maßnahmen

	7 Betroffenheit nach Verbotstatbeständen und ggf. erforderliche Maßnahmen
	7.1 Brutvögel
	7.2 Fledermäuse
	7.3 Sonstige Arten

	8 Literatur- und Quellenverzeichnis
	9 Anhang
	9.1 Relevanzprüfung der im Plangebiet vorkommenden Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie
	9.2 Zusätzliches Bildmaterial


